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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 -16 79 39 45 
Mobil: 0151 -18 69 66 05 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Ahmet QEUK vom OLG Düsseldorf zu 
dreijähriger Haftstrafe verurteilt 

Staatsschutzsenate folgen 
politischen Vorgaben 

A m 24. Januar ging der am 12. Mai 2016 eröffnete §129b-Prozess gegen 
Ahmet £elik zu Ende. Der Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts (OLG) 
Düsseldorf verurteilte den kurdischen Politiker zu einer Haftstrafe von drei 
Jahren. Gegen dieses Urteil hat die Verteidigung am 30. Januar Revision eingelegt. 

Die Anklage hatte den Kurden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen“ Vereini¬ 
gung im Ausland (§§ 129a/b StGB) beschuldigt. Das OLG sah es als erwiesen an, 
dass er unter dem Namen „Kerim“ von Anfang Juni 2013 bis Anfang Juli 2014 den 
PKK-Sektor „Mitte“ in Deutschland verantwortlich geleitet hat - in einer Zeit, in 
der der Friedensprozess zwischen kurdischer Bewegung und türkischem Staat große 
Hoffnungen auf eine politische Lösung des Konfliktes weckte. 

Während die Bundesanwaltschaft eine Freiheitsstrafe von vier Jahren gefordert 
hatte, plädierte die Verteidigung am 17. Januar auf Freispruch. Sie war der Auffas¬ 
sung, dass das Verfahren nicht vor einem Staatsschutzsenat hätte stattfmden dürfen, 
weil der Staat durch die politische Arbeit ihres Mandanten zu keinem Zeitpunkt 
gefährdet gewesen sei. Dieser Prozess wie auch die anderen PKK-Verfahren seien 
eher dazu angetan, das System Erdogan zu unterstützen und der Maxime des Auto¬ 
kraten beizupflichten, wonach es kein Kurden-, sondern nur ein Terrorismuspro¬ 
blem gäbe. Die antikurdische Stimmung in der Türkei werde durch die Verfolgung 
von politischen Aktivist*innen in Deutschland zusätzlich angeheizt. Es stehe außer 
Zweifel, dass den Verfahren eine politische Motivation zugrundeliege, was sich 
letztlich auch in der Tatsache ausdrücke, dass das Bundesjustizministerium die 
Ermächtigung zur Strafverfolgung von Personen erteile, dessen Entscheidung aber 
jeglicher Kontrolle entzogen und nicht überprüfbar sei. 

Auch Ahmet £elik hatte sich in der Verhandlung vom 17. Januar noch einmal zu 
Wort gemeldet. Er zeigte sich enttäuscht darüber, dass das Gutachten des an der 
Landesverteidigungsakademie in Wien tätigen Wissenschaftlers Dr. Walter Porsch 
bei der Bundesanwaltschaft keine Beachtung gefunden habe. Dieser war als Zeuge 
vom Gericht geladen worden und hatte an zwei Tagen im August ausführlich und 
kenntnisreich über die politischen Entwicklungen in der Türkei von 2013 bis heute 
referiert. Zu seiner Person wolle £elik bemerken, zu keiner Zeit weder Gewalt 
angewendet noch je dazu aufgerufen zu haben. Er habe lediglich seine Aufgabe als 
Kurde in der Diaspora wahrgenommen und verantwortungsvoll gehandelt. Für ihn 
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sei es schmerzlich, dass seine 
Arbeit als terroristisch gebrand¬ 
markt werde. Noch schlimmer 
sei aber, wenn man ihn als „tür¬ 
kischer Terrorist“ diskrimi¬ 
niere. 

Er stelle sich die Frage, ob 
eine Bestrafung seiner Person 
zu irgendeiner Lösung der Pro¬ 
bleme beitrage. Es sei dringend 
erforderlich, politische Lösungswege zu suchen und zu 
finden, wozu auch die Aufhebung des PKK-Betäti- 
gungsverbots gehöre. Denn - so £elik „Wer ein Pro¬ 
blem erkennt und nichts unternimmt, ist wahrschein¬ 
lich Teil des Problems.“ Er wolle die Hoffnung auf eine 
friedliche und gerechte Welt nicht aufgeben. 

Das Perfide an allen Prozessen dieser Art ist, dass die 
Richter und Richterinnen großes Verständnis für die 
zumeist dramatischen Lebensläufe der Angeklagten 
bekunden (oder sollte besser der Begriff „heucheln“ 
benutzt werden) und auch die Menschenrechtsverlet¬ 


zungen oder Kriegsverbrechen durch das türkische 
Regime nicht bestreiten. Die zahlreichen, umfang- und 
faktenreichen Anträge der Verteidigung, die Gutachten 
oder auch die Anhörung von Augenzeugen, haben den 
Gerichten allerdings auch keine andere Wahl gelassen, 
als die Realität des Krieges gegen die kurdische Bevöl¬ 
kerung in den Siedlungsgebieten der Türkei anzuerken¬ 
nen. 

Den Angeklagten jedoch bringen die „Einsichten “ und 
die „Anteilnahme“ der Richter*innenschaft nichts: 
Zeigen sie keine Unterlegenheitsgesten, Geständnisse 
oder Distanzierungen von ihrer politischer Identität, 
wird verurteilt. Die Staatsschutzsenate der Oberlan¬ 
desgerichte sind nicht unabhängig. Sie haben den poli¬ 
tischen Vorgaben der jeweiligen Bundesregierung zu 
folgen. Gegen sie zu verstoßen, wagt sich keine Richte¬ 
rin und kein Richter. Wenn doch, dürfte der Karriere¬ 
weg beendet sein. 

Ahmet Qelik befindet sich seit seiner Verhaftung im Juli 
2015 in der JVA Köln in Untersuchungshaft. 

(Azadi) 
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HDP-Abgeordneter Faysal Sariyildiz als Zeuge 
in PKK-Prozess 

Im § 129b-Verfahren gegen den kurdischen Aktivisten 
Ali H. Dogan vor dem Kammergericht Berlin, trat am 
3. Januar der aus Cizre stammende kurdische Abgeord¬ 
nete der HDP im türkischen Parlament, Faysal Sariyil¬ 
diz (42), als Zeuge der Verteidigung auf. Er verließ 
2015 die Türkei, weil gegen ihn 20 Verfahren anhängig 
sind und ein Haftbefehl wegen angeblicher Mitglied¬ 
schaft in einer Terrororganisation vorliegt. Faire Pro¬ 
zesse können in der Türkei nicht erwartet werden. 

Die Verteidigung hatte ihn eingeladen, als Augen¬ 
zeuge über die schweren Menschenrechtsverletzungen 
durch türkische Militär- und Sicherheitskräfte in den 
kurdischen Gebieten im Südosten der Türkei zu berich¬ 
ten. In kurdischer Sprache beschrieb er die Situation in 
Cizre während der Ausgangssperre, in deren Folge 24 
Menschen getötet wurden, die offiziell als Terroristen 
bezeichnet wurden, dem Sariyildiz vehement wider¬ 
sprach. Es habe sich nachweislich um Zivilist*innen 
gehandelt, darunter ein 13-jähriges Mädchen und ein 
Baby. Er schilderte die Situation in den Kellern von 
drei Gebäuden, in denen Menschen von den Sicher¬ 
heitskräften mit Benzin übergossen und in Brand 
gesteckt wurden. Man habe später nur noch verbrannte 
Leichen geborgen. 143 Namen seien von ihm auf einer 
Liste zusammengefasst worden. Entgegen der offiziel¬ 
len Darstellung habe es sich bei keinem dieser Men¬ 
schen um PKK-Kämpfer gehandelt. Während dieser 


schrecklichen Ereignisse habe er mit der Augenzeugin 
Derya Kog telefoniert, deren Leiche eine Woche später 
ihrer Familien übergeben worden sei. Er sei der einzige 
Kontakt zu den Menschen im Keller gewesen, weil 
andere HDP-Abgeordnete nicht mehr in die Region 
gelassen worden seien. Das EU-Parlament und den 
Vorsitzenden Kommissar für Menschenrechte habe er 
über die Ereignisse informiert. 

Auf Nachfragen der Richter berichtete der Parla¬ 
mentarier über das Vorgehen der Spezialeinheiten der 
Polizei, die ihre Operationen mit „Allahu Akhbar“ 
skandiert und Parolen auf Häuserwänden hinterlassen 
hätten wie: „Ihr werdet die Macht zu spüren bekom¬ 
men“, „Deinen Namen habe ich eingeschrieben, meine 
Liebste, auch wenn Blut fließt, der Islam wird siegen“, 
„Wenn du Türke bist, sei stolz. Ansonsten gehorche !“, 
„Der Wolf hat Blut geschmeckt, fürchtet euch“ oder 
„Wir werden euch alle umbringen, ihr seid alles Arme¬ 
nier“ (lt. einem Bericht des Menschenrechtsvereins 
IHD, die von Sariyildiz bestätigt wurden, doch seien es 
noch viele mehr gewesen). 

Dass der Parlamentarier auch in Deutschland 
gefährdet ist, brachte er deutlich zum Ausdruck: „Von 
der Partei (HDP) habe ich die Ansage, mich auch in 
Deutschland nicht alleine zu bewegen, weil aus einem 
geheimen Bericht hervorgehen soll, dass einige Männer 
auf mich angesetzt sind.“ 

(Berliner Zeitung, taz v. 4.1.2017 sowie aus Protokoll Prozessbeob¬ 
achtung) 


zu seite 1 


2 







Bundestagsabgeordneter der Linksfraktion 
Jan van Aken sagte aus 

Im gleichen Verfahren hatte Jan van Aken, Bundestags¬ 
abgeordneter der Linkspartei, am 20. Dezember 2016 - 
ebenfalls auf Antrag der Verteidiger - als Zeuge ausge¬ 
sagt. Er berichtete darüber, wie er als ehemaliger Bio¬ 
waffeninspektor bei den Vereinten Nationen und später 
als Mitglied des Auswärtigen Ausschusses des Bundes¬ 
tages mit dem türkisch-kurdischen Konflikt befasst 
war. Er sei seit März 2010 mehrfach in die kurdischen 
Gebiete im Irak, in Syrien, aber hauptsächlich in der 
Türkei, gefahren, zuletzt im November 2016 nach Diy- 
arbakir. Dort habe eine richtige Kriegssituation 
geherrscht. Die türkische Armee sei mit Panzern in die 
Altstadt eingedrungen, die Häuser zerstört und später 
von Bulldozern niedergewalzt worden. Er habe Artille¬ 
riefeuer gehört. 

Bei einem Treffen mit Selahattin Demirtas anläss¬ 
lich einer Wahlkampfveranstaltung für die HDP in Ber¬ 
lin-Neukölln sei die Aufkündigung des Friedensprozes¬ 
ses durch Erdogan im Juli 2015 zur Sprache gekom¬ 
men. Dabei habe er den Eindruck gehabt, dass sie hier¬ 
von „völlig kalt erwischt“ worden seien, weil alles auf 
eine Friedensperspektive ausgerichtet gewesen sei. 
Ähnliches habe er bei seinem Besuch in Hakkari erlebt, 
wo die Stimmung „auf dem Nullpunkt“ gewesen sei. 
Zwei Frauen hätten unter Tränen ihre Angst vor einem 
bevorstehenden Krieg zum Ausdruck gebracht. 

Selahattin Demirtas habe ihm gegenüber bekundet, 
dass der Wunsch der kurdischen Bewegung nach Frie¬ 
den in der Gesprächsphase 2013 - 2015 ernsthaft 
gewesen sei und im Falle eines positiven Abschlusses 
der Friedens Verhandlungen auch die Waffen für immer 
hätten schweigen können. 

In Kurdistan habe er mit verschiedenen HDP-Abge- 
ordneten gesprochen, um sich über die politische Situa¬ 
tion informieren zu lassen. Dabei habe er den Eindruck 
gewonnen, dass über allen das Damoklesschwert der 
politischen Verfolgung schwebte. Schließlich seien 


viele bereits wegen des Vorwurfs der Unterstützung des 
Terrorismus inhaftiert oder angeklagt. 

(Azadi) 

Ob und in welcher Weise sich die Ausführungen von 
Faysal Sanyildiz und Jan van Aken auf den Ausgang 
des Prozesses gegen Ali H. Dogan auswirken werden, 
bleibt abzuwarten. Mit einem Urteil wird im März 2017 
gerechnet. 

Freiheit für die politischen Gefangenen ! 
Kundgebung für Muhlis Kaya vor OLG 
Stuttgart 

Vor der Verhandlung im § 129b-Verfahren gegen Muh¬ 
lis KAYA fand am 26. Januar fand vor dem OLG Stutt¬ 
gart eine Kundgebung unter dem Motto „Freiheit für 
alle politischen Gefangenen“ statt. Auf ihr sprach auch 
Faysal SARIYILDIZ, Abgeordneter der „Demokrati¬ 
schen Partei der Völker“ (HDP), der seit dem Putsch¬ 
versuch in der Türkei seit Herbst 2016 als politischer 
Flüchtling in der Bundesrepublik lebt. 
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Am Mikrofon: 
Faysal Sariyildiz, 
Abg. der HDP. 


Der Parlamentarier hatte am 3. Januar in dem 129b- 
Verfahren gegen Ali H. Dogan vor dem Kammerge¬ 
richt Berlin als Zeuge der Verteidigung über die politi¬ 
sche Situation in der Türkei berichtet und wird dies 
auch im Prozess gegen Muhlis Kaya am 7. März tun. 

(Azadi) 

Juristen: § 129 gefährdet Bürgerrechte und 
Unabhängigkeit der Justiz 

Unter dem Titel „Fremdkörper im Strafrecht“ veröf¬ 
fentlichten die Journalistin Nadja Erb und ihr Kollege 
Martin Steinhagen in der Frankfurter Rundschau vom 
14./15. Januar einen Beitrag über den im Jahre 2002 
eingeführten § 129b StGB. Sie zitieren u.a. aus der Ant¬ 
wort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der 
Linksfraktion im Bundestag vom September 2016, 
wonach das Bundesjustizministerium 110-mal die 
Ermächtigung zur strafrechtlichen Verfolgung angebli¬ 
cher „Terroristen“ erteilt hat. Auf der „Verfolgerliste“ 
finden sich insgesamt 36 mal türkische und kurdische 
Organisationen, hauptsächlich die PKK. 

Nach Auffassung der Bremer Jura-Professorin Inge- 
borg Zerbes sei der § 129b „aus Sicht eines rechtsstaat¬ 
lichen, freiheitssichernden 
Strafrechts hochproble¬ 
matisch“, weil die Straf¬ 
barkeit in einen Bereich 
vorverlagert werde, „in 
dem es noch zu keinem 
Übergriff gekommen“ 
und bereits die bloße Mit¬ 
gliedschaft in einer terro¬ 
ristischen Vereinigung 
strafbar sei. „Und damit 
meine ich schwerwie¬ 


gen.“ Zudem seien die Verdachtsmomente, „die auf 
eine mitgliedschaftliche Beteiligung hinweisen und 
damit die polizeilichen Eingriffsbefugnisse auslösen“, 
ziemlich „diffus“. Dass es sich beim § 129b um auslän¬ 
dische Organisationen gehe, verschärfe das Problem. 
Zu der Tatsache, dass das Bundesjustizministerium die 
Ermächtigung zur Strafverfolgung erteilen muss, 
erklärte die Rechtswissenschaftlerin: „Hier zeigt sich 
der extrem politische Bezug dieses Delikts.“ 

Für den Freiburger Professor für Strafrecht, Roland 
Hefendehl, ist der §129 ein „Fremdkörper“ im Straf¬ 
recht: „Die Ermächtigung ist ein Solidarpakt mit einem 
anderen Staat, der gegen seine Gegner vorgehen will, 
die für Deutschland regelmäßig keine Bedrohung dar¬ 
stellen.“ Er sehe hier eine „extreme Politisierung des 
Strafrechts“. Außerdem müsse die Entscheidung des 
BMJV einer Kontrolle unterzogen werden können. „Es 
ist aus rechtsstaatlichen Gesichtspunkten unabweisbar, 
dass die Ermächtigung auch überprüfbar sein sollte“, 
so Hefendehl. Aus seiner Sicht wäre die Abschaffung 
der Paragrafen 129ff die beste Lösung. Doch habe er 
angesichts des „Zeitgeistes“ keine Hoffnung auf eine 
Reform. 

Damit könnte er 
Recht haben, denn 
auf Nachfrage der FR 
erklärte das Bundes¬ 
justizministerium, 
dass sich die 
§§129a/b „insbeson¬ 
dere im Hinblick auf 
die Abwehr von 
Bedrohungen durch 
den internationalen 
Terrorismus in der 
Praxis bewährt“ hät¬ 
ten. 

(FRv. 14./15.1.2017/Azadi) 


gende Eingriffe wie 
Hausdurchsuchungen 
oder insbesondere 

geheime Überwachun¬ 



In der Nacht vom 2. auf den 3. Januar 2017 wurde das Oberlandesgericht Stuttgart 

großflächig mit Farbe und einer Parole versehen 
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REPRESSION 


„Gefährder“ 

Nach dem Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt 
am 19. Dezember, hat Justizminister Heiko Maas „sehr 
konkrete Vorschläge für eine erweiterte Gefährderhaf- 
tung“ angekündigt. „Abschiebehaft sollte künftig für 
Gefährder auch dann verhängt werden dürfen, wenn 
die Herkunftsstaaten bei der Rückführung nicht koope¬ 
rieren“, so Maas. Die „allein repressiven Vorschläge“ 
von Bundesinnenminister de Maiziere halte er für nicht 
ausreichend. Dem „radikalen Islam“ müsse mit Prä¬ 
vention der „Kampf angesagt“ werden. De Maiziere 
warf dagegen der SPD mangelnde Kooperationsbereit¬ 
schaft in Sachen Sicherheit und Terrorbekämpfung vor. 

SPD-Fraktionschef Thomas Oppermann: Innenmi¬ 
nister schöpfe das bestehende rechtliche Instrumenta¬ 
rium gegen Terrorverdächtige nicht aus. 

224 der zur Zeit 548 von den Sicherheitsbehörden 
als „Gefährder“ eingestuften Islamisten haben keinen 
deutschen Pass; bei 62 von ihnen sei laut Bundesinnen¬ 
ministerium auf Anfrage der „Welt am Sonntag“ und 
dpa der Asylantrag abgelehnt worden. In wie viel Fällen 
eine Abschiebung nicht möglich sei, etwa wegen feh¬ 
lender Ausweispapiere, sei unklar. Experten zufolge 
sollen sich nicht alle der 224 registrierten „Gefährder“ 
derzeit in Deutschland aufhalten. 

(dpa v. 8.1.2017) 


Amnesty: Antiterrorgesetze häufig 
unverhältnismäßig und diskriminierend 

Amnesty International hat zahlreichen EU-Staaten vor¬ 
geworfen, im Zuge der Terrorismusbekämpfung die 
Grundrechte massiv zu beschneiden. So seien im ver¬ 
gangenen Jahr als Reaktion auf Anschläge „im Eil¬ 
tempo“ neue „häufig unverhältnismäßige und diskrimi¬ 
nierende“ Antiterrorgesetze beschlossen worden. In 
Deutschland wird laut dem AI-Bericht insbesondere 
die Arbeit des Bundesnachrichtendienstes (BND) kriti¬ 
siert. 

(jw v. 18.1.2017) 

Blau-weiße Überwachung 

Im Eilverfahren will Bayern seine Sicherheitsgesetze 
verschärfen. Das Kabinett beauftragte am 24. Januar 
die zuständigen Minister, innerhalb von vier Wochen 
konkrete Gesetzentwürfe zu erarbeiten. Demnach sol¬ 
len „Extremisten“ und „Gefährder“ in Bayern künftig 
mit elektronischen Fußfesseln überwacht werden kön¬ 
nen. Sie sollen auch leichter als bisher in Gewahrsam 
genommen werden. Zudem soll die Videoüberwachung 
ausgebaut und die Speicherfristen von drei Wochen auf 
zwei Monate verlängert werden. 


f?zß& 


„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die Regel ist" 

Walter Benjamin, Philosoph, 1892 - 1940 


FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 



Kurzbiografien der kurdischen Aktivisten, die sich derzeit in 
deutschen Gefängnissen in Straf- bzw. Untersuchungshaft befinden. 
Sie werden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland" beschuldigt. 

Stand: Januar 2017 


Grüne Bewachung 
rund um die Uhr 

Am 11. Januar beschloss 
die Bundestagsfraktion 
der Grünen, dass zur Ter¬ 
rorabwehr sog. Gefähr¬ 
der rund um die Uhr 
überwacht werden. Die¬ 
ses Konzept der geziel¬ 
ten Überwachung sei der 
Gegenentwurf zu „For¬ 
derungen nach immer 
mehr Massenüberwa¬ 
chung“. Bevor Gesetze 
verschärft werden, 
müsse erst geprüft wer¬ 
den, warum diese im 
Falle des Attentäters auf 
den Berliner Weih¬ 
nachtsmarkt, Anis Amri, 
nicht angewandt worden 
seien. 

(Süddt.Ztg. v. 12.1.2017) 


AZADI e.V. 

Rechtshilfefonds 

für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 

Hansaring 82 • 50670 Köln 

Tel:0221 /16 79 39 45 • azadi@t-online.de 


NAV-DEM e.V. 

Demokratisches Gesellschaftszentrum der 

Kurdinnen in Deutschland 

Neuste 38 • 40213 Düsseldorf 

Tel: 0211 17 11 451 • info@navdem.com 


Wir haben ein zwöfseitiges DIN 
A5-Faltblatt mit dem Titel 
„Freiheit für die kurdischen 
Gefangenen in Deutschland" 
erarbeitet. Nach einer kurzen 
Einleitung über die Kriminali¬ 
sierung von Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland werden 
neun politische Gefangene 
(und ein Gefangener, der nach 
erfolgreicher Revision aus der 
Haft entlassen wurde und sich 
außerhalb der Gefängnismau¬ 
ern auf die Neuverhandlung 
vorbereiten kann) vorgestellt 
und dargelegt, warum sie nach 
§ 129b StGB vor Staatsschutz¬ 
senaten bundesdeutscher 
Oberlandesgerichte angeklagt 
sind. 

Das Faltblatt kann bei AZADI 
angefordert werden: 
azadildt-online.de und hier als 
PDF heruntergeladen werden. 
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Strafrechtler: „Alternative Politik der Inneren 
Sicherheit“ nötig 

„Die Maßnahmen, die jetzt in der Diskussion sind, sind 
rechtlich betrachtet sehr problematisch. Die Kategorie 
des Gefährders ist eine polizeiliche Arbeitskategorie, 
keine rechtliche“, kritisiert Tobias Singeinstein in einem 
Gespräch mit dem „Neuen Deutschland“ über das neue 
Sicherheitspaket der Bundesregierung. Er ist Juniorpro¬ 
fessor für Strafrecht an der FU Berlin und forscht zu 
Videoüberwachung und Anti-Terror-Maßnahmen. Dass 
eine Videoüberwachung den Terroranschlag vom 19. 
Dezember in Berlin vermutlich nicht verhindert hätte, 
zeige, dass die Debatten zur Inneren Sicherheit „sehr 
wenig mit dem konkret auslösenden Ereignis zu tun“ 
habe. Schließlich seien die Sicherheitsbehörden „gut 
über den Attentäter informiert“ gewesen. Die Politik 
sehe sich eher genötigt, „schnell zu reagieren“, was für 
ihn „symbolischer Aktionismus“ sei. Der Bevölkerung 
werde mehr Sicherheit durch neue Gesetze „suggeriert“. 
Eine alternative Politik der Inneren Sicherheit müsse 
„die Prämisse hinterfragen, dass es ein permanentes 


Sicherheitsproblem gibt, das durch Verschärfungen zu 
lösen“ sei. Dazu gehöre auch zu sagen, „dass wir in 
einer der sichersten Gesellschaften leben, die es je gege¬ 
ben“ habe. Bei Ereignissen wie nach dem Attentat des 
Neonazis Anders Breivik in Norwegen sollte „in Ruhe 
analysiert“ werden, was passiert sei und „ob es Defizite 
gegeben“ habe und „ob es im Einzelfall Möglichkeiten“ 
gebe, „Dinge zu verbessern“. 

Auf den Einwand, die Koalition habe sich dafür 
gelobt, bereits drei Wochen nach dem Anschlag in Ber¬ 
lin ein Maßnahmenpaket vorgelegt zu haben, meinte 
Singeinstein, dass jede Partei fürchte, „am Ende als die 
dazustehen, die nicht genug getan“ habe. Offenbar 
seien alle Parteien der Meinung, dass sie härtere Maß¬ 
nahmen fordern müssten. Wenn Politik verspreche, 
dass sie damit die Kriminalität auf Null reduzieren 
könne, dann sei das „ein Trugschluss“. 

(NDv. 21./22.1.2017/Azadi) 

S.a. Rubrik „Neu erschienen“, Hinweis auf die Broschüre 
„ Terror: Wo er herrührt, wozu er missbraucht wird, wie 
er zu überwinden ist“. 


GERICHTSURTEILE 


EuGH: Asylverweigerung bei Mitgliedschaft in 
einer Terrorgruppe rechtens 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg 
hat entschieden, dass, wer als führendes Mitglied einer 
terroristischen Vereinigung mit internationaler Dimen¬ 
sion agiert hat und verurteilt worden ist, die Anerken¬ 
nung als Flüchtling versagt werden darf. Das gelte 
auch dann, wenn einer Person keine individuellen kon¬ 
kreten Terrorakte vorgeworfen werde. 

Geklagt hatte ein Marokkaner, der sich - illegal in 
Belgien lebend - der Terrororganisation „Islamische 
Gruppe marokkanischer Kämpfer“ angeschlossen und 
sich als Passfälscher und Schleuser von Kämpfern in 
den Irak betätigt hatte. Deshalb war er von einem bel¬ 
gischen Gericht im Jahre 2006 zu sechs Jahren Haft 
verurteilt worden. Vier Jahre später beantragte er eine 
Anerkennung als Flüchtling, weil er befürchtete, im 
Falle einer Abschiebung nach Marokko dort als radi¬ 
kaler Islamist eingestuft zu werden. Weil ihm keiner¬ 
lei Anschläge vorgeworfen worden sei, gab ihm die 
Ausländerbehörde recht, wogegen der belgische 
Staatsrat den EuGH angerufen hatte. 

Die letzte Entscheidung liege laut EuGHbei den 
nationalen Gerichten, die jedoch „schwerwiegende 
Gründe“ für eine Verweigerung eines Flüchtlingssta¬ 
tus geltend machen müssten. 

(Süddt.Ztg. v. 1.2.2017) 


Deutsch auf gelbem Grund 1,80 m x 120m 

Für den 14. Januar war vor dem Rathaus in Kassel eine 
öffentliche Versammlung unter dem Motto „Weg mit 
dem Verbot der PKK: Freiheit für Öcalan, Frieden in 
Kurdistan“ geplant und im Dezember bei der Ord¬ 
nungsbehörde angemeldet worden. Auf der Demo soll¬ 
ten Flugblätter, Plakate, Redebeiträge und Live-Musik 
in deutscher, kurdischer und türkischer Sprache einge¬ 
setzt werden. Nach einem Kooperationsgespräch 
erteilte die Behörde u. a. die Auflage, dass Skandierun¬ 
gen, Plakate, Transparente und Aufdrucke auf Klei¬ 
dungsstücken „in deutscher Sprache abgefasst sein“ 
müssten. Gleiches habe für Flugblätter zu gelten. 



26.11.2016 Bonn, Demo gegen das PKK-Verbot 
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Außerdem legte die Behörde fest, dass „1 Plakat im 
Ausmaß von ca. 1,80 m x 1,20 m mit dem Bild von 
Herrn Öcalan auf gelbem Grund“ gezeigt werden dürfe 
sowie 10 Plakate „im Ausmaß von ca. 0,60 m x 0,60 m 
mit dem Bild von Herrn Öcalan auf gelbem Grund“. 
Alternativ sei das Tragen von T-Shirts mit dem Bild 
von Öcalan erlaubt, aber: „In der Summe darf die Zahl 
von 10 Bildern nicht überschritten werden.“ 

Gegen diesen Bescheid legten die 
Organisator*innen Widerspruch beim VG Kassel 
gegen die Stadt Kassel ein. Dieses beschloss am 13. 
Januar 2017 die Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs der Antragstellerin gegen 
die Auflagen. 

Das Gericht war der Auffassung, dass die Auflage 
bezüglich der Verwendung der deutschen Sprache - 
insbesondere für zulässige Skandierungen - unverhält¬ 
nismäßig sei. Die Ordnungsbehörde hatte dies in ihrem 
Auflagenbescheid mit verbotenen Aussagen strafbaren 
Inhalts begründet. Das VG hingegen konstatierte, dass 
das Amt „keinerlei nachvollziehbare Anhaltspunkte 
dafür dargelegt und belegt habe, dass dies mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu befürch¬ 
ten“ sei. Das Motto der Demo, „das in der Tat so 
gewählt ist, dass im Vordergrund die Beseitigung des 
Verbots der PKK steht und erst in zweiter Linie, nach 
einem Doppelpunkt, die Freiheit für Öcalan und Frie¬ 
den für Kurdistan gefordert“ werde, indiziere dies 
nicht. 

Hinsichtlich der Anzahl und Größe der Öcalan-Dar- 
stellungen ist das VG der Argumentation der Stadt 
Kassel gefolgt. Hierzu heißt es in dem Beschluss u.a.: 
„Denn damit wird die Schwelle von der erlaubten Mei¬ 
nungsäußerung zur verbotenen Unterstützung einer 
verbotenen Vereinigung überschritten, weil damit das 


Versammlungsthema in den Hintergrund rückt und ein 
unbefangener Betrachter allein die Zurschaustellung 
der Identifikationsfigur der PKK wahrnimmt. Zulässig 
ist daher nur das vereinzelte Zeigen von unkriegerisch 
gestalteten Bildern Öcalans...“ Deshalb sei die Auflage 
verhältnismäßig. „Dies gilt insbesondere unter Berück¬ 
sichtigung des Umstandes, dass die Auflage nur Bilder 
Öcalans vor einem gelben Hintergrund erfasst. Damit 
ist berücksichtigt, dass die Farbe Gelb sich in den Sym¬ 
bolen der PKK findet. Mit der Art der Abbildung Öca¬ 
lans vor einem gelben Hintergrund wird daher seine 
Position in der PKK in den Vordergrund gerückt und 
nicht seine Person an sich.“ 

Das Gericht entschied, dass die Kosten des Verfah¬ 
rens von beiden Parteien je zur Hälfte zu tragen seien. 
Aktenzeichen: 6 L 234/17.KS 

(Azadi) 

Griechenland: Türkische Soldaten werden 
nicht an Türkei ausgeliefert 

Acht türkische Soldaten, die in Griechenland Asyl 
beantragt haben, dürfen nach einer Entscheidung des 
höchsten griechischen Gerichtshofs nicht an die Türkei 
ausgeliefert werden, weil damit gerechnet werden 
müsse, dass die Männer kein rechtsstaatliches Verfah¬ 
ren und Folter zu erwarten hätten. Außerdem sei eine 
Auslieferung mit der Europäischen Menschenrechts¬ 
konvention unvereinbar. Ankara hat nach der Verkün¬ 
dung des Urteils umgehend Maßnahmen gegen Grie¬ 
chenland angedroht und einen Territorialstreit um zwei 
unbewohnte Inseln in der Ägäis begonnen, die bereits 
vor zwei Jahrzehnten zu Konflikten zwischen den bei¬ 
den Ländern geführt hatten. 

(NDv. 27.1.2017) 


ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Türkische Offiziere beantragen Asyl in 
Deutschland 

Meldungen des „Spiegel“ und des ARD-Magazins 
„Report Mainz“ zufolge, haben etwa 40 zumeist hoch¬ 
rangige türkische Militärangehörige, die in NATO-Ein- 
richtungen stationiert waren, in Deutschland Asyl bean¬ 
tragt. Bundesinnenministerium und Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge erklärten, dass diese Fälle 
genauso wie andere behandelt würden. „Es gibt keinen 
Zweifel, dass wir diese Soldaten nicht in die Türkei 
zurückschicken können“, äußerte der CSU-Innenpoliti- 


ker Stephan Mayer gegenüber dem „Spiegel“. Einer 
der Offiziere erklärte: „Wenn ich zurückgehe, riskiere 
ich, verhaftet und womöglich gefoltert zu werden.“ 
Alle gaben an, mit dem Putschversuch im Juli 2016 
nichts zu tun zu haben. 

(NDv. 30.1.2017) 

Wie üblich, wird Erdogan wieder toben und drohen, 
sollten die Asylgesuche der Soldaten anerkannt wer¬ 
den. Die Bundesregierung wird Farbe bekennen müs¬ 
sen. 
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ZUR SACHE: TÜRKEI 

„Der Geist der Gewalt ist so stark geworden, weil die Gewalt des Geistes so schwach geworden ist “ 

(Leonhard Ragaz, Schweiz. Reformtheologe, 1868-1945) 


► Machterhalt Erdogans: Am 3. Januar hat das Kabi¬ 
nett den nach dem Umsturzversuch vom Juli 2015 
verhängten Ausnahmezustand ein drittes Mal um 
weitere drei Monate bis Mitte April verlängert. 
Erdogan kann so per Notstandsdekret weiter herr¬ 
schen: über Grundrechte, Versammlungs- und 
Pressefreiheit, Ausgangssperren, Suspendierun¬ 
gen, Verhaftungen. CHP und HDP sind gegen den 
Ausnahmezustand; 

► Laut dpa/jw vom 7. Januar hat der türkische AKP- 
Abgeordnete mit deutscher Staatsangehörigkeit, 

Mustafa Yeneroglu, die deutschen Sicherheitsbehör¬ 
den der Duldung von „Terrorpropaganda“ an der TU 
Berlin bezichtigt. „Ableger der Terrororganisation 
PKK“ würden Studierende rekrutieren. Anlass war 
eine Veranstaltung des Verbandes der Studieren¬ 
den aus Kurdistan (YXK). Der Bundesinnenminis¬ 
ter solle „im Kampf gegen den Terror endlich auch 
Taten folgen lassen“. 

► Nach einem Bericht der Zeitung „Hürriyet“ vom 
7. Januar sind weitere 6000 Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes entlassen worden; betroffen 
seien Angestellte des Justiz- und Gesundheitsmi¬ 
nisteriums, Polizisten und Lehrkräfte an Universi¬ 
täten, die angeblich Verbindungen zur Gülen- 
Bewegung gehabt haben sollen. 

Außerdem wird Türken, die sich im Ausland aufhal¬ 
ten und von den Behörden gesucht werden, damit 
gedroht, ihnen die Staatsbürgerschaft abzuerken¬ 
nen, sollten sie nicht innerhalb von drei Monaten 
zurückkehren. 

Seit dem Putschversuch vom Juli 2015 sind bereits 
mehr als 125 000 Staatsbedienstete suspendiert 
und rund 41 000 festgenommen worden. 

► In der Nacht vom 7. auf den 8. Januar hat Erdogan 
per Dekret 83 Vereine - darunter das Kurdische 
Institut für Sprache und Literatur - wegen „Aktivi¬ 
täten, die die Sicherheit des Staates bedrohen“, 
verbieten lassen. 

► Medienberichten zufolge hat die türkische Polizei 

am 9. Januar eine Demonstration gegen die geplante 
Verfassungsreform für das Präsidialsystem vor dem 

Parlamentsgebäude in Ankara aufgelöst und hier¬ 
bei Tränengas und Wasserwerfer eingesetzt. Am 
Abend sollte mit den Beratungen begonnen wer¬ 
den. Die oppositionelle sozialdemokratisch-kema- 
listische CHP und die pro-kurdische HDP sind 


scharfe Gegner dieses Erdogan-Plans. Sie befürch¬ 
ten eine Diktatur in der Türkei. Aktuellen Umfra¬ 
gen zufolge haben 78 Prozent der Bevölkerung 
wissen kaum, welche Folgen die Änderungen für 
die Türkei mit sich bringen würden. 
Ministerpräsident Binali Yildirim (AKP): „Das Prä¬ 
sidialsystem lehnt sich an das Prinzip: Ein Land, 
eine Nation, eine Fahne, ein Staat.“ 

„Angesichts der Tatsache, dass sich elf Parla¬ 
mentsmitglieder rechtswidrig in politischer Gei¬ 
selhaft 6 befinden und ihres Rechts, in der Frage 
des Verfassungszusatzes ihre Stimme abzugeben, 
beraubt sind, verstoßen die Debatte und die 
Abstimmung gegen das Gesetz“, erklärte der 
inhaftierte Ko-Vorsitzende der HDP, Selahattin 
Demirtas. Seine Stellungnahme wurde im Parla¬ 
ment von seinem Kollegen Ahmet Yildirim verle¬ 
sen. 

► Am 11. Januar forderte ein Staatsanwalt in Istan¬ 
bul, dass die Journalisten der Zeitung „Cumhu- 
riyet“, Can Dündar und Erdern Gül, wegen „Unter¬ 
stützung einer terroristischen Vereinigung“ zu 
jeweils 10 Jahren Haft verurteilt werden sollten. 
Für den ehemaligen Journalisten und heutigen 
CHP-Abgeordneten, Enis Berberoglu, forderte er 
lebenslänglich. Sie hatten vor über einem Jahr die 
geheime Bewaffnung von Islamisten durch die 
Türkei enthüllt. 

► In der Nacht zum 16. Januar hat das Parlament mit 
den Stimmen der AKP und der faschistischen 
MHP in erster Lesung die Verfassungsänderung zur 

Errichtung eines Präsidialsystems unter Führung 
von Erdogan gebilligt. CHP und HDP lehnten die 
Pläne ab; zeitweise verließen die HDP-Abgeordne- 
ten die Parlamentsdebatte. 

► Einem Bericht der türkischen Nachrichtenagentur 
Anadolu vom 17. Januar zufolge, sollen die beiden 
Kovorsitzenden der HDP, Selahattin Demirtas und 
Figen Yüksedag nach dem Willen der Staatsanwalt¬ 
schaft eine Haftstrafe von 43 bis 142 Jahren bzw. 30 
bis 83 Jahren verbüßen. Die Anklage wirft ihnen 
Verbindungen zur PKK und „Terror-Propaganda“ 
vor. Demirtas und Yüksedag sind seit November 
2016 in Haft. 

► Am 20. Januar wurde in Ankara die Abgeordnete 

der HDP aus dem Wahlkreis Batman, Ayse Acar 
Basaran, vorübergehend festgenommen. 
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► In der Nacht zum 21. Januar haben 339 von 550 
Parlamentsabgeordnete den Verfassungsänderun¬ 
gen zur Einführung des Präsidialsystems abschlie¬ 
ßend zugestimmt. Damit ist der Weg frei für ein 
landesweites Referendum über die neue Verfas¬ 
sung, das voraussichtlich im April stattfmden soll. 
„Dieses Volk wird keinen Selbstmord begehen“, 
erklärte Metin Feyzioglu, Präsident der türkischen 
Anwaltskammer. Er fürchte eine gänzliche 
Abschaffung der Gewaltenteilung durch ein Präsi¬ 
dialsystem: „Das nennt sich Sultanat“. Der Präsi¬ 
dent des Deutschen Anwaltvereins, Ulrich Schel¬ 
lenberg, hatte seinem türkischen Kollegen aus 
Solidarität einen Besuch abgestattet: „Flagge zu 
zeigen für die türkische Anwaltschaft, für eine 
freie türkische Anwaltschaft.“ 

► Die türkische Zentralbank hob am 24. Januar den 
Zinssatz, zu dem sie Banken Geld leiht, um 0,75 
Prozentpunkte auf 9,25 Prozent an. Umgehend fiel 
die Lira gegenüber dem US-Dollar um 1,2 Pro¬ 
zent. Im Januar hat die Lira bereits um sieben Pro¬ 
zent gegenüber dem Dollar abgewertet. Ökono¬ 
men warnen vor politischer Instabilität, in der die 
Lira weiter fallen werde. 

► Die Polizei hat in 54 Provinzen eine Großrazzia 
durchgeführt. Laut Nachrichtenagentur Anadolu 
vom 25. Januar seien 243 Armeeangehörige zur 
Fahndung ausgeschrieben. 

► Erdogan kündigte am 26. Januar weitere Maßnah¬ 
men gegen die „Mikroben, Viren und Verräter“ 

{damit sind angebliche Gülen-Anhänger gemeint, 
Azadi) an. „Diese Säuberungen sind noch nicht zu 
Ende“, sagte er. „Wir haben noch viel zu tun. Wir 
sind noch nicht fertig.“ 

► Die türkische Regierung plant eine „Reform“ der 
Lehrpläne an den staatlichen Schulen, wo künftig 
statt der Evolutionstheorie von Charles Darwin der 
sog. Kreationismus Einzug halten soll. Begriffe 
wie „Atheismus“, „Positivismus“ oder „Säkularis¬ 
mus“ sollen in den Schulbüchern als „problemati¬ 
sche Überzeugungen“ bezeichnet werden. Die 
„Säuberungen“ nach dem Putschversuch sind im 
Lehrplan für Geschichte als „Sieg der Demokra¬ 
tie“ einzuführen. An den religiösen Imam-Hatip- 
Gymnasien soll ein Kapitel „Kampf auf dem Weg 
Allahs: Dschihad“ aufgenommen werden. 

► Eine weitere Abgeordnete der HDP, Hüda Kaya, 
wurde in Afyon verhaftet. Sie war im Juni und bei 
der Neuwahl am 1. November 2015 ins türkische 
Parlament gewählt worden. Sie ist auch Mitglied 
der International Muslim Women Union und deren 
Delegierte für die Türkei. 

► Die türkische Statistikbehörde Tuik teilte Ende 
Januar mit, dass im Vergleich zum Vorjahr etwa 
ein Viertel weniger Besucher in die Türkei gekom¬ 
men sei. Waren es 2015 noch knapp 42 Millionen, 


ging die Zahl im letzten Jahr auf 31 Millionen 
Besucher zurück. Auch seien die Einnahmen im 
Tourismussektor, der rund fünf Prozent des Brutto¬ 
inlandsprodukts ausmache, um 29,7 Prozent auf 
20,6 Milliarden Euro zurückgegangen. Die Ausga¬ 
ben,die jeder Besucher im Land tätigte, sind von 
756 auf 705 Dollar gesunken. 

► Nach 3-monatiger Isolationshaft wurde der Frakti¬ 
onschefs der HDP, Idris Baluken, am 30. Januar aus 
dem Gefängnis entlassen, ihm allerdings ein Rei¬ 
severbot auferlegt. Er sowie weitere HDP-Abge- 
ordnete waren Anfang November 2016 im Rah¬ 
men von „Terrorermittlungen“ verhaftet worden. 
„Wenn im Gefängnis mehr Politiker*innen zu fin¬ 
den sind als im zentralen Parteibüro, dann gibt das 
zu denken und zeigt, an welchem Punkt die Türkei 
in Sachen Demokratie steht“, sagte Baluken nach 
seiner Freilassung. Alle Aktiven hätten sich vorher 
für Frieden und Demokratie eingesetzt, täten dies 
während der Haft und auch nach Haftentlassung: 
„Unsere Botschaft ist die gleiche: Frieden, Demo¬ 
kratie und Freiheit.“ 

► Am gleichen Tag sind die HDP-Abgeordneten 

Ayhan Bilgen und Meral Dams Bestas erneut festge¬ 
nommen worden, nachdem sie einen Tag zuvor 
unter Auflagen auf freien Fuß gesetzt worden 
waren. 

► Am 30. Januar begann der bislang größte Prozess 
zum Putschversuch vom 15. Juli 2016. Laut der 
Nachrichtenagentur „Anadolu“ müssen sich 270 
Personen in Izmir verantworten. Den Angeklagten, 
von denen 152 in U-Haft sitzen, werden „Versuch 
zum Sturz der verfassungsmäßigen Ordnung“ 
sowie die „Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Organisation“ (Fethullah Gülen-Bewegung) vor¬ 
geworfen. Ankara setzt darauf, dass unter dem 
neuen US-Präsidenten Trump die Chancen größer 
sind, dass der in den USA lebende Gülen, der für 
den Putsch verantwortlich sein soll, an die Türkei 
ausgeliefert wird. 

► Angaben von Arbeitsminister Mehmet Muezzi- 
noglu vom 31. Januar zufolge, haben die Behörden 
seit Juli 2016 fast 95 000 Staatsbedienstete entlas¬ 
sen. Insgesamt seien 125 485 Personen danach 
überprüft worden, ob sie Verbindungen zum 
Gülen-Netzwerk haben. Rund 40 000 Beschäftigte 
aus dem öffentlichen Dienst befinden sich derzeit 
in Haft. 

► Im Vorfeld des geplanten Besuchs von Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel in der Türkei am 2. Feb¬ 
ruar, forderte der türkische Verteidigungsminister 
Fikri Isik die BRD dazu auf, die Asylanträge von 
etwa 40 türkischen Offizieren in Deutschland 
abzulehnen. Der Vorsitzende der Republikani¬ 
schen Volkspartei (CHP), Kemal Kiligdaroglu, warf 
Merkel vor, durch ihren Besuch unterstütze sie 
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Präsident Erdogan und dessen geplante Einfüh¬ 
rung eines Präsidialsystems. Das für Anfang April 
vorgesehene Referendum bedeute „das Ende der 
Demokratie in der Türkei“. 

NEIN-Kampagne zum Verfassungs¬ 
referendum: 

Türkei braucht pluralistische und 
demokratische Verfassung 

Ayhan Bilgen, Sprecher der „Demokratischen Partei 
der Völker“ (HDP), hat auf einer Pressekonferenz die 
Haltung seiner Partei zum Verfassungsreferendum 
bekanntgegeben und angekündigt, dass gegen das Prä¬ 
sidialsystem eine klare „NEIN-Kampagne“ initiiert 
werde. Ein Aufruf zum Boykott des Referendums stehe 
nicht zur Diskussion. „Wir werden in naher Zukunft 
zwei Deklarationen veröffentlichen, in welchen wir 
einmal in Amed (Diyarbakir) und einmal in Istanbul 
zum demokratischen Kampf aufrufen werden.“ Ab 
Anfang Februar werde die HDP rund zehn Tage lang in 
verschiedenen Orten Volksversammlungen einberufen 
und mit der Bevölkerung die weiteren Aktivitäten dis¬ 
kutieren und beraten. Mit Schwierigkeiten von Seiten 
des Staates sei allerdings zu rechnen, so Bilgen. „Wir 
können nicht abschätzen, wie frei die Umstände sein 
werden, unter denen die Menschen NEIN sagen kön¬ 
nen. Bereits jetzt gibt es einen öffentlichen Druck 
gegen Kreise, die voraussichtlich gegen die Einführung 
des Präsidialsystems votieren werden.“ Auch der 
„Demokratische Gesellschaftskongress“ (DTK) mit 
Sitz in Amed hat zur NEIN-Kampagne aufgerufen. Das 
Erdogan-Regime habe bereits jetzt eine de-facto-Dikta- 
tur errichtet, der nur noch eine Verfassung übergestülpt 
werden solle. Doch brauche die Türkei eine pluralisti¬ 
sche und demokratische neue Verfassung: „Mit einer 
solchen Verfassung würden sich alle gesellschaftlichen 
Probleme des Landes, angefangen mit der ,Kurdischen 
Frage 4 , ohne Schwierigkeiten lösen“, so der DTK. Jetzt 
sei die Zeit, sich der Diktatur entgegenzustellen: 


„Wenn wir das nicht tun, dann wird nicht nur die 
Zukunft unserer Kinder und Kindeskinder verdunkelt 
werden.“ 

(Civaka Azad/NÜCE v. 23.1.2017) 

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
erwartet Klagewelle aus der Türkei 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGRM) fürchtet, nach dem Putschversuch vom Juli 
2015 in der Türkei mit Beschwerden überschwemmt zu 
werden. Richterin Isil Karakas mahnte am 26. Januar 
gegenüber dpa, dass das Verfassungsgericht in Ankara 
bald über Klagen gegen zahlreiche Verhaftungen und 
Entlassungen entscheiden solle. Werde es dies nicht 
tun, werde der EGRM „seinen Job machen“, was aller¬ 
dings das Gericht „blockieren“ würde. Nach Angaben 
von Gerichtspräsident Guido Raimondi ist im Ver¬ 
gleich zum Vorjahr die Zahl der Beschwerden aus der 
Türkei um 276 Prozent gestiegen. 5363 Beschwerden - 
und damit über die Hälfte der Neueingänge - betreffen 
den Putschversuch. 

(jwv. 27.1.2017) 

Türkische Truppen stecken in Syrien fest 

„Schutzschild Euphrat hat nicht genug Ressourcen. Die 
Rebellen die auf Seiten der Türkei kämpfen, sind 
schlecht ausgebildet und haben sich seit Jahren als 
unfähig erwiesen, Gelände zu erobern und zu halten,“ 
sagte Aaron Stein vom Politikinstitut Atlantic Council. 
Seit türkische Truppen im August 2016 völkerrechts¬ 
widrig nach Syrien einmarschiert sind, um gemeinsam 
mit verbündeten syrischen „Rebellen“-Gruppen die 
Dschihadisten und die kurdischen Verteidigungskräfte 
YPG/YPJ von der Grenze zur Türkei zurückzudrängen, 
steckt die zweitgrößte NATO-Armee in Al-Bab, der 
Stadt nahe Aleppo, fest. Es wird davon ausgegangen, 
dass die mehr als entlassenen 6000 Soldaten sowie 162 
inhaftierten Generäle und Admirale - immerhin die 
Hälfte des gesamten Generalcorps -die Ursache hierfür 
ist. 

(NDv. 30.1.2017) 


KURDISTAN 


Verhandlung vor Verwaltungsgericht Berlin: 
Verein „Gesundheitszentrum Kobane“ klagt 
wegen unterlassener Hilfeleistung 

Am 18. Januar wurde vor dem Verwaltungsgericht Ber¬ 
lin über die Klage des Solidaritäts- und Fördervereins 
„Gesundheitszentrum Kobane“ e.V. gegen die Bundes¬ 
republik Deutschland verhandelt. Der Verein hat die 
Klage im April 2016 erhoben, weil die Bundesregie¬ 
rung bzw. das Auswärtige Amt „jegliche diplomatische 


Unterstützung für die Einreise einer Gruppe humanitä¬ 
rer Helfer in das unter demokratischer Selbstverwal¬ 
tung stehende Gebiet von Rojava (Westkurdistan) in 
Nordsyrien) verweigert hatte“. Diese Hilfe sei „für die 
Abschlussarbeiten zur Inbetriebnahme eines Gesund¬ 
heitszentrums in Kobane“ gebraucht worden. Die Hel¬ 
fer haben im November und Dezember 2015 in der 
Autonomen Region Kurdistan (Nordirak) festgesessen, 
„weil ihnen von der dortigen Regionalregierung keine 
Erlaubnis zum Grenzübertritt“ erteilt worden sei. Man 
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habe diesen Weg „aufgrund der Grenz¬ 
blockade der faschisti¬ 
schen Erdogan- 
Regierung von 
der Türkei nach 
Syrien für 
humanitäre 
Güter und Hel¬ 
fer“ wählen müs¬ 
sen. Das Auswärtige 
Amt jedoch habe alle 
Anträge des Vereins 
auf diplomatische Hilfe 
abgelehnt, wodurch sich die 
Inbetriebnahme des Projekts erheblich verzögert habe. 
Das Zentrum wurde inzwischen „erfolgreich durch die 
demokratischen Selbstverwaltungsorgane als Frauen- 
und Geburtsklinik in Betrieb genommen“, allerdings 
ohne die „geplante ökologische Ausstattung“. 


„Mit der Klage bean¬ 
tragen wir, dass die unter¬ 
lassene Hilfe der Bundesre¬ 
gierung für rechtswidrig 
erklärt wird, damit bei 
künftigen Einsätzen ein 
Anspruch auf diplomati¬ 
sche Unterstützung geltend 
gemacht werden kann“, 
erklärte Rechtsanwalt Frank 
Jasenski vom Vorstand des För¬ 
dervereins. Die Verweigerung ver¬ 
stoße gegen Artikel 70 Abs. 1 des 
Zusatzprotokolls I zur Genfer Konvention, 
„wonach die Unterzeichnerstaaten verpflichtet sind, 
den schnellen und ungehinderten Durchlass von Hilfs¬ 
sendungen und Hilfspersonal zu erleichtern, und zwar 
unabhängig von politischen Erwägungen.“) 

(aus: Pressemitteilung des Solidaritäts- und Fördervereins 
,, Gesundheitszentrum Kobane “) 



INTERNATIONALES 


Schweiz und Türkei einigen sich auf 
„Rückübernahmeabkommen“ 

Wie das Staatssekretariat für Migration im Schweizer 
Rundfunk SRF bestätigte, haben sich die Schweiz und 
die Türkei auf ein „Rückübernahmeabkommen“ geei¬ 
nigt. Wann die Vereinbarung unterzeichnet wird, sei 
noch offen. Wenn das Abkommen in Kraft tritt, können 
Eingereiste aus der Türkei einfacher „zurückgeführt“ 
werden. Das betrifft auch Angehörige anderer Staaten, 
die illegal aus der Türkei in die Schweiz eingereist 
sind. Die Übereinkunft wird von Amnesty International 
kritisiert. 

(jwv. 23.1.2017) 

Britisch-türkische Militärzusammenarbeit 

Anlässlich ihres Antrittsbesuchs nach dem „Brexit“ in 
der Türkei, vereinbarten die britische Premierministe¬ 
rin Theresa May und Recep Tayyip Erdogan eine 
Zusammenarbeit beim Bau türkischer Kampfjets. 
Damit soll das derzeit jährliche Handelsvolumen von 
15 Milliarden Dollar auf 20 Milliarden gesteigert wer¬ 
den. Ministerpräsident Binali Yildirim kündigte ein 
Freihandelsabkommen an. Der britische Rüstungskon- 
zem BAE und das türkische Luft- und Raumfahrtunter¬ 


nehmen TAI wollen beim Bau des Militärflugzeugs 
TF-X, der ersten Kampfjetentwicklung der Türkei, 
Zusammenarbeiten. Derzeit nutzt die türkische Luft¬ 
waffe F-16-Flugzeuge aus US-Produktion. 

Allein seit dem Putschversuch hat die Türkei von 
Großbritannien der Zeitung „The Guardian“ zufolge im 
„Sicherheitsbereich“ Güter im Wert von 58 Millionen 
Euro erhalten. Ferner sei der Türkei Waffen und militä¬ 
risches Material im Wert von insgesamt 380 Millionen 
Euro geliefert worden. 

(ANF/jwv. 22.,30.1.2017) 

Trump „sehr für Waterboarding“ 

Gegenüber dem US-Femsehsender ABC sprach sich 
Präsident Donald Trump für die Wiedereinführung der 
Folter in Verhören aus: „Folter funktioniert. Absolut !“ 
Sein Amtsvorgänger hatte Folter offiziell verboten. 
Trump meinte, dass Feuer „mit Feuer bekämpft“ wer¬ 
den müsse; angesichts der Verbrechen des IS sei er 
„sehr für Waterboarding“. Jens Stoltenberg, NATO- 
Generalsekretär reagierte auf Trump: „Alle NATO-Ein¬ 
sätze werden immer im Einklang mit dem internationa¬ 
len Recht geführt.“ (Wie bitte ??) 

(jwv. 27.1.2017) 


zu seite 1 


11 






DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


AKP-Abgeordneter Yeneroglu macht 
Stimmung gegen Veranstaltung an TU Berlin 

AStA: Freiheit der wissenschaftlichen Debatte hohes Gut 
YXK: Wir lassen uns nicht einschüchtern 

Der türkische AKP-Abgeordnete mit deutschem Pass, 
Mustafa Yeneroglu, wirft den deutschen Behörden vor, 
kurdische „Terrorpropaganda“ zu unterstützen, weil ein 
„Ableger der Terrororganisation PKK“ an der TU Ber¬ 
lin „rekrutieren“ würde. Er forderte Bundesinnen- und 
-Justizministerium auf, „diesem Treiben unverzüglich 
ein Ende zu setzen und der gegenüber der Türkei wie¬ 
derholt bekundeten verbalen Solidarität im Kampf 
gegen den Terror endlich auch Taten folgen zu lassen“ 

Hintergrund: Der Verband der Studierenden aus 
Kurdistan (YXK) und das Referat für Bildungspolitik 
des AStA der TU Berlin hatten im Rahmen einer bil¬ 
dungspolitischen Veranstaltungsreihe „Internationale 
Politik - Januar/Februar: Schwerpunkt Türkei“ zu 
einer Veranstaltung über die aktuelle Situation in der 
Türkei eingeladen. 

Zur Kampagne von Yeneroglu, der Vorsitzender im 
Menschenrechtsausschuss des türkischen Parlaments 
ist, nahm der Dachverband der Studierenden aus Kur¬ 
distan in Europa am 9. Januar Stellung. Seine Haltung 
spiegele „die Strategie der AKP-Regierung wider, auch 
innerhalb der BRD Einfluss auf die politischen Tätig¬ 
keiten Andersdenkender zu nehmen und die Entschei¬ 
dungen der Bundesregierung diesbezüglich zu beein¬ 
flussen“. Die türkische Regierung habe in den letzten 
Jahren gezeigt, dass sie „keinen Hehl daraus macht, 
mit Gewalt und Zerstörung gegen demokratische 
Strukturen vorzugehen“. Es seien „kurdische Städte 
dem Erdboden gleichgemacht“ worden und „große 
Teile der Bevölkerung sitzen wegen vermeintlicher 
, Terrorpropaganda 6 hinter Gittern und verloren gar 
durch Polizei oder Militär ihr Leben“. (Yeneroglu hätte 
als Vorsitzender des Menschenrechtsausschusses also 
genug Betätigungsfelder in der Türkei ! Azadi) Es sei 
„höchst problematisch“, dass „diese menschenrechts¬ 
verletzende Politik nicht weiter angeprangert“ werde, 
sondern der Türkei „sogar der ,Kampf gegen den Ter¬ 
ror 4 zugesagt worden sei. Aufgrund der engen Bezie¬ 
hungen zwischen BRD und Türkei dürften sich Organi¬ 
sationen wie „die DITIB, UETD und Ableger der Milli 
Görüs, weiterhin die menschenfeindliche und faschisti¬ 
sche Politik der AKP hierzulande betätigen und auf 
Jagd nach Regimekritikerinnen gehen“. 


Die YXK werde dennoch die Universität „als Ort 
für den kritischen Austausch und Bildung mit in 
Deutschland lebenden Studentinnen nutzen und sich 
nicht einschüchtern lassen von Angriffen autoritärer 
Regime, welche das Recht auf freie Meinungsäußerung 
versuchen, auch hier einzuschränken.“ 

Ähnlich positionierte sich auch der AStA am 7. 
Januar: „Die Freiheit der wissenschaftlichen Debatte 
ist ein hohes Gut. Die Entlassung tausender Wissen- 
schaftlerlnnen aufgrund der Unterzeichnung einer Frie¬ 
denspetition macht deutlich, dass die türkische Regie¬ 
rung dies ablehnt. Mit der Veranstaltungsreihe wollen 
wir über die schwierige Situation in der Türkei infor¬ 
mieren und auch über die Einflussnahme von AKP- 
Politikem und dem bundesweiten Verband DITIB auf 
das Bildungssystem in Deutschland sprechen.“ 

(aus diversen Tageszeitungen v. 5./6.1.2017 und 
Stellungnahmen von YXK und AStA) 

US-Militärprovokation gegen Russland an 
NATO-Ostgrenze 

Bundeswehr für Logistik verantwortlich 

Am 4. Januar legte im Bremerhavener Hafen der 
Frachter „Resolve“ an, am 6. Januar der zweite mit 
dem Namen „Endurance“ und der dritte am 7. Januar. 
Entladen wurden 2500 militärische „Ladungsstücke“, 
so 446 Kettenfahrzeuge einschl. Kampfpanzer und 907 
Radfahrzeuge. Bei ihnen handelt es sich um US- 
Kriegsmaterial, das von Bremerhaven weiter transpor¬ 
tiert werden soll nach Polen und von dort aus nach 
Litauen, Estland und Lettland. Dafür werden u.a. 900 
Bahnwaggons im Einsatz sein: „Bis zum 16. Januar 
werden täglich drei Züge mit Militärgerät rollen“, 
erklärte laut NDR ein Sprecher des Landeskommandos 
Brandenburg der Bundeswehr. Auch werden etliche 
Konvois auf den Straßen in Richtung Osten unterwegs 
sein. Die Ausrüstung ist für 4 000 Soldaten der 3. 
Kampfbrigade der 4. US-Infanteriedivision („Iron Bri¬ 
gade“). Sie sollen künftig an der NATO-Ostgrenze als 
Drohung gegen Russland verstanden werden. Offiziell 
läuft die US-Militäroperation unter dem Namen 
„Atlantic Resolve“. Für die gesamte Logistik ist die 
Bundeswehr verantwortlich. 

Ein breites Bündnis gegen den größten NATO-Auf- 
marsch seit Ende des Kalten Krieges hatte in Bremer¬ 
haven am 8. Januar zur Demonstration aufgerufen, an 
der etwa 400 Menschen teilgenommen haben. „Wir 
trotzen hier der Kälte, weil wir keinen neuen Krieg 
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haben wollen“, erklärte Sebastian Rave vom Landes¬ 
vorstand der Linkspartei Bremen. „Ich rechne damit, 
dass der nächste US-amerikanische Präsident diesen 
Aufrüstungskurs nicht nur fortsetzen, sondern vermut¬ 
lich sogar eskalieren wird“, meinte Tobias Pflüger vom 
Bundesvorstand der Linken. Für den 9. Januar sind 
weitere Proteste geplant. 

(jwv. 9. 1. 2017) 

Spitzel-Vorwurf gegen DITIB bestätigt 

Sevim Dagdelen forciert sofortige Ausweisung von 
Moschee-Predigern 

Bekir Alboga, Generalsekretär des Moschee-Verbandes 
DITIB, räumte gegenüber der Rheinischen Post ein, 
dass einzelne Imame Informationen über angebliche 
Gülen-Anhänger an die türkische Regierung weiterge¬ 
leitet hat. Die Abgeordneten der Linken im Bundestag, 
Sevim Dagdelen, forderte sofortige und konkrete Maß¬ 
nahmen gegen jene Imame, die Daten weitergegeben 
haben: „Erdogans Spitzel müssen umgehend ausgewie¬ 
sen werden.“ Volker Beck von den Grünen, nannte das 
Eingeständnis von Alboga wenig glaubwürdig. Er habe 
im Dezember beim Generalbundesanwalt eine Strafan¬ 
zeige „wegen des Verdachts der Spionage zum Nach¬ 
teil der Bundesrepublik Deutschland“ gestellt, so Beck 
und ergänzte: „Dieser Verdacht ist nun bestätigt.“ 

(Süddt.Ztg. v. 13.1.2017) 

Anmerkung: Gibt es nach diesem Eingeständnis nun 
eine Aufarbeitung dieses ungeheuerlichen Vorgangs, 
sind staatsanwaltliche Ermittlungen wegen des Ver¬ 
dachts der Spionage eingeleitet worden, wurde eine 
Protestnote an die türkische Regierung gerichtet, ein 
Untersuchungsausschuss auf Bundes- oder Landes¬ 
ebene beschlossen? Wie steht es mit der Sicherheit der 
von „einzelnen“ (?) Imamen denunzierten türkischen 
Staatsangehörigen und was geschieht mit ihnen, wenn 
sie in die Türkei reisen? Wie bewerten Landes- und 
Bundesbehörden die Ausforschung jener Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit, die die DITIB- 
Moscheen besuchten, aus rechtlicher Sicht? 

Warum soll dieses Spektrum, das der AKP-Regierung 
verpflichtet ist, weiterhin Einfluss haben auf die Gestal¬ 
tung von Lehrplänen zum Islamunterricht? 

Zeitungsberichten vom 19. Januar zufolge hat der 
Generalbundesanwalt inzwischen gegen DITIB Ermitt¬ 
lungen gegen Unbekannt aufgenommen. Der Bundes¬ 
tagsabgeordnete der Grünen, Volker Beck, hatte bereits 
im Dezember 2016 Anzeige erstattet. 

Die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung, 
Ayan Özoguz, fordert eine Trennung des Moscheever¬ 
bandes DITIB von der Türkei. „Ein erster zwingender 
Schritt muss die Änderung der Satzung sein, die die 
enge Verbindung zur türkischen Religionsbehörde 
Diyanet festschreibt“, so Özoguz. Die Vorwürfe gegen 
DITIB jedenfalls seien „gravierend“. Dem Verband 


sollen 900 Moscheegemeinden in Deutschland angehö¬ 
ren. (NDv. 23.1.2017) 

Steinmeier besucht Camp der FARC 

Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) 
reiste nach Kolumbien und sprach in Bogota zunächst 
mit Staatschef Juan Manuel Santos. Die kolumbiani¬ 
sche Außenministerin Maria Angela Holgum bestätigte 
bereits am 10. Januar gegenüber dem Radiosender 
RCN, dass Steinmeier auch ein Camp der Guerillaorga¬ 
nisation „Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens“ 
FARC besuchen wird, in dem sich die Kämpfer*innen 
auf die Abgabe der Waffen und ihre Eingliederung in 
das Zivilleben vorbereiten. Laut dpa vom 13. Januar 
sind die etwa 5800 Rebellen derzeit in 26 Zonen im 
gesamten Land zusammengezogen. Besucht werden 
soll die FARC Ende Januar auch vom französischen 
Präsidenten Frangois Hollande. Die Vereinten Nationen 
beobachten den Prozess mit einer Mission. Noch vor 
wenigen Wochen ist die FARC von der EU als „terro¬ 
ristische Organisation“ geführt worden. 

(jwv. 13.1.2017/Azadi) 

Anmerkung: Wo blieb das Engagement des Frank- 
Walter Steinmeier während der Gesprächsphase zwi¬ 
schen türkischer Regierung und kurdischer Bewegung? 

„Demokratischer Kongress der Völker“ in 

Frankfurt/M. gegründet: 

Wir wollen alle systemkritischen und fortschrittlichen 
Kräfte zusammenführen 


Am 16. Januar wurde in Frankfurt/M. eine Art Sozial¬ 
forum gegründet nach dem Vorbild des im Jahre 2009 
in der Türkei entstandenen „Demokratischen Kongres¬ 
ses der Völker“ (HDK), an dem rund 130 türkische und 
kurdische Migrant*innen teilnahmen. Die 
Politikerinnen der aus diesem Zusammenschluss her¬ 
vorgegangenen linken HDP sind derzeit in der Türkei 
von Diskriminierung und politischer Verfolgung 
betroffen. „Wir wollen in Deutschland alle systemkriti¬ 
schen und fortschrittlichen Kräfte zusammenführen, 
um daraufhinzuwirken, den Ausnahmezustand und die 
Diktatur Recep Tayyip Erdogans in der Türkei zu been¬ 
den“, erklärte Mesud Duman, Pressesprecher der HDK 
Frankfurt. Es gehe weiter darum, „Kräfte in der 
CDU/CSU/SPD-Bundesregierung zu entlarven, die 
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totalitäre Tendenzen in der Türkei unterstützen“. Türki¬ 
sche Nationalisten, die in der BRD Oppositionelle aus¬ 
forschen und bedrohen, müssten aus der Anonymität 
geholt werden. Gewählt wurde ein Rat, dem bislang 48 
Personen angehören - 21 Frauen und 27 Männer. Als 
Doppelspitze wurden Sengül Yalgin-Loannidis und 
Mehmet Taskale gewählt. 

In einem Grußwort der Bundestagsabgeordneten 
der Linksfraktion, Christine Buchholz hieß es u.a.: 
„Die Linke fordert ein Verbot von Waffenexporten in 
die Türkei; ebenso ein Ende des PKK-Verbots.“ 

(jw v. 18.1.2017/Azadi) 

Türkische Republik lässt in Deutschland 
gegen Erdogan-Kritiker ermitteln 

„Ihnen wird eine mehrfache Beleidigung des türki¬ 
schen Staatspräsidenten vorgeworfen“, heißt es in der 
Ladung der Staatsanwaltschaft an den Kurden Ali C., 
weshalb er sich dort am 13. Februar einzufmden habe. 
Es ist nicht die erste Vorladung dieser Art an 
Kurd*innen, die in Deutschland leben. Der 36-Jährige 
floh Ende der 1990er nach Deutschland und erhielt 
politisches Asyl. Mit seiner Familie wohnt er in Elms¬ 
horn. Das dortige Amtsgericht hatte die Vorladung aus¬ 
gestellt. 

Die Vernehmung, der er nachkommen müsse, 
erfolge laut Staatsanwaltschaft auf „Ersuchen der 
Republik Türkei“. Hatte Ali C. ähnlich wie im letzten 


Jahr der Satiriker Jan Böhmermann ein Schmähgedicht 
gegen Erdogan verbreitet ? Nein, er hatte auf seiner 
Facebook-Seite über die Repression gegen Erdogan- 
Gegner berichtet und Videos über Demonstrationen 
von Kurd*innen in Deutschland veröffentlicht. Schon 
im vergangenen Jahr hatte das LKA Schleswig-Hol¬ 
stein gegen Ali C. auf der Grundlage eines Rechtshilfe¬ 
ersuchens eines Gerichts der westtürkischen Stadt 
Bursa ermittelt, weil er angeblich „Propaganda für eine 
Terrororganisation“ (gemeint war die PKK) verbreiten 
würde. Die Staatsanwaltschaft erklärte auf Anfrage, die 
Ermittlungen gemäß den „geltenden internationalen 
Übereinkommen“ durchführen zu müssen. 

Elmshorn gilt als eine Hochburg türkischer Faschis¬ 
ten. Denkbar, dass eine Denunziation zur Einleitung 
eines Verfahrens gegen Ali C. geführt hat. Die AKP- 
nahe Tageszeitung „Sabah“ hatte im letzten Jahr in 
Deutschland eine Telefonhotline geschaltet, um 
Erdogan-Gegner zu melden. 

(jwv. 19.1.2017/Azadi) 

LINKEN-Abgeordneter Hakan Tas unter 
Polizeischutz: 

Beschimpfungen und Bedrohungen an der 
Tagesordnung 

Seit über drei Jahren steht Hakan Tas, der kurdisch¬ 
stämmige Abgeordnete der Linkspartei im Berliner 
Abgeordnetenhaus, unter Polizeischutz. Im Herbst 


FAMILIENPATENSCHAFTEN 


FAMILIENPATENSCHAFTEN 

Für die Würde der Menschen in Kurdistan 


Der brutale Krieg des 
türkischen Staates 
gegen die kurdische 
Bevölkerung hat ver¬ 
heerende humanitäre 
Folgen. Krieg und Insta¬ 
bilität beherrschen die 
Türkei, allerdings nicht 
erst seit dem jüngsten 
Putschversuch des Mili¬ 
tärs. Der Friedenspro¬ 
zess mit den Kurden wurde schon vorher ad acta gelegt, 
Menschen- und Freiheitsrechte massiv beschnitten. In Folge 
wurde der faktische Ausnahmezustand mit monatelangen 
Ausgangssperren verhängt, ganze Stadtteile wurden von der 
Armee belagert und dem Erdboden gleichgemacht, hunderte 
Zivilisten starben, wurden gar bei lebendigem Leib verbrannt. 
Menschenrechtsorganisationen sprechen von 400 000 Binnen¬ 
flüchtlingen seit Mitte letzen Jahres. 


Diese Menschen brauchen unsere Hilfe! 

Werden Sie Pate für diese Familien! 

Der Rojava-Hilfs- und Solidaritätsverein aus der Türkei hat ge¬ 
meinsam mit dem Kurdischen Roten Halbmond (Heyva Sor a 
Kurdistane) eine Patenschaftskampagne für diese Familien ge 
startet. Bisher konnten 3186 von 31 100 erfassten hilfsbe¬ 
dürftigen Familien unterstützt werden. 

Mit einem monatlichen Mindestbeitrag von 150 Euro - dieser 
kann auch von mehreren Personen zusammen getragen wer¬ 
den - leisten Sie, leistet Ihre Organisation nicht nur einen fi¬ 
nanziellen Beitrag für eine Familie, sondern Sie spenden auch 
Hoffnung und ermutigen die Menschen zu weiterem Wider¬ 
stand gegen die Despotie. 

NAV-DEM Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland e. V. 
http://navdem.com | Weitere Infos zur Kampagne: 
http://www.heyvasor.com/de 
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2013 hatten Nazis seine Wohnungstür und seinen 
Briefkasten mit SS-Runen und dem Spruch „Ausländer 
raus ! Bald bist Du tot“ beschmiert. Vier Wochen später 
wurden die Reifen seines Autos zerstochen und im ver¬ 
gangenen Jahr sein Wahlkreisbüro in Reinickendorf 
mit islamfeindlichen Parolen besprüht. In keinem Fall 
hat die Polizei einen Tatverdächtigen ermitteln können. 
Als Hakan Tas am Rande einer Demonstration 2016 
von dem stadtbekannten Nazi Kevin W. gestoßen und 
bedroht wurde, hatte das keine Konsequenzen: „Das 
Strafverfahren wurde eingestellt, weil auf der Überwa¬ 
chungskamera der Vorgang nicht deutlich genug zu 
erkennen war“, so Tas. Das sei für ihn bitter gewesen. 
„Ich bekomme jeden Monat mehrere mails von anony¬ 
men und auch von nicht anonymen Absendern mit 
üblen Beschimpfungen“, doch habe er es inzwischen 
aufgegeben, Strafanzeigen zu stellen. Selbst im Parla¬ 
ment sei er bedroht worden. Ende November habe er in 
einer Rede die Affinität der AfD zu rechter Gewalt the¬ 
matisiert. „Mehrere Abgeordnete waren von ihren Plät¬ 
zen aufgesprungen, brüllten laut und fuchtelten wild 
mit ihren Armen. Ich dachte, sie gehen jeden Moment 
körperlich auf mich los.“ Der AfD-Abgeordnete Wild 
sagte, Tas bewege sich „auf demselben schändlichen 
Niveau wie einst die Nazionalsozialisten [sic!]“ und 
empfahl ihm als „Zuwanderer“ einen Integrationskurs. 
Weil er kurdischer Herkunft sei und offen mit seiner 


Homosexualität umgehe, Präsident Erdogan kritisiere 
und sich mit der HDP solidarisiere, werde er auch von 
nationalistischen türkischstämmigen Kräften bedroht 
und attackiert. „Schwule Sau“, „Hurensohn“ , „PKK- 
Terrorist“oder solche Leute wie er müsse man töten, 
seien übliche Beschimpfungen und Bedrohungen. 

Jedoch: „Von meiner politischen Tätigkeit bringen 
mich weder die Attacken von deutschen noch von tür¬ 
kischen Rechten ab. Aber ich werde vorsichtiger, wenn 
ich auf der Straße laufe“, so Hakan Tas. 

(ND v. 23.1.2017/Azadi) 

Graue Wölfe in Münchner Migrationsbeirat 
gewählt 

Informationen von dpa zufolge befinden sich im neu¬ 
gewählten Münchner Migrationsbeirat künftig Perso¬ 
nen, denen der bayerische Verfassungsschutz „Bezüge 
zu extremistischen Gruppierungen“ zuschreibt. Es gehe 
um die Ülkücü-Bewegung (Graue Wölfe). Die Behör¬ 
den hatten rund zehn Personen diesem Bereich zuge¬ 
ordnet. Unregelmäßigkeiten beim Versand der Brief¬ 
wahlunterlagen hatte für Aufregung gesorgt: die Staats¬ 
anwaltschaft geht davon aus, dass mehrere hundert 
Anträge für Briefwahlunterlagen statt an die Wähler an 
die Adresse eines türkischen Vereins geschickt worden 
sind. 

(NDv. 27.1.2017) 


NEU ERSCHIENEN 


Broschüre zum Thema Terror: 

Analysen statt Symbol- und Angstpolitik 

Die Mitte Dezember 2016 erschie¬ 
nene Broschüre mit dem Titel „Ter¬ 
ror. Wo er herrührt, wozu er miss¬ 
braucht wird, wie er zu überwinden 
ist“, hat durch den Anschlag auf 
den Weihnachtsmarkt in Berlin an 
Brisanz und Aktualität hinzuge¬ 
wonnen, insbesondere angesichts 
des daraufhin eingesetzten Wettbe¬ 
werbs aller Parteien um die här¬ 
teste Sicherheits- und Antiterrorpo¬ 
litik. Die Autoren, Rolf Gössner 
und Conrad Schuhler, gehen das 
Thema - im Gegensatz zur offiziel¬ 
len Herangehensweise - grundsätz¬ 
lich, analytisch, Ursachen- und bür¬ 
gerrechtsorientiert an. In zwei 
Kapiteln geht es einerseits um die 
„Aufrüstungs-, Abwehr- und 


Kriegsreflexe angesichts von Terroranschlägen“ und 
andererseits um die Ursachen von Terror und Flucht, 
der vom Westen betriebenen Globalisierung, der Dis¬ 
kriminierung von Migrant*innen in 
Europa und „Terrorismus als Alibi 
für Krieg und Demokratieabbau“. 
Diesen Analysen folgt ein Kom¬ 
mentar von Conrad Schuhler „Die 
Linke, der Terror und die Innere 
Sicherheit“. 

Herausgegeben wurde die Bro¬ 
schüre (isw-spezial Nr. 29/Dezem¬ 
ber 2016) vom Institut für sozial¬ 
ökologische Wirtschaftsforschung 
e.V., Johann-von-Werth-Str. 3, 
80639 München, ISSN: 1614-9270 
und kann dort bestellt werden 
(isw_muenchen@t-online.de / www.isw- 
muenchen.de) Sie umfasst 32 Seiten 
und kostet 3,- € 
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UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 

Im Januar wurde über vier Anträge entschieden und ein Gesamtunterstützungsbetrag von 1058,50 € gezahlt. In 
einem Fall ist eine Abklärung erforderlich, ob der Fall den Vergabekriterien von Azadi entspricht. 

Derzeit neun politische Gefangene erhielten für den Einkauf in den JVAen insgesamt 921€ 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 -16 79 39 45 
Mobil: 0151 -18 69 66 05 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Eröffnung des §129b-Prozesses gegen 
Zeki Eroglu vor dem OLG Hamburg 


A m 17. Februar begann vor dem Hanseatischen Oberlandesgericht Hamburg 
die Hauptverhandlung gegen den kurdischen Aktivisten Zeki EROGLU. 
Die Anklage beschuldigt ihn, sich unter dem Namen „Siyar“ von März 2013 
bis Ende August 2014 - der Phase der Friedens Verhandlungen zwischen türkischem 
Staat und kurdischer Bewegung - als Mitglied an einer „terroristischen“ Vereini¬ 
gung im Ausland (§§129a/b StGB) beteiligt zu haben. So sei er für verschiedene 
Gebiete in Deutschland - zuletzt für das PKK-Gebiet Stuttgart verantwortlich 
gewesen. In seiner Funktion habe er die „organisatorischen, finanziellen, personel¬ 
len und propagandistischen Angelegenheiten“ erledigt. 

Einem Bericht von Prozessbeobachter*innen zufolge haben der Verteidiger, Rechts¬ 
anwalt Alexander Kienzle und seine Kollegin, Britta Eder, noch vor Verlesung der 
Anklageschrift durch die Vertreter der Bundesanwaltschaft eine Reihe von Anträgen 
eingebracht. So forderten sie die Beiordnung eines Vertrauensdolmetschers (wurde 
abgelehnt) sowie die einer zweiten Pflichtverteidigung. „Die Reihe der Anträge 
schien nicht abzureißen, so dass der Vorsitzende Richter Rühle schon am ersten Tag 
nach kurzer Zeit bei der Frage nach einer Beratungszeit von 15 Minuten mit dem 
Mandanten die Fassung verlor“, schreiben die Prozessbesucher*innen. 

Nach Verlesung der Anklageschrift hat die Verteidigung in einem Antrag die fehler¬ 
hafte Besetzung des Senats gerügt, weil die reduzierte Besetzung mit nur drei statt 
fünf Richtern den gesetzlichen Vorgaben widerspreche. Schließlich handele es sich 
um ein umfangreiches Strafverfahren mit 116 Stehordnern und einer Vielzahl von 
Dokumenten, Beweismitteln und Überwachungsmaßnahmen. 

In einem weiteren Antrag rügt die Verteidigung die Zuständigkeit des OLG Ham¬ 
burg, weil ihrer Ansicht nach hierfür kein sachlicher Grund erkennbar sei. Es tauche 
nämlich im Anklagesatz an keinem Punkt auf, dass Zeki Eroglu in Hamburg oder 
Bremen tätig gewesen sein soll, sondern nur in Städten Süddeutschlands. Außerdem 
basierten die Ermittlungsakten in der Hauptsache auf Erkenntnissen der Behörden 
in Mainz und Berlin. 

Zeki Eroglu war auf Ersuchen der deutschen Strafverfolgungsbehörden am 13. April 
2016 in Stockholm in Auslieferungshaft genommen worden; die Überstellung an die 
BRD erfolgte am 6. Juli. Bis Anfang Januar dieses Jahres befand sich der 36-Jährige 
in der JVA Schwäbisch Hall in Untersuchungshaft, weil der Prozess vor dem OLG 
Stuttgart hätte stattfinden sollen. Nachdem der Prozess aus unerklärlichen Gründen 
an das OLG Hamburg abgegeben wurde, ist Zeki Eroglu Anfang dieses Jahres in die 
dortige JVA verlegt worden. 
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Die Anwälte forderten des 
weiteren eine „dienstliche 
Erklärung“ des Vorsitzenden 
Richters, „ob auf ihn politische 
Einflussnahme durch staatliche 
oder nichtstaatliche Stellen 
erfolgt sei, ob diesbezüglich 
persönliche Kontakte zu ihm 
aufgenommen wurden oder 
bestehen“ oder „ob es Abspra¬ 
chen mit dem Generalbundesanwalt im Vorfeld bezüg¬ 
lich Gerichtsort-, -Zeitpunkt oder andere Aspekte gege¬ 
ben habe, auch bezüglich des zu erwartenden Verteidi¬ 
gungsverhaltens“. 

Diese „Erklärungen“ sind erbeten worden, weil der 
Vorsitzende Richter Dr. Rühle im Verfahren gegen 
Hasan Dutar von den türkischen Medien persönlich für 
das „milde Urteil“ (er war Ende November 2016 zu 
einer Bewährungsstrafe von 1 Jahr und 9 Monaten ver¬ 
urteilt worden) verantwortlich gemacht und sein Foto 
veröffentlicht wurde (z.B in dem Onlineportal Yeniikdam 
mit der Bildunterschrift „Sieh Dir den Richter an“). 
Denkbar wäre, dass „über verschiedene Kanäle Druck 
auf ihn aufgebaut werden könnte“ - mit möglicherweise 
negativen Auswirkungen für den Angeklagten. 

Schließlich trug die Verteidigung den ersten Teil 
ihres umfangreichen Antrags auf Einstellung des Ver¬ 
fahrens vor. Hierbei setzt sie sich mit den historisch- 
politischen Entwicklungen in der Türkei, dem ungelös¬ 
ten türkisch-kurdischen Konflikt, dem Begriff des 
Rechts auf Widerstand auseinander und insbesondere 
mit der Ermächtigung zur Strafverfolgung durch das 
Bundesjustizministerium, die „(kurzerhand) für nicht 
justiziabel erklärt“ worden sei. Hierdurch würden 
sowohl der Angeklagte als auch die Verteidigung von 
„tatsächlich rechtfertigenden Verteidigungsmöglichkei- 
ten abgeschnitten“. 

(PMAzadiv. 16.2. /Prozessbericht v. 17.2.2017/ 
Anträge, s. unter tkhh.blogsport.eu) 



Prozessbericht vom 2. Verhandlungstag: 

https://freiheit.blackblogs.org/2017/02/27/zeki-eroglu-bericht-vom-2- 

prozesstag-24-02-17/ 
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Kurdischer Aktivist Hidir YILDIRIM wegen 
§§129a/b in Frankfurt/M. verhaftet 

Verlegung nach Berlin beabsichtigt / Hungerstreik 
gegen Haftbedingungen 

Aufgrund eines Haftbefehls des Kammergerichts Ber¬ 
lin vom 11. Oktober des vergangenen Jahres wurde in 
Frankfurt/M. am 16. Februar der kurdische Aktivist 
Hidir Y. in seiner Wohnung verhaftet. Weil gegen die¬ 
sen Haftbefehl seinerzeit Haftbeschwerde erhoben 
worden war, ist die jetzige Verhaftung wegen angebli¬ 
cher ,Fluchtgefahr 4 äußerst verwunderlich, nicht 
zuletzt zynisch. 

Der Kurde wird beschuldigt, sich von Ende August 
2013 bis zum 7. April 2014 - während des Gesprächs¬ 
prozesses zwischen türkischer Regierung und kurdi¬ 
scher Bewegung - als Kader an einer „terroristischen“ 
Vereinigung im Ausland (§§129a/b StGB) beteiligt zu 
haben. 

Nach seiner Inhaftierung wurde er in einer Zelle 
einer 24-stündiger Beleuchtung und Kameraüberwa¬ 
chung ausgesetzt. Gegen diese Haftbedingungen 
wehrte er sich mit einem Hungerstreik. Anfang März 
wird Hidir Yildirim nach Berlin verlegt, vermutlich in 
die JVA Moabit. 

(Azadi) 


Spitzel - Verräter - Vertrauensperson 

Zwei Vertrauenspersonen auch im kurdischen Verein in 
Stuttgart 

Spitzel und Verräter gibt es, seit es revolutionäre und 
Befreiungsbewegungen gibt, die sie infiltrieren. Sie 
spitzeln und verraten aus Geldgier oder anderen eigen¬ 
nützigen Motiven, weil sie genötigt oder erpresst wer¬ 
den, aus Rache oder Enttäuschung - in den allersel¬ 
tensten Fällen aus idealistischen Gründen. Dies zeigt 
im Zweifel, welchen Typus Mensch wir vor uns haben, 
meist verschlagen, hinterhältig und selbstsüchtig, mal 
labil, mal auch verzweifelt. Ihre Funktion und der Nut¬ 
zen, den ihre Auftraggeber ziehen, sind vielschichtig. 
Sie informieren über Interna der Bewegung, Pläne, 
Ziele, Zweifel. Aber sie dienen auch dem Zweck zu 
verunsichern, Zwietracht zu säen und die Bewegung so 
zu schwächen. 

Im Strafverfahren der Gegenwart heißen sie in 
sprachlicher Verballhornung Vertrauensperson oder VP 
und die, die sie anleiten und abschöpfen, VP-Führer. 
Es suggeriert, dem Spitzel und Verräter gebührt Ver¬ 
trauen, er genießt Vertrauen: der Polizei, der Ermitt¬ 
lungsbehörden generell, zumeist auch der Gerichte. Er 
ist der Spitzel des Vertrauens, der Verräter des Vertrau¬ 
ens. 
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„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die Regel ist" 

Walter Benjamin, Philosoph, 1892 - 1940 




FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 



Kurzbiografien der kurdischen Aktivisten, die sich derzeit in 
deutschen Gefängnissen in Straf- bzw. Untersuchungshaft befinden. 
Sie werden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland" beschuldigt. 

Stand: Mitte Februar 2017 


AZADI e.V. 

Rechtshilfefonds 

für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 
Hansaring 82 • 50670 Köln 
Tel:0221/16 79 39 45 • azadi@t-online.de 


NAV-DEM e.V. 

Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland 
Neustr. 38 • 40213 Düsseldorf 
Tel: 0211 17 11 451 • info@navdem.com 


Wir haben ein zwöfseitiges DIN A5-Faltblatt mit dem Titel „Freiheit für die kurdischen Gefangenen 
in Deutschland“ erarbeitet. Nach einer kurzen Einleitung über die Kriminalisierung von Kurdinnen 
und Kurden in Deutschland werden neun politische Gefangene (und ein Gefangener, der nach 
erfolgreicher Revision aus der Haft entlassen wurde und sich außerhalb der Gefängnismauern auf 
die Neuverhandlung vorbereiten kann) vorgestellt und dargelegt, warum sie nach § 129b StGB vor 
Staatsschutzsenaten bundesdeutscher Oberlandesgerichte angeklagt sind. 

Das Faltblatt kann bei AZADl angefordert werden: azadilclt-online.de und hier als PDF herunterge¬ 
laden werden. 


* 


I fP-Führer vor Gericht in obskuren Maskeraden 

Vertrauenspersonen werden von den Behörden vor 
allem bei Ermittlungen in Fällen von Rauschgift und 
Bandenkriminalität sowie in politisch motivierten 
Strafverfahren benutzt. Sie sind offizielles Einsatzmit¬ 
tel der Polizei. Ihre Tätigkeit ist in der Strafprozessord¬ 
nung gesetzlich geregelt. Vertrauenspersonen wirken 
im Dunkeln und Obskuren. Sie bleiben klandestin. In 
der Regel treten sie im Strafprozess nicht als Zeugen in 
Erscheinung. Sie werden gesperrt, können nicht 
befragt, angeschaut oder sonstwie wahrgenommen 
werden, ihre Identität bleibt verborgen. Keiner, außer 
ihrem polizeilichen Führer des Vertrauens, weiß um 
ihre persönlichen Verhältnisse, näheren Befindlichkei¬ 
ten, Glaubwürdigkeit und Lebensumstände. 

In der Verhandlung vernommen wird durchgehend 
allein der Vertrauensführer. Auch er tritt hier oft in 
Maskeraden auf, ist verkleidet oder die Stimme ver¬ 
zerrt und verfremdet, um ein Erkennen zu verhindern. 
Förmliche Vernehmungsprotokolle existieren zumeist 
nicht. Das, was die VP mitteilt, fließt ein in fragmenta¬ 
rische Vermerke - ohne Details, nicht hinterfragt oder 
überprüft. Eine Abklärung der Vertrauensperson und 
der Glaubhaftigkeit ihrer Angaben ist so de facto ver¬ 
hindert. 


Die VP ist so ihrer Natur und ihrem Wesen nach 
dubioses Beweismittel, aber als solches, da nicht greif¬ 
bar, umso gefährlicher. Daher und wegen der vertrau¬ 
ten und nicht einsehbaren Nähe zwischen Vertrauens¬ 
person und polizeilichem Vertrauenspersonenführer 
auch die verbreitete Befürchtung, die VP sei formbares 
Wachs in den Händen der Ermittler. 

Im Prozess gegen Muhlis KAYA wurde offenbar: 

„ Vertrauenspersonen “ im kurdischen Verein in Stuttgart 

Naiv anzunehmen, Vertrauenspersonen tauchten nicht 
im Umfeld kurdischer politischer Aktivitäten auf, etwa 
in kurdischen Vereinen oder Hilfsorganisationen. Ganz 
im Gegenteil wird man davon auszugehen haben, dass 
hier vielfältiges Interesse sich bündelt und V-Leute 
verschiedenster Dienste sich eingeschlichen haben. 
Nicht nur deutsche Polizei und ihre VP-Führer werden 
Interesse haben. Es gilt mehr noch für diverse Geheim¬ 
dienste, in allererster Linie naturgemäß den türkischen 
MIT. 

Im öffentlichen Strafprozess gegen Muhlis KAYA 
vor dem Oberlandesgericht Stuttgart wurde jetzt offen¬ 
kundig, dass sich im örtlichen kurdischen Verein in 
Stuttgart seit Jahren zumindest zwei solcher Vertrau¬ 
enspersonen tummeln, regelmäßig mit ihren VP-Füh- 
rem treffen und gegen Geld für das Landeskriminalamt 
spitzeln und dort erzählen, was sie gesehen haben oder 
ihnen einfällt. Von der Tätigkeit einer dieser beiden 
VPen für die Ermittlungsbehörden und der vermeintli¬ 
chen Identifizierung kurdischer Aktivisten durch sie 
wusste man aus den Akten. Dass auf den Verein noch 
eine zweite VP angesetzt war (oder diese sich ange¬ 
dient hatte), was eigentlich ungesagt bleiben sollte, 
erfuhr man aus der Befragung des ersten der beiden 
VP-Führer durch die Verteidigung. Grobes Geschütz in 
Zeiten knapper Ressourcen für einen kleinen kurdi¬ 
schen Verein! 

Widersprüche zwischen VP, ihren Führern und Anklage 
nicht aufgelöst 

Dumm nur für die Anklage im anhängigen Verfahren, 
dass sich die Angaben dieser Vertrauenspersonen 
gegenüber ihren Führern in zentralen Punkten so gar 
nicht mit den Behauptungen der Anklage überein brin¬ 
gen lassen und auch darüber hinaus in sich nicht stim¬ 
mig sind. Dass dann überdies unterlassen wurde, diese 
Widersprüche im Dunkeln aufzuhellen, lässt vermuten, 
dass der Sumpf noch tiefer ist. 

Aus der Sicht der Verteidigung erfreulich, dass dies¬ 
mal Misstrauen gegenüber dem Ermittlungsergebnis, 
nicht dessen Stützung und Abrundung Folge und 
Resultat des Wirkens der Vertrauensperson ist. 

Rechtsanwalt Carl W. Heydenreich, 10. Februar 2017 
Verteidiger von Muhlis Kaya, dessen Verfahren wegen des Vorwurfs 
der Mitgliedschaft in einer „ terroristischen “ Vereinigung im Ausland 
(§§129a/b StGB) am 22. November 2016 eröffnet wurde. 
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VERBOTSPRAXIS 


Razzien und Festnahmen in NRW 

In den frühen Morgenstunden des 9. Februar hat die 
Polizei u. a. in Bochum, Essen, Dortmund, Köln, Gel¬ 
senkirchen, Duisburg, Köln und Meckenheim insge¬ 
samt 30 Wohnungen durchsucht und 13 Personen fest¬ 
genommen. 17 Haftbefehle waren wegen versuchter 
schwerer Brandstiftung und versuchten Mordes erlas¬ 
sen worden, vier der Gesuchten wurden jedoch nicht 
angetroffen. Durchsucht wurde auch die Wohnung des 
Vorstandsmitglieds des Gesellschaftszentrums der 
Kurd*innen in Essen, Metin D., der nach kurzer Fest¬ 
nahme wieder freigelassen wurde. 

Hintergrund dieser Polizeioperation war ein Molo- 
tow-Anschlag am 4. November 2016 auf ein von türki¬ 
schen Nationalisten frequentiertes Cafe in Essen. Dabei 
wurde ein Gast leicht verletzt, größerer Sachschaden 
sei nach Polizeiangaben nicht entstanden. Kurz darauf 
sind zwei kurdische Jugendliche festgenommen wor¬ 
den, die sich derzeit in U-Haft befinden. 

Nachdem am 4.November 2016 mehrere Abgeord¬ 
nete der HDP in der Türkei festgenommen waren, rea¬ 
gierten Kurdinnen und Kurden deutschlandweit mit 
spontanen Protestkundgebungen gegen das Vorgehen 
des türkischen Regimes. 

(WDR, ANF, jw V. 9./10.2.2017/Azadi) 

Verfahren wegen Foto auf Facebook 

Am 23. Februar wurde vor dem Amtsgericht München 
gegen das Mitglied des Migrationsbeirates München, 


Azad Yusuf BINGÖL, wegen Verstoßes gegen das Ver¬ 
einsgesetz verhandelt. Die Strafverfolgungsbehörden 
beschuldigten ihn, ein Foto der Bundestagsabgeordne¬ 
ten der Linksfraktion, Nicole Gohlke, auf Facebook 
gepostet zu haben. Diese hatte auf einer Kundgebung 
zur Solidarität mit der vom IS angegriffenen Stadt 
Kobane/Rojava (Nordsyrien) im Jahre 2015 eine Fahne 
mit dem PKK-Symbol gezeigt. Um sie strafrechtlich 
verfolgen zu können, wurde ihre parlamentarische 
Immunität aufgehoben und ein Ermittlungsverfahren 
wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz gegen sie 
eingeleitet. In zweiter Instanz wurde sie zu einer Geld¬ 
strafe auf Bewährung verurteilt. 

Azad Yusuf Bingöl war erst kürzlich in den Migra¬ 
tionsbeirat von München gewählt worden. „Angesichts 
der Tatsache, dass der Verfassungsschutz wenige Tage 
nach den Wahlen zum Migrationsbeirat über die 
Medien erklärte, dass die zwei gewählten kurdischen 
Vertreter Sympathisanten der PKK seien, zeigt, wel¬ 
chen Sinn und Zweck das Ganze hat: Kriminalisierung 
und Einschüchterung“, erklärte der Ortsverband der 
DKP München in ihrer Pressemitteilung. 

„Was wir in München erleben, ist eine Form politi¬ 
scher Repression, Zensur und Einschüchterung, wie 
wir sie sonst nur aus der Türkei kennen“, kommentierte 
die Bundestagsabgeordnete U. Jelpke das Verfahren. 

(PM DKP/ Jelpke v. 22.2.2017/Azadi) 


REPRESSION 


Bundesregierung fesselt 

Das Bundeskabinett beschloss am 1. Februar eine 
Änderung des BKA-Gesetzes, wonach u. a. sogenannte 
extremistische Gefährder zum Tragen einer elektroni¬ 
schen Fußfessel verpflichtet werden können. Darauf 
hatten sich Bundesinnenminister Thomas de Maiziere 
(CDU) und Justizminister Heiko Maas (SPD) nach 
dem Anschlag auf den Weihnachtsmarkt in Berlin im 
Dezember 2016 geeinigt. 

Das BKA soll eine Fußfessel anordnen, wenn 
„bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen“, 
dass der Betroffene einen Anschlag verüben könnte 
oder sein Verhalten darauf hindeutet. Ursprünglich 
sollte das nur im Falle einer Verurteilung möglich sein. 

Die weiteren überarbeiteten Regelungen sollen 
gewährleisten, dass in Zukunft „auch Daten erhoben 


werden, die durch den Einsatz verdeckter Maßnahmen 
zur Abwehr von Gefahren durch den internationalen 
Terrorismus“ erlangt worden sind, so die Bundesregie¬ 
rung. Das Bundeskriminalamt soll eine „moderne IT- 
Architektur“ erhalten. 

„Die Fußfessel mag das Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung erhöhen, aber sie erhöht nicht ihre Sicher¬ 
heit“, kommentierte der LINKEN-Abgeordnete und 
Innenpolitiker Jan Körte die geplante Überwachung 
von „Gefährdern“. Die Fußfessel sei ein „klassisches 
Placebo“. 

(jw v. 2.2.2017) 

Bundesregierung rechtfertigt Racial Profiling 

Es sei nicht diskriminierend, „wenn das äußere 
Erscheinungsbild einer Person nur eines von mehreren 
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Kriterien für die Durchführung einer konkreten polizei¬ 
lichen Maßnahme ist“, lautete die Antwort der Bundes¬ 
regierung auf eine Anfrage der Linksfraktion über die 
Praxis, Reisende aufgrund ihres äußeren Erscheinungs¬ 
bildes wie Hautfarbe und ethnischer Herkunft zu kon¬ 
trollieren. Das Oberverwaltungsgericht Koblenz hatte 
im April 2016 derartige Kontrollen von Personen 
(Racial Profiling) als rechtswidrige Diskriminierung 
bezeichnet, die Bundesregierung dies jedoch als „Ein¬ 
zelfall“ dargestellt. 

Im vergangenen Jahr hat es 25 Beschwerden wegen 
des Verdachts diskriminierender Kontrollen gegeben, 
die gegen Beamte der Bundespolizei erhoben wurden. 
Derzeit seien sieben Gerichtsverfahren anhängig. 

(NDv. 2.2.2017) 

Niedersächsische Datenschutzbeauftragte 

kritisiert Überwachungsmechanismen 

2016:20000 Funkzellenabfragen in Niedersachsen 

Aufgrund der Kritik der niedersächsischen Daten¬ 
schutzbeauftragten Barbara Thiel am Einsatz von frag¬ 
würdigen Überwachungsmechanismen, mussten in 
Hannover - insbesondere aus Einkaufszentren - zahl¬ 
reiche Überwachungskameras deinstalliert werden. Kri¬ 
tische Blicke richtet Thiel auch auf mit „Body-Cams“ 
ausgestattete Polizeikräfte. Diese Technik sei „daten¬ 
schutzrechtlich problematisch, da nicht nur Bild-, son¬ 
dern auch Tonaufnahmen zulässig sein sollen“. Nur in 
der Testphase wolle das Innenministerium darauf ver¬ 
zichten. Skepsis zeigt sie auch gegenüber Funkzellen¬ 
abfragen, bei denen Daten aller Personen erfasst wer¬ 
den, die sich mit ihrem handy zu bestimmter Zeit im 
Sendebereich konkreter Funkzellen aufgehalten haben. 
„Die Verkehrsdaten lassen erhebliche Rückschlüsse auf 
das Kommunikations- und Bewegungsverhalten zu“, 
mahnt Thiel. Funkzellenabfragen seien als „schwerwie¬ 
gende Grundrechtseingriffe“ zu bezeichnen. 

Außerdem wirft die Datenschutzbeauftragte der 
Polizei in Lüneburg vor, ohne Rechtsgrundlage die 
Daten friedlicher Demonstrierenden gespeichert zu 
haben. Schon 2012 hatte das Innenministerium die 
Sicherheitsbehörden angewiesen, ihre Speicherpraxis 
zu überprüfen, woraufhin fünf von sechs Polizeidirek¬ 
tionen die Daten gelöscht hatten - außer der Direktion 
in Lüneburg. 

Der FDP-Landtagsabgeordnete Jan-Christoph Oet- 
jen fordert eine parlamentarische Überwachung solcher 
Abfragen. Durch eine Anfrage hatte er von der rot-grü¬ 
nen Landesregierung erfahren, dass im vergangenen 
Jahr in Niedersachsen auf Betreiben der Polizei nahezu 
20000 „nicht individualisierte“ Funkzellenabfragen 
erfolgt seien. 

(NDv. 7.2.2017/Azadi) 


Neuer Paragraf: Haftstrafen für Angriffe auf 
Polizisten und Rettungskräfte 

Am 8. Februar beschloss das Kabinett einen Gesetzent¬ 
wurf aus dem Bundesjustizministerium, wonach in § 
114 StGB künftig tätliche Angriffe auf Polizisten, 
Angehörige von Rettungsdiensten und Feuerwehrleu¬ 
ten mit bis zu fünf Jahren Haft bestraft werden. Dies 
soll bereits bei einfachen „Diensthandlungen“ wie 
Streifenfahrten oder Unfallaufnahmen der Fall sein. 
Bislang droht Angreifern dies nur bei „Vollstreckungs¬ 
handlungen“ wie Festnahmen. 

Im Jahre 2015 wurden fast 64 400 Angriffe auf 
Polizisten und Rettungskräfte registriert; in mehr als 
40000 Fällen waren dies Widerstandshandlungen. Laut 
Thomas Fischer, Richter am Bundesgerichtshof, könne 
er eine Zunahme von Aggressionsdelikten nicht bestä¬ 
tigen; solche Beschwerden habe es immer schon gege¬ 
ben. 

(NDv. 9.2.2017) 

GBA will mehr Personal 

Die „Grenzen der Leistungsfähigkeit“ seien erreicht, 
schreibt Generalbundesanwalt an die Länderjustizmi¬ 
nisterien. Gegenüber der „Welt am Sonntag“ erklärte 
er, dass die Zahl der Stellen zwar in den vergangenen 
Jahren gestiegen sei, doch wegen der vielen Terroris¬ 
mus-Verfahren bliebe es „eng“. Ein großer Teil der 
rund 200 Jurist*innen werden von den Bundesländern 
an Karlsruhe abgeordnet. Frank bettelt nun „eindring¬ 
lich“ um Staatsanwälte und Richter, weil seine 
Behörde anderenfalls eine Terrorbekämpfung „nicht 
mehr umfassend gewährleisten“ könne. „Ganz aus¬ 
drücklich“ wird er hierbei von Bundesjustizminister 
Heiko Maas (SPD) unterstützt. 

(NDv 6.2.2017) 

AZADI möchte den beiden Herren vorschlagen, die Kri¬ 
minalisierung von Kurdinnen und Kurden zu beenden. 
Dadurch würde umgehend eine beachtliche Zahl von 
Mitarbeiter*innen und Beamtinnen bei der Bundesan- 
waltschaft, der Polizei , dem Inlandsgeheimdienst, dem 
Bundeskriminalamt und vielen weiteren freigesetzt. 

Wissenschaftlicher Dienst: Zweifel an Gesetz 
zur Vorratsdatenspeicherung 

Medienberichten zufolge bezweifelt der Wissenschaft¬ 
liche Dienst des Bundestages, dass das Gesetz zur Vor¬ 
ratsdatenspeicherung den Vorgaben des Europäischen 
Gerichtshofs entspricht. Der EuGH hatte im Dezember 
2016 entschieden, dass eine allgemeine und unter¬ 
schiedslose Speicherung von Daten mit dem EU-Recht 
unvereinbar sei. Dies geht aus einem von der Links¬ 
fraktion in Auftrag gegebenen Gutachten hervor. Des¬ 
halb sei damit zu rechnen, dass das Gesetz vor dem 
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Bundesverfassungsgericht scheitern könne. Eine 
anlasslose Vorratsdatenspeicherung von Telekommuni- 
kations- und Intemetverbindungsdaten der gesamten 
Bevölkerung sei ein unverhältnismäßiger Eingriff in 
die Grundrechte der Bürger,“ kommentierte der stell¬ 
vertretende Fraktionschef der Linksfraktion, Jan Körte, 
das Gutachten. 

(NDv. 6.2.2017) 

„Gefährder“ per copy-and-paste ins neue 
BKA-Gesetz übertragen 

„Wie der Gefährder sich ins Recht schleicht“, lautet 
der Titel eines Kommentars von Heiner Busch vom 15. 
Februar, in dem er u.a. schreibt: „Rechtlich gesehen, 
kümmerte sich die Polizei traditionell um zwei Grup¬ 
pen von Personen: Die einen waren Verdächtige oder 
gar Beschuldigte einer Straftat. [...] Die andere Gruppe 
waren die Störer [...]. 

Seit einigen Jahrzehnten hat sich jedoch eine neue 
Gruppe von polizeilichen Adressaten herangeschli¬ 
chen: die ,Gefährder 4 . Notorisch wurden sie zunächst 
da, wo die Polizei gegen Fußballfans vorging. [...] 
Dass die ,Gefährder 4 auch im Staatsschutzbereich auf¬ 
tauchen würden, war nur eine Frage der Zeit. 2004 
beschloss die AG Kripo - also die Leiter des Bundes¬ 
kriminalamtes und der Landeskriminalämter, eine 
Definition [...]. Noch im April letzten Jahres hatte das 
Bundesverfassungsgericht festgestellt, dass große Teile 
der Befugnisse des BKA bei der , Abwehr von Gefah¬ 
ren des internationalen Terrorismus 4 zu weit gehen 
[...]. Per copy-and-paste hat das Bundesinnenministe¬ 
rium nun die Formulierungen des Gerichts in seinen 
Neuentwurf des BKA-Gesetzes übertragen. Und so 
dürfte demnächst auch eine „Gefährder“-Defmition ins 
Polizeirecht Einzug halten. [...] 

Vollständiger Text auf www.grundrechtekomitee.de 

(jw v. 16.2.2017) 

Süleyman Gürcan zu den §129b-Verfahren 
gegen angebliche TKP-ML-Mitglieder: 

Deutsch-türkische Interessen spielen „bei weitem 
größte Rolle “ 

Zu dem seit Juni 2016 laufenden §§129a/b-Prozess 
gegen zehn angebliche Mitglieder der „Kommunisti¬ 
schen Partei der Türkei - Marxisten-Leninisten“ (TKP- 
ML), äußerte sich Süleyman Gürgan in einem 
Gespräch mit der „jungen weit“. Er ist im Vorstand der 
Föderation der Arbeiter und Arbeiterinnen aus der Tür¬ 
kei in Deutschland, ATIF, aktiv. Auf die Frage, welche 
Gründe es gebe für den ausgeprägten Verfolgungswil¬ 
len des deutschen Staates, sagte er: „Ein wichtiger ist 


sicherlich, dass die Angeklagten sich als Kommunisten 
verstehen. Der deutsche Staat hat ja in Sachen Anti¬ 
kommunismus einige Erfahrungen. Die KPD ist bei¬ 
spielsweise in diesem Lande ja bis heute verboten. 
Zweitens ist die Beziehung zwischen Deutschland und 
der Türkei in historischer, wirtschaftlicher und politi¬ 
scher Hinsicht sehr eng. Auch in der heutigen Zeit hat 
die Bundesrepublik ein Interesse am Nahen Osten und 
damit an der Türkei. Drittens kann man sagen, dass 
sich Kommunisten und Revolutionäre, unter ihnen 
auch die TKP/ML, aktiv mit dem kurdischen Volk 
während des Kobane-Aufstands solidarisiert haben.“ 
Diese Solidarität zu stören bzw. zu unterbinden, sei 
eines der Ziele der Türkei. 

Was er vom Prozess und der deutschen Justiz 
erwarte, sieht Süleyman Gürgan wie folgt: „In Verfah¬ 
ren nach den Paragrafen 129a und b funktioniert die 
Gewaltenteilung nicht. Die Regierung sagt, gegen wen 
solche Verfahren eröffnet werden sollen. Die Interessen 
der Staaten untereinander spielen hier die bei weitem 
größte Rolle.“ Wenn Erdogan gegen Revolutionäre 
oder Kurden vorgehen wolle, setze das die Bundesre¬ 
gierung um. So befänden sich derzeit „zehn kurdische 
Politiker im Knast“. Regierung und Justiz seien „zum 
langen Arm von Erdogan“ geworden. 

(jw v. 14.2.2017/Azadi) 

Die TKP-ML ist weder in Deutschland verboten noch 
wird sie auf der EU-Terrorliste genannt; verboten ist 
sie nur in der Türkei. (Azadi) 


Freiheit für die fTIK- und 1K(VMI~ 
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GERICHTSURTEILE 


Teile von Böhmermanns-Schmähungen gegen 
Erdogan bleiben verboten 

Moderator legt Rechtsmittel ein 

Das Landgericht Hamburg hat im Zivilverfahren um 
die Unterlassungsklage von Recep T. Erdogan ent¬ 
schieden, dass strittige Teile mir sexuellem Bezug des 
Schmähgedichts des ZDF-Neo-Moderators Jan Böh¬ 
mermann gegen den türkischen Präsidenten verboten 
bleiben. „Wie bereits angekündigt, werden wir gegen 
diese Urteil Berufung einlegen“, erklärte Böhmer¬ 
manns Anwalt Christian Schertz, weil das Gericht 
erneut die Kunstfreiheit „nicht hinreichend berücksich¬ 
tigt“ habe. 

Strafrechtliche Ermittlungen gegen den Moderator 
hatte die Staatsanwaltschaft bereits im Oktober 2026 
eingestellt. 

(AFP, dpa v. 10.2.2017) 

BVerwG Leipzig: Kurde darf wegen PKK- 

Unferstützung ausgewiesen werden 

Politische Arbeit des Co-Vorsitzenden von NA V-DEM 
kriminalisiert und stigmatisiert 

In dem Ausweisungsverfahren gegen den kurdischen 
Aktivisten Bahattin DOGAN, wurde am 22. Februar 
vor dem 1. Revisionssenat des Bundesverwaltungsge¬ 
richts in Leipzig verhandelt. Danach darf ein anerkann¬ 
ter Flüchtling zwar ausgewiesen werden, doch muss 
der besondere Ausweisungsschutz beachtet werden. 
Kann der Aufenthalt von Betroffenen wegen drohender 
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Gefahren im Herkunftsland nicht beendet werden, kön¬ 
nen sie sich auf Rechte nach dem Unionsrecht berufen. 

Der Entscheidung zugrunde lag der Fall eines Kur¬ 
den, der seit 20 Jahren mit seiner Ehefrau und sieben 
Kindern in der BRD lebt. Wegen der Verfolgung auf¬ 
grund seines politischen Engagements u.a. für die pro¬ 
kurdischen Parteien DEP, HEP, HADEP und den Men¬ 
schenrechtsverein IHD in der Türkei, wiederholter 
Festnahmen und Folterungen musste er 1996 seine 
Heimat verlassen. Ihm wurde die Flüchtlingseigen¬ 
schaft zuerkannt und ein Abschiebungsverbot gern, der 
Europäischen Menschenrechtskonvention festgestellt. 
Im Dezember 2009 erhielt er eine Niederlassungser¬ 
laubnis. 

Wegen angeblicher Unterstützung einer „terroristi¬ 
schen“ Vereinigung, PKK, leitete die Ausländerbe¬ 
hörde in Mannheim Anfang des Jahres 2012 ein Aus¬ 
weisungsverfahren gegen Bahattin Dogan ein und ver¬ 
pflichtete ihn dazu, den Bereich der Stadt nicht zu ver¬ 
lassen und sich zweimal in der Woche bei der 
zuständigen Polizeidienststelle zu melden. Gegen diese 
Entscheidung wurde geklagt. Das Verwaltungsgericht 
verpflichtete die Ausländerbehörde, das mit der Aus¬ 
weisung eingetretene Einreise- und Aufenthaltsverbot 
in der BRD auf acht Jahre zu befristen. Auch hiergegen 
wurde Klage eingereicht. Das BVerwG hat im Zuge 
dessen die Revision des Kurden zurückgewiesen und 
die Ausländerbehörde dazu verpflichtet, eine eigene 
Entscheidung zur Befristung des Einreise- und Aufent¬ 
haltsverbots zu treffen. 

Das BVerwG pflichtete dem Verwaltungsgerichts¬ 
hof in der Vörinstanz bei, wonach Bahattin Dogan „die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland“ gefährde, 
weil er seit mehr als zehn Jahren durch seine Aktivitä¬ 
ten „die in der Türkei agierende Kurdenpartei PKK“ 
unterstütze - „eine terroristische Vereinigung“. Er habe 
sich im Vorstand von „PKK-nahen Vereinen“ engagiert 
und „als Versammlungsleiter und Redner“ fungiert. 
Das lasse erkennen, „dass er sich den Zielen der PKK 
verpflichtet“ fühle und „deren als terroristisch zu quali¬ 
fizierendes Handeln zumindest“ billige. 

Deshalb sei die Ausweisung „verhältnismäßig“, 
weil es ja ein zwingendes Abschiebungsverbot gebe 
und die Maßnahme „lediglich“ zum Erlöschen des Auf¬ 
enthaltstitels führe. 

Aktenzeichen: BVerwG 1 C 3.16 

Vonseiten des Verteidigers wird erwogen, gegen 
diese Entscheidung beim Europäischen Gerichtshof in 
Luxemburg zu klagen. 

(z.T. aus PMdes BVerwG/Azadi) 


zu seite 1 


7 




ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


De Maiziere fordert mehr Deportationen 

Jeder müsse nun „Verantwortung übernehmen“ und 
sich für mehr Abschiebungen einsetzen, erklärte Bun¬ 
desinnenminister Thomas de Maiziere vor dem Spit¬ 
zentreffen im Kanzleramt am 9. Februar. Beraten 
wurde in Anwesenheit von Kanzlerin Merkel und der 
Länderchefs ein 16-Punkte-Plan zur 
Flüchtlings(abwehr)politik. Mit dem Paket sollen Asyl¬ 
bewerber rascher des Landes verwiesen werden kön¬ 
nen. Erwogen werden in dem Beschlussentwurf auch 
die Errichtung von sog. Bundesausreisezentren, um 
Ausreisepflichtige zentral zu internieren. Weiter sollen 
künftig Amtsärzte über gesundheitliche Abschiebehin- 
demisse entscheiden. Die Abschiebehaft soll erleichtert 
werden. 

Markus Ulbig (CDU), Vorsitzender der Innenminis¬ 
terkonferenz der Länder, machte sich für ein härteres 
Vorgehen gegen Ausreisepflichtige stark, wobei das 
Thema Leistungskürzung nicht tabu sein dürfe. Wer in 
Deutschland kein Bleiberecht erhalte, „sollte aktiv 
nachweisen müssen, warum es für ihn einen Grund zur 
Duldung gibt“. 

Wie die Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage 
der Linksfraktion antwortete, gab es im Jahre 2016 ins¬ 
gesamt 25 375 Abschiebungen - ein Anstieg um 21,5 
Prozent gegenüber dem Vorjahr. Zugleich wurden 
54069 geförderte „freiwillige“ Ausreisen dokumentiert 
- 45 Prozent mehr als noch 2015. 

(jwv. 10.2.2017) 


Kanzleramtschef will weiter „zügig“ 
abschieben (lassen) 

„Das ist Rekord und die Zahl wird weiter steigen“, 
erklärte Kanzleramtschef Peter Altmaier (CDU) und 
bezog sich hierbei auf die Abschiebung von mehr als 
80000 abgelehnten Asylbewerber im Jahre 2016. Von 
den etwa 700000 bearbeiteten Asylanträgen sind fast 
300000 abgelehnt worden: „Diese Personen wollen wir 
zügig zurückführen“, so Altmaier. Während er sich für 
die von Innenminister de Maiziere vorgeschlagenen 
„Ausreisezentren“ aussprach, kritisierte er gleichzeitig 
den von der Landesregierung Schleswig-Holstein ver¬ 
hängten Abschiebestopp nach Afghanistan. 

(jwv. 20.2.2017) 

60 Prozent mehr Asylanträge türkischer 
Bürgerinnen 

Seit dem Putschversuch in der Türkei ist die Zahl der 
Asylanträge türkischer Bürger in Deutschland stark 
angestiegen: von August 2016 bis Ende Januar 2017 
wurden 3 100 Anträge registriert - 60 Prozent mehr als 
im Halbjahr zuvor. Im Januar ist über 314 Anträge tür¬ 
kischer Staatsbürger entschieden worden; die Hälfte 
wurde abgelehnt. 

(taz v. 20.2.2017) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


► Der türkische Staat hat staatliche Firmenanteile im 
Wert von Dutzenden Milliarden Dollar an einen 
im August 2016 gegründeten Staatsfonds übertra¬ 
gen, aus dem Infrastrukturprojekte bezahlt werden 
sollen. So ordnete die Regierung am 5. Februar die 
staatliche Ziraat-Bank an, Anteile in Höhe von 
49,1 Prozent an der Fluggesellschaft Turkish Air¬ 
lines sowie 51,1 Prozent der Halkbank an den 
Fonds zu übertragen. Türk Telekom soll einen 
Anteil von sieben Prozent an die Geldreserve 
transferieren. 

► Angaben des Innenministeriums vom 6. Januar 
zufolge wurden innerhalb einer Woche 1829 
angebliche Terrorverdächtige festgenommen, darun¬ 


ter 820 mutmaßliche Anhänger des IS; weitere 
Razzien richteten sich gegen angebliche Mitglie¬ 
der der PKK, der Gülen-Bewegung sowie linke 
Gruppen. 

► Erdogan hat per Notstandsdekret weitere 4464 
Beamte entlassen, darunter 330 wissenschaftliche 
Mitarbeiter an Universitäten. Mehr als die Hälfte 
davon sind Teil des Netzwerks „Akademiker für 
Frieden“, das sich mit einer Petition für ein Ende 
der Militäroperationen in den kurdischen Gebieten 
eingesetzt hatte. 

► In einem Telefonat haben sich Erdogan und US-Prä- 
sident Donald Trump der engen Partnerschaft beider 
Länder versichert. Beide hätten die Absicht geteilt, 
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„Terrorismus in jeder Form“ bekämpfen zu wol¬ 
len. Vereinbart wurde, dass der neue CIA-Chef Mike 
Pompeo die Türkei am 9. Februar besucht. 

► Die türkische Wahlbehörde hat den 16. April als 
Termin für das Referendum zur 18 Artikel umfas¬ 
senden Verfassungsänderung bestätigt. Damit soll 
nach dem Willen des AKP-Regimes in der Türkei 
ein Präsidialsystem eingeführt werden. 

► Am 13. Februar wurden offiziellen Angaben 
zufolge bei Razzien in 25 Provinzen mehr als 500 
Menschen wegen angeblicher Verbindungen zur PKK 
verhaftet. Unter den Festgenommenen sollen sich 
lt. Nachrichtenagentur Anadolu ranghohe PKK- 
Führungsmitglieder befinden. Angeblich hätten sie 
für den 15. Februar (Verschleppung von Abdullah 
Öcalan aus Kenia in die Türkei) militante Aktio¬ 
nen geplant; Beweise hierfür konnten nicht vorge¬ 
legt werden. Die Vize-FraktionsVorsitzende der 
HDP, Filiz Kerestecioglu, verurteilte die Polizei¬ 
aktion: „Jeden Tag gibt es Festnahmen von Mit¬ 
gliedern unserer Partei, weil wir mit unserem Mut 
und unserem Engagement den Menschen die 
Wahrheit sagen.“ 

► Der HDP-Co-Vörsitzende Selahattin Demirtas 
wurde am 21. Februar von einem Gericht in 
Dogubeyazit wegen „Herabwürdigung der türki¬ 
schen Nation“ zu einer fünfmonatigen Haftstrafe 
verurteilt {er ist bereits seit November 2016 inhaf¬ 
tiert). l 

► Wegen Verurteilung zu einer 10-monatigen 
Gefängnisstrafe Ende 2013 (sie hatte an einer 
Beerdigung teilgenommen), wurde der Co-Vörsit- 
zenden der HDP, Figen Yüksedag, der Abgeordne¬ 
tenstatus entzogen. 

► Ahmet Yildirim, Fraktions vor sitzender der HDP, 
wies daraufhin, dass allein seit dem vergangenen 
Jahr etwa 10000 Mitglieder und Aktive der HDP 
verhaftet worden sind. 

► Am 21. Februar hat sich Ministerpräsident Binali 

Yildirim im Parlament bei der faschistischen MHP 
für deren Unterstützung um die Einführung des 
Präsidialsystems bedankt und den „Wolfsgruß“ der 
Faschisten gezeigt. Das sei, „als wenn Merkel den 
Hitler-Gruß machen würde“, protestierte die Lin¬ 
ken-Abgeordnete Sevim Dagdelen per Twitter. 

Massive Kritik an Ankara-Besuch von Merkel 

Zum vierten Staatsbesuch innerhalb von zwei Jahren 
reiste Bundeskanzlerin Merkel am 2. Februar erneut in 
die Türkei, um anschließend ihre Reise zum EU-Gipfel 
nach Malta fortzusetzen. Während aus Kreisen der 
Bundesregierung hauchzarte Kritik an Erdogans Plänen 
zum Staatsumbau geübt worden war, reagierte Ankara 
mit der seit Jahrzehnten üblichen Empörung, Deutsch¬ 
land unterstütze Terroristen. Gemeint sind dabei in ers¬ 
ter Linie die PKK, Politikerinnen der Oppositionspar¬ 


tei HDP als angebliche Unterstützerinnen der PKK, 
linke türkische Organisationen und aktuell auch die 
Gülen-Bewegung, die für den Putschversuch vom Juli 
2016 verantwortlich gemacht wird. 

Die Kanzlerin soll sich dafür ausgesprochen haben, 
das geplante Referendum von Experten der Organisa¬ 
tion für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) beobachten zu lassen. 

Die Kritik an Merkel hat insbesondere wegen des 
Zeitpunkts ihrer Reise hohe Wellen geschlagen. Türki¬ 
sche und kurdische Exilorganisationen protestierten 
gegen Merkels Ankara-Reise. „Es ist klar, dass die 
Referendumskampagne der Allianz (aus AKP und 
MHP) unsere Parlamentarier durch unrechtmäßige Ver¬ 
haftungen einschüchtem will“, hatte die linke prokurdi¬ 
sche HDP erklärt. Der Vorsitzende der CHP, Kemal 
Kiligdaroglu, sagte zu Merkels Besuch: „Seine 
(Erdogans) Botschaft wird sein, dass Merkel die Türkei 
besuchte, um seine Politik zu unterstützen.“ 

Die Fraktionschefin der Linksfraktion, Sahra 
Wagenknecht, warf Merkel vor, sich bei Erdogan anzu¬ 
biedern, von dem bekannt sei, „dass er radikale Isla¬ 
misten und gefährliche Terrormilizen weltweit“ unter¬ 
stütze und finanziere. Ihre Kollegin, Sevim Dagdelen, 
erklärte: „Die Bundesregierung darf sich nicht weiter 
zum Handlanger Erdogans machen.“ Der Abgeordnete 
der Grünen, Özcan Mutlu, meinte, Merkel könne dem 
Vorwurf der Wahlkampfhilfe für Erdogan dadurch ent¬ 
gehen, dass sie sich auch mit Oppositionspolitikern 
und Menschenrechtlem trifft. 

„Lassen Sie nicht zu, dass die Bundesregierung ihre 
Kumpanei mit dem türkischen Unrechtsregime fort¬ 
setzt“ und „Frau Merkel, hören Sie endlich auf, Wahl¬ 
kampfhilfe für ihn (Erdogan) zu leisten“, forderte 
Hüseyin Avgan, Vorsitzender der türkischen Migran¬ 
tenorganisation „Föderation demokratischer Arbeiter¬ 
vereine“ (DIDF). 

Der FDP-Vorsitzende Christian Lindner sagte 
gegenüber dpa: „Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei 
darf nicht zu einem Rabatt bei rechtsstaatlichen Fragen 
führen.“ Dagegen Innenminister Thomas de Maiziere: 
„Der Besuch ist richtig“ und die Kanzlerin brauche 
keine Ratschläge: „Sie weiß, was die dort zu tun hat.“ 
Ansonsten sei er über die Entwicklung in der Türkei 
„besorgt“. 

(u.a. dpa/AFPv. 2., 3.2.2017/Azadi) 

Aytac Ünsal (CHD): Arbeit trotz Repression 
und Gewalt fortsetzen 

„Selbst wenn die derzeitige Verfassungsänderung {mit 
dem Ziel der Einführung eines Präsidialsystems, 
Azadi) von der Bevölkerung abgelehnt wird, kann 
diese Ablehnung am System nichts ändern. Auch wenn 
sich heute Tayyip Erdogan und die AKP mit einer 
Lösung innerhalb des Systems von der Macht entfernt, 
bedeutet das nicht die Befreiung für die Bevölkerung“, 
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erklärt Aytac Ünsal, Mitglied des progressiven 
Anwaltsverbandes Qagda Hukukcular Demegi (CHD) 
gegenüber der „jungen weit“. Auf die Frage, wie unter 
den gegenwärtigen Bedingungen linke Anwälte über¬ 
haupt noch arbeiten können, sagte Ünsal, dass Repres¬ 
sion und Gewalt bei den Massen „Angst“ auslöse und 
damit „Stillstand“ verbunden sei. Das „beste Heilmit¬ 
tel“ dagegen sei, „dass alle unverändert ihre Arbeit 
fortsetzen“. In dieser Hinsicht hätten Juristen vor dem 
Hintergrund der Militärputsche von 1971 und 1980 
„eine starke Tradition“. Zur Zeit seien zahlreiche 
Anwältinnen und Anwälte „massiver Repression und 
Folter ausgesetzt“. Hauptziel dieser Angriffe sei es, 
„die Juristen einzuschüchtern und zu verängstigen“ 
und der Bevölkerung „jede juristische Verteidigung 
genommen werden.“ 

(jw v. 8.2.2017/Azadi) 

Taksimplatz mit Moschee 

„Nach einem halben Jahrhundert Kampf wird nun die 
Moschee auf dem Taksim-Platz gebaut“, jubelt das 
Islamistenblatt „Yeni Akit“ auf dem Titelblatt ihrer 
Ausgabe vom 8. Februar. 

Als Erdogan 2013 ankündigte, auf dem Gelände des 
Gezi-Parks eine osmanische Kaserne als Retrobau mit 
Einkaufszentrum errichten zu wollen, war dies der 
Auslöser einer breiten landesweiten Protestbewegung. 
Schon damals ging es darum, wer die Deutungshoheit 
in der Türkei hat: das Lager der Islamisten um Erdogan 
oder das säkulare republikanische. Die Niederschla¬ 
gung der Proteste war aus heutiger Sicht das Ende 
einer säkularen Türkei, die Entscheidung für den 
Moscheebau ist dafür eine Bestätigung. Erdogan hatte 
derlei Bestrebungen schon in der Zeit als Bürgermeis¬ 
ter von Istanbul in den 1980er Jahren unterstützt. Die 
Moschee soll auf rund 1500 Quadratmetern errichtet 
werden und Platz bieten für 2 500 Menschen. Mit Pro¬ 
testen gegen den Bau rechnet niemand. 

(taz v. 9.2.2017) 

Mit Hass und Drohungen gegen Erdogans 
Kritiker: 

Journalist Ismail Küpeli zieht sich aus sozialen Medien 
zurück 

„Die Qualität und die Quantität des Hasses habe ich 
unterschätzt. Es ist kaum vorstellbar, mit welchem 
Elan und welcher Härte die Anhänger Erdogans miss¬ 
liebige Stimmen zum Verstummen bringen wollen. Im 
Kampf gegen die ,Verräter 4 ist offensichtlich alles 
erlaubt und keine Moral und kein Anstand begrenzt 
diese Menschen“, schreibt der Journalist und Wissen¬ 
schaftler, Ismail Küpeli, und kündigte an, sich deshalb 
aus den „sozialen“ Medien zurückzuziehen. Wie er 
gegenüber ND äußerte, blockiere und sperre er bereits 
seit Jahren immer wieder Personen, die ihn beleidigen 


und gegen ihn hetzen, insbesondere, seit er auch für 
türkischsprachige Zeitungen schreibe, wie die Online¬ 
zeitung „Özgürüz“. Er müsse sich zum Beispiel mit 
dem Vorwurf auseinandersetzen, dass er vom israeli¬ 
schen Geheimdienst Mossad bezahlt würde. 

An Facebook und Twitter habe er sich schon mehr¬ 
mals gewandt, doch sei da nicht viel zu erwarten. Die 
Unternehmen würden nur bei offenen Drohungen sper¬ 
ren; bei allen anderen jedoch passiere nichts. 

(NDv. 14.2.2017/Azadi) 

Journalist der „Welt“ in Istanbul in 

Polizeigewahrsam genommen 

Deniz Yücel wird der Mitgliedschaft in einer 

Terrororganisation vorgeworfen 

Erstmals seit Verhängung des Ausnahmezustands, 
wurde ein Journalist mit deutscher und türkischer 
Staatsbürgerschaft am 17. Februar in der Türkei in 
Polizeigewahrsam genommen. Der ehemalige Mitar¬ 
beiter von „Jungle World“, „taz“ und jetzige Türkei- 
Korrespondent der „Welt“, Deniz Yücel, hatte sich - 
wie seine Redaktion bestätigte - der Polizei in Istanbul 
schon am 14. Februar gestellt. Seinen Anwälten sei 
gesagt worden, dass gegen ihn wegen Mitgliedschaft in 
einer Terrororganisation, wegen Terrorpropaganda 
sowie wegen Datenmissbrauchs ermittelt werde. Nach 
Angaben der „Welt“ ist auch Yücels Wohnung in Istan¬ 
bul durchsucht worden. 

Der Journalist hatte in der „Welt“ zwei Artikel über 
die Gruppe namens „Redhack“ und den Inhalt der von 
ihr gehackten mails von Energieminister Berat Albay- 
rak, dem Schwiegersohn von Erdogan, veröffentlicht. 
Die Gruppe „Redhack“ ist in der Türkei als terroristi¬ 
sche Organisation eingestuft. 

Weil Yücel auch die türkische Staatsbürgerschaft hat, 
gilt er in der Türkei nicht als ausländischer Journalist. 

(dpa/NDv. 17. bzw. 18.719.2.2017) 

Stellv. Ministerpräsident bittet Schäuble um 
Stützung maroder türkischer Wirtschaft 

Laut Informationen des Nachrichtenmagazins „Spie¬ 
gel“, ist der stellvertretende türkische Ministerpräsi¬ 
dent Mehmet Simsek am 15. Februar zu einem vertrau¬ 
lichen Gespräch mit Bundesfmanzminister Wolfgang 
Schäuble zusammengetroffen. Hierbei soll es ange¬ 
sichts des rasanten wirtschaftlichen Niedergangs der 
Türkei - insbesondere auf dem Tourismussektor - um 
mögliche Unterstützungsleistungen durch die Bundes¬ 
regierung gegangen sein. Schäuble soll dem Minister¬ 
präsidenten geraten haben, zur Beruhigung der Sicher¬ 
heitslage geschlossener gegen den Terrorismus vorzu¬ 
gehen. Thema sei auch eine bessere Zusammenarbeit 
der Entwicklungsbanken beider Länder zur Förderung 
im ländlichen Raum der Türkei gewesen sein. 

(t-online/Spiegel v. 25.2.2017) 
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KURDISTAN 


Hinweise auf Kriegsverbrechen an kurdischer 
Bevölkerung 

Abgeordneten-Delegation wird Zutritt zum Dorf ver¬ 
wehrt 

Seit zehn Tagen ist das Dorf Xirabe Bava in der Pro¬ 
vinz Mardin im Südosten der Türkei von der Außen¬ 
welt abgeschnitten. Die Informationen, die aus dem 
Dorf hinausgelangen, weisen auf ein Kriegsverbrechen 
des türkischen Staates gegen die kurdische Bevölke¬ 
rung hin. Die Rede ist von Hinrichtungen und kollekti¬ 
ver Folter gegen die Dorfbewohner; entsprechende 
Fotos wurden von türkischen Soldaten über die „sozia¬ 
len“ Medien verbreitet. Das Dorf war schon im vergan¬ 
genen Jahr massiver Zerstörungen durch „Sicher- 
heits“kräfte ausgesetzt gewesen. 

Die HDP-Abgeordnete Feleknas Uca, die telefo¬ 
nisch Kontakt zu einem Bewohner aufgenommen 
hatte, versuchte am 19. Februar, mit einer Gruppe von 
Parlamentariern in das Dorf zu gelangen, um sich vor 
Ort ein Bild zu machen und weitere Informationen zu 
erhalten. Dass sie durch „Sicherheits“kräfte daran 
gehindert wurden, verstärkt ihre Befürchtungen. „Wir 
sind derzeit zehn Personen im Haus. Seit neun Tagen 
können wir hier nicht raus. Wir haben derzeit weder 
genug Wasser noch genug zu essen. In diesen neun 
Tagen hat das Militär mehrfach unser Haus gestürmt. 
[...] Zuletzt haben sie einen 16-jährigen Jugendlichen, 
der bei uns ist, aus dem Haus gebracht und dann gefol¬ 
tert. Später haben sie den Jungen wieder vor dem Haus 
abgesetzt. Aufgrund der Folter spricht er kein Wort 
mehr. Das Dorf ist voller Soldaten, es ist durch das 


H FAMILIENPATENSCHAFTEN 

FAMILIENPATENSCHAFTEN Für die Würde der Menschen in 
Kurdistan 

Der brutale Krieg des türkischen Staates gegen 
die kurdische Bevölkerung hat verheerende hu¬ 
manitäre Folgen. Krieg und Instabilität beherr¬ 
schen die Türkei, allerdings nicht erst seit dem 
jüngsten Putschversuch des Militärs. Der Frie¬ 
densprozess mit den Kurden wurde schon vorher 
ad acta gelegt, Menschen- und Freiheitsrechte 
massiv beschnitten. In Folge wurde der faktische 
Ausnahmezustand mit monatelangen Ausgangs¬ 
sperren verhängt, ganze Stadtteile wurden von der Armee belagert und dem 
Erdboden gleichgemacht, hunderte Zivilisten starben, wurden gar bei lebendi¬ 
gem Leib verbrannt. Menschenrechtsorganisationen sprechen von 400000 Bin¬ 
nenflüchtlingen seit Mitte letzen Jahres. 

Diese Menschen brauchen unsere Hilfe! 

Werden Sie Pate für diese Familien! 

Der Rojava-Flilfs- und Solidaritätsverein aus der Türkei hat gemeinsam mit dem 
Kurdischen Roten Flalbmond (Fleyva Sor a Kurdistane) eine Patenschaftskampa¬ 
gne für diese Familien gestartet. Bisher konnten 3186 von 31 100 erfassten 
hilfsbedürftigen Familien unterstützt werden. 

Mit einem monatlichen Mindestbeitrag von 150 Euro - dieser kann auch von 
mehreren Personen zusammen getragen werden - leisten Sie, leistet Ihre Orga¬ 
nisation nicht nur einen finanziellen Beitrag für eine Familie, sondern Sie spen¬ 
den auch Floffnung und ermutigen die Menschen zu weiterem Widerstand 
gegen die Despotie. 

NAV-DEM Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland e. V. 
http://navdem.com | Weitere Infos zur Kampagne: 
http://www.heyvasor.com/de 

Militär von allen Seiten umzingelt. Bitte kommt 
schnell zu uns.“ 

Auch die Versuche der Delegation, mit dem Innen¬ 
ministerium und dem Gouverneur der Provinz über die 
Situation in dem Dorf zu sprechen, blieben erfolglos. 

(Civaka Azad v. 20.2.2017/Azadi) 



INTERNATIONALES 


Folter-Befürworter ernennt Foltererfahrene 
zur CIA-Vizechefin 

Am 9. Februar ernannte US-Präsident Trump die frü¬ 
here Leiterin eines CIA-Gefängnisses im Ausland zur 
Vizechefin des Geheimdienstes. Gina Haspel wird 
Stellvertreterin des neuen CIA-Chefs Michael Pompeo. 
Wie aus Kongress- und Geheimdienstkreisen verlau¬ 
tete, hat Haspel ein Gefängnis („Black site“) in Thai¬ 
land geleitet, in dem Gefangene Foltertechniken wie 
dem Waterboarding unterzogen worden sind. 

(jwv. 4./5.2.2017) 


Spanien auf Repressionskurs gegen 
katalanische Politikerinnen 

Dennoch soll im Herbst ein Plebiszit stattfinden 

Die Kriminalisierung von katalanischen Politikern und 
Politikerinnen erreicht derzeit einen Höhepunkt. So 
müssen sich der ehemalige Regierungschef Artur Mas 
und seine früheren Regierungsmitglieder Joana Ortega 
und Irene Rigau vor dem Obersten Gerichtshof dafür 
verantworten, dass sie im November 2014 eine unver¬ 
bindliche Umfrage unter der Bevölkerung über die 
Unabhängigkeit Kataloniens durchgeführt haben. 
Zuvor war eine solche Abstimmung vom spanischen 
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Verwaltungsgericht verboten worden. Mehr als zwei 
Millionen Menschen hatten sich an der Befragung 
beteiligt und 81 Prozent votierten für die Unabhängig¬ 
keit. Die drei Politiker*innen werden nun des „Unge¬ 
horsams“ und der „Rechtsbeugung“ bezichtigt. Die 
Staatsanwaltschaft fordert einen „Ausschluss“ von 
öffentlichen Ämtern für zehn Jahre. 

Nach dem Willen des katalanischen Parlaments soll 
spätestens im Herbst ein Plebiszit über die Unabhän¬ 
gigkeit stattfmden, das von der linksradikalen CUP 
mitgetragen wird. Sie toleriert die derzeitige bürgerli¬ 
che Minderheitsregierung der sozialliberalen Liste 
„Junts pel Si“ (Gemeinsam für das Ja). Alles weist 
daraufhin, dass Spanien nach dem Vorbild Großbritan¬ 
niens und Schottlands auf Repression statt Einigung 
setzt. Davon betroffen ist sogar die Präsidentin des 
katalanischen Parlaments, Carme Forcadell. Weil sie 
im vergangenen Juli eine Debatte über die Unabhän¬ 
gigkeit zugelassen und damit gegen das Urteil des Ver¬ 
fassungsgerichts verstoßen habe, drohen ihr Amtsent¬ 
hebung und strafrechtliche Konsequenzen. Dieses Vor¬ 
gehen betrachte sie als einen „Angriff 4 . „Die Freiheit 
in Katalonien“ stehe genauso wie die „Gewaltentei¬ 
lung“ und die „Meinungsfreiheit“ auf dem Spiel, 
schrieb sie am 30. Januar in der „New York Times“. 

(NDv. 6.2.2017/Äzadi) 

Das spanische Verfassungsgericht hat am 14. Februar 
eine Volksabstimmung über die Loslösung Kataloniens 
von Spanien erneut und endgültig eine Absage erteilt. 
Der Beschluss des katalonischen Parlaments verstoße 
gegen die spanische Verfassung, lautete die Begrün¬ 
dung. (NDv. 16.2.2017) 

Friedensgespräche zwischen Regierung 
Kolumbiens und der ELN begonnen 

Am 7. Februar haben die kolumbianische Regierung 
und die Guerilla ELN (Nationale Befreiungsarmee) 
offizielle Gespräche über ein Friedensabkommen auf¬ 
genommen. Nach erfolgreichem Abschluss gehe es - 
wie zuvor bei der FARC - um einen vollständigen 
Frieden, sagte Präsident Juan Manuel Santos. „Die Ver¬ 
fahren sind unterschiedlich, das Ziel ist das gleiche.“ 


Eines der sechs Prinzipien des Friedensaufbaues 
zwischen ELN und Regierung ist eine „Beteiligung der 
Zivilgesellschaft am Aufbau des Friedens“, weshalb an 
den Verhandlungen von Beginn an Vertreter*innen der 
Zivilgesellschaft beteiligt sein sollen. Während die 
FARC insbesondere auf eine Landreform drängte, will 
die ELN auch die sozialen städtischen Bewegungen 
beteiligen, wobei noch unklar ist, wer das sein soll. Bis 
die Tagesordnung der Verhandlungen zwischen Regie¬ 
rung und ELN feststand, sind rund drei Jahre vergan¬ 
gen. Die Zahl der Rebellen wird auf rund 1500 bewaff¬ 
nete Frauen und Männer geschätzt. Vermutlich wird die 
ELN in den städtischen Zentren von ebenso vielen 
Sympathisant*innen unterstützt. Die Organisation 
wurde 1964 von gewerkschaftlichen und studentischen 
Aktivist*innen gegründet. Unterstützung erhielt sie u.a. 
von führenden Anhängern der Befreiungstheologie, 
weshalb die jetzt begonnenen Gespräche wohl auf 
einer Jesuitenfarm in der Nähe der Hauptstadt von 
Ecuador - Quito - stattfanden. 

(tazv. 9.2.20127/Azadi) 

NATO rüstet auf 

Die NATO baut in Neapel ihr Streitkräftekommando 
aus. Begründet wird dies mit einer stärkeren Beteili¬ 
gung an „internationalen Antiterroreinsätzen“. In der 
Hafenstadt soll in einem ersten Schritt ein Lage- und 
Koordinierungszentrum errichtet werden, wo etwa 90 
Militärangehörige Informationen aus Kriegs- und Kri¬ 
senländern wie Libyen, Syrien oder dem Irak auswer¬ 
ten. Später sollen von Neapel aus auch Militäreinsätze 
geleitet werden. 

Das Bundesverteidigungsministerium prüft eigenen 
Angaben zufolge, ob und wenn ja wie sich Deutsch¬ 
land an dem sogenannten Süd-Hub beteiligen könnte. 
Bereits jetzt seien auf dem NATO-Stützpunkt in Nea¬ 
pel rund 80 Deutsche beschäftigt. 

(jwv. 10.2.2017) 

Straßburg: Tausende Menschen für sofortige 
Freilassung von Abdullah Öcalan 

In einer Großdemonstration am 11. Februar erinnerten 
in Straßburg etwa 15 000 bis 17000 Menschen daran, 




dass der PKK-Vorsitzende Abdullah Öcalan in einer 
internationalen Geheimdienstkooperation 1999 aus 
Kenia in die Türkei verschleppt und zu einer lebenslan¬ 
gen Haftstrafe verurteilt wurde. Seitdem befindet er 
sich auf der Gefängnisinsel Imrali. Die Demonstrieren¬ 
den forderten seine sofortige Freilassung und verurteil¬ 
ten die Politik des Erdogan-Regimes scharf: 

Öcalan spielte eine wichtige Rolle in der 
Gesprächsphase mit der türkischen Regierung zur poli¬ 
tischen Lösung der „Kurdenfrage“ von 2013 bis 2015. 
Seit Erdogan diesen Dialogprozess Ende Juli 2015 ein¬ 
seitig aufkündigte, befindet sich Öcalan in Totalisola¬ 
tion. „Mit einem Paradigmenwechsel schuf er die 
Grundlagen, um Nationalismus, Unterdrückung, Krieg 
und Ausbeutung den Raum zu entziehen“, schrieb 
NAV-DEM u.a. in seinem Aufruf zum „Langen 
Marsch“ durch zehn deutsche Städte nach Straßburg. 
Doch werde jetzt, „wo die AKP-Regierung gemeinsam 
mit der ultranationalistischen MHP die Türkei in eine 
Ein-Mann-Diktatur“ treibe, „seit einiger Zeit die For¬ 
derung nach der Einführung der Todesstrafe immer 
lauter.“ 

Cemil Bayik, Ko-Vorsitzender der Gemeinschaften 
Kurdistans (KCK), rief in einer Grußbotschaft zu 
einem „vereinten Kampf gegen die Allianz des Geno¬ 
zids gegen die Kurden“ auf und forderte Russland, die 
USA und andere Staaten dazu auf, die Politik der Tür¬ 
kei nicht weiterhin zu unterstützen. „2017 wird ein Jahr 
des starken Widerstands gegen den faschistischen 
Kolonialismus“, so Bayik. 

Bei der Abreise von Teilnehmer*innen aus Deutsch¬ 
land, griffen türkische Faschisten diese an und warfen 
faustgroße Stahlklemmen durch die Fensterscheiben 
eines Busses, wobei ein Fahrgast Schnittverletzungen 
am Auge erlitt. „Man darf sich gar nicht ausmalen, was 
passiert wäre, wenn ein weiteres dieser Metallteile 


ungebremst auf einen Menschen geflogen wäre,“ so ein 
Augenzeuge. 

Schon während des „Langen Marsches“ nach Straß¬ 
burg war es immer wieder zu Attacken türkischer 
Nationalisten gekommen. 

Der türkische Generalkonsul in Straßburg hatte ver¬ 
geblich ein Verbot der Demonstration gefordert. 

(jw/ND v. 13.2.2017) 

FARC-Guerillakräfte in Entwaffnungszonen 
angekommen 

Rund zwei Monate nach Abschluss des Friedens Vertra¬ 
ges, sind die letzten verbliebenen 300 Kämpfer*innen 
der Revolutionären Streitkräfte Kolumbiens“ am 18. 
Februar in den Entwaffnungszonen angekommen. 
„Damit sind ungefähr 6900 Guerillakräfte der FARC in 
den 26 Zonen“, sagte der argentinische General Javier 
Perez Aquin, Chef der UN-Mission, die den Prozess 
überwacht. Bis Mai sollen alle Waffen abgegeben sein. 

(dpa/jwv. 20.2.2017) 

Barcelona: Großdemonstration für 
Flüchtlingsaufnahme 

Polizeiangaben zufolge haben am 18. Februar 160000 
Menschen in Barcelona unter dem Motto „Wir wollen 
aufnehmen - Schluss mit den Ausreden“ für die Auf¬ 
nahme von Flüchtlingen demonstriert. Die Organisato¬ 
ren von „Unser Haus ist euer Haus“ sprachen von einer 
halben Million Teilnehmer*innen. Damit wäre dies die 
größte Kundgebung Europas seit Beginn der Flücht¬ 
lingsbewegung seit 2015. 

Die spanische Regierung hat ihre ursprüngliche 
Zusage, bis zu 16000 Flüchtlinge aufzunehmen, nicht 
im Mindesten eingehalten. 

(jwv. 20.2.2017) 


DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


Zahl der Angriffe gegen Asylheime und 
Flüchtlinge auch 2016 hoch 

Nach Angaben des Bundesinnenministeriums vom 3. 
Februar wurden im vergangenen Jahr insgesamt 970 
Straftaten gegen Asylheime registriert. Zudem melde¬ 
ten die Bundesländer 2396 Straftaten gegen Flücht¬ 
linge außerhalb von Unterkünften. Die stellvertretende 
Regierungssprecherin, Ulrike Demmer, meinte, Gesell¬ 
schaft und Politik trügen gemeinsam eine große Ver¬ 
antwortung gegen ein stilles Einverständnis und bloßes 
Hinnehmen solcher Taten. Die Bekämpfung von 


Rechtsextremismus sei eine der grundlegenden Aufga¬ 
ben von Staat und Gesellschaft. 

2015 wurden insgesamt 1031 Straftaten gegen 
Asylbewerberunterkünfte erfasst - rund ein Zehntel 
davon waren Brandstiftungen. 

(NDv. 4.75.2.2017) 

Türkei fordert „Tornado“-Daten für Krieg 
gegen Kurden 

Die Türkei fordert von Deutschland vollen Zugang zu 
Aufklärungsergebnissen der auf dem Militärstützpunkt 
in Incirlik stationierten „Tornados“, um diese nicht nur 
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im Kampf gegen den IS und seine Verbündeten, son¬ 
dern auch gegen die kurdischen Selbstverteidigungs¬ 
kräfte YPG/YPJ in Syrien einzusetzen. „Wir erwarten, 
dass die Deutschen einen wichtigen Teil der Informa¬ 
tionen, die sie während der Aufklärungsflüge erlangt 
haben, mit uns teilen,“ sagte Vizeministerpräsident 
Numan Kurtulmus. Das AKP-Regime betrachtet die 
kurdischen Kräfte als Ableger der PKK und für den IS 
sind sowohl die prokurdische Partei von Rojava, PYD, 
als auch YPG/YPJ die erbittertsten Gegner. 

(jwv. 7.2.2017) 

Einladung von Außenminister Gabriel an 
Selahattin Demirtas 

j 

Noch-SPD-Chef und Außenminister Sigmar Gabriel 
hat laut einem SPD-Sprecher den inhaftierten Co-Vor- 
sitzenden der HDP, Selahattin Demirtas, zu einem 
internationalen Parteikongress nach Berlin eingeladen. 
Der Kongress der „Progressive Alliance“ - ein Zusam¬ 
menschluss sozialdemokratischer und sozialistischer 
Parteien aus aller Welt - findet am 12. und 13. März 
statt. Der stellvertretende HDP-Vorsitzende Hisyar 
Özsoy konnte die Einladung Gabriels laut „Bild“ über 
Anwälte ins Gefängnis weiterleiten. „Für diese Solida¬ 
rität möchten wir uns bei Sigmar Gabriel sehr bedan¬ 
ken“, sagte Özsoy. Es werde eine Delegation stellver¬ 
tretend für Demirtas teilnehmen und eine Grußbot¬ 
schaft übergeben. 

(NDv. 9.2.2017) 

NRW-Landtag setzt Untersuchungsausschuss 

zum Fall „Anis Amri“ ein 

Nebulöse Rolle der V-Leute des Landeskriminalamtes 

„Ich denke, dass er als mögliche Quelle, als Hinweis¬ 
geber wider Wissen, geführt wurde. Zu der Zeit gab es 
ja das Verfahren zum Salafisten Abu Walaa und Amri 
hielt sich in dessen Umfeld auf. Die Rolle der beteilig¬ 
ten V-Leute des Landeskriminalamtes bleibt bisher 
aber nebulös. Wir wollen lückenlos wissen, was da im 
Hintergrund gelaufen ist“, antwortete der Sprecher der 
Piraten-Fraktion im nordrhein-westfälischen Landtag, 
Frank Hermann, auf die Frage der „jungen weit“, ob er 
glaube, dass Anis Amri ein V-Mann gewesen sein 
könnte. Die Informationen aus dem „Gemeinsamen 
Terrorismusabwehrzentrum“ (GTAZ) hätten gezeigt, 
„dass man bewusst nicht gehandelt“ habe. „Wenn das 
Absicht war, muss klar werden, wer das zu verantwor¬ 
ten hat,“ so Hermann. Zum Fall des mutmaßlichen 
Attentäters des Anschlags auf den Weihnachtsmarkt in 
Berlin vom Dezember 2016 wurde auf Antrag der 
CDU, FDP- und Piratenfraktion ein parlamentarischer 
Untersuchungsausschuss beschlossen. 

(jwv. 9.2.2017) 


VS NRW: Türkische Religionsbehörde hat 
Spitzelkampagne angeordnet 

Wohnungen von DITIB-Geistlichen durchsucht 

Laut Verfassungsschutz haben in NRW mindestens 13 
Imame der türkisch-islamischen Union DITIB angebli¬ 
che Gülen-Anhänger an Ankara gemeldet. 33 bespit¬ 
zelte Personen und 11 Institutionen aus dem Bildungs¬ 
bereich seien an die staatliche türkische Religionsbe¬ 
hörde DIYANET geliefert worden, teilte NRW-VS- 
Präsident Burkhard Freier am 9. Februar dem 
Innenausschuss des Düsseldorfer Landtags mit. Infor¬ 
mationen hätten auch drei Moschee-Gemeinden in 
Rheinland-Pfalz gesammelt. Laut ND v. 4./5. 2. ver¬ 
dächtigen die niedersächsischen Sicherheitsbehörden 
einen Imam aus Braunschweig, als Spitzel im Auftrag 
vom Diyanet sog. Gülen-Anhänger ausspioniert zu 
haben. 

Die rot-grüne NRW-Landesregierung verlangt eine 
lückenlose Aufklärung der Vorwürfe gegen die Imame 
und fordert eine strikte Trennung von der türkischen 
Regierung. Davon will sie eine weitere Zusammenar¬ 
beit abhängig machen. Bis zur Klärung der Vorwürfe 
jedoch ruht der Sitz von DITIB im Beirat für den Isla¬ 
munterricht in NRW. 

Dem VS zufolge sei die Denunziationskampagne 
von der Diyanet über die Religionsattaches der Konsu¬ 
late gesteuert worden. Die Bediensteten seien per 
Dekret verpflichtet worden, Aktivitäten von Gruppen 
wie der Gülen-Bewegung zu melden. DITIB bestritt 
dies; es habe sich um eine „Panne“ gehandelt. (taz v. 
10.2.2017) 

Nach den Spitzelvorwürfen ist der DITIB-Ver- 
bandsvorstand nach Ankara zu Beratungen über mögli¬ 
che Konsequenzen gereist. Am 8. Februar haben 
Gespräche mit der türkischen Religionsbehörde Diya¬ 
net stattgefunden. (ND v. 9.2.2017) 

Nach Meldungen von AFP und dpa wurden am 15. 
Februar die Wohnungen von vier der Agententätigkeit 
verdächtigten DITIB-Imame in NRW und Rheinland- 
Pfalz durchsucht. Sie sollen Informationen über Gülen- 
Anhänger gesammelt und an das türkische General¬ 
konsulat in Köln weitergeleitet haben. Bundesjustizmi¬ 
nister Heike Maas forderte die DITIB „unverzüglich 
und lückenlos“ auf, die Vorwürfe aufzuklären. Der Ver¬ 
ein müsse sich vorwerfen lassen, „zumindest in Teilen 
ein verlängerter Arm der türkischen Regierung zu 
sein“. (NDv. 16.2.2017) 

Rechte Übergriffe auf Politikerinnen 

Im vergangenen Jahr hat es 142 rechte Übergriffe auf 
Politikerinnen oder deren Büros gegeben. Das geht 
aus der Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage 
der Linksfraktion hervor. In vielen Fällen gebe es einen 
Zusammenhang zwischen Kampagnen gegen Flücht- 
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linge und den Angriffen. Besonders betroffen waren 
„tagesschau.de“ zufolge Politiker*innen der Linkspar¬ 
tei (59 Attacken), gefolgt von CDU (35). 

(NDv. 11./12.2.2017) 

VS NRW: Enge Kontakte zu Attentäter von 
Wehrhahn 

Berichten von „Spiegel“ und WDR zufolge soll der 
mutmaßliche Bombenleger Ralf S. enge Kontakte zu 
einem V-Mann des nordrhein-westfälischen Verfas¬ 
sungsschutzes gehabt haben. Fast 17 Jahre nach dem 
Anschlag auf überwiegend jüdische Besucher einer 
Sprachschule, die sich an der S-Bahn-Station in Düs¬ 
seldorf-Wehrhahn aufhielten, wurde der Rechtsradikale 
Ralf S. am 31. Januar verhaftet. Schon 2014 soll er 
während einer Haftstrafe einem Mitgefangenen gegen¬ 
über mit der Tat geprahlt haben. Für Ralf S. habe der 
Skinhead Andre M. im Sommer 2000 gearbeitet, der 
wiederum von August 1999 bis Mai 2000 für den Ver¬ 
fassungsschutz spioniert habe. Laut WDR bestehen 
Zweifel daran, dass dieser als Quelle des VS abge¬ 
schaltet worden sei, weil es Hinweise darauf gebe, dass 
ein V-Mann-Führer ihn am Tag des Anschlags am 27. 
Juli 2000, getroffen habe. Die Ermittler seien erst viele 
Jahre nach der Tat vom VS über den Informanten in 
Kenntnis gesetzt worden. Die Linkspartei NRW sprach 
von einem „Skandal“, der aufgeklärt werden müsse. Es 
könne kein Zufall sein, dass sich ein V-Mann-Führer 
des VS zur Tatzeit mit dem Angestellten von Ralf S. 
getroffen habe. 

(NDv. 13.2.2017/Azadi) 

BAW erwirkt internationalen Haftbefehl 
gegen IS-Kriegsverbrecher 

Wie die „Welt am Sonntag“ v. 11./12.2. berichtete, hat 
die Bundesanwaltschaft den ersten internationalen 
Haftbefehl gegen einen Dschihadisten der Terrororga¬ 
nisation „Islamischer Staat“ (IS) wegen Kriegsverbre¬ 
chen und Völkermord erwirkt. Dem BKA sei aufgrund 
der Befragung von Opfern gelungen, den IS-Komman- 
deur zu identifizieren. Dieser soll maßgeblich verant¬ 
wortlich sein für die Versklavung von Tausenden jesi- 
discher Frauen im Nordirak. 

(jwv. 13.2.2017) 

Zahl US-amerikanischer Drohnen in 
Deutschland seit 2014 verdoppelt 

„Die US-Armee stationiert jetzt auch Drohnen auf 
ihrer Basis in Ramstein. Neben Standorten in der Ober¬ 
pfalz kommt damit eine weitere Teststrecke hinzu. Die 
Zahl US-amerikanischer Drohnen in Deutschland hat 
sich seit 2014 verdoppelt. Das zuständige US-Kom- 
mando bekräftigt, dass damit für unbemannte Einsätze 


im Ausland trainiert wird. Die deutschen US-Stütz- 
punkte erweisen sich abermals als wichtiger Knoten im 
weltweiten Drohnenkrieg“, kritisiert Andrej Hunko, 
Bundestagsabgeordneter der Linksfraktion zum 
Bekanntwerden neuer Stationierungspläne. 

Er fordert das Verteidigungsministerium auf, seine 
Beihilfe zum Drohnenkrieg sofort zu „unterbinden und 
die Genehmigung für die Nutzung der deutschen Luft¬ 
räume zurückzuziehen.“ Dies zumal, seit bei Testflü¬ 
gen im Jahre 2014 mindestens eine „bewaffnungsfä¬ 
hige Drohne des Typs Shadow in Hohenfels“ abge¬ 
stürzt sei und sich die US-Armee weigere, einen 
Bericht hierüber an die Bundesregierung herauszuge¬ 
ben. 

(PM Andrej Hunko v. 15.2.2017) 

Massive Proteste gegen Besuch des 
türkischen Ministerpräsidenten Binali 
Yildirim in Oberhausen 

„Es kann nur ein schlechter Scherz sein, dass das 
Innenministerium den Auftritt des türkischen Minister¬ 
präsidenten Yildirim als einen Privatbesuch bewertet. 
Es geht hier nicht um eine Geburtstagsfeier, sondern 
um einen Propaganda-Auftritt für die Erdogan-Dikta- 
tur,“ erklärte der Landessprecher der Linken in NRW, 
Christian Leye, zum geplanten Auftritt von Yildirim in 
der König-Pilsener-Arena in Oberhausen am 18. Feb¬ 
ruar. Das Erdogan-Regime sei verantwortlich für „eine 
in diesem Ausmaß bisher unbekannte Welle an Verhaf¬ 
tungen von Oppositionellen und einen brutalen Krieg, 
der sich vor allem gegen Kurdinnen und Kurden“ 
richte. 

Die Arena wurde bereits zweimal an die faschisti¬ 
schen „Grauen Wölfe“ vermietet. Deshalb dürfe sie 
„nicht noch einmal zum Schauplatz von nationalisti¬ 
scher und rassistischer Hetze“ werden. Die Halle für 
die Veranstaltung mit Yildirim war von der AKP-nahen 
Union Europäisch-Türkischer Demokraten (UETD) 
angemietet worden. 

Sevim Dagdelen, Bundestagsabgeordnete der Links¬ 
partei meinte, dass „Yildirims Werbefeldzug für eine 
Diktatur in der Türkei“, unbedingt „unterbunden“ wer¬ 
den müsse. 

Grünen-Vorsitzender Cem Özdemir: „Ich finde es 
geradezu skurril, dass der türkische Ministerpräsident 
keinerlei Skrupel hat, von unserer Demokratie zu pro¬ 
fitieren, während er und seine Schergen im eigenen 
Land Oppositionelle hinter Gitter bringen.“ 

SPD-Bundestagsabgeordnete Cansel Kiziltepe 
„Alles, was Ministerpräsident Binali Yildirim in 
Deutschland will, ist, den türkischen Mitbürgern Sand 
in die Augen zu streuen.“ 

Front gegen den Auftritt machte auch FDP-Vizevor- 
sitzender Wolf gang Kubicki: „Wir müssen erkennen und 
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uns dem entgegenstellen, dass die Türkei dabei ist, eine 
Parallelgesellschaft in Deutschland zu etablieren.“ 

Der Ministerpräsident warb vor rund 10000 
Zuschauern für die Einführung des Präsidialsystems 
und forderte die in Deutschland lebenden Türken zu 
„sehr hohem Selbstbewusstsein“ auf: „Ich möchte, dass 
ihr euren Pass der Republik Türkei und eure Identität 
mit Stolz tragt.“ Aber Deutsch sollen sie lernen. Einem 
Journalisten der „tageszeitung“ (taz) wurde der Zutritt 
zur Halle trotz Akkreditierung verweigert. Die Chefre¬ 
daktion nannte das eine „politische Maßregelung“ und 
Justizminister Heiko Maas kritisierte: „Wer bei uns 
Meinungsfreiheit beansprucht, sollte auch selbst 
Rechtsstaat und Pressefreiheit gewährleisten.“ 

Die stellvertretende CDU-BundesVorsitzende Julia 
Klöckner meinte zum Auftritt des Ministerpräsidenten: 
„Solche antidemokratischen und autoritären Werbever¬ 
anstaltungen haben auf deutschem Boden nichts verlo¬ 
ren, zumal damit auch innertürkische Konflikte in 
unser Land getragen werden.“ 

Gegen die Veranstaltung gab es Protestdemonstra¬ 
tionen u. a. von linken türkischen und kurdischen 
Gruppen und der Linkspartei. Seine Teilnahme zuge¬ 
sagt hatte auch der Bundestagsabgeordnete Niema 
Movassat aus Oberhausen. Für ihn sei die Vermietung 
an die UETD ein „Unding“. 

NRW-Integrationsminister Rainer Schmeltzer 
(SPD) fürchtet, dass auch Erdogan einen Auftritt im 
März oder April in Nordrhein-Westfalen plant, um 
für sein Präsidialsystem zu werben. Doch wolle 
man keine „solchen Veranstaltungen, die den 
Keil der Spaltung 
weiter in unsere 
Gesellschaft treiben“, doch 
seien der Landesregierung 
rechtlich „die Hände gebunden“, 
weshalb die Bundesregierung hier 
„diplomatisch“ -gefordert sei. 

Erdogan hatte bereits 2008 und 
2014 Wahlkampfveranstaltungen in 
Köln. 

(AFP/dpa/PM Linke 
NRW/gmx.magazine/ND/FAZ v. 14./15., 

18./19.,20. 2.2017/Azadi) 


Die Befürchtungen , auch Erdogan könnte zum Werbe¬ 
feldzug für sein Präsidialsystem nach NRW kommen, 
scheinen sich zu bestätigen und stoßen wie schon der 
Auftritt von Yüdinm auf massive Kritik. Die Linke 
NRW will „keine Auftritte von Despoten“ und der 
CDU-Außenpolitiker Jürgen Hardt schrieb in einem 
Gastbeitrag für den „ Weser-Kurier“, dass er Erdogans 
Besuch als „unerwünscht“ betrachte. „Jeden Versuch, 
den tiefgreifenden türkischen Konflikt nach Deutsch¬ 
land zu tragen, müssen wir konsequent unterbinden. “ 

Türkische Konsulate lassen Schulen 
bespitzeln 

Zeitungen der Funke-Mediengruppe berichten darüber, 
dass Schüler und Eltern in NRW von der türkischen 
Regierung dazu angehalten werden, Kritik an der Tür¬ 
kei melden; dazu auffordern sollen angeblich die türki¬ 
schen Generalkonsulate in NRW. An entsprechenden 
Treffen sollen neben Lehrer- und Elternvereinen auch 
Imame teilgenommen haben. Laut Sebastian Krebs von 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
gehe es um alle Fächer: „Schüler sollen sogar ihre Leh¬ 
rer filmen und die Aufnahmen an türkische Behörden 
weiterleiten.“ Im Konsulat Düsseldorf haben sich 
Lehrer offensichtlich geweigert, ihre Schulen und 
Kollegen auszuspionieren. Offenbar werden von 
den Konsulaten auch „stark nationalistisch 
gefärbte“ Lehrpläne an Schulen verteilt. 

Während sich die Konsulate in Schweigen 
hüllen, werden solche Treffen vom Dachver¬ 
band der Türkischen 
Elternvereine in 

Deutschland bestätigt. 
Inzwischen befassen 
sich auch Justiz und 
Sicherheitsbehörden für 
diese Vorgänge. 

(Spiegel online v. 23.2.2017) 



UNTERSTÜTZUNG 

Im Monat Februar wurde über sechs Anträge entschieden und insgesamt ein Unterstützungsbetrag in Höhe von 
1267 ,- € bewilligt. 

Im gleichen Zeitraum erhielten neun Gefangene insgesamt 927 .- € für Einkauf in den Gefängnissen. 
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PKK-Prozess Berlin: 
Kammergericht verurteilt Ali H. Dogan 
zu 2 Jahren und 4 Monaten 


S eit 1996 wird am 18. März, dem „Tag der politi¬ 
schen Gefangenen“, zur Solidarität mit jenen 
Aktivist* innen aufgerafen, die wegen ihres poli¬ 
tischen Engagements als „Terroristen“ kriminalisiert, 
strafrechtlich verfolgt und zu jahrelangen Haftstrafen 
verurteilt werden. 

Gegen einen von ihnen, Ali 
H. DOGAN, hat das Kammer¬ 
gericht Berlin nach fünfmona¬ 
tiger Verfahrensdauer am 17. 
März eine Haftstrafe von 2 Jah¬ 
ren und 4 Monaten verhängt. 
Damit blieb das Gericht fünf 
Monate unter der Forderung 
der Generalstaatsanwaltschaft. 
Gegen dieses Urteil wird 

Revision eingelegt. 

Das Gericht sah es als erwiesen an, dass der Kurde 
in der Zeit von Juli 2014 bis Juli 2015 als Gebietsleiter 
Bremen bzw. Berlin für die in der BRD als terroristi¬ 
sche Vereinigung im Ausland (§ 129b StGB) eingestufte 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) tätig gewesen sei. 

Das Organisieren von Veranstaltungen oder 
Demonstrationen, die Vorbereitungen für kurdische 
Festivals, das Sammeln von Spenden und selbst die 
Aktivitäten des Kurden für die HDP anlässlich der Par¬ 
lamentswahlen 2015 in der Türkei, wurden von der 
Anklage als Unterstützung des Terrorismus definiert, 
weil diese Tätigkeiten dazu dienen würden, den 
Zusammenhalt der Organisation zu festigen. Konkrete 
individuelle Straftaten müssen Angeklagten solcher 
Verfahren nicht zur Last gelegt werden. 

Die Ermächtigung des Bundesjustizministeriums, 
generell vermeintliche Sektor- und Gebietsleiter sowie 
Deutschlandverantwortliche der PKK strafrechtlich 
verfolgen zu lassen, wurde bereits am 6. September 
2011 erteilt und besteht - unabhängig von politischen 
Entwicklungen - bis heute fort. 

Weil diese Entscheidung willkürlich und „ermes¬ 
sensfehlerhaft“ gewesen sei, das Erdogan-Regime in 
den vergangenen Monaten sein „wahres diktatorisches 
Gesicht“ gezeigt habe und die Türkei unter diesen 
Umständen kein taugliches Schutzobjekt des § 129b 
darstelle, hat die Verteidigung auch in diesem Prozess 
die Rücknahme der Verfolgungsermächtigung bean¬ 
tragt. Von Beginn an sei von falschen Einschätzungen 
hinsichtlich der tatsächlichen Ziele der PKK ausgegan¬ 
gen und die Hintergründe des bewaffneten Widerstands 
gegen Verfolgung und Unterdrückung nur unzurei¬ 
chend berücksichtigt worden. 


Die strafrechtliche Terrorismusbekämpfung werde 
dazu missbraucht, Regime zu schützen, die - wie im 
Falle der Türkei - selbst rechtsstaatliche Mindestanfor¬ 
derungen nicht erfüllten und sich über Garantien der 
Menschenrechtskonventionen hinwegsetzten. 

Um die Zusammenhänge des bewaffneten Kampfes 
zu verdeutlichen, hatte die Verteidigung den HDP- 
Abgeordneten Faysal Sariyildiz, der seit dem vergange¬ 
nen Jahr in Deutschland lebt, als Zeugen benannt. In der 
Verhandlung am 3. Januar berichtete er über die grausa¬ 
men Massaker, die türkische Sicherheitskräfte während 
der staatlich verhängten Ausgangssperren 2015 und 
2016 an kurdischen Zivilisten in Cizre im Südosten des 
Landes begangen haben. Von seinen Schilderungen 
zeigte sich das Gericht zwar beeindruckt, doch hat es an 
der Entscheidung gegen Ali H. Dogan letztlich nichts 
geändert. Der Senat konnte sich nicht einmal zur Aufhe¬ 
bung des Haftbefehls durchringen. Zu stark sind die 
politischen Vorgaben und Interessen. [...] 

Derzeit befinden sich 10 kurdische Aktivisten 
wegen des Vorwurfs der PKK-Mitgliedschaft in Unter- 
suchungs- bzw. Strafhaft; aktuell wird in zwei Verfah¬ 
ren vor Staatsschutzsenaten der Oberlandesgerichte 
Hamburg und Stuttgart verhandelt. [...] 

(PMAzadiv. 17.3.2017) 

Bundesinnenminister weitet PKK-Verbot in 
Deutschland aus 

Während in den Medien von einem tiefgreifenden Zer¬ 
würfnis des deutsch-türkischen Verhältnisses anlässlich 
der Wahlkampfauftritte türkischer Minister in Deutsch¬ 
land die Rede ist, läuft die Zusammenarbeit hinter den 
Kulissen geschmiert wie immer. Anlässlich kurdischer 
Demonstrationen in Hannover und München kam 
zutage, dass das Bundesinnenministerium (BMI) den 
Forderungen der türkischen Regierung, stärker gegen 
die Arbeiterpartei Kurdistans PKK vorzugehen, offen¬ 
bar zügig nachgekommen ist. 

Hat die jüngste Repressionsmaßnahme vielleicht 
auf der diesjährigen „Münchner Sicherheitskonferenz“, 
die vom 17. bis 19. Februar stattfand, begonnen ? Gast 
war dort auch der Chef des türkischen Geheimdienstes 
MIT, Hakan Fidan, der sich u.a. mit Vertretern des 
Bundesnachrichtendienstes (BND) und des Bundesam¬ 
tes für Verfassungsschutz getroffen hatte. Ging es in 
diesen Gesprächen bereits um jene „schwarzen“ Listen, 
die derzeit für große Aufregung sorgen? 

Seit Jahrzehnten funktionierte die geheimdienstli¬ 
che Kooperation zwischen deutschen und türkischen 
Geheimdienstbehörden ohne jede öffentliche Erregung, 
weil es ja „nur“ um die PKK oder linke türkische Orga- 
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nisationen ging. Obwohl seit Mitte der 1980er-Jahren 
in keinem anderen europäischen Land die strafrechtli¬ 
che Verfolgung linker kurdischer oder türkischer Akti¬ 
vistinnen so rigoros betrieben wird, warf jede türki¬ 
sche Regierung deutschen Politikerinnen vor, den Ter¬ 
rorismus zu unterstützen. 

„Frau Merkel, Sie unterstützen Terroristen,“ hatte er 
am 27. Februar in einem Interview mit dem Fernseh¬ 
sender „A-Haber“ gesagt und gefragt: „Warum verste¬ 
cken Sie Terroristen in Ihrem Land?“ Er bezichtigte die 
deutschen Behörden, auf Informationen aus der Türkei 
über mehr als 4000 „Terrorverdächtige“ - gemeint 
waren angebliche PKK-Mitglieder - nicht zu reagieren. 
Tags darauf reagierte Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere und meinte, Deutschland brauche keinen 
„Nachhilfeunterricht“ bei der Bekämpfung der PKK. 

Verbot mit deutscher Akribie 

Sprachs und handelte: Mit Rundschreiben vom 2. März 
an alle Bundesländer, das Bundesamt für Verfassungs¬ 
schutz, die Bundespolizei und das Bundeskriminalamt 
wurde kurz vor dem diesjährigen NEWROZ-Fest die 
Anzahl der Gruppierungen, deren Fahnen und Symbole 
auf der Grundlage des seit 1993 bestehenden PKK-Ver¬ 
bots nicht öffentlich gezeigt werden dürfen, erheblich 
ausgeweitet. Es handelt sich nun um 33 verbotene 
Embleme. 

Mit deutscher Akribie sind sämtliche Institutionen 
und Organisationen gelistet worden, denen eine Nähe 
zur PKK unterstellt wird. Darunter fallen auch sämtli¬ 
che Frauen- und Jugendorganisationen, wie etwa der 
kurdische Studierendenverband YXK. Von besonderer 
Brisanz ist, dass erstmalig auch kurdische Parteien und 
Verbände in Syrien - namentlich die Partei PYD und 
der Streitkräfteverband YPG - als „Auslandsableger“ 
der PKK unter das Vereinsverbot subsumiert werden. 
Diese erweisen sich in Syrien zusammen mit verbünde¬ 
ten arabischen Bevölkerungsgruppen als Anker der 
Demokratie und Stabilität und werden in ihrem Kampf 
gegen den „Islamischen Staat“ auch von den USA 
unterstützt. 

Die innenpolitische Dimension des Verbots 

Die Erweiterung der Verbotsliste durch das BMI hat 
weitreichende Folgen für das innenpolitische Klima in 
Deutschland. Sie bedeutet einen direkten Angriff auf 
die politische Identität von etwa 800.000 in Deutsch¬ 
land lebenden Kurdinnen und Kurden und hebelt 
grundgesetzlich geschützte Rechte, wie Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit, weitgehend aus. Vermehrte 
Auseinandersetzungen mit der Polizei bei vom Verlauf 
her friedlichen Demonstrationen sind vorprogrammiert 
und politisch gewollt, um das Feindbild der angeblich 
gewaltbereiten Kurdinnen und Kurden aufrecht zu 
erhalten. Die Folgen werden wieder Hunderte von 
Strafverfahren wegen des Verstoßes gegen § 20 Ver¬ 


einsgesetz aufgrund des Zeigens verbotener Symbole 
sein. 

Während sich die Bundesregierung nach außen 
gegen ausufemde Terrorismusvorwürfe in der Türkei - 
aktuell gegenüber dem deutsch-türkischen Journalisten 
Deniz Yücel - wendet, weitet sie diese Vorwürfe in 
Deutschland ebenfalls aus. 

Die außenpolitische Dimension des Verbots 

Neben den innenpolitischen Folgen, hat die Listung der 
kurdischen Parteien und Verbände auch gravierende 
außenpolitische Auswirkungen im Mittleren Osten. Die 
Türkei macht keinen Hehl daraus, dass ihr Einmarsch 
in Syrien vor allem dem Ziel dient, die kurdisch/arabi- 
schen Selbstverwaltungsstrukturen im Norden Syriens 
zu schwächen und zu zerstören. Seit Tagen greift die 
türkische Armee und mit ihr verbündete Söldner Dörfer 
im Umfeld der von den SDF befreiten Stadt Minbic 
(Manbidsch) an. Auf jedem internationalen Treffen 
stellt die Türkei die Forderung, den „Islamischen 
Staat“ und die PYD/YPG als terroristische Organisatio¬ 
nen auf eine Stufe zu stellen. Mit der Listung dieser 
Organisationen als PKK-Ableger hat die Bundesregie¬ 
rung dieser Forderung entsprochen und der Türkei 
einen Freibrief für ihr von neo-osmanischem Größen¬ 
wahn geprägtes destruktives Vorgehen in Syrien und 
auch im Irak ausgestellt. Deutschland positioniert sich 
damit auch gegen die USA, um in enger Zusammenar¬ 
beit mit der Türkei ihre eigenen geopolitischen Ziele in 
der Region zu verwirklichen. 

Im Irak rüstet die Bundesregierung die Peshmerga 
des eng mit der Türkei verbundenen Präsidenten der kur¬ 
dischen Regionalregierung, Mahmut Barzani, auf. Teile 
von diesen attackieren aktuell in der Region Sengal die 
von den Yeziden aufgebauten Selbstverwaltungs- und 
Verteidigungsstrukturen. Ebenso ins Bild passen jüngste 
Meldungen, wonach sich der deutsche Rüstungskonzem 
Rheinmetall an der Produktion von Panzern in der Tür¬ 
kei mit einem Anteil von 40 % beteiligen will. 

Die Türkei ist aktuell eine Diktatur, in der über 
zehntausend politische Gefangene in der Türkei inhaf¬ 
tiert sind, darunter Abgeordnete der prokurdischen 
HDP und kurdische Bürgermeister*innen. Ebenso sind 
die meisten oppositionellen Medien verboten und 
geschlossen. Zum überwiegenden Teil dient der Vor¬ 
wurf terroristischer Aktivitäten für die PKK als 
Begründung. 

Verbot stützt türkisches AKP-System 

Mit der vom BMI angeordneten Ausweitung des PKK- 
Verbots stellt sich die Bundesregierung an die Seite der 
Türkei und trägt durch ihre politische Unterstützung 
und militärische Aufrüstung Mitverantwortung für die 
fatale Politik der AKP-Regierung unter Recep Tayyip 
Erdogan. 

(AZADl) 
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NAV-DEM fordert Rücknahme des „absurden“ 
Verbots-Erlasses des Bundesinnenministers 


• „Für uns kommt das Verbot 

der Symbole der kurdischen 
Befreiungsbewegung einem 
Verbot der kurdischen Iden¬ 
tität gleich. Denn die Arbei¬ 
terpartei Kurdistans (PKK) 
ist zu einer Zeit entstanden, 
als die kurdische Sprache, 
Kultur, Identität vom türki¬ 
schen Staat verboten worden waren“, heißt es in einer 
Stellungnahme des Demokratischen Gesellschaftszen¬ 
trums der Kurd*innen in Deutschland, NAV-DEM vom 
14. März. Weiter wird ausgeführt, dass „mit dem Ver¬ 
bot des Porträts von Abdullah Öcalan“ gewissermaßen 
„auch ein Vorgehen gegen seine Ideen als Sozialphilo¬ 
soph“ einhergehe. Seine „radikaldemokratischen und 
feministischen Theorien und Konzepte der gesell¬ 
schaftlichen Organisierung“ würden seit 2012 in Nord¬ 
syrien praktisch umgesetzt. Als in hohe Maße „verwir¬ 
rend“ bezeichnet NAV-DEM die Verbote der Symbole 
der syrisch-kurdischen Volks- und Frauenverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG/YPJ), weil diese nicht nur 
wesentlicher Bestandteil der Demokratischen Kräfte 
Syriens (SDF) und somit der Anti-IS-Koalition seien, 
sondern sie „seit Beginn des syrischen Bürgerkriegs 
religiöse und ethnische Minderheiten, darunter auch 
christliche oder ezidische, vor Genoziden“ beschützen. 
Sie seien es, die „ihre politischen Rechte und basisde¬ 
mokratische Teilhabe“ garantieren. Der „absurde“ 
Erlass des Bundesinnenministers müsse zurückgenom¬ 
men und das PKK-Verbot - „Grundlage solcher unsin¬ 
nigen Entscheidungen“ -aufgehoben werden. „In einer 
Zeit, in der sich die Türkei auf einem Scheideweg zwi¬ 
schen Diktatur und einer demokratischen Türkei befin¬ 
det, appellieren wir an die Bundesregierung, ihren Ein¬ 
fluss im Sinne der Demokratisierung der Türkei gel¬ 
tend zu machen“, schließt die Erklärung von NAV- 
DEM. 

NEWROZ 2017 im Fahnenmeer Deutscher 
Botschafter einbestellt 


Demonstrierenden vorgegangen. Allerdings würden im 
Nachhinein „definitiv“ Ermittlungsverfahren eingelei¬ 
tet, weil es sich bei zahlreichen Fahnen und Transpa¬ 
renten um die Abbildung verbotener Symbole gehan¬ 
delt habe. 

Alle Redner*innen haben insbesondere dem von 
Erdogan angestrebten Präsidialsystem und dem damit 
verbundenen Referendum eine scharfe Absage erteilt. 
Kritisiert wurde aber auch die Politik und zweifelhafte 
Rolle der Bundesregierung, der es mehr um den Erhalt 
des Flüchtlingsdeals als um die Menschenrechte gehe. 
Gefordert wurde von allen die Aufhebung des PKK- 
Betätigungsverbots. 

Das erweiterte Verbot kurdischer Symbole kurz vor 
Newroz sei „Kalkül und beabsichtigt“. Wieder einmal 
werde die kurdische Freiheitsbewegung „zur Ziel¬ 
scheibe im Rahmen nationalstaatlicher Taktiererei“. 
Auch das bestehende PKK-Verbot in Verbindung mit 
dem § 129b ermögliche „eine anhaltende und prakti¬ 
zierte Verfolgung unliebsamer Aktivist*innen im Sinne 
Erdogans“, erklärte die Kampagne TATORT KURDIS¬ 
TAN in ihrem Aufruf zur Teilnahme an einem interna¬ 
tionalistischen Block der Newroz-Demo. Motto: NEIN 
(HAYIR) zum Präsidialsystem - JA zur Freiheit und 
zum Leben. 

Die mediale Aufmerksamkeit für das diesjährige 
Neujahrs-Fest war beachtlich; herausgestellt wurde ins¬ 
besondere der friedliche Charakter der Veranstaltung. 

Anders Ankara: Ibrahim Kalin, Sprecher von 
Erdogan, sprach wegen der „PKK-Fahnen“ von einem 
„weiteren Skandal“, weshalb der deutsche Botschafter 
noch am gleichen Tag einbestellt wurde. Schon vorher 
hatte das AKP-Regime mit Nachdruck gegen die 
geplanten Aktivitäten protestiert und behauptet, 
Newroz solle nur als „Vorwand“ für die Demo genutzt 
werden. 

(Azadi) 

Richter stellt Verfahren wegen Kongra-Gel- 
Fahne ein 

Ihm sei der Vorgang eigentlich „ziemlich wurscht, 
wenn es nicht gerade um Fahnen der deutschen Ver¬ 
gangenheit“ gehe, hatte Uwe Stark, Richter am Amts- 

Newroz-Demo in Frankfurt am 18.3.2017 


Zum diesjährigen Newroz-Fest unter dem 
Motto „Nein zur Diktatur - Ja zu Demokratie 
und Freiheit“ sind am 18. März rund 30 000 
Kurdinnen und Kurden und solidarische Men¬ 
schen in Frankfurt/M. auf die Straße gegan¬ 
gen. Trotz der verfügten Ausweitung verbote¬ 
ner Symbole, auch des Öcalan-Porträts, haben 
Demo- und Kundgebungsteilnehmer*innen 
genau diese massenhaft geschwenkt. Um eine 
Eskalation zu vermeiden, sei die Polizei eige¬ 
nen Angaben zufolge nicht gegen die 
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gericht Siegen, in einem Verfahren gegen einen 22-Jäh¬ 
rigen gesagt. Diesem wurde zum Verhängnis, dass er 
auf einer Demo am 5. November 2016 in Siegen eine 
Fahne mit dem Symbol des unter das PKK-Betäti- 
gungsverbot fallenden „Volkskongresses Kurdistan“ 
(Kongra-Gel) getragen hatte. Stark meinte, für ihn 
könne die Fahne mit der Sonne „auch von einem Rei- 
seuntemehmen“ sein. Verbissener war dagegen Staats¬ 
anwalt Florian Linz, der laut WR „in einer umständlich 
formulierten Anklageschrift“, die ihm „vorleserisch 
einiges abverlangte“, den Vorwurf des § 20 Vereinsge¬ 
setz konkretisierte. 

Gegen eine Geldbuße von 250 € stellte Richter Stark 
das Verfahren ein, das der junge Mann an einen Kinder¬ 
garten zahlen wolle, in dem er mal gearbeitet habe. 

(WR v. 4.3.2017/Azadi) 

Shadows on the wall ? 

In Flensburg hatte ein Wohnprojekt die Fahne der 
YPG/YPJ an der Hauswand angebracht. Die Polizei 
forderte daraufhin die Bewohner*innen auf, selbige 
abzuhängen, weil diese jetzt verboten sei. Der Forde¬ 
rung wurde zwar nachgegangen, aber die inkriminierte 
Fahne durch einen Wimpel einzig in den kurdischen 
Farben - also ohne jegliche Symbole einer Organisa¬ 
tion - ersetzt. Und wieder kam die Polizei: Auch das 
sei verboten, weil der Wimpel den verbotenen Emble¬ 
men zum Verwechseln ähnlich sehe! Die Bewoh¬ 
nerinnen wollen ihr weiteres Vorgehen diskutieren. 

Über dessen Ausgang werden wir berichten. 

(Azadi, 30.3.2017) 

Strafbefehl für Foto 

Weil er auf seiner Facebook-Seite ein Foto von sich 
mit einer Fahne der PKK im Hintergrund gepostet 
haben soll, hat die Staatsanwaltschaft Ende Januar die¬ 
ses Jahres gegen Yakup A. einen Strafbefehl von 1600 
Euro wegen des verbotenen Emblems verhängt, gegen 
den Einspruch erhoben wurde. Am 5. April findet die 
Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht Gießen (10.15 
Uhr, Gutfleischstr.) statt. Verschiedene Gruppen haben 
zur Solidarität durch Besuch des Prozesses aufgerufen. 

(Azadi) 

Anwälte legen Verfassungsbeschwerde 
gegen Verfolgungsermächtigung des 
Bundesjustizministeriums ein 

Die Verteidiger in Verfahren nach § 129b StGB, Bert- 
hold Fresenius, Dr. Björn Elberling und LukasTheune, 
haben am 2. März Beschwerde gegen die sog. Verfol¬ 
gungsermächtigungen des BMJV beim Bundesverfas¬ 
sungsgericht eingelegt. 

Um Strafverfahren wegen angeblicher Mitglied¬ 
schaft in einer ausländischen „terroristischen Vereini¬ 
gung“ (§§129a/b StGB) durchführen zu können, ist 


eine „Verfolgungsermächtigung“ erforderlich, die ein¬ 
zig das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau¬ 
cherschutz - in Abstimmung mit dem Bundesinnen- 
und Außenressort sowie dem Bundeskanzleramt - 
erteilt. Diese Regelung wurde infolge der Anschläge 
vom 11. September im Jahre 2002 eingeführt. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte im Oktober 
2010 entschieden, dass der § 129b auch gegen die PKK 
angewandt werden soll. 

Verfolgungsermächtigungen müssen inhaltlich nicht 
begründet werden und sind einer gerichtlichen Nach¬ 
prüfung entzogen; Akteneinsicht ist nicht möglich und 
Angeklagten wird das Recht auf Anhörung verwehrt. 
Entschieden wird primär nach außenpolitischen Inte¬ 
ressen, was den politischen Charakter der Verfahren 
gegen kurdische Politiker*innen und Aktivisten deut¬ 
lich macht. 

Deshalb wandten sich die Verteidiger des nach 
§ 129b angeklagten kurdischen Politikers Ahmet Qel ik 
am 22. September 2016 direkt an das Bundesjustizmi¬ 
nisterium und übergaben einen ausführlichen Antrag 
mit der Forderung nach Rücknahme der Strafverfol¬ 
gungsermächtigung hinsichtlich der PKK/KCK. Diese 
war am 6. September 2011 allgemein gegen angebliche 
Funktionsträger erteilt worden und gilt bis heute fort. 

Die Verteidiger sind der Auffassung, dass eine sol¬ 
che Ermächtigung willkürlich, nicht verfassungskon¬ 
form und angesichts der politischen Entwicklungen in 
der Türkei überholt ist und zurückgenommen werden 
muss. Erforderlich sei zudem, die historischen Hinter¬ 
gründe des türkisch-kurdischen Konflikts zu beleuch¬ 
ten, die Entstehungsgeschichte der PKK als Folge der 
brutalen Vemichtungspolitik des türkischen Staates zu 
berücksichtigen und ihre fundamentalen Paradigmen¬ 
wechsel in den vergangenen Jahren in eine Gesamtbe¬ 
wertung mit einzubeziehen. Dazu gehöre auch der ins¬ 
besondere von Abdullah Öcalan initiierte Friedenspro¬ 
zess zwischen der kurdischen Bewegung und türki¬ 
scher Regierung, der im Sommer 2015 einseitig von 
Recep Tayyip Erdogan für beendet erklärt wurde. Seit¬ 
dem seien Massaker an der kurdischen Zivilbevölke¬ 
rung, Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzun¬ 
gen durch den türkischen Staat wieder an der Tagesord¬ 
nung, weshalb dieser kein taugliches Schutzobjekt dar¬ 
stelle. 

Ohne mit einem Wort auf die Argumente und Aus¬ 
führungen der Anwälte einzugehen, lehnte das Bundes¬ 
justizministerium eine Rücknahme der Verfolgungser¬ 
mächtigung vom 6. September 2011 rigoros ab und 
bestätigte gleichzeitig, dass weder eine Erteilung noch 
eine Rücknahme von Ermächtigungen einer Begrün¬ 
dung bedürften. Schließlich handele es sich um eine 
Ermessensentscheidung des BMJV, die eine juristische 
Überprüfung ausschließe. Diese Sichtweise wurde 
auch vom Kammergericht Berlin gestützt. 

(Azadi) 
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ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Abschiebezentrum in Berlin in Betrieb 
genommen 

De Maiziere will Abschiebezahl erhöhen 

Am 13. März wurde in Berlin das „Zentrum zur Unter¬ 
stützung der Rückkehr“ - kurz: der Abschiebeknast - 
in Betrieb genommen. Das ZUR ist Teil eines zwischen 
der Bundesregierung und den Ministerpräsidenten der 
Länder vereinbarten „16-Punkte-Plans“ für „raschere 
und konsequentere“ Abschiebungen. Beim Besuch des 
Abschiebeknastes frohlockte Bundesinnenminister de 
Maiziere, dass die Zahl „freiwilliger Rückführungen 
und Abschiebungen“ im vergangenen Jahr gestiegen 


sei, was aber nicht ausreiche. Das Zentrum diene u.a. 
zur Koordinierung von Sammelabschiebungen. Proble¬ 
matische Einzelfälle von „Gefährdem“ oder Straftätern 
sollten so „priorisiert werden, dass sie schnell unser 
Land verlassen“. Bis Mai soll das ZUR, in dem Beamte 
von Bund und Ländern arbeiten, „voll einsatzbereit“ 
sein. Die „freiwillige Rückkehr“ von Menschen mit 
wenig Erfolgsaussichten auf Asylanerkennung sowie 
Ausreisepflichtige soll etwa durch Starthilfezahlungen 
gefördert werden. 

(jwv. 14.3.2017) 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


>- Im Alter von 39 Jahren verstarb am 6. März nach 
seiner Entlassung aus dem Gefängnis in Sisin der 
Richter am Obersten Verwaltungsgericht, Mehmet 
Tosun. Er war - wie zahlreiche andere 
Richter*innen auch - nach dem Putschversuch 
entlassen und inhaftiert worden. Tosun litt an einer 
Autoimmunkrankheit. Nach Mitteilung seines Ver¬ 
teidigers hatte sich sein Gesundheitszustand in 
Haft aufgrund verweigerter medizinischer 
Behandlung wesentlich verschlechtert. „Die Tür¬ 
kei ist schon lange kein Rechtsstaat mehr,“ 
erklärte Ingrid Heinlein, Sprecherin der Fach¬ 
gruppe Internationales der Neuen Richtervereini¬ 
gung. Es müsse Stellung zur Situation in der Tür¬ 
kei bezogen werden: „Wer schweigt, macht sich 
mitschuldig und wer schönredet, erst recht.“ 

>- Ein Sprecher des deutschen Rüstungskonzems 
„Rheinmetall“ kündigte am 8. März an, sein 
Geschäft mi der Türkei ausbauen zu wollen. 
Gemeinsam mit dem türkischen Lkw- und Busher¬ 
steller BMC wolle man sich an künftigen Aus¬ 
schreibungen im Land beteiligen. Im letzten Jahr 
wurde bereits über Pläne von „Rheinmetall“ 
berichtet, Rad- und Kettenpanzern in der Türkei 
zu bauen. „Die Türkei ist nach wie vor ein wichti¬ 
ger Handelspartner Deutschlands, ein voll inte¬ 
grierter Nato-Partner und nach wie vor ein Bei¬ 
trittskandidat für die Europäische Union, erklärte 
ein Konzern-Sprecher. Rheinmetall hält einen 
Anteil von 40 Prozent an dem Joint Venture mit 
dem türkischen Unternehmen BMC. 


>- Die diplomatische Krise zwischen den Niederlan¬ 
den und der Türkei hat jetzt auch die Rinder 
getroffen. Bülent Tune vom Türkischen Verband 
der Viehproduzenten erklärte lt. AFP vom 15. 
März, dass die erste Gmppe schon in die NL abge¬ 
schoben worden sei. „In Zukunft wollen wir keine 
Tierprodukte mehr aus Holland“, sagte Tune 
gegenüber der Nachrichtenagentur Anadolu. Man 
wolle eigene Kühe züchten. 

>- Vor dem Hintergmnd der Situation in den Gefäng¬ 
nissen, treten die politischen Gefangenen von 
PKK und PAJK zwischen dem 15. März und 15. 
April in wechselnden Gmppen für jeweils fünf 
Tage in den Hungerstreik. Sie fordern ein Ende der 
Isolationshaft auch von Abdullah Öcalan -, eine 
Beendigung der Kameraüberwachung in den Zel¬ 
len und selbst in Duschräumen, die Aufhebung des 
Zwangs der militärischen Aufstellung während des 
täglichen Zählappells sowie der Etikettiemng von 
Gefangenen mit einem Hinweisschild am Kragen, 
auf dem die Rubrik, unter der die Verurteilung 
erfolgte, steht. Desweiteren wird die Beendigung 
von Folter, der Stopp von Zwangs Vertreibungen 
und Zerstörung von Dörfern mit mehrheitlich kur¬ 
discher Bevölkerung gefordert. Kritisch ist die 
Situation von 6 politischen Gefangenen in Edime, 
die seit 22. Februar ohne Unterbrechung hunger- 
streiken, ferner von 18 Inhaftierten in Sakran, die 
sich seit dem 15.2. im Hungerstreik befinden. 
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INTERNATIONALES 


FARC-Guerilla gibt Waffen ab 

Nach über 50 Jahren Krieg hat die kolumbianische 
FARC-Guerilla mit der Abgabe ihrer Waffen begonnen. 
Im Kurznachrichtendienst Twitter würdigte Präsident 
Juan Manuel Santos den Beginn der Entwaffnung als 
„historischen Tag für Kolumbien“. FARC-Chef 
Rodrigo Londono - alias Timochenko - sprach von 
„einem weiteren Schritt in Richtung Frieden“. 

UN-Angaben zufolge ist zunächst die Registrierung 
der Waffen vorgesehen, danach sollen die Waffen unter 
Aufsicht einer UN-Mission abgegeben werden. Bis 
Ende Mai soll die Entwaffnung der knapp 7000 Kämp¬ 
ferinnen abgeschlossen sein. 

(NDv. 2.3.2017) 

Mutmaßliche K.O.M.I.T.E.E.-Mitglieder 
beantragen Asyl in Venezuela 

Zwei mutmaßliche Mitglieder der militanten Gruppe 
„Das K.O.M.I.T.E.E.“ haben am 8. März in Venezuela 
einen Antrag auf Asyl gestellt. Sie waren 22 Jahre 
flüchtig. „Damit haben wir zum ersten Mal seit 22 Jah¬ 


ren in der Illegalität so was wie einen legalen Status,“ 
schreien Thomas Walter und Peter Krauth in einem 
Brief, der auf der Website einer Solidaritätsgruppe ver¬ 
öffentlicht wurde. 

Den Beiden wird vorgeworfen, am 11. April 1995 
versucht zu haben, das im Bau befindliche Abschiebe- 
gefängnis in Berlin-Grünau in die Luft zu sprengen. 
Das ging schief und die Gruppe wurde von der Polizei 
überrascht. Auch Bernhard Heidbreder, der ebenfalls 
abgetaucht war, soll beteiligt gewesen sein. Im Juli 
2014 wurde er in Venezuela in Auslieferungshaft 
genommen. Das oberste Gericht lehnte es aber ab, den 
55-Jährigen den deutschen Behörden zu überstellen. 
Heidbreder ist seit acht Monaten auf freiem Fuß; er 
wartet auf seinen Asylbescheid. 

Im letzten Jahr hat der Bundesgerichtshof die Haft¬ 
befehle verlängert. Zu der Frage, ob sie eine Ausliefe¬ 
rung beantragen werde, hat sich die Bundesanwalt¬ 
schaft gegenüber der „tageszeitung“ nicht äußern wol¬ 
len. 

(tazv. 21.3.2017) 


ABSCHIED 


Martin McGuinness von Sinn Fein verstarb in 
Nordirland 

Am 21. März verstarb im Alter von 
66 Jahren nach kurzer schwerer 
B Krankheit die langjährige Führungs- 
■ Persönlichkeit der irischen Links- 
B partei Sinn Fein, Martin McGuin- 
ness. Er prägte über Jahrzehnte die 
p^j^B Politik Nordirlands. McGuinness 
war eine zeitlang Kommandeur der 
irisch-republikanischen Untergrundarmee IRA und von 
2007 bis Januar dieses Jahres stellvertretender Erster 
Ministerpräsident von Nordirland. Für das politische 
Establishment in England und die probritische Bevöl¬ 
kerungsmehrheit war er allerdings über viele Jahre ein 
Hassobjekt. Ihm wurde vorgeworfen, für zahlreiche 
tödliche Bombenanschläge verantwortlich gewesen zu 
sein, obwohl hierfür nie Beweise erbracht worden sind. 
Als Anfang der 1990er-Jahre erste Geheimgespräche 
zwischen IRA-Vertretern und der britischen Regierung 
begannen, nahm auch McGuinness an diesen Treffen 
teil. Er wurde Unterhändler für Sinn Fein. 1998 wurde 
ein umfangreiches Friedensabkommen geschlossen. 


Seither bilden die jeweils stärksten Parteien des iri¬ 
schen und des britischen Lagers eine Regierung. 
McGuinness wurde 1999 Bildungsminister und 2007 
Vizeregierungschef von Nordirland. Wegen eines Kon¬ 
flikts mit Ministerpräsidentin Arlene Foster trat er am 
9. Januar dieses Jahres zurück. Nach vorgezogenen 
Neuwahlen erzielte Sinn Fein ihr bislang bestes Ergeb¬ 
nis. 

In Dublin versammelten sich viele Menschen und 
sangen irische Freiheitslieder. In Belfast, der Metro¬ 
pole Nordirlands, befanden sich unter jenen, die den 
Sarg von McGuinness schulterten, Gerry Adams, Präsi¬ 
dent von Sinn Fein und Michelle O’Neill, Vorsitzende 
der Partei in Nordirland. 

(jwv. 23.3.2017) 


Martin McGuinness 
mit Gerry Adams 
1987 
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NEU ERSCHIENEN 


Seit dem 21. März ist im 
Onelineshop des Mezopota- 
mien-Verlages das „Manifest 
der Jugend“ erhältlich. 

Hierzu heißt es: In diesem 
Manifest legt die revolutio¬ 
näre Jugendbewegung Kur¬ 
distans ihr Verständnis des 
Paradigmas der demokrati¬ 
schen Moderne dar. Einfüh¬ 
rend beschreibt das Buch die 
Geschichte der Jugend und 
ihre Beteiligung an gesell¬ 
schaftlichen Kämpfen. In diesem Kontext werden die 


verschiedenen Organisationsformen und Kämpfe der 
kurdischen Jugendbewegung sowie das Konzept des 
demokratischen Konföderalismus für den Aufbau einer 
demokratischen, ökologischen und auf der Befreiung 
der Frau basierenden Gesellschaft dargelegt. [...] Das 
Buch kann eine Antwort sein auf die weltweite Suche 
der Jugend nach Auswegen aus der Krise der kapitalis¬ 
tischen Moderne und zeichnet den Weg zum demokra¬ 
tischen Sozialismus des 21. Jahrhunderts. 

Manifest der Jugend, Mesopotamien-Verlag, 2017, 20 
Seiten 

ISBN: 978-3-945326-44-2, Preis: 9,90 € 
http://www.pirtuk.eu/Manifest-der-Jugend 



DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


Moscheeverein „Deutschsprachiger 
Islamkreis Hildesheim“ durchsucht und 
verboten 

Am 14. März haben knapp 400 Polizeibeamte die 
Moschee „Deutschsprachiger Islamkreis Hildesheim“ 
(DIK) und Wohnungen von acht mutmaßlichen Ver- 
einsmitgliedem durchsucht. Gleichzeitig erklärte das 
niedersächsische Innenministerium den DIK für verbo¬ 
ten, weil die Moschee schon lange als Treffpunkt radi¬ 
kaler Salafisten (im Arabischen: die frommen Altvor¬ 
deren) genutzt wurde. „Mit dem Vereinsverbot wurde 
ein Hotspot der radikalen Salafistenszene in Deutsch¬ 
land zerschlagen“, verkündete Innenminister Boris Pis- 
torius (SPD). Dem DIK wird auch vorgeworfen, Mus¬ 
lime radikalisiert und für den Dschihad geworben zu 
haben. Potenzielle Kämpfer seien nach Syrien bzw. in 
den Irak ausgereist, um sich dort dem IS anzuschlie¬ 
ßen. Im November 2016 wurde in NRW der Iraker Abu 
Walaa, wichtige Figur der Islamistenszene, festgenom¬ 
men; dieser hatte wiederholt in der Hildesheimer 
Moschee gepredigt und Freiwillige für den IS rekru¬ 
tiert. Auch habe sich der mutmaßliche Berliner Attentä¬ 
ter Anis Amri in der DIK-Moschee aufgehalten. 

Nach Auffassung von islamischen Theologen ist der 
Salafismus eine Ideologie, die den Islam pervertiert. Er 
sei sehr intolerant gegenüber anderen Religionen und 


Religionsgemeinschaften. Michael Kiefer, Islamwis¬ 
senschaftler aus Osnabrück begrüßte das Verbot: „Der 
Verein ist seit geraumer Zeit in dschihadistische Netz¬ 
werke verwoben.“ Weil die Salafisten aber stets meh¬ 
rere Strategien verfolgen, sollte das Verbot in seiner 
Wirkung nicht überschätzt werden. 

2016 wurden mehrere salafistische und islamisti- 
sche Gruppierungen verboten, z.B. im November die 
bundesweit agierende Gruppe „Die wahre Religion“. 

(NDv. 15.3.2017/Azadi) 

Anklage der BAW wegen Mitgliedschaft in der 
Terrormiliz IS 

Die Bundesanwaltschaft hat vor dem Oberlandesge¬ 
richt Düsseldorf Anklage gegen einen 23 Jahre alten 
Mann wegen Mitgliedschaft in der Terrormiliz Islami¬ 
scher Staat (IS) erhoben. Er soll im August 2015 von 
Deutschland aus über die Türkei nach Syrien gereist 
sein und sich dort dem IS angeschlossen haben. Weil er 
aber von der Brutalität des IS gegen Muslime 
erschreckt gewesen sei, habe er nach mehreren vergeb¬ 
lichen Fluchtversuchen im Januar 2016 schließlich die 
Türkei erreicht. Im September sei er nach Deutschland 
zurückgekehrt. Er befindet sich in U-Haft. 

(NDv. 17.3.2017/Azadi) 
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BND-Präsident widerspricht Erdogan: Gülen 
nicht für Putschversuch verantwortlich 

Der Präsident des Bundesnachrichtendienstes (BND), 
Bruno Kahl, hat der Behauptung Erdogans, der in den 
USA lebende Imam Fethullah Gülen sei für den 
Putschversuch vom 15. Juli 2016 verantwortlich, 
widersprochen. Er sehe hierfür keine tatsächlichen 
Anzeichen. Gegenüber dem Spiegel sagte Kahl: „Die 
Türkei hat auf den verschiedensten Ebenen versucht, 
uns davon zu überzeugen. Das ist ihr aber bislang nicht 
gelungen.“ Er sei davon überzeugt, dass die Gülen- 
Bewegung eine „zivile Vereinigung zur religiösen und 
säkularen Weiterbildung“ sei und keineswegs - wie 
von Erdogan behauptet - „islamisch-extremistisch oder 
gar terroristisch“. 

Die Massenverhaftungen nach dem Staatsstreich¬ 
versuch bewerte er als „willkommenen Vorwand“ für 
Erdogan. „Was wir als Folge des Putsches gesehen 
haben, hätte sich - vielleicht nicht in der gleichen Tiefe 
und Radikalität -, auch so ereignet.“ 

(t-online.nachrichten v. 19.3.2017/Azadi) 

Türkei-Konferenz der Linksfraktion im 
Bundestag 

Unter dem Titel „Quo vadis Deutschland-Türkei?“ 
hatte die Linksfraktion im Bundestag am 27. März eine 
Konferenz durchgeführt, auf der symbolisch auch ein 
Platz für den inhaftierten Kovorsitzenden der „Demo¬ 
kratischen Partei der Völker“ (HDP), Selahattin Demir- 
tas, reserviert worden war. 

Während Bundeskanzlerin Merkel kritisiert wurde, 
fand ein Grußwort von Bundestagspräsident Norbert 
Lammert (CDU) positive Resonanz. Er sei entsetzt 
über die „faktische Selbstauflösung eines Parlaments, 
das allerspätestens nach der Verhaftung eigener Mit¬ 
glieder den Aufstand gegen die Regierung hätte proben 
müssen“. Offenbar gebe es ein „lange vorbereitetes 
Drehbuch“ für die Entwicklung der Türkei zu einem 
autoritären System. Es drohe nach dem 15. Juli 2016 
ein zweiter Putsch durch Recep Tayyip Erdogan. 

Die Abgeordnete Sevim Dagdelen verlas eine Gruß¬ 
botschaft von Selahattin Demirtas. Für Erdogan sei der 
Putschversuch ein „Geschenk Gottes“ gewesen. Die 
HDP habe ihn noch in derselben Nacht verurteilt. Den¬ 
noch sei sie zur Zielscheibe der Repression geworden. 
Die Partei werde aber weiterhin alles tun, um zu einer 
friedlichen Lösung der türkisch-kurdischen Frage zu 
gelangen. 

FraktionsVorsitzende Sahra Wagenknecht bezeich- 
nete die Aussage von Erdogan: „Wenn sie sich weiter¬ 
hin so verhalten, dann wird morgen weltweit kein 
Europäer, kein Bürger des Westens, in Sicherheit und 
Frieden die Straßen betreten können“ als „Aufruf zum 
Terrorismus“. Merkel habe Erdogan durch ihren 


Besuch im Februar den Rücken gestärkt und ihn „als 
Türsteher autorisiert“, Flüchtlinge von Europa femzu- 
halten. In Deutschland setze er „sein Netzwerk aus 
Faschisten und Islamisten“ ein, um Kritiker auszufor¬ 
schen: „Wir wollen Erdogans Spione ausweisen“. 

Ali Ertan Toprak, Präsident der Bundesarbeitsge¬ 
meinschaft der Immigrantenverbände in Deutschland, 
warnte vor einer „türkischen Pegida“, die allerdings 
gefährlicher sei als die deutsche, weil sie sich der staat¬ 
lichen Unterstützung sicher sein könne. 

Der HDP-Abgeordnete Ertugrul Kürkgü, der zur 
Zeit im Exil lebt, warb für ein „Europa von unten“ und 
eine „neue Internationale“. 

Zum Schluss forderte Sevim Dagdelen von der 
Bundesregierung einen Unterstützungsfonds für poli¬ 
tisch Verfolgte aus der Türkei und rief zur Solidarität 
auf. 

(iw V. 29.3.2017) 

Geheime MIT-Liste über angebliche Gülen- 
Anhänger öffentlich gemacht 

Die Bundesanwaltschaft (BAW) ermittelt wegen des 
Verdachts, der türkische Geheimdienst MIT habe 
Anhänger der Gülen-Bewegung in der BRD ausge¬ 
forscht. Der Ermittlungserfolg werde davon abhängen, 
was die deutschen Spionageabwehrbehörden vorlegen. 
„Es steht fest, dass der türkische Geheimdienst hier in 
Deutschland lebende Menschen ausforscht“, sagte Nie¬ 
dersachsens Innenminister Boris Pistorius am 28. März 
in Hannover. Die Betroffenen würden vom Verfas¬ 
sungsschutz informiert und gewarnt, in die Türkei zu 
reisen. 

Laut „Süddeutscher Zeitung“ sowie West- und 
Norddeutschem Rundfunk hat der MIT-Chef Fidan 
Hakan am Rande der Münchner Sicherheitskonferenz 
im Februar 2017 dem BND-Präsidenten Bruno Kahl 
eine Liste mit den Namen, Adressen, Telefonnummern 
und weiteren Details von 300 Personen und Einrichtun¬ 
gen überreicht, die angeblich die Gülen-Bewegung 
unterstützen. Kahl leitete diese Liste weiter an Bundes¬ 
regierung, Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt 
sowie die Polizeibehörden der Länder. Die Türkei hatte 
sich - wie seit Jahrzehnten erfolgreich praktiziert - 
deutsche Amtshilfe beim Ausforschen und Observieren 
erhofft. Der Bundesinnenminister sagte im Bayeri¬ 
schen Rundfunk: „Spionageaktivitäten auf deutschem 
Boden sind strafbar und werden von uns nicht gedul¬ 
det.“ Und Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) 
sekundierte textidentisch: „Spionage ist strafbar, dem 
werden wir nicht tatenlos Zusehen.“ 

Linksabgeordnete Sevim Dagdelen forderte die 
Bundesregierung auf, „endlich das Spitzelnetzwerk 
Erdogans in Deutschland zu zerschlagen“. 
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Der SPD-Fraktionsvorsitzende Thomas Oppermann 
fragt sich zumindest, was denn „unsere Spionageab¬ 
wehr bisher gemacht habe“. 

Für Unterstützerinnen der Gülen-Bewegung hält 
der MIT offenbar auch die SPD-Bundestagsabgeord- 
nete Michelle Müntefering und eine CDU-Abgeord¬ 
nete aus Berlin. Unter der Rubrik „Machtzentren und 
Nichtregierungsorganisationen“ des Dossiers standen 
auch ihre Namen. Müntefering ist Mitglied im Auswär¬ 
tigen Ausschuss des Bundestages und Vorsitzende der 
Deutsch-Türkischen Parlamentariergruppe. 

Wie berichtet, haben türkische Behörden in den ver¬ 
gangenen Monaten mehreren Deutschen 
türkischer/kurdischer Herkunft die Einreise verweigert 
und angeblichen Gülen-Anhängern in türkischen Kon¬ 
sulaten in der BRD die Pässe abgenommen. Viele 
Menschen hätten Angst, in die Türkei zu fahren, „weil 
sie vielleicht etwas Kritisches auf Facebook gepostet 
oder Broschüren verteilt haben“, sagte Gökay 
Sofuoglu, Vorsitzender der Türkischen Gemeinde in 
Deutschland. 

(jw/taz/ND v.29,/30.3.2017) 


Anschlag auf LINKEN-Büro in Leipzig 

In der Nacht zum 31. März ist auf das Büro der Leipzi¬ 
ger LINKEN-Politikerin Juliane Nagel ein Anschlag 
verübt worden. Nach Angaben der Linken wurde ein 
Projektil gefunden. Das Büro - linkXXnet -, in dem 
sich auch linke Projekte befinden, ist wiederholt atta¬ 
ckiert worden. So wurde erst wenige Tage zuvor die 
Schaufensterscheibe durch einen Steinwurf auf ein Pla¬ 
kat zur Unterstützung von Flüchtlingen zerstört. „Mit 
ziemlicher Sicherheit gehören die Übergriffe auf das 
linkXXnet zur Strategie der Einschüchterung durch 
extreme Rechte“, erklärte Juliane Nagel. Schon länger 
diene den Rechten das linksaltemative Viertel Conne¬ 
witz als Feindbild. „Allerdings werden wir uns nicht 
einschüchtem lassen“, so die Landtagsabgeordnete. 

(NDv. 1./2.4.2017) 

Salafisten-Zählung 

Wie die „Rheinische Post“ berichtet, ist unter Berufung 
auf das Bundesamt für Verfassungsschutz die Zahl der 
registrierten Salafisten auf inzwischen 10000 Anhän¬ 
ger gestiegen. Zu Beginn der Zählung im Jahre 2011 
habe das Amt 3800 Salafisten festgestellt, im Jahre 
2015 bereits 8350. 

(NDv. 1.72.4.2017) 


UNTERSTÜTZUNG 

Im März wurde über sieben Anträge entschieden und ein Gesamtunterstützungsbetrag von 1534,40 € bewilligt: 
Ausweisungsangelegenheit, Zeitungsabos für Gefangene, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (Verfahren 
eingestellt), Landfriedensbruch (Verfahren eingestellt). 

An die politischen Gefangenen wurde im März ein Gesamtbetrag von 1030 - € für Einkauf gezahlt. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 -16 79 39 45 
Mobil: 0174-65 98 967 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Verteidigung von Zeki Eroglu 
kritisieren OLG Hamburg: 

Richter schalten ihr Gewissen aus 

D as Gericht räumt ein, dass es in der Türkei systematisches Unrecht und 
staatliche Kriegsverbrechen gibt. Es gesteht den Kurden jedoch nicht 
das Recht auf bewaffneten Widerstand gemäß Völkerrecht oder Wider¬ 
stund gemäß § 20 Abs. 4 Grundgesetz in Verbindung mit den Notwehrrechten aus 
den Paragrafen 32, 34 Strafgesetzbuch zu“, kritisieren Britta Eder und Alexander 
Kienzle. Beide verteidigen Zeki Eroglu, der seit dem 17. Februar in Hamburg vor 
Gericht steht. Die Anklage wirft dem kurdischen Aktivisten vor, angeblich führen¬ 
der Kader der in Deutschland als terroristische Vereinigung im Ausland (§ 129b 
StGB) eingestuften PKK gewesen zu sein. „Insgesamt zeugt die Haltung der Rich¬ 
ter von einer großen Ignoranz gegenüber dem Beschuldigten sowie der tatsächli¬ 
chen Situation in der Türkei. Sie verstecken sich hinter der Entscheidung des Justiz¬ 
ministeriums und formalen Vorgaben und schalten ihr Gewissen aus. Das ist gerade 
in Anbetracht der deutschen Geschichte bedenklich“, ergänzt eine Besucherin des 
Prozesses. 

Hexe Kumri 

In den Verhandlungen am 11. und 12. April wurden überwiegend abgehörte Tele¬ 
fongespräche verlesen, in denen es einem Bericht der „jungen weit“ zufolge in ers¬ 
ter Linie um persönliche Angelegenheiten, Demonstrationsanmeldungen, Konflikt¬ 
klärungen innerhalb der kurdischen Gemeinschaft und um die Hexe Kumri ging, 
einer Märchenfigur, die Menschen hilft. 

Zeki Eroglu sieht sich vorverurteilt 

In einer zweiten Erklärung erläuterte Zeki Eroglu die Geschichte der seit Republik¬ 
gründung 1923 andauernden systematischen Unterdrückung der kurdischen Bevöl¬ 
kerung und die an ihnen verübten Massaker in der Türkei. Seine politischen Aktivi¬ 
täten seien im Rahmen der Geschichte des Widerstands gegen die staatliche Ver¬ 
nichtungspolitik zu bewerten. „Da das Gericht alle Anträge der Verteidigung abge¬ 
lehnt hat und nach dem Anhören der Telefongespräche möglichst schnell zum Ende 
kommen will, stellt sich mir die Frage, ob das Urteil nicht schon im Vorhinein 
geschrieben ist“, konstatierte Eroglu. Das Gericht müsse sich angesichts der Verbre¬ 
chen staatlicher Kräfte an Kurdinnen und Kurden und der folgenreichen traumati¬ 
schen Folgen für die Menschen damit auseinandersetzen, dass sie vor diesem Hin¬ 
tergrund ein Recht auf Widerstand hätten. 
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Nichts hören, nichts sehen, nicht wissen wollen 


ffgftM 


„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die Regel ist" 

Walter Benjamin, Philosoph, 1892-1940 


In Anträgen, die an beiden Tagen 
von der Verteidigung eingebracht 
wurden, ging es u. a. um Aussagen 
des türkischen Geheimdienstmitar¬ 
beiters Yildirim Begier, dessen 
Behörde JITEM in den 1990er 
Jahren für Tausende Fälle von 
„Verschwindenlassen“ und extra¬ 
legalen Hinrichtungen verantwort¬ 
lich gewesen ist. So wurde ein Interview verlesen, das 
er im Jahre 2009 der türkischen Zeitung „Sabah“ gege¬ 
ben hatte, in dem er u.a. sagte: „Bei uns gab es keine 
Brunnen ! Wir waren professionell (lacht). Diese Brun¬ 
nen waren was für Anfänger (...). Auf dem Gelände 
der Kompanie gab es einen Kesselraum. Wenn du da 
jemanden reinwirfst, was passiert dann ? Es bleibt 
Asche zurück. Ich kenne den Ort der Asche. Wir ken¬ 
nen ihn. Sonst kennt ihn keiner.“ Er selbst sei für den 
Tod von mehreren hundert Kurden verantwortlich 
gewesen, die auf einer Liste gestanden und die seine 
Einheit abgearbeitet habe. 

Die Verteidigung wies darauf hin, dass auch im 
Jahre 2015 „im Rahmen monatelanger Ausgangssper¬ 
ren in Städten und Dörfern des Südostens der Türkei 
diese Methoden extralegaler Hinrichtungen und des 
Verschwindenlassens in noch viel systematischeren Art 
und Weise durchgeführt“ worden seien. Dazu gehöre, 
Stadtteile nahezu vollständig zu zerstören und sich dort 
noch aufhaltende Menschen zu töten. 

Der 3. Strafsenat des Oberlandesgerichts unter Vor¬ 
sitz von Richter Dr. Rühle war allerdings nicht bereit, 
sich mit diesem Interview und Beweismitteln zu 
Kriegsverbrechen der türkischen Armee weiter zu 
beschäftigen. 

(jw v. 15.4.2017/Azadi) 

Weitere Verhandlungstermine -Änderungen möglich 

Donnerstag, 4. Mai - jeweils 9.00 Uhr, Hanseat. OLG, 
Saal 288, Sievekingplatz 3 - 

Freitag, 5. Mai, Freitag, 12. Mai, Montag, 15. Mai, 
Freitag, 19. Mai, Montag, 22. Mai, Montag, 29. Mai 
und Dienstag, 30. Mai. 

Zeki Eroglu wurde auf Ersuchen der deutschen Straf¬ 
verfolgungsbehörden am 13. April 2016 in Stockholm 
fest- und in Auslieferungshaft genommen. Eine Über¬ 
stellung an Deutschland erfolgte am 6. Juli; er kam in 
U-Haft in die JVA Schwäbisch Hall. Ursprünglich 
hätte das Verfahren vor dem OLG Stuttgart geführt 
werden sollen. Die Generalbundesanwaltschaft ent¬ 
schied jedoch, den Kurden in Hamburg anzuklagen. 
Anfang Januar dieses Jahres ist Zeki Eroglu entspre¬ 
chend in die JVA Hamburg-Holstenglacis verlegt wor¬ 
den. Weil es sich um ein § 129b-Verfahren handelt, hat 



FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 



Kurzbiografien der kurdischen Aktivisten, die sich derzeit in 
deutschen Gefängnissen in Straf- bzw. Untersuchungshaft befinden. 
Sie werden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland" beschuldigt. 

Stand: März 2017 


AZADI e.V. 

Rechtshilfefonds 

für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 
Hansaring 82 • 50670 Köln 
Tel:0221/16 79 39 45 • azadi@t-online.de 


NAV-DEM e.V. 

Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland 
Neuste 38 • 40213 Düsseldorf 
Tel: 0211 17 11 451 • info@navdem.com 


Wir haben ein zwöfseitiges DIN A5-Faltblatt mit dem Titel „Freiheit für die kurdischen Gefangenen 
in Deutschland“ erarbeitet. Nach einer kurzen Einleitung über die Kriminalisierung von Kurdinnen 
und Kurden in Deutschland werden neun politische Gefangene (und ein Gefangener, der nach 
erfolgreicher Revision aus der Haft entlassen wurde und sich außerhalb der Gefängnismauern auf 
die Neuverhandlung vorbereiten kann) vorgestellt und dargelegt, warum sie nach § 129b StGB vor 
Staatsschutzsenaten bundesdeutscher Oberlandesgerichte angeklagt sind. 

Das Faltblatt kann bei AZADI angefordert werden: azadifdt-online.de und hier als PDF herunterge¬ 
laden werden. 


der GBA diese Wahlmöglichkeit. Die Verteidigung 
hatte gerügt , dass das Hanseatische OLG nicht das 
zuständige Gericht sei, weil auch aus der Anklage¬ 
schrift hierfür kein sachlicher Grund erkennbar sei. 
Der Antrag wurde abgelehnt. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) beschloss Ende Oktober 
2010\ auch die PKK nach §129b strafrechtlich verfol¬ 
gen zu lassen. Daraufhin erteilte das Bundesjustizmi¬ 
nisterium am 6. September 2011 eine generelle 
Ermächtigung , alle angeblichen Führungskräfte der 
PKK wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver¬ 
einigung im Ausland nach §129a in Verbindung mit 
§129b StGB zu verfolgen. 

Diese Ermächtigung , die sowohl generell als auch 
individuell verfügt werden kann , erfolgt in Absprache 
mit dem Bundesinnenministerium, dem Auswärtigen 
Amt sowie dem Bundeskanzleramt und basiert auf poli¬ 
tischen Opportunitätserwägungen und Interessen. 
Weder müssen diese Entscheidungen begründet noch 
können sie rechtlich angegriffen werden. 

Gegen diese Politisierung des Strafrechts haben Vertei¬ 
diger verschiedener § 129b-Verfahren am 2. März die¬ 
ses Jahres Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
eingelegt. Ein im September 2016 an das BMJV 
gerichteter Antrag der Verteidiger auf Rücknahme der 
Verfolgungsermächtigung wurde rigoros abgelehnt. 
Gleiches widerfuhr einem Antrag , der in einem §129b- 
Verfahren vor dem Kammergericht Berlin eingebracht 
worden war. 
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VERBOTSPRAXIS 



nen den verbotenen Kennzeichen der PKK zum Ver¬ 
wechseln ähnlich (!)“ seien. Schließlich spiele auch der 
Zeitpunkt der Veranstaltung eine Rolle (eine Woche 
vor dem Referendum in der Türkei), weil dieser Kon¬ 
text „einen (zusätzlichen) Anreiz für gewalttätige 
Demonstranten“ darstelle, sich an der Versammlung zu 
beteiligen. 

In verschwurbeltem Amtsdeutsch heißt es dann: 

„Angesichts der stark emotionalisierten Lage und 
hitzigen Grundstimmung ist mit überwiegender Wahr¬ 
scheinlichkeit (!) davon auszugehen, dass die ohnehin 
mobilisierten Angehörigen gewaltbereiter Gruppen 
unter Missachtung des beabsichtigten friedlichen Cha¬ 
rakters der Versammlung sowie unter missbräuchlicher 
Ausnutzung des durch die friedlichen Demonstrations¬ 
teilnehmer gegebenen Schutzes gegenüber polizeili¬ 
chem Zugriff jegliche Möglichkeit wahrnehmen wer¬ 
den, in unmittelbarer räumlicher Nähe zu den politisch 
Andersdenkenden (Salafisten, rechtsextreme Türken; 
Azadi) zu gelangen, um deren Veranstaltung unter Ein¬ 
satz gewalt¬ 
tätiger Mit¬ 
tel zu stö¬ 
ren, um so 
dem Protest 
verstärkt 
Ausdruck 
zu verlei¬ 
hen.“ 

Alles in 
allem: Das 
verfügte 
Versamm¬ 
lungsverbot sei wegen der zu erwartenden „unmittelba¬ 
ren Gefahr für Leib und Leben sowie für das Eigentum 
Dritter“ gerechtfertigt. Auch würde es durch das Benut¬ 
zen verbotener Symbole der PKK - „insbesondere 
auch durch das massierte Zeigen von Öcalan-Fahnen“ 
- zu zahlreichen Verstößen gegen das Vereinsgesetz 
„nicht nur durch eine Minderheit der Teilnehmer kom¬ 
men“. 


Erstes Demoverbot nach Verbotsausweitung 
durch Innenministerium 

Unter dem Motto „Weg mit dem Verbot der PKK!“ 
wollten verschiedene auch antifaschistische Gruppen 
am 8. April eine Demonstration in der Mannheimer 
Innenstadt durchführen, die Ende Januar beim städti¬ 
schen Ordnungsamt angemeldet wurde. Stattgefunden 
hat sie nicht. Nach diversen Kooperationsgesprächen 
wurde die Aktion und jede Form von Ersatzveranstal¬ 
tung aufgrund des „Gesamtgepräges“ verboten: „Hin¬ 
reichende Anhaltspunkte für eine unmittelbare Gefähr¬ 
dung der öffentlichen Sicherheit bei Durchführung der 
Versammlung sind gegeben.“ 

Das Mannheim’sche Szenario des Grauens 

Das „Gesamtgepräge“ bestand insbesondere aus der 
geänderten „Erlasslage“ (Rundschreiben des BMI vom 
2.3. zur Erweiterung der Symbolverbote, hier speziell 
das Bildnis 
Öcalans), 
dem Thema 
„politische 
Stimmung 
gegen das 
Verbot und 
für die 
Sache der 
PKK“, dem 
„Teilneh¬ 
merkreis“ 

(Unterstüt¬ 
zer aus dem „gewaltorientierten linksautonomen Spek¬ 
trum“), aber auch „Gefahrenpotenzial von insbeson¬ 
dere jugendlichen Kurden in Mannheim“ und schluss¬ 
endlich „wahrscheinliche (!) Stellvertreter-Auseinan¬ 
dersetzungen zwischen PKK-Anhängern einerseits und 
rechtsextremistischen Türken bzw. Islamisten anderer¬ 
seits“. 

Im Komplex „spezifische Vorfeldaktivitäten“ weist 
die Ordnungsbehörde auf Facebook-Seiten hin, in 
denen mit Videos auf die Demo aufmerksam gemacht 
werde und „Personen mit verbotenen Kennzeichen und 
Symbolen der PKK“ posierten, die „mit großer Wahr¬ 
scheinlichkeit (!) an der Versammlung teilnehmen“ 
würden. Des weiteren sei bei - illegalen - Klebeaktio¬ 
nen Plakate verwendet worden, die der „Versamm¬ 
lungsbehörde der Staatsanwaltschaft Karlsruhe zur 
Begutachtung“ Vorgelegen hätten. Nach vorläufiger 
Bewertung gebe es „Anhaltspunkte für ein strafbares 
Vergehen“, weil „bei einer Gesamtbetrachtung die Fah¬ 


Wir lassen uns nicht kriminalisieren 

Zum Demo-Verbot erklärte die „Antifaschistische Ini¬ 
tiative Heidelberg“ am 5. April u.a.: „Wir lassen uns 
nicht kriminalisieren. Wir werden auch weiterhin unse¬ 
ren Widerstand gegen den autoritären Terrorstaat in der 
Türkei, für die Solidarität mit unseren türkischen und 
kurdischen Genossinnen und gegen die Kumpanei Ber¬ 
lins mit Ankara in vielfältiger Weise auf die Straße tra¬ 
gen.“ 
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Demoverbot in einer Reihe von Sondergesetzen gegen 
Kurd*innen 

In einer Erklärung des Bundesvorstands der Roten 
Hilfe vom gleichen Tag heißt es: 

„Diese komplette Aushebelung elementarer Grund¬ 
rechte stellt eine weitere Gefälligkeitsgeste gegenüber 
dem autoritären türkischen AKP-Regime dar. [...] Mit 
dem Erlass hat das Innenministerium die (möglichen) 
Straftaten bewusst provoziert, so dass diese nun zur 
Grundlage weiterer Repressalien genutzt werden kön¬ 
nen: An diese verschärfte Rechtslage knüpft auch das 
jetzige Mannheimer Demoverbot an, indem auf die 
erhöhte Wahrscheinlichkeit von Straftaten hingewiesen 
wird, die das Zeigen der neuerdings verbotenen Sym¬ 
bole und Fahnen darstellt. [...] Mit dem Versammlungs¬ 
verbot wird die lange Reihe der Sondergesetze gegen 
Kurd*innen um eine weitere absurde Repressionsmaß¬ 
nahme verlängert, die nun auch Kurdistan-solidarische 
Kreise aus der nichtmigrantischen Linken betrifft.“ 

Die Rote Hilfe fordert „ein sofortiges Ende der Kri¬ 
minalisierung der kurdischen und Kurdistan-solidari¬ 
schen Linken“. 

(Azadi) 

Fahne in Frankreich - Prozess in Deutschland 

Ende Januar erhielt der Kurde Yakup Avci von der 
Staatsanwaltschaft Gießen einen Strafbefehl in Höhe 
von 1600 €. Ihm wird vorgeworfen, vor einem Jahr auf 
seiner Facebook-Seite ein Foto von sich auf einer 


Demonstration im französischen Straßburg gepostet zu 
haben. Und weil im Hintergrund eine PKK-Fahne zu 
sehen ist, soll er sich deswegen vor Gericht verantwor¬ 
ten. Das Zeigen dieses Symbols fällt allerdings in 
Deutschland unter das PKK-Betätigungsverbot, das in 
Frankreich nicht existiert. 

Die Hauptverhandlung vor dem Amtsgericht Gie¬ 
ßen hätte am 5. April stattfinden sollen, doch war der 
Hauptbelastungszeuge nicht erschienen, dafür aber 
etwa 25 Prozessbesucher*innen. Der Verhandlungster¬ 
min wurde verschoben und ist festgelegt worden auf 
Mittwoch17. Mai, 10.00 Uhr, Amtsgericht Gießen 
„Dieser Strafbefehl ist der Versuch, Yakup Avci und 
den berechtigten Befreiungskampf der Kurden als Ter¬ 
roristisch 6 zu verunglimpfen und zu kriminalisieren. 
Die Staatsanwaltschaft rechtfertigt ihr Vorgehen mit 
dem Verbot der PKK in Deutschland. Dieses Verbot 
steht zu recht in Europa und in Deutschland in der Kri¬ 
tik, schon lange wird seine Aufhebung gefordert. Es ist 
nicht zu akzeptieren, dass Menschen aufgrund ihrer 
politischen Einstellung kriminalisiert werden, nur, weil 
sie der Bundesregierung nicht passt“, wird aus der 
Presseerklärung des „Internationalistischen Bündnisses 
Wählerinitiative der Internationalistischen 
Liste/MLPD“ in der Giessener-Zeitung v. 14.2.2017 
zitiert. Gefordert wird neben der „sofortigen Rück¬ 
nahme des Strafbefehls gegen Yakup Avci“ auch die 
Aufhebung des PKK-Verbots. 

(Azadi) 


REPRESSION 


Kriminalisierung ehemaliger Kämpferinnen 
gegen den IS 

Auch hinsichtlich der Anti-IS-Kämpfer*innen zielt die 
Politik der Bundesregierung auf deren Kriminalisie¬ 
rung („Rekrutierungs- und Ausreisefälle mit Bezug zur 
Arbeiterpartei Kurdistans, PKK, oder zur PYD, Partei 
der Demokratischen Union“) ab. Laut Antwort auf eine 
Kleine Anfrage der Linksfraktion liegen ihr Erkennt¬ 
nisse zu 204 Personen vor, 69 mit deutscher Staatsan¬ 
gehörigkeit. Von ihnen seien inzwischen 120 wieder 
nach Deutschland zurückgekehrt. Gegen drei Deutsche 
sowie fünf Ausländer, die sich der YPG angeschlossen 
hatten, seien Ermittlungsverfahren wegen des Ver¬ 
dachts der Mitgliedschaft in einer terroristischen Verei¬ 
nigung im Ausland (§ 129b StGB) eingeleitet, aber wie¬ 
der eingestellt worden, weil mögliche Straftaten im 
Ausland begangen worden seien. Derzeit werde gegen 
einen aus Deutschland stammenden Kämpfer wegen 
Verstoßes gegen das Völkerstrafgesetzbuch ermittelt. 
Außerdem würden drei ehemalige YPG-Angehörige 


als „Relevante Personen“ geführt. Allerdings gebe es 
bei ihnen - im Gegensatz zu islamistischen Rückkeh¬ 
rern - „keine Hinweise darauf, dass die Rückkehrer 
Gewaltaktionen/Anschläge in Europa planen“, so die 
Bundesregierung. 

(jwv. 11.4.2017) 

Ausländische Kämpfer: Ausbau polizeilicher 
EU-Datenbanken 

Informationen des Linken-Abgeordneten Andrej 
Hunko zufolge existieren auf der EU-Ebene Pläne, dass 
zwischen EUROPOL bzw. INTERPOL und dem US- 
Militär künftig auch biometrische Daten ausgetauscht 
und verarbeitet werden. Zur Terrorismusbekämpfung 
entstünden „neue Informationssysteme“ und beste¬ 
hende würden miteinander vernetzt. „Die Zahl der 
Daten wächst rasant, in großem Umfang werden dabei 
auch Kontaktpersonen so genannter ausländischer 
Kämpfer gespeichert.“ Das sei nicht nur datenschutz¬ 
rechtlich problematisch, sondern führe „zu immer mehr 
Datenmüll und falschen Treffern“, so Hunko. 
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Laut erfragter Auskunft 
des Bundesinnenministeri¬ 
ums seien „derzeit 7884 
Personen im EUROPOL- 
Informationssystem als 
ausländische Kämpfer 
gespeichert“. Eine auch 
bei EUROPOL bestehende 
Datei zu ausländischen 
Kämpfern („Travellers“) 
enthalte bereits „mehr als 
38000 Personen“. 

Hinzu komme die nach 
den Anschlägen vom 
11.9.2001 eingerichtete Datei zu islamistischem Terro¬ 
rismus („Hydra“), in der weitere 69000 enthalten 
seien. 

„Gespeichert werden Angehörige ebenso wie Reise¬ 
büros oder andere Dienstleister“, erklärt Andrej Hunko, 
wobei häufig unklar sei, wie diese in die Datenbanken 
gelangten. 

„Mit Inkrafttreten der neuen EUROPOL-Verord¬ 
nung am 1. Mai wird die Transparenz herunterge¬ 
schraubt. Wir erfahren nicht mehr, wie viele Personen 
von der Polizeiagentur als ausländische Kämpfer bestä¬ 
tigt wurden und wann dies lediglich vermutet wird.“ 
Sehr viele dieser Daten stammen „vom US-amerikani¬ 
schen FBI, das diese vom US-Militär erhält“. Auf EU- 
Ebene gebe es die Absicht, „dass EUROPOL in der 
US-Operation ,Gallant Phoenix 4 bald auch Fingerab¬ 
drücke und D N A-Spuren verarbeitet, die auf Kriegs¬ 
schauplätzen in Syrien und dem Irak gesammelt wer¬ 
den“, informiert Andrej Hunko, weshalb er befürchte, 
dass viele Unbeteiligte hiervon betroffen sein könnten. 
Er betrachte den „Machtzuwachs von EUROPOL mit 
großer Sorge“, der keinesfalls zu Lasten der „Kontrolle 
von Polizeien und Geheimdiensten“ gehen dürfe. 

(PM Andrej Hunko v.12.4.2017) 

VS-Bericht Sachsen beklagt: 

PKK im „Frei“staat aktiv und 
„Linksextremisten“ solidarisch 

„Neben den absurden Nazi-Anschuldigungen des türki¬ 
schen Staatspräsidenten Erdogan erhebt sein Land 
einen weiteren Vorwurf an Deutschland: Hierzulande 
würde nicht entschieden genug gegen die PKK vorge¬ 
gangen. Die PKK ist sowohl in der Türkei als auch in 
Deutschland als Terrororganisation verboten. Und tat¬ 
sächlich ist sie weiterhin bei uns aktiv. Auch im Frei¬ 
staat Sachsen“, leitet Sebastian Hesse, MDR-AKTU- 
ELL-Chefreporter seinen Beitrag über den jüngsten 
Verfassungsschutzbericht des Landes Sachsen ein. 
Danach hätten im vergangenen Jahr 160 „Ausländerex¬ 
tremisten“ im Visier des VS gestanden, im Jahre 2015 
seien es 150 gewesen. Der Chef des VS, Gordian 


Meyer-Plath, wird zitiert: 
„Die PKK ist schon in den 
letzten Jahren immer in 
Sachsen vertreten gewe¬ 
sen. Und sie hat vor dem 
Hintergrund der politi¬ 
schen Lage in der Türkei, 
aber eben auch in Syrien 
und im Irak ihre Aktivitä¬ 
ten gesteigert - insbeson¬ 
dere Infostände, Verteilung 
von Propagandamaterial 
(sic!, Azadi) und ähnliches. 
Und sie hat dadurch auch 
ein höheres Personenpotential erreichen können.“ 

In Sachsen habe es 54 Fälle politisch motivierter 
Kriminalität durch PKK-Anhänger gegeben. Laut 
Meyer-Plath kämen aber auch Delikte von deutschen 
Linksextremisten hinzu. Zitat: „Hier gibt es durchaus 
Überschneidungen. Linksextremisten engagierten sich 
schon in der Vergangenheit und machten sich die Ziele 
der PKK zu eigen. Das lässt auch nicht nach.“ Seit 
Ende des Friedensprozesses zwischen PKK und türki¬ 
scher Regierung steige die Anzahl der Straftaten „von 
PKK-Sympathisanten“ an. Auch der Kampf der Kur¬ 
den gegen den IS beschere der PKK Rückenwind. 

Beobachtet werde durch den VS aber auch der 
Moschee-Verband DITIB. Die Zahl der Islamisten sei 
in Sachsen im vergangenen Jahr um 17 Prozent gestie¬ 
gen, darunter 190 Salafisten, die allesamt observiert 
würden. „Wir gehen gegen Gefährder konsequent vor. 
Und ich habe gerade in diesen Tagen nach § 56a eine 
Abschiebungsanordnung erlassen“, sagte Innenminis¬ 
ter Markus Ulbig. (s. auch Seite 14) 

(MDR Aktuell - Das Nachrichtenradio v. 26.4.2017/Azadi) 

Generalbundesanwalt und hunderte 
Terrorverfahren 

Anlässlich einer Tagung der Unionsfraktionen zur 
„Innen Sicherheit“, erklärte Generalbundesanwalt 
Peter Frank, dass in der Abteilung „Terrorismusstraf¬ 
recht“ die Zahl der Verfahren für das laufende Jahr 
bereits bei 200 liege. Er erwarte - hochgerechnet auf 
das gesamte Jahr - etwa 500 bis 600 Verfahren wegen 
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 
(auch im Ausland) oder wegen Anschlagspläne. Im 
letzten Jahr seien es rund 250 Verfahren gewesen und 
2013 nur 68. Vorwiegend handele es sich um Fälle aus 
dem islamistischen Spektrum. 

Er mache für den Anstieg den Zustrom von Migran¬ 
ten und Flüchtlingen verantwortlich. Die Zunahme von 
Verfahren mit islamistischem Hintergrund sei explosiv 
und mache derzeit 85 bis 90 Prozent aus; der Rest 
seien Fälle von Rechts- oder Linksextremismus. 

(dpa, rtrv. 26.4.2017/Azadi) 
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ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Kinderarmut in Zahlen 

Eine Studie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli¬ 
chen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung ist zu dem 
Schluss gekommen, dass die Kinderarmut auch durch 
die Zuwanderung minderjähriger Flüchtlinge zuge¬ 
nommen hat. Danach stieg die Quote der Kinderarmut 
zwischen 2014 und 2015 inzwischen um 0,7 Punkte 
auf 19,7 Prozent. Mehr als zweieinhalb Millionen Kin¬ 
der lebten in diesem Zeitraum in Haushalten, die als 
arm oder armutsgefährdet gelten und deren Einkom¬ 
men sich auf weniger als 60 Prozent des mittleren Ein¬ 
kommens beläuft. 

(ND v. 19.4.2017) 


Nach Referendumsentscheidung: Mehrheit 
lehnt Doppelpass ab 

Wie aus einer am 21. April veröffentlichten ARD- 
Umfrage hervorgeht, lehnen vor dem Hintergrund des 
Wahlverhaltens von Deutsch-Türken bei der Abstim¬ 
mung über das Verfassungsreferendum fast sechs von 
zehn Bundesbürgern (58 Prozent) eine doppelte Staats¬ 
bürgerschaft ab. Jeder dritte Deutsche (35 Prozent) 
dagegen befürwortet den Doppelpass. Die Diskussion 
hierum war nach der Abstimmung in der Türkei wieder 
aufgeflammt. Insbesondere aus CDU/CSU-Kreisen 
wurden Forderungen nach Abschaffung der doppelten 
Staatsbürgerschaft wieder laut. 

(Süddt.Ztg. v. 22.723.4.2017) 


VERANSTALTUNG 


Gedenken an gefallene Anti-IS-Kämpfer*innen 


Für den 6. Mai lädt die Kampagne TATORT KURDIS¬ 
TAN ins „Bunte Haus“ in Celle zu einem Gedenkfest 
für die in Syrien gefallenen Internationalist*innen unter 
dem Motto „In die Herzen ein Feuer - erinnern heißt 
kämpfen“ ein. Aus Deutschland hatten sich die Ivana 
Hoffmann (19) aus Duisburg, der frühere Bundeswehr¬ 
soldat Günter Hellstern (56), Kevin Jochim aus Karls¬ 


ruhe sowie Anton Leschek (24) den Volksverteidi¬ 
gungseinheiten YPG bzw. dem Militärrat der nordsyri¬ 
schen Stadt Manbidsch angeschlossen. Sie fielen in 
den Jahren 2015/2016 im Kampf gegen den so genann¬ 
ten „Islamischen Staat“ (IS) bzw. durch Bombardie¬ 
rung türkischer Bomber. 
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ZUR SACHE: TÜRKEI 

„Ich kann freilich nicht sagen, ob es besser werden wird, wenn es anders wird. Aber so 
viel kann ich sagen: Es muss anders werden, wenn es gut werden soll.“ 

(Georg Christoph Lichtenberg, Mathematiker/Physiker, 1742- 1799) 


>- Nach Angaben von Innenminister Süleyman Soylu 
vom 2. April, wurden seit dem Putschversuch vom 
vergangenen Jahr mehr als 113 000 Menschen 
wegen angeblicher Verbindungen zur Gülen- 
Bewegung festgenommen. 47 155 befänden sich in 
U-Haft; der Rest sei zumeist unter Auflagen frei¬ 
gelassen worden. Unter den Verdächtigen in 
Untersuchungshaft seien zudem 2575 Richter und 
Staatsanwälte sowie 168 Generäle. 

>- „Am 4. April fanden wir in unserem Briefkasten 
eine Wahlwerbung der Partei AKP, welche zur 
Abstimmung mit JA aufruft. Diese wurde von der 
Zentrale der Partei in Ankara erstellt und trägt die 
Unterschrift des Parteivorsitzenden Binali Yildi- 
rim“, schreibt der in Deutschland lebende Rechts¬ 
anwalt Mülayim Hüseyin in einer Pressemittei¬ 
lung. „Wir empfinden diese unerwünschte Wahl¬ 
werbung als ein Eindringen der AKP in unser inti¬ 
mes Privatleben dadurch, dass sie im Besitz 
unserer Privatanschrift ist [...]“ Er habe sich 
schriftlich beim türkischen Generalkonsul in Ham¬ 
burg und bei Bundesaußenminister Sigmar Gabriel 
beschwert und Strafanzeige gegen Unbekannt 
erstattet. 

>- „Und ich sage, gebt diesen Enkeln des Nationalso¬ 
zialismus, die diese faschistischen Repressionen 
anwenden, mit einem Ja aus den Urnen und mit 
Gottes Hilfe die entsprechende Antwort, sagte 
Erdogan am 3. April in einer Rede in der Stadt Rize 
am Schwarzen Meer. Er werde nicht zulassen, 
„dass wegen ein paar europäischer Faschisten und 
ein paar Unverschämter die Ehre und der Stolz 
dieses Land verletzt werden. 44 

>- Nachdem er den im August 2016 gestarteten Mili¬ 
täreinsatz „Schutzschild Euphrat 44 in Nordsyrien 
für beendet erklärte, kündigte Recep T. Erdogan 
am 4. April weitere Offensiven gegen „Terrorgrup¬ 
pen 44 an: „Wir bereiten uns darauf vor, die Terro¬ 
risten auf ihren Hügeln zu erreichen. Wir werden 
den neuen Operationen neue Namen geben. Wartet 
auf den Frühling und alle Terrorgruppen, PKK, 
YPG, Daesch, FETO (Abkürzung für Gülen- 
Bewegung), werden sehr nette Überraschungen 
erleben. 44 

>- Michael Georg Link, oberster Wahlbeobachter der 
OSZE, kritisierte am 5. April die fehlende Überwa¬ 
chung der Stimmabgabe zum Referendum von 


Türken im Ausland. 44 Wir dürfen nur im Land 
selbst beobachten, wir haben keine Teams in 
Deutschland, Österreich oder Schweden. 44 Er deu¬ 
tete an, dass es zu zahlreichen Unregelmäßigkei¬ 
ten gekommen sein könnte. 

Fünf Monate nach der Inhaftierung von 19 Journa¬ 
listen und Mitarbeitern der regierungskritischen 
Zeitung „Cumhüriyet 44 , hat die türkische Staatsan¬ 
waltschaft die Anklageschrift vorgelegt und drasti¬ 
sche Haftstrafen gefordert. Für den inzwischen in 
Deutschland lebenden Chefredakteur Can Dündar 
forderte die Istanbuler Staatsanwaltschaft 15 Jahre 
Haft, nachdem er letztes Jahr zu fast sechs Jahren 
verurteilt wurde. 

>- Laut Website P24 sind in der Türkei derzeit 141 

Journalisten inhaftiert. 

Der ehemalige U21-Nationalspieler Deniz Naki 
(27) wurde am 6. April in Diyarbakir zu einer 
Bewährungsstrafe von einem Jahr, sechs Monaten 
und 22 Tagen verurteilt. Im November 2016 war 
er noch freigesprochen worden. Ihm wurde vorge¬ 
worfen, über soziale Netzwerke für die PKK 
geworben zu haben, was Naki stets bestritten 
hatte. Fabio de Masi, Europaabgeordneter der Lin¬ 
ken war Prozessbeobachter in Diyarbakir und 
nannte die Umstände des Urteils „absurd 44 . Naki 
spielt derzeit für den Fußballclub Amed SK. 

>- Vom 27. März bis zum 9. April haben sich in 
Deutschland 49 Prozent oder 697 000 der 1,43 
Millionen in Deutschland registrierten Wähler am 
Referendum zur Einführung des Präsidialsystems 
in der Türkei beteiligt. Von den insgesamt 55,3 
Millionen Stimmberechtigten liegt der Anteil der 
Auslandstürken bei rund 5 Prozent. 

Am 10. April wurde bei einer Polizeikontrolle in 
der Provinz Hatay der italienische Journalist 
Gabriele del Grande, der auch für die „tageszei- 
tung 44 (taz) arbeitet, festgenommen. Er hatte sich 
dort aus Recherchezwecken für ein neues Buch 
aufgehalten. 

Mit der am 11. April veröffentlichten Anklage¬ 
schrift gegen insgesamt 30 frühere Mitarbeiter der 
türkischen Tageszeitung „Zaman 44 fordert die 
Istanbuler Staatsanwaltschaft jeweils drei Mal 
lebenslänglich. Darunter befindet sich auch der 
73jährige Kolumnist Sahin Alpay, der sich an den 
Europ. Gerichtshof für Menschenrechte gewandt 
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hat. 21 der 30 Angeklagten befinden sich bereits in 
U-Haft. Alle werden beschuldigt, Umsturzpläne 
verfolgt zu haben und Mitglieder in einer Terroror¬ 
ganisation gewesen zu sein. „Zaman“ galt als 
Organ der Gülen-Bewegung vorgeworfen. 

>- Gegenüber dem TV-Sender A-Haber sagte Recep 
T. Erdogan am 12. April, dass er Deutschland wei¬ 
terhin Nazimethoden vorwerfen wolle, solange es 
gesuchte „Terroristen“ nicht an die Türkei auslie¬ 
fere. Er habe Deutschland 4500 Akten zu PKK- 
Mitgliedern ausgehändigt, doch die Bundesregie¬ 
rung reagiere nicht. „Deutschland unterstützt Ter¬ 
roristen. Ich sage es offen. Und sie drehen durch, 
wenn ich sage ,Sie haben den Nationalsozialismus 
wieder errichtet 4 .“ 

>- Das Gericht in Istanbul sprach am 13. April den 
bekannten Journalisten Ahmet Sik und 12 weitere 
Verdächtige frei. Sie waren der Mitgliedschaft des 
nationalistischen Netzwerks „Ergenekon“ beschul¬ 
digt worden, dem vor Jahren vorgeworfen wurde, 
einen Putsch gegen die AKP-Regierung, den 
damaligen Ministerpräsidenten und heutigen Prä¬ 
sidenten Erdogan geplant zu haben. Der Prozess 
war im November 2011 eröffnet worden. 

>- Innenminister Süleyman Soylu erklärte am 
13. April, dass es sich bei der Explosion am Vortag 
im Hauptquartier der Polizeispezialeinheit in Diy- 
arbakir doch um einen Anschlag gehandelt habe. 
Offenbar wurde die Aktion von einer PKK-Gueril- 
laeinheit ausgeführt. 

Soylu hatte von einem Unfall bei der Reparatur 
eines Polizeifahrzeugs gesprochen. 

>- Recep T. Erdogan erklärte am 13. April, dass in sei¬ 
ner Amtszeit eine Freilassung des inhaftierten 
deutsch-türkischen Journalisten Deniz Yücel aus¬ 
geschlossen sei, weil Deutschland die Ausliefe¬ 
rung gesuchter türkischer Staatsbürger verweigere. 
Deshalb würden Deutsche, die in „unsere Hände 
fallen“, ebenfalls nicht ausgeliefert. Die Türkei 
wirft Deutschland vor, Anhänger der PKK und der 
Gülen-Bewegung nicht zu überstellen. 

>- Mit einer 20-köpfigen Delegation der Parlamenta¬ 
rischen Versammlung des Europarates hat sich der 
Linken-Abgeordnete Andrej Hunko in der Türkei 
aufgehalten, um den Ablauf des Verfassungsrefe¬ 
rendums zur Einführung eines Präsidialsystems zu 
beobachten. Am 14. April traf er sich in Ankara mit 
Vertretern zivilgesellschaftlicher Organisationen, 
von Parteien und Medien. Einen Tag später reiste 
er in die kurdischen Gebiete und Städte, z.B. nach 
Amed (Diyarbakir) und Mardin. 

>- Türkischstämmige Bundestagsabgeordnete haben 
vor der Abstimmung über die Einführung eines 
Präsidialsystems zur Verteidigung von Demokra¬ 
tie, Rechtsstaatlichkeit und innerem Frieden in der 
Türkei aufgerufen und in diesem Sinne an die in 


Deutschland lebenden türkischen Staatsbürger 
appelliert. 

16. April: Wahl über die Verfassungsänderung zur Ein¬ 
führung des Präsidialsystems: 

>- Das zuvor geäußerte Ziel Erdogans, 60% errei¬ 
chen zu wollen, ist nicht aufgegangen. Vorläufigen 
Wahlergebnissen zufolge hat die Bevölkerung mit 
51,4 % für ein JA votiert. Obwohl ein amtliches 
Endresultat längst noch nicht feststand, erklärte als 
erster Ministerpräsident Binali Yildinm, dessen 
Am mit dem Präsidialsystem wegfällt, vor jubeln¬ 
den Anhängern in Ankara den Sieg. Kurz danach 
trat Recep T. Erdogan in Istanbul auf und sprach 
von einer „historischen Entscheidung des Volkes“ 
und einem Sieg der gesamten Türkei. Der ganzen 
Türkei ? 

>- Mit einem NEIN zur Verfassungsänderung stimm¬ 
ten Angaben türkischer Nachrichtenagenturen 
zufolge immerhin 48,6 Prozent. Vertreter der sozi¬ 
aldemokratischen CHP kündigten umgehend an, 
das Ergebnis anfechten zu wollen bzw. fordert sie 
eine Annullierung des Referendums. „Unter diesen 
Umständen hat das Ergebnis keine Legitimation,“ 
so der CHP-Abgeordnete Sezgin Tanrikulu. Auch 
die prokurdische „Demokratische Partei der Völ¬ 
ker“ (HDP), erklärte: „Unsere Informationen wei¬ 
sen auf Manipulation in der Größenordnung von 3 
bis 4 Prozentpunkten hin.“ Der Wahlkampf sei ins¬ 
besondere wegen des Ausnahmezustands unter 
„ungleichen Bedingungen“ geführt worden, weil 
die Wahlkommission das Ergebnis beeinflusst 
habe, was illegitim sei. 

>- Tatsächlich sind am Wahltag zahlreiche Unregel¬ 
mäßigkeiten und Behinderungen gemeldet wor¬ 
den, insbesondere in den kurdischen Gebieten im 
Südosten der Türkei. 

Erdogan-Berater Mustafa Akis meinte kurz nach 
Schließung der Wahllokale, aus seiner Sicht sei 
der Wahlkampf fair verlaufen. „Diejenigen, die für 
ein Ja oder für ein Nein warben, hatten die Mög¬ 
lichkeit, sich durch Medien auszudrücken und mit 
der Öffentlichkeit zusammenzutreffen. Ich glaube, 
sie hatten gleiche Chancen. Ich habe keine 
Ungleichheiten gesehen.“ 

>- Ganz im Gegensatz zu den internationalen Wahl¬ 
beoachter* innen der OSZE und des Europarates, 
wie z.B. der Linken-Abgeordnete Andrej Hunko, 
der sich in Diyarbakir und Mardin aufgehalten hat. 
Er habe noch nie eine so deutliche Behinderung 
der Wahlbeobachtung durch die Polizei erlebt. Er 
war bereits 15 Mal als Wahlbeobachter in ver¬ 
schiedenen Ländern unterwegs. In Diyarbakir 
habe er gesehen, dass ungestempelte Wahlunterla¬ 
gen gestempelt worden sind. Der Chef der OSZE- 
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Beobachter, Michael Georg Link, sah in der illega¬ 
len Abstempelung der Stimmzettel „einen Verstoß 
gegen türkisches Recht“. Von einer Kooperation 
der türkischen Regierung zur Klärung der Vor¬ 
würfe könne „leider keine Rede sein“. 

>- Außenminister Mevlüt Qavusoglu verbat sich jeg¬ 
liche Einmischung Europas. Die Wahlbeobachter 
seien „äußerst parteiisch“, weshalb „sie auch über¬ 
haupt keine Geltung und keinen Wert“ hätten. 

>- EU-Erweiterungskommissar Johannes Hahn for¬ 
dert die türkischen Behörden auf, den ernsten Ver¬ 
dachtsmomenten „in einer sorgfältigen und trans¬ 
parenten Weise nachzugehen“. Es sei jetzt an der 
Zeit, „eine grundlegende Diskussion über die EU- 
Türkei-Beziehungen zu beginnen, inklusive einer 
Neubewertung.“ 

>- Zu denen, die Erdogan zu dem Ergebnis gratuliert 
hatten, gehörten die Staatschefs von Aserbaidshan, 
Bahrain, die Hamas-Führung in Gaza, die tunesi¬ 
sche Partei Ennahda sowie die Al-Qaida-nahe Ter¬ 
rororganisation Ahrar Al-Sham und US-Präsident 
Donald Trump. 

>- Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminis¬ 
ter Sigmar Gabriel in einer ersten Reaktion: „Die 
Bundesregierung erwartet, dass die türkische 
Regierung nun nach dem harten Referendums¬ 
wahlkampf einen respektvollen Dialog mit allen 
politischen und gesellschaftlichen Kräften des 
Landes sucht.“ Sie nehme das vorläufige Ergebnis 
„zur Kenntnis“ und erklärte weiter, die abschlie¬ 
ßende Einschätzung der OSZE-Wahlbeobachter, 
der sie besondere Bedeutung beimesse, abwarten 
zu wollen. 

>- Özcan Mutlu, Grünen-Abgeordneter: „Das Refe¬ 
rendum ist unter absolut unfairen und ungerechten 
Bedingungen abgelaufen.“ Der 16. April sei ein 
„schwarzer Tag für die Türkei und für die EU.“ 

>- Für die britische „Times“ sei der 16. April „ein 
trauriger Tag für die Verbündeten der Türkei und 
ein noch traurigerer Tag für die Türkei selbst.“ Je 
mehr Erdogans Macht in den letzten Jahren 
gewachsen sei, desto despotischer habe er sie ein¬ 
gesetzt. Er habe eine Politik der Spaltung im Inne¬ 
ren betrieben, begleitet von Verfolgungswahn. 

>- Die italienische „La Stampa“ schrieb u.a., dass die 
Türkei heute eine Nation sei mit einem neuen 
Identitätsbewusstsein, „in das sich auch die Reli¬ 
gion und eine Nostalgie für das Osmanische Reich 
gemischt“ habe. Diejenigen, die das jetzt ausbaden 
müssten, seien „Oppositionelle der neuen gesetzli¬ 
chen Ordnung, aber auch ethnische Minderheiten 
wie die Kurden oder die religiösen Minderheiten 
wie die Aleviten, Armenier, Juden.“ 

>- Erdogan kündigte in seiner Istanbuler Rede am 16. 
April an, dass es zu seinen ersten Aufgaben gehö¬ 
ren werde, sowohl die Wiedereinführung der 


Todesstrafe als auch die Verlängerung des Ausnah¬ 
mezustands auf die politische Agenda zu setzen. 
Tatsächlich hat die AKP-Regierung einer - weite¬ 
ren - Verlängerung bis zum 19. Juli zugestimmt. 
Damit bleiben die Versammlungsrechte einge¬ 
schränkt. 

>- Trotzdem demonstrierten am 17. April Tausende 
Menschen in Istanbul, Izmir, Ankara und anderen 
Städten gegen Erdogan. 

Die CHP kündigt an, Klage vor dem Staatsrat 
gegen die Entscheidung der Hohen Wahlkommis¬ 
sion einzureichen, während der laufenden Abstim¬ 
mung auch nicht von ihr gestempelte Stimmzettel 
als gültig zu akzeptieren. Auch die prokurdische 
HDP betrachtet dieses Vorgehen für unzulässig. 

In der Tageszeitung „Die Welt“ vom 22. April 
wird ein EU-Diplomat wie folgt zitiert: „Die EU- 
Außenminister werden bei ihrem Treffen Ende 
kommender Woche in Malta das Thema Beitritts¬ 
gespräche mit der Türkei auf der Tagesordnung 
haben und die EU-Kommission konkret auffor¬ 
dern zu untersuchen, ob Ankara gegen die Leitli¬ 
nien der Beitrittsverhandlungen verstoßen hat und 
die Gespräche dementsprechend suspendiert wer¬ 
den müssen.“ 

Es wird damit gerechnet, dass auch die EU-Kom¬ 
mission empfiehlt, die Beitrittsgespräche auf 
unbestimmte Zeit abzubrechen. 

>- Manfred Weber (CSU), Chef der Europäischen 
Volkspartei im Europäischen Parlament, fordert in 
der Wochenschrift „Spiegel“, dass ein „Abbruch 
der Gespräche“ bei der nächsten Ratssitzung am 
23. Juni in Brüssel erfolgen sollte: „Wir werden 
im Parlament künftigen Vorhaben wie etwa zur 
Zollunion oder der Visa-Liberalisierung nicht 
zustimmen, solange das Verhältnis mit der Türkei 
nicht grundsätzlich geklärt ist.“ 

Die Oppositionspartei CHP ist mit ihrer Klage 
gegen das Verfassungsreferendum gescheitert. Der 
Staatsrat erklärte sich am 25. April für nicht 
zuständig. 

NAV-DEM: Referendum besitzt keine 
Legitimität 

„[...] Diese AKP-MHP-Koalition hat das Land zuneh¬ 
mend polarisiert und die gesellschaftliche, politische 
und wirtschaftliche Krise noch weiter vertieft. Unter 
diesen Voraussetzungen war praktisch keine Wahlkam¬ 
pagne für ein NEIN beim Referendum möglich. Am 
Tag des Referendums wurde massenhaft über Unregel¬ 
mäßigkeiten berichtet, die sich vor allem in den kurdi¬ 
schen Siedlungsgebieten abgespielt haben. [...] Mili¬ 
tärs und Soldaten hielten die rechtlich festgelegte Dis¬ 
tanz zu den Wahlurnen nicht ein und erzeugten Droh¬ 
kulissen vor den Wahllokalen. [...] Wir möchten klar 
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und deutlich zum Ausdruck bringen, dass ein Referen¬ 
dum unter solchen Bedingungen keinerlei Legitimität 
genießt. Für uns bedeutet dieses Ergebnis nichts weiter, 
als dass wir unseren politischen Widerstand für die 
Demokratie, für Freiheit und Gerechtigkeit noch vehe¬ 
menter und zielstrebiger fortführen werden. [...] 

Wir rufen allen voran die demokratische Öffentlich¬ 
keit sowie EU und Bundesregierung dazu auf, diese 
gefährliche Entwicklung in der Türkei, die gleichzeitig 
für die gesamte Region eine Gefahr darstellt, Einhalt 
zu gebieten [...]“, heißt es in einer Stellungnahme dem 
„Demokratischen Gesellschaftszentrums der 
Kurd*innen in Deutschland“ (NAV-DEM) vom 
16.4.2017. 

Wieder HDP-Abgeordnete verhaftet 

Am 26. April wurde in Amed (türk: Diyarbakir) die 
HDP-Abgeordnete Feleknas Uca verhaftet. Laut der 
Nachrichtenagentur „Firat“ hatte die Parlamentarierin, 
die einige Jahre als Abgeordnete der Linkspartei im 
Europaparlament vertreten war, die Angriffe der türki¬ 
schen Luftwaffe auf die überwiegend von Jesiden 
bewohnte Stadt Sindschar verurteilt. 

(jwv. 27.42017) 

Internationale Liga für Menschenrechte 
verurteilt Demontage der Demokratie in der 
Türkei 

„Die Internationale Liga für Menschenrechte (ilm) ver¬ 
urteilt zum einen die menschenrechtswidrigen 
Umstände, unter denen die Volksabstimmung stattge¬ 
funden hat, zum anderen die nun beschlossene Demon¬ 
tage der Demokratie durch ein autokratisches Herr¬ 
schaftssystem und durch eine weitgehende Aufhebung 
der Gewaltenteilung“, erklärt die Internationale Liga 
für Menschenrechte in ihrer Pressemitteilung vom 17. 
April, in der es weiter heißt: 

„Durch die jetzt beschlossene Verfassungsänderung 
werden fast alle demokratischen Kontrollmöglichkei- 
ten eingeschränkt oder abgeschafft, die es Parlament 
und Justiz bislang erlauben, Entscheidungen des Präsi¬ 
denten zu überprüfen oder zu stoppen.“ Künftig werde 
der Präsident nicht nur Staats-, sondern auch Regie¬ 
rungschef sein, einer Partei angehören und deren Vor¬ 
sitzender sein. Ferner sei er für die Ernennung und 
Absetzung seines Vizepräsidenten und der Minister 
zuständig und könne Dekrete mit Gesetzeskraft erlas¬ 
sen. Durch die Verfassungsänderung würden Not¬ 
standsdekrete legalisiert und die Justiz „für rein macht¬ 
politische Interessen der türkischen Regierung“ instru¬ 
mentalisiert. 


Die Liga fordert den Europarat auf, jährlich einen 
Bericht „zur Einhaltung der Prinzipien und Bestim¬ 
mungen zum Schutz der Menschenrechte gern. Euro¬ 
päischer Menschenrechtskonvention sowie der Demo¬ 
kratie und des Rechtsstaates in der Türkei zu erstellen 
und zu veröffentlichen“. Außerdem unterstützt die Liga 
alle Bemühungen, „türkischen Staatsbürgern, die von 
Menschenrechtsverletzungen betroffen sind, den direk¬ 
ten Weg zum Europäischen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte zu eröffnen, ohne zuvor alle Instanzen der türki¬ 
schen Justiz absolvieren zu müssen“. 

Alle im Rahmen der Vorbereitung zum EU-Beitritt 
der Türkei laufenden und geplanten Finanzhilfen soll¬ 
ten „von der Wiederherstellung aller demokratischen 
Rechte abhängig“ gemacht werden. Des weiteren for¬ 
dert die Liga „die sofortige Einstellung aller Rüstungs¬ 
und Waffenlieferungen an die Türkei“ sowie „die Auf¬ 
kündigung des menschenverachtenden Flüchtlingsde¬ 
als“. An dessen Stelle solle mithilfe des UNHCR 
„wirksam kontrollierte Direkthilfe für Geflüchtete in 
der Türkei“ treten. 

Schlussendlich fordert die Internationale Liga „ein 
Ende der Ausforschung, Bedrohung und Kriminalisie¬ 
rung kurdischer und türkischer Oppositioneller in der 
Bundesrepublik und jeder Form geheimdienstlicher 
sowie militärischer Zusammenarbeit und - last but not 
least - eine Wiederaufnahme der Friedensverhandlun¬ 
gen mit der PKK-Führung.“ 

(PMilm v. 17.4.2017 - www.ilmr.de) 

Mit Erdogan keine Freilassung von Deniz 
Yücel zu erwarten 

Innenstaatssekretär Krings (CDU): Erdogan demaskiert 
sich 

Recep T. Erdogan kündigte an, während seiner Amts¬ 
zeit den im Februar in U-Haft genommenen deutsch¬ 
türkischen Journalisten der „Welt“, Deniz Yücel, nicht 
freizulassen. 

„Erdogan nimmt den letzten Zweifel, dass die Tür¬ 
kei kein Rechtsstaat und kein Kandidat für die EU-Mit- 
gliedschaft ist“, kommentierte der FDP-Vorsitzende 
Christian Lindner. 

„Die Aussagen von Präsident Erdogan zeigen, dass 
er Deniz Yücel als politische Geisel betrachtet“, 
äußerte der SPD-Außenpolitiker Niels Annen. 

„Für Erdogan ist Deniz Yücel lediglich eine Geisel 
für seine absurden Machtspiele“, meinte Grünen-Chef 
Cem Özdemir. 

Gegenüber der BILD-Zeitung erklärte Innenstaats¬ 
sekretär Günter Krings (CDU), dass Erdogan mit die¬ 
ser Ankündigung „die Maske eines angeblich rechts¬ 
staatlichen Verfahrens endgültig fallengelassen“ habe 
und in der Türkei „nicht mehr Richter das letzte Wort 
in Strafverfahren haben“, sondern Erdogan. 

(NDv. 18.4.2017) 
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Waffenlieferungen aus der Türkei nach Syrien 

„Aleppo sei viel ruhiger geworden, seit die Stadt von 
den Kampfgruppen befreit worden sei, meint Fadi I., 
der im örtlichen Versöhnungskomitee aktiv ist“, berich¬ 
tet Karin Leukefeld u.a. in einem Bericht über ihren 
Besuch in der syrischen Stadt. Doch sei das Problem 
die Waffenlieferungen aus der Türkei. Würden diese 
nicht gestoppt, befürchte der Syrer „einen neuen Sturm 
auf die Stadt“. Die Militärlastwagen kämen „über den 
Grenzübergang Bab Al-Hawa, der rund 60 Kilometer 
westlich von Aleppo liegt.“ Die gesamte türkisch-syri¬ 
sche Grenze der nordwestlichen Provinzen Afrin und 
Idlib sei durchlässig. 

Diese Darstellung sei auch von einem syrischen 
Militärexperten bestätigt worden. Danach würden die 
Transporte aus der Türkei vom türkischen Militärge¬ 
heimdienst begleitet. 

(Auszug aus dem Beitrag in jw v. 19.4.2017) 

Türkisches Militär „neutralisiert“ Guerilla- 
Kämpfer 

Im Südosten der Türkei hat die türkische Armee nach 
der Referendumsentscheidung ihre Angriffe gegen die 
kurdische Bewegung verstärkt. Offiziellen Angaben 
des Provinzgouverneurs vom 20. April zufolge richte 
sich der Einsatz gegen die PKK. In der Provinz Simak 
seien 26 Guerilla-Kämpfer „neutralisiert“ worden. 

(jw v.21.4.2017) 

Hungerstreik in den Gefängnissen beendet 

Am 18. April hat die Führung der „Union der Gemein¬ 
schaften Kurdistans“ (KCK) die über 300 kurdischen 
politischen Gefangenen in rund 20 Gefängnissen in der 
Türkei aufgefordert, ihren Hungerstreik gegen 
unmenschliche Haftbedingungen und Repression 
gegen die Zivilbevölkerung zu beenden. Einige Gefan¬ 
gene, die seit dem 15. Februar keine Nahrung mehr zu 
sich genommen haben, schwebten bereits in Lebensge¬ 
fahr. Deniz Kaya, Sprecher der PKK- und PAJK- 
Gefangenen erklärte u.a.: „Dem Aufruf des KCK-Exe- 
kutivkomitees werden wir folgen und unseren seit dem 
15. Februar anhaltenden Hungerstreik beenden. Wir 
richten unsere Grüße an unsere Bevölkerung und alle 
demokratischen Kreise, die in dieser Phase des Wider¬ 
stands Verantwortung übernommen und unsere Stimme 
in die Öffentlichkeit getragen haben. [...] Wir beenden 
unseren Hungerstreik in den Gefängnissen von Sakran, 
Singan, Bolu, Trabzon, Tarsus und allen anderen 
Gefängnissen. [...]“ 

(jw/ANF/ISKU v. 19.4.2017) 


Völkerrechtswidrige Luftangriffe der 
türkischen Armee auf kurdische Gebiete 


Erstmals flogen Kampfflugzeuge der türkischen Luft¬ 
waffe nicht in die Kandil-Berge, um dort die kurdische 
Bewegung zu bombardieren. In der Nacht zum 25. 
April erfolgten massive Luftangriffe auf Orte im Nord¬ 
irak, Sengal und in Nordsyrien. Hierbei wurde die 
Hauptkommadozentrale der Selbstverteidigungskräfte 
von Nordsyrien, YPG/YPJ, in der Nähe der Stadt Derik 
bombardiert und vollständig zerstört. Dort befand sich 
auch ein Radio- und Medienzentrum. 17 Kämpfer und 
Kämpferinnen der YPG/YPJ sowie mindestens ein 
Journalist wurden getötet. 

In Sengal bombardierten Kampfjets verschiedene 
Ziele, u.a. einen Gedenkort für jene, die 2014 bei der 
Befreiung der jezidischen Bevölkerung gegen die Ter¬ 
rororganisation „Islamischer Staat“ gefallen sind. Auch 
hier starben ein Kämpfer der jezidischen Selbstvertei¬ 
digungseinheiten, fünf Peschmergas sowie ein Zivilist. 
Die türkischen Luftangriffe werden auch in 
Rojava/Nordsyrien als direkte Unterstützung des IS 
gewertet, gegen den YPG/YPJ gemeinsam mit der 
internationalen Anti-IS-Koalition erfolgreich in Taqba 
und Rakka kämpfen. Sollte es der internationalen Staa¬ 
tengemeinschaft tatsächlich um den Kampf gegen den 
islamischen Terrorismus gehen, müssen die aktuellen 
Angriffe deutliche Konsequenzen zur Folge haben, 
sowohl was die politische, wirtschaftliche und militäri¬ 
sche Zusammenarbeit mit der Türkei angeht als auch 
die Kriminalisierung der kurdischen Bewegung. 

Dies umso mehr, als Erdogan schon seit Wochen 
ankündigt, Nordsyrien und Irak von kurdischen Kämp¬ 
fern „säubern“ zu wollen. 

Während die Bundesregierung die jüngste Festnah¬ 
mewelle gegen tausende angeblicher Gülen-Anhänger 
- insbesondere im Polizeibereich - mal wieder „mit 
Sorge“ betrachtet, schweigt nicht nur sie zu den grenz¬ 
überschreitenden Angriffen der türkischen Luftwaffe 
auf kurdische Gebiete, sondern auch international blei¬ 
ben Reaktionen aus. „Das internationale Schweigen hat 
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die Türkei ermutigt, mit derartigen Brüchen des inter¬ 
nationalen Rechts fortzufahren. Wenn das Schweigen 
anhält, wird die Türkei weitermachen,“ erklärte Ilham 
Ehmed, Vorsitzender des Demokratischen Rates 
Syrien, gegenüber dem Fernsehsender Ronahi-TV. 

„Ich verurteile die Angriffe der türkischen Luft¬ 
waffe auf die kurdischen Gebiete in Nordsyrien und im 
Nordirak. Erneut wurden damit Kurdinnen und Kurden 
Opfer einer Aggression durch die Türkei. Ich fordere 
die Bundesregierung auf, diese Luftangriffe klar zu 
verurteilen. Eine weitere militärische Eskalation muss 
unter allen Umständen verhindert werden,“ erklärte die 
Landesvorsitzende der LINKEN Hessen, Heidemarie 
Scheuch-Paschkewitz. 

(Civaka Azad/jw/PM Linke v. 25./26.4.2017) 

PACE beschließt Monitoring der Türkei 

Am 25. April hat die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates (PACE) mit zwei Dritteln der Stimmen 


entschieden, das Monitoring zur Überwachung und 
Entwicklung der Türkei wieder zu eröffnen. Darüber 
hinaus wurde ein Bericht zum Zustand der demokrati¬ 
schen Institutionen der Türkei beschlossen. Darin wird 
die türkische Regierung scharf kritisiert wegen ihres 
Vorgehens gegen Oppositionelle, Medien und andere. 
„Ich fordere die Bundesregierung auf, endlich konkrete 
Schritte zu unternehmen, anstatt die Türkei nur vor¬ 
sichtig zu kritisieren. Die militärische und geheim¬ 
dienstliche Kooperation mit der Türkei müssen beendet 
und die Bundeswehr abgezogen werden. Anstatt deut¬ 
sche Panzerfabriken in der Türkei zuzulassen, müssten 
alle Rüstungsexporte dorthin gestoppt werden“, 
erklärte der LINKEN-Abgeordnete Andrej Hunko, der 
auch Mitglied der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates ist und sich zur Abstimmung über das 
Referendum als Wahlbeobachter in den kurdischen 
Gebieten im Südosten der Türkei aufgehalten hatte. 

(PMA. Hunko v. 25.4.2017) 


INTERNATIONALES 


Internationale Konzerne unterstützen 
Werbefeldzug für türkische Wirtschaft 

Eine Reihe internationaler Konzerne aus demokrati¬ 
schen Industrieländern werben für den Wirtschafts¬ 
standort Türkei und haben sich so für den Reklame¬ 
feldzug des türkischen Wirtschaftsministeriums, des 
Exportverbandes TIM und des Kammerverbandes 
TOBB einspannen lassen. Weil im Westen falsche Bil¬ 
der bestünden, solle mit dieser Kampagne die „Wahr¬ 
heit über die Türkei“ verbreitet und über die „wirkliche 
Lage des Geschäftslebens“ informiert werden. Zum 
Auftakt der Werbeaktion, nahmen an der Pressekonfe¬ 
renz Ende März in Istanbul auch Vertreter der Schwei¬ 
zer Konzerne Nestle und Novartis teil. 

Mark Fields, Vorstandsvorsitzender des Autokon¬ 
zems Ford (USA): Man sei „extrem stolz, Teil der Tür¬ 
kei und seiner Wirtschaftsentwicklung zu sein“. 

Felix Allemann, Türkei-Chef von Nestle (Schweiz): 
„Die Türkei ist ein phantastischer Ort, um dort zu 
arbeiten Mit seiner sauberen Leistungsbilanz hat sie 
uns noch nie im Stich gelassen.“ 

Peter Catalina von Novartis sagte weitere Investitio¬ 
nen zu, „um gemeinsam mit der Türkei zu wachsen“. 

Der Landeschef von Hyundai (Japan) lobte die Tür¬ 
kei für ihre „Harmonie und ihr Potenzial“. 

Sein Kollege von Unilever (GB): „Wir sind hier seit 
100 Jahren und werden sicher noch 100 Jahre bleiben.“ 
Für Glaxo Smith Kline (GB) ist die Türkei „ein 
Land der Vielseitigkeit, Gastfreundschaft, voll von 
Möglichkeiten“. 


Weitere Jubelfirmen: Sanofi, Axa, Danone und BNP 
Paribas, Vodafone, General Electric, Fiat Chrysler, 
Toyota, Samsung. „Wenn man in einer derart heiklen 
politischen Phase solche Unterstützungsbotschaften 
publiziert, muss man damit rechnen, in Westeuropa kri¬ 
tisch beäugt zu werden. Insofern setzen diese Unter¬ 
nehmen ihre eigene Reputation aufs Spiel“, erklärte der 
Zürcher Kommunikationsberater Andreas Bantel. 

Unter den von TIM angefragten mehr als 40 Kon¬ 
zerne, befanden sich auch Mercedes und Siemens, 
doch sei keines der deutschen Unternehmen zu einer 
Teilnahme bereit gewesen. „Damit haben sie Haltung 
bewiesen,“ lobte der Schweizer Strafrechtsprofessor 
Mark Pieth. „Man ist sich bewusst, dass Erdogans 
autokratische Rezepte zum wirtschaftlichen Absturz 
des Landes führen wird.“ 

Dennoch sollen in den kommenden Wochen die 
Türkei glorifizierende Anzeigen u.a. im FOCUS, 
STERN, auch in der FAZ erscheinen und TV-Spots auf 
N24, NTV ausgestrahlt werden. 

International ist Werbung geplant in der New York 
Times, dem Wall Street Journal, der Financial Times, 
im Economist sowie weiteren europäischen Medien. 

(faz.net v. 11.4.2017/Azadi) 
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DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


Zusammen was zusammengehört 

Franz Josef Jung, Bundesverteidigungsminister von 
2005 bis 2009, wird im Mai in den Aufsichtsrat des 
Waffenkonzerns Rheinmetall aufrücken. Ein Sprecher 
des Unternehmens lobte Jungs Wissen um Entschei¬ 
dungsprozesse im Beschaffungsbereich der Bundes¬ 
wehr sowie seine Verbindungen zu den entsprechenden 
Strukturen und Personen. 

Jung ließ während des G8-Gipfels in Heiligendamm 
im Jahre 2007 als Drohung ein Protestcamp von Toma- 
dojets überfliegen. In seine Amtszeit fiel 2009 auch der 
von Bundeswehrsoldaten veranlasste tödliche Luftan¬ 
griff auf Kundus/Afghanistan, dem etwa 100 Zivilisten 
zum Opfer fielen. In der Folge musste er zurücktreten 
und übernahm das Amt des Sozialministeriums, das er 
allerdings nach nur 33 Tagen ebenfalls niederlegen 
musste. Seitdem ist er „nur“ Bundestagsabgeordneter 
der CDU. 

(NDv. 1./2.4.2017) 

Verteidiger stellen Strafanzeige gegen 
unbekannte türkische Geheimdienstler 

Neun Verteidiger*innen in dem Prozess gegen zehn 
angebliche Führungskader der „Kommunistischen Par¬ 
tei der Türkei/Marxisten-Leninisten“ (TKP/ML) vor 
dem Oberlandesgericht München, haben am 3. April 
Strafanzeige gegen Unbekannt wegen geheimdienstli¬ 
cher Agententätigkeit „zum Nachteil türkisch- und kur¬ 
dischstämmiger Oppositioneller in Deutschland“ 
gestellt. Schon Anfang des Jahres hatte die Verteidi¬ 
gung kritisiert, dass in diesem §§129a/b-Verfahren auf 
„Erkenntnisse“ des türkischen Geheimdienstes MIT 
zurückgegriffen werde, wozu Adressen, Passnummern 
und die Zahl der mutmaßlichen Sympathisant* innen in 


Deutschland gehören. „Solche Tätigkeiten des türki¬ 
schen Geheimdienstes sind seit Jahrzehnten gang und 
gäbe,“ erklärte Rechtsanwalt Dr. Peer Stolle. „Bisher 
haben sich weder das Bundeskriminalamt noch der 
Generalbundesanwalt daran gestört.“ Es könne nicht 
sein, dass die Ausforschung von Gülen-Anhängern 
durch MIT-Mitarbeiter skandalisiert werde, richteten 
sich hingegen die Spitzeltätigkeiten gegen Linke und 
Kurden, würden diese „nicht nur geduldet, sondern die 
Ergebnisse als Beweismittel verwertet,“ so Stolle. 

(Süddt.Ztg. v. 3.4.2017) 

DITIB-Imame ohne Zutritt zu Gefängnissen 

Weil sie sich einem Sicherheitscheck durch den Verfas¬ 
sungsschutz verweigern, haben zahlreiche Imame der 
DITIB keinen Zugang mehr zu Häftlingen in nord¬ 
rhein-westfälischen Gefängnissen. Im September 2016 
hatte das Justizministerium NRW diese Überprüfung 
angeordnet, aber ein Großteil der Imame hätten nicht 
mitgewirkt, erklärt Minister Thomas Kutschaty, so dass 
im März 2017 nur noch zwölf betreuend tätig werden 
konnten. Vor zwei Jahren seien es noch 117 gewesen. 

Ein Ministeriumssprecher erklärte, dass man nun 
verstärkt Imame freier muslimischer Gemeinden 
gewinnen wolle. 

(NDv. 4.4.2017) 

Ermittlungsverfahren gegen 20 mutmaßliche 
türkische Spitzel 

„Derzeit wird gegen insgesamt 20 Beschuldigte sowie 
gegen Unbekannt wegen des Verdachts der geheim¬ 
dienstlichen Agententätigkeit im Auftrag der türkischen 
Regierung ermittelt, soweit es um die Ausspähung von 
Anhängern der Gülen-Bewegung geht“, heißt es in der 
Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage von 
Sevim Dagdelen, Bundestagsabgeordnete der Linken 
im Bundestag. Imame der 
Moscheevereinigung DITIB sollen 
im Auftrag der türkischen Regie¬ 
rung Gegner von Präsident 
Erdogan ausgeforscht haben. Die 
Politikerin vermutet allerdings, 
dass viele mutmaßliche Spione 
längst Deutschland verlassen hät¬ 
ten. „Das rechtsstaatlich völlig 
inakzeptabel laxe Vorgehen gegen 
DITIB hat dazu geführt, dass sich 
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Erdogans Spitzel-Imame in die Türkei absetzen konn¬ 
ten.“ 

Im vergangenen Jahr wurden laut Bundesregierung 
für DITIB-Imame insgesamt 345 Visa ausgestellt, im 
Jahre 2015 waren es 240 und im Jahr davor 200. 

(NDv. 7.4.2017) 

Neues Beweismaterial gegen Ex-V-Mann 
Temme 

Im Münchner NSU-Prozess wird Andreas Temme, frü¬ 
herer Spitzel des hessischen Landesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz, belastet. Temme bestritt in seinen Aussa¬ 
gen wiederholt, am 6. April 2006 in einem Intemetcafe 
trotz seiner Anwesenheit weder den tödlichen Schuss 
auf den Besitzer Halit Yozgat gehört noch dessen Lei¬ 
che gesehen zu haben. Das Gericht hält diese Version 
für glaubwürdig. Die Nebenkläger des Mordopfers 
jedoch werden voraussichtlich am 10. Mai neues 
Beweismaterial gegen den Ex-V-Mann vorlegen. Eine 
Untersuchung des Forschungslabors „Forensic Archi- 
tecture“ der Universität London zeige das Gegenteil. 
Das Intemetcafe wurde für diese Untersuchung voll¬ 
ständig nachgebaut. Eine nachgestellte Kamerafahrt in 
Augenhöhe Temmes als auch ein Digitalmodell habe 
eindeutig ergeben, dass der V-Mann den kurz zuvor 
getöteten Internetbetreiber gesehen gesehen haben 
müsse. Der Schuss mit einer Lautstärke von 86 Dezibel 
sei von seinem Sitzplatz aus nicht zu überhören gewe¬ 
sen, was von vier anderen Zeugen aus dem Cafe bestä¬ 
tigt wurde. 

(NDv. 7.4.2017) 

Erdogan, die Bundesregierung und 4500 PKK- 
Akten 

„Ich habe Merkel mehr als 4500 PKK-Akten gegeben. 
Was ist aus denen geworden, habe ich gefragt. Ich 
bekam keine Antwort“, hatte Recep T. Erdogan am 27. 
März gefragt. Zwei Wochen zuvor hatte er sich in ähn¬ 
licher Weise im türkischen Fernsehsender ATV geäu¬ 
ßert: „Ey, Merkel, ich habe Dir 4500 Terrorismus- 
Akten gegeben.“ Und am 25. Juli 2016 hatte der Präsi¬ 
dent in der ARD behauptet, dass er Merkel „4000 
Akten mit Namen übermittelt“ habe. 

Auf Anfrage des ARD-faktenfmder erklärte Regie¬ 
rungssprecher Steffen Seibert: „Eine solche Übergabe 
von 4000 Akten konnten wir in der Vergangenheit 
nicht bestätigen und können das auch jetzt nicht.“ Die 
Bundesregierung verbitte sich „die Unterstellung von 
türkischer Seite“, sie ginge nicht gegen die PKK vor. 
Die Türkei solle Beweise für ihre Behauptung der 
Übergabe von Akten liefern. 

Nachgefragt, woher die Zahl 4000 stamme, erklärte 
die Bundesregiemng: „Was wir bestätigen können, sind 


in der Bundesrepublik seit 2004 über 4000 Verfahren 
mit PKK-Bezug.“ 

Auch in der Sendung „Anne Will“ am 12. März 
hatte der türkische Sportminister Alif Kilig im Beisein 
von Kanzleramtsminister Peter Altmaier (CDU) die 
Akten angesprochen: „Ich war dabei“, hatte er gesagt, 
„auf dem G20-Gipfel in Frankreich. Unser Herr Staats¬ 
präsident hat ihrer Kanzlerin dort die Akten überge¬ 
ben.“ ( die Redaktion ARD.faktenfinder merkt an: Die¬ 
ses Gipfeltreffen fand 2011 in Cannes statt. Erdogan 
war seinerzeit noch Ministerpräsident). 

Der in Deutschland geborene Kilig kündigte an, 
nach seiner Rückkehr in die Türkei „nochmals meinen 
Justizminister“ dazu ansprechen zu wollen sowie „auch 
andere Behörden, die mit den deutschen Behörden 
Zusammenarbeiten“. Altmaier daraufhin: „Und dann 
schicken Sie notfalls die Akten direkt zu mir.“ 

Seither ist wohl nichts geschehen. Eine nochmalige 
Nachfrage des ARD-Studios Istanbul bei Minister Kilig 
blieb unbeantwortet. 

(ARDfaktenfinder. tagesschau v. 11.4.2017/Azadi) 

In drei Jahren 114 Angriffe auf 
Abgeordneten-Büros 

Laut Innenministerium Thüringen gab es im vergange¬ 
nen Jahr 43 Angriffe auf Büros von Abgeordneten aller 
fünf im Landtag vertretenen Parteien, bei denen es um 
Sachbeschädigungen, aber auch Bedrohungen, gegan¬ 
gen ist. In einigen Fällen dauerten - so die Antwort des 
Innenministeriums auf eine Anfrage des Innenpoliti¬ 
kers Steffen Dittes von der Linksfraktion - die Ermitt¬ 
lungen noch an, in anderen seien die Verfahren einge¬ 
stellt worden. In den letzten drei Jahren hat es damit 
insgesamt 114 Angriffe gegeben, von etwa der Hälfte 
seien die Büros von Politikern der LINKE betroffen 
gewesen. In der Mehrzahl habe man laut Dittes keine 
Tatverdächtigen ermitteln können. 

(NDv. 11.4.2017) 

„Gefährder“ droht Abschiebung nach 
Marokko 

Das Amtsgericht Leipzig hat am 21. April gegen einen 
als islamistischer „Gefährder“ eingestuften Marokka¬ 
ner Abschiebehaft verfügt. Zuvor war gegen den 
Mann, der bei einem Anti-Terror-Einsatz in Borsdorf 
bei Leipzig festgenommen wurde, eine Abschiebungs¬ 
anordnung durch das sächsische Innenministerium 
erlassen worden. Demnächst soll er nach Marokko 
abgeschoben werden. Er stand im Verdacht, einen 
Anschlag auf die russische Botschaft in Berlin geplant 
zu haben. Außerdem soll er im Februar eine Bomben¬ 
drohung gegen das Berufsschulzentrum in Borsdorf 
angedroht haben. 

(Süddt.Ztg. v. 22.723.4.2017) 
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UNTERSTÜTZUNG 

Im April wurde über acht Unterstützungsanträge beraten und entschieden und ein Gesamtbetrag von 1150 Euro 
bewilligt. 

Im gleichen Zeitraum erhielten zehn kurdische politische Gefangene für Einkauf in den Gefängnissen einen 
Betrag von insgesamt 1030 Euro. 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 


Frankfurter Staatsanwaltschaft leitet 
Ermittlungsverfahren gegen Verein wegen 
Transparent mit Symbolen der YPG/YPJ ein 

E s ist ein Skandal, einerseits vor aller Welt den Volks- und Frauenvertei¬ 
digungseinheiten YPG und YPJ für ihren aufopferungsvollen, viele 
Menschenleben kostenden Kampf für die Befreiung der Jesidinnen und 
J^siden zu danken und dann am 1. Mai eben diese Danksagung der Strafverfolgung 
auszusetzen,“ erklärte Michael Erhardt, Frankfurter IG-Metallbevollmächtigter. 

Was war geschehen ? 

Im Anschluss an die diesjährige 1. Mai-Kundgebung auf dem Römerberg in Frank¬ 
furt/M. beschlagnahmte die Polizei ein Transparent des Arbeitervereins der ehema¬ 
ligen Adler-Werke LAGG e.V., das die Aufschrift „Wir danken den kurdischen Ver¬ 
teidigungskräften YPG/YPJ für die Befreiung der Jesid*innen vom IS“ trug und mit 
den Emblemen besagter Organisationen versehen war. 


So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 - 16 79 39 45 
Mobil: 0174-65 98 967 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM 1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Begründet wurde die polizeiliche Maßnahme damit, dass es sich bei den abgebilde¬ 
ten Symbolen der YPG/YPJ um „terrornahe Organisationen“ handeln würde und 
somit als verfassungsfeindlich einzustufen seien. „Wir sehen darin eine unerträgli¬ 
che Anbiederung an den türkischen Präsidenten, der dabei ist, die Türkei in ein 
faschistisches System zu verwandeln“, kommentierte der Vereinsvorsitzende Lothar 
Reiniger das Vorgehen. Gegen ihn hat die Staatsanwaltschaft Frankfurt/M. ein 
Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz eingeleitet. Dage¬ 
gen werde der Verein klagen und in keinem Fall eine Strafe wegen angeblicher Ver¬ 
breitung terroristischer oder verfassungsfeindliche Inhalte hinnehmen, erklärte Rei¬ 
niger. „Wir wollen bewusst eine juristische Klärung darüber erreichen und dies 
durch alle Instanzen durchfechten.“ 

Seit längerem unterstützt der Verein eigenen Angaben zufolge die Demokratische 
Föderation Nordsyrien/Rojava, „weil dort ein im Nahen Osten einzigartiger Ansatz 
verfolgt wird, der Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau und das friedliche 
Zusammenleben unterschiedlicher Völker und Religionen in den Mittelpunkt stellt.“ 

Laut Pressemitteilung vom 10. Mai fordert der LAGG e.V. die „unverzügliche Ein¬ 
stellung des Ermittlungsverfahrens“ gegen den Verein und seine Mitglieder sowie 
die Herausgabe des beschlagnahmten Transparents. Mit der juristischen Klärung 
wurde ein Frankfurter Rechtsanwalt beauftragt. 

Mit Rundschreiben vom 2. März an alle Bundesländer und diverse Strafverfol¬ 
gungsbehörden hatte das Bundesinnenministerium die unter das PKK-Betätigungs- 
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verbot vom November 1993 fallenden Symbole kurdi¬ 
scher Organisationen auf 33 erweitert, darunter jene 
der kurdischen Organisationen Nordsyriens/Rojava, 
PYD, YPG und YPJ. 

In der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der Linksfraktion im Bundestag heißt es aller¬ 
dings, dass die Fahnen der YPG und YPJ „nicht 
schlechthin verboten“ seien, sondern nur insoweit, als 
sich die PKK derer „ersatzweise“ bediene. Da der 
LAGG jedoch nichts mit der PKK zu tun habe, könne 
- so Lothar Reiniger - auch nicht von einer ersatzwei¬ 
sen Verwendung der Symbole gesprochen werden. Das 
türkische Regime kriminalisiert die kurdische Partei 
der Demokratischen Einheit (PYD) Nordsyriens sowie 
YPG und YPJ als terroristische Organisationen und 
rechtfertigt so seine völkerrechtswidrigen militärischen 
Angriffe auf syrisches Territorium. Den gebetsmühlen- 
haft wiederholten Vorwurf Erdogans, Deutschland 
würde nicht gegen die PKK Vorgehen, wollte Bundes¬ 
innenminister Thomas de Maiziere nicht auf sich sitzen 
lassen. Ganz und gar nicht zufällig kurz vor dem kurdi¬ 
schen Neujahrsfest am 21. März hat er die Verbotser¬ 


weiterung vorgenommen. Die nordsyrischen Vereini¬ 
gungen sind zwar nicht verboten, aber indem sie als 
„PKK-Ablegerparteien“ bezeichnet werden, unterliegt 
das Zeigen der Embleme unter bestimmten Vorausset¬ 
zungen der strafrechtlichen Verfolgung. 

Wie ernst man denn die Proteste seitens der Bun¬ 
desregierung gegen die Unterdrückung der Meinungs¬ 
und Demonstrationsfreiheit in der Türkei nehmen 
könne, wenn sie im eigenen Land derartig willfährig 
mit diesen Grundrechten umgehe, fragt Lothar Reini¬ 
ger in der Pressemitteilung vom 10. Mai. 

Nach Auffassung des Rechtsanwalts des Vereins 
gebe es für die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
gern. § 152 Abs. 2 Strafprozessordnung keine „zurei¬ 
chenden tatsächlichen Anhaltspunkte“ für eine „ver¬ 
folgbare Straftat“; ein Anfangsverdacht sei nicht 
erkennbar. 

Ob die Staatsanwaltschaft Frankfurt/M. diese Auf¬ 
fassung teilt, bleibt abzuwarten. Anderenfalls wird der 
Vorgang wohl beim Amtsgericht weitergeführt werden. 

(Azadi) 


VERBOTSPRAXIS 


Yakup A. wegen PKK-Fahne auf Facebook zu 
Geldstrafe verurteilt 

Der Deutsch-Kurde Yakup A. hatte am 31. Januar die¬ 
ses Jahres von der Staatsanwaltschaft Gießen einen 
Strafbefehl über 1600,- € wegen Verstoßes gegen das 
Vereinsgesetz erhalten. Vorwurf: er soll im März 2016 
auf seiner Facebook-Seite ein Foto hochgeladen haben, 
das ihn bei einer Demonstration in Straßburg mit einer 
in Deutschland verbotenen PKK-Fahne im Hintergrund 
zeigt. Gegen diesen Strafbefehl legte Yakup A. Wider¬ 
spruch ein. 

Der ursprüngliche Verhandlungstermin im April 
musste wegen eines nicht anwesenden Zeugen verlegt 
werden (s.a. AZADI-Info Nr. 171). 

Am 17. Mai nun wurde - in Anwesenheit von über 
30 Prozessbesucher*innen - vor dem Amtsgericht Gie¬ 
ßen gegen den kurdischen Aktivisten verhandelt. Hier¬ 
bei kam zutage, dass der Staatsschutz der Gießener 
Polizei besagtes Foto im Netz entdeckt hatte, worauf¬ 


hin ein Ermittlungsverfahren gegen ihn eingeleitet 
wurde. Ein Kriminaloberkommissar dieser Polizei- 
Abteilung sagte als Zeuge aus. Er kenne den Angeklag¬ 
ten, der bis vor zwei Jahren Vorsitzender des Mesopo- 
tamischen Kulturzentrums e.V. in Gießen gewesen sei. 
In dieser Funktion habe er wegen der Anmeldung von 
Kundgebungen oder Demos oft Kontakt gehabt, wobei 
es stets auch um das Thema PKK und verbotene Sym¬ 
bole gegangen sei. Doch seien die Veranstaltungen „im 
Großen und Ganzen“ immer „auflagenkonform“ abge¬ 
laufen. 

Auf das Facebook-Foto sei er selbst gestoßen - so 
der Staatsbeamte. Im Visier habe man den Angeklagten 
wegen seiner „Vorbildfunktion“ für andere Kurden. 

„Ich bin demokratischer Kurde und deutscher 
Staatsangehöriger“, erklärte der 36-Jährige und pran¬ 
gerte „den Krieg des türkischen Staates gegen die Kur¬ 
den an“. Desweiteren sprach er sich für eine Aufhe¬ 
bung des PKK-Verbots aus. 
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Während Verteidiger Tronje Döhmer Freispruch für 
seinen Mandanten forderte (Beweisanträge waren 
abgelehnt worden), folgte Richterin Elnaz Rezaian in 
allen Punkten der Staatsanwaltschaft und verurteilte 
den Kurden zu einer Geldstrafe von 40 Tagessätzen ä 
40 Euro. Das Foto zeige klar eine PKK-Fahne und 
Yakup A. habe gewusst, dass dieses Symbol verboten 
sei. 

Zwar begrüße sie sein „politisches Engagement“, 
doch müsse es Sanktionen geben, wenn dieses in straf¬ 
bares Handeln münde. Die zahlreichen 
Zuschauer* innen - darunter auch Vertreter von linken 
Parteien und Gruppen aus Gießen - zeigten sich ent¬ 
täuscht von der Entscheidung. 

Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. 

(aus dem Bericht der Gießener Allgemeine Zeitung v. 18. 5. 

2017/Azadi) 


Bundesgerichtshof verwarf 
Revisionen in §129b-Verfahren 

Die Revision im § 129b-Verfahren gegen 
Bedrettin KAVAK, der am 3. August 2016 
vom Hanseatischen Oberlandesgericht 
Hamburg zu einer dreijährigen Haftstrafe 
verurteilt worden ist, wurde vom Bundes¬ 
gerichtshof (BGH) in einer Entscheidung 
vom April verworfen. 

Eine gleiche Entscheidung (Mai) traf der BGH auch 
im Verfahren gegen Kenan BASTU, der am 1. September 
2016 vom Oberlandesgericht Celle zu einer Freiheits¬ 
strafe von 2 Jahren und 6 Monaten verurteilt wurde. 
Damit sind beide Urteile rechtskräftig. 

(Azadi) 

Ermittlungsverfahren wegen 40 Minuten PKK- 
Symbol-Zeigens in kurdischem Verein 

Vom Zentralen Kriminaldienst Hannover erhielt der 
neue Co-Vorsitzende von NAV-DEM, Tahir Kocer, eine 
Vorladung als Beschuldigter. Im Zuge eines Ermitt¬ 
lungsverfahrens wegen Verstoßes gegen das Vereinsge¬ 
setz, wird ihm „öffentliches Zeigen von PKK-Symbo- 
len im Vereinshaus“ in Hannover vorgeworfen. Als 
„Ereigniszeit“ wird der „12.12.2016, 18.20 Uhr bis 
12.12.2016, 19.00 Uhr“ angegeben. 

(Azadi) 


REPRESSION 


Bundesrat für neues BKA-Gesetz, 
elektronische Fußfesseln und Strafen bei 
Angriffen auf Polizisten 

In seiner Sitzung am 12. Mai hat der Bundesrat u.a. ein 
Gesetz beschlossen, das dem Bundeskriminalamt 
(BKA) eine Aufenthaltsüberwachung erlaubt, wenn es 
Hinweise auf einen möglichen Anschlag gibt. Außer¬ 
dem stimmte das Länderparlament der Einführung der 
elektronischen Fußfessel für „potentielle Gefährder“ 
zu. Das Instrument darf dann beispielsweise zum Ein¬ 
satz kommen, wenn jemand wegen „schwerer Staats¬ 
schutzdelikte“ (wie Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat, Terrorismusfmanzierung 
oder Unterstützung einer extremistischen Vereinigung) 
verurteilt wurde. Die Überwachungsmaßnahme kann 
künftig bereits nach einer zweijährigen Haftstrafe 
angeordnet werden und nicht wie bisher nach drei Jah¬ 
ren. Mit dieser Maßnahme sollen nun auch „potentielle 
Terroristen“ besser kontrolliert und unter Umständen 
vom Besuch bestimmter Orte abgehalten werden. Ins¬ 
besondere übte die LINKE scharfe Kritik an diesem 
Gesetz, weil sie darin eine massive Einschränkung der 


Grundrechte für Menschen sieht, die nicht strafrecht¬ 
lich verurteilt worden sind. 

Des weiteren beschloss der Bundesrat eine schär¬ 
fere Bestrafung bei Angriffen auf Polizisten, Rettungs¬ 
sanitäter und Feuerwehrleute. Diese Taten können 
künftig mit bis zu fünf Jahren Haft bestraft werden. 
Angaben der Bundesregierung zufolge wurden 2016 
mehr als 71 000 Polizisten Opfer von Gewaltdelikten, 
11,2 Prozent mehr als im Jahr zuvor. 

(NDv. 13./14.5.2017/Azadi) 

15,8 Millionen Euro für ostdeutsches 
Abhörzentrum in Leipzig geplant 

Die ostdeutschen Länder rüsten in der Kriminalitäts¬ 
und Terrorbekämpfung auf: Noch in diesem Jahr soll in 
Leipzig mit dem Bau eines länderübergreifenden Über¬ 
wachungszentrum für Telekommunikation begonnen 
werden. Darauf verständigten sich die ostdeutschen 
Innenminister am 15. Mai bei einem Treffen in Erfurt. 
Das Zentrum, das 2019 in Betrieb gehen soll, ist als 
Unterstützung der Strafverfolgungsbehörden bei 
schweren Straftaten, aber auch Terrorverdacht, geplant. 
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Dort sollen die Abhörkapazitäten der ostdeutschen 
Länder gebündelt werden. Die Gesamtkosten werden 
auf 15,8 Millionen Euro veranschlagt. 

(NDv. 16.5.2017) 

Jan Körte: Union und SPD wollen dem 

Rechtsstaat „an den Kragen“ 

Quellen-Telekommunikationsüberwachung soll ausge¬ 
weitet werden 

Die Große Koalition will per Änderungsantrag in 
einem laufenden Gesetzgebungsverfahren die Online- 
Durchsuchung für eine Vielzahl von Straftaten durch¬ 
setzen. Bislang wurden Eingriffe in die Privatsphäre 
auf schwerste Delikte begrenzt. Zukünftig soll die Poli¬ 
zei aber auch bei einfacher Alltagskriminalität zur 
Quellen-Telekommunikationsüberwachung (TKÜ) 
greifen können, wobei das Kommunikationsgerät der 
überwachten Person direkt angezapft wird. 

Jan Körte, Vizechef der Linksfraktion im Bundestag 
sagte, dass Union und SPD dem Rechtsstaat „an den 
Kragen“ wolle. „Wer der Polizei bereits zur Feststel¬ 
lung eines Aufenthaltsortes erlauben will, Staatstroja¬ 
ner einzusetzen, hat jegliches rechtsstaatliche Maß ver¬ 
loren.“ Das Risiko, von einer heimlichen staatlichen 
Rechner-Infiltration betroffen zu sein, werde extrem 
steigen. 

Körte fordert den Verzicht auf Quellen-TKÜ und 
Online-Durchsuchung. Anderenfalls werde die Regie¬ 
rung mit einem Gesetz wieder einmal vor dem Bundes¬ 
verfassungsgericht landen. 

(ND v. 18.5.2017/Azadi) 

Aktion der Piratenpartei „Handyortung: Wir 
wollens wissen“ ins Leben gerufen 

Zur Problematik der „Handyor¬ 
tung“ als eine der Spitzelmetho¬ 
den befragt, äußerte sich Patrick 
Breyer, Themenbeauftragter für 
Datenschutz der Piratenpartei, in 
einem Gespräch mit der jungen 
weit u.a.: „Bei Verdacht erhebli¬ 
cher Straftaten kann die Polizei 
alle mit dem Netz verbundenen 
Handys im Umkreis eines Ortes 
- zum Beispiel eines Tatortes - in 
Erfahrung bringen. Das ist auch 
nachträglich möglich, denn die 
Verbindungsdaten in das Netz 
werden vom Betreiber des Netzes 
gespeichert und können daher 
später noch ausgelesen werden. 

So können beispielsweise Bewe¬ 
gungsmuster erstellt werden. Das 
ist für eine einzelne Handynum- 
mer möglich. Die Abfrage kann 


aber auch für einen bestimmten örtlichen Bereich - 
etwa die Funkzelle - erstellt werden. [...] Ausgeschal¬ 
tete Handys fallen aus der Erfassung heraus.“ Eine 
Anfrage der Piratenfraktion im Landtag von Schles¬ 
wig-Holstein habe ergeben, dass „nicht einmal jede 20. 
Funkzellenabfrage zu einer Verurteilung“ geführt habe. 

Man könne davon ausgehen, dass „jeder Bürger 
jährlich mehrfach ins Visier einer solchen Überwa¬ 
chungsmaßnahme“ gerate. Im vergangenen Jahr seien 
allein in Schleswig-Holstein statistisch gesehen Mobil¬ 
funknutzer „13 Millionen mal ins Visier der Ermittler“ 
gerückt - „bei nur 2,8 Millionen Einwohnern“. Über¬ 
wachte Bewegungen von Handynutzem würden zudem 
häufig jahrelang gespeichert, auch wenn Ermittlungen 
längst eingestellt worden seien. 

Zur Frage, ob betroffene Bürger von der Überwa¬ 
chungsmaßnahme informiert werden müssten, gehen 
laut Breyer die Staatsanwaltschaften davon aus, dass 
sie hierzu nicht verpflichtet seien. Eine Unterrichtung 
wird davon abhängig gemacht, ob Betroffene ein Inte¬ 
resse daran haben. „Der Grundsatz wird so zugunsten 
der Ermittlungsbehörden gedreht.“ 

Die Piratenpartei hat nun die Aktion „Handyortung: 
Wir wollens wissen“ ins Leben gerufen. Befragt, wie 
sie das erreichen wolle, informiert Breyer: „Wir stellen 
im Netz ein Formular bereit, mit dem jeder Bürger der 
Staatsanwaltschaft seines jeweiligen Bundeslandes 
mitteilen kann, dass er informiert werden möchte, 
wenn seine Handynummer geortet wurde.“ Nach Auf¬ 
fassung der Piratenpartei müsse die massenhafte 
Handyortung „perspektivisch verboten“ werden, „min¬ 
destens aber drastisch eingeschränkt“. Informationen: 
www.piratenpartei.de/aktionen/handy-ortung-wir-wol- 
lens-wissen/ 

(jw v. 26.5.2017/Azadi) 

Lokalisiert - manipuliert - 
verknüpft - ausgelesen 

Schwerpunktmäßig befasst sich 
auch die Ausgabe 2.2017 der 
Roten Hilfe Zeitung mit einer 
ähnlichen als Frage formulierten 
Thematik: „Smartphone - Der 
Feind in meiner Tasche ?“ 

Moderne Mobiltelefone bie¬ 
ten eine Vielzahl an Angriffs¬ 
möglichkeiten nicht nur für pri¬ 
vate Unternehmen, sondern ins¬ 
besondere auch für die staatli¬ 
chen Behörden. „Der Schutz vor 
diesen Angriffen wird innerhalb 
der Linken oftmals vernachläs¬ 
sigt“, heißt es in der Einleitung 
zum Thema. 

www.rote-hilfe.de 
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GERICHTSURTEIL 


Kürzung von Sozialleistungen bei 
Asylbewerbern rechtmäßig 

Nach einer Entscheidung des Bundessozialgerichts in 
Kassel vom 12. Mai dürfen Behörden Asylbewerbern 
die Sozialleistungen kürzen, wenn diese die Koopera¬ 
tion mit ihnen verweigern. Dem Beschluss zugrunde 
lag der Fall eines abgelehnten Asylbewerbers aus 
Kamerun, der sich für seine Abschiebung nicht aktiv 
um neue Ausweispapiere gekümmert hatte. Daraufhin 


wurden ihm die Asylbewerberleistungen gekürzt. 
Damit habe er nur noch Anspruch auf Leistungen zur 
Deckung des physischen Existenzminimums. 

„Sozialhilfe steht in keiner kausalen Beziehung zu 
ausländerrechtlichen Erwägungen. Hier geht es um 
keine Nebenfrage. Sie berührt das Selbstverständnis 
einer Gesellschaft, die von sich behauptet, die Krönung 
der bisherigen sozialen Schöpfung zu sein“, kritisiert 
Uwe Kalbe die Entscheidung in einem Kommentar im 
NDv 13./14. Mai 2017. 


ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Erste Asylanerkennungen entlassener 

Soldaten und Staatsbeamte aus der Türkei 

Türkisches Außenministerium rügt Entscheidungen 

Einem Bericht von WDR, NDR und „Süddeutscher 
Zeitung“ zufolge haben mehrere türkische Soldaten 
und ihre Familien politisches Asyl in Deutschland 
erhalten, was das Bundesinnenministerium bestätigte. 
Bei den anerkannten Fällen handelt es sich auch um 
NATO-Soldaten mit Diplomatenpass, die vor ihrer Ent¬ 
lassung aus der türkischen Armee in Deutschland sta¬ 
tioniert waren. 

Seit dem Putschversuch im Juli 2015 bis Anfang 
Mai haben laut Innenministerium 414 Soldaten, Diplo¬ 
maten, Richter und Staatsbeamte in der BRD Asyl 
beantragt. 

Vonseiten der Türkei wird die Anerkennung türki¬ 
scher Soldaten als politische Flüchtlinge in Deutsch¬ 
land verurteilt und eine Überprüfung der Entscheidun¬ 
gen gefordert. Die Behörden hätten „Nachsicht mit der 
Geisteshaltung der Putschisten“ gezeigt, hieß es aus 
dem Außenministerium in Ankara, weil es eindeutige 
Verbindungen der Betroffenen zur Gülen-Bewegung 
gegeben habe. 

(ND/Süddt.Ztg. v. 10./12.5.2017) 

Große Koalition beschließt drastische 
Verschärfung der Asylgesetzgebung 

Mit den Stimmen von CDU/CSU/SPD wurde am spä¬ 
ten Abend des 18. Mai die Asylgesetzgebung noch ein¬ 
mal drastisch verschärft, um schneller abschieben zu 


können. Asylanwälte und Menschenrechtsorganisatio¬ 
nen verurteilen das als vollkommen überzogen 
bezeichnete Maßnahmenpaket. Zur Zeit leben rund 
215 000 ausreisepflichtige Ausländer in Deutschland, 
von denen 60 000 keine Duldung haben. Die stellver¬ 
tretende SPD-Fraktionsvorsitzende Eva Högl und der 
innenpolitische Sprecher, Burkhard Lischka, begrüßten 
besonders die Regelungen für „Gefährder“, weil damit 
einer Bedrohung durch Terroristen begegnet werde. 
Die Maßnahmen im einzelnen: 

Erweiterung der Abschiebehaft. Diese kann künftig aus¬ 
gedehnt werden in Fällen, in denen von Ausreisepflich¬ 
tigen eine „erhebliche Gefahr für Leib und Leben Drit¬ 
ter oder bedeutende Rechtsgüter der Sicherheit“ ausge¬ 
hen. Sie soll auch gelten können, wenn die Abschie¬ 
bung nicht innerhalb von drei Monaten erfolgen kann. 
Betroffene sollen auch in normalen Haftanstalten 
untergebracht werden können, was bisher nicht erlaubt 
war. 

Schärfere Überwachung: Wenn von Asylbewerbern mit 
negativem Bescheid möglicherweise eine Gefahr aus¬ 
geht, kann eine Überwachung des Aufenthaltsorts 
angeordnet werden. Dazu gehört auch der Einsatz von 
elektronischen Fußfesseln. Die Regelungen gelten für 
straffällig gewordene und bereits verurteilte Asylbe¬ 
werber. 

Residenzpflicht: Künftig soll Asylbewerbern der Auf¬ 
enthaltsort vorgeschrieben werden, falls sie nachweis¬ 
lich falsche Angaben zu ihrer Identität gemacht haben. 
Asylsuchende ohne Bleibeperspektive sollen künftig 
bis zu zwei Jahre in einer Erstaufnahmeeinrichtung 
bleiben können (bisher sechs Monate). 
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Verlängerung des Ausreisegewahrsams: Künftig dürfen 
Abschiebepflichtige zehn Tage festgehalten werden 
(bisher vier Tage). 

Auswertung von Handydaten: Um Identität und Herkunft 
eines Flüchtlings feststellen zu können, soll das BAMF 
auf die Daten von Handys zugreifen können. Das gilt 
für Flüchtlinge und Asylbewerber ohne gültige Papiere. 
Außerdem soll das Bundesamt in Zukunft ärztliche 
Atteste weitergeben dürfen. 

Entzug des deutschen Passes: Dschihadisten mit einer 
doppelten Staatsangehörigkeit darf der deutsche Pass 
entzogen werden, um eine Ausreise zu erschweren. 
Bisher war das nur mit einer alleinig deutschen Staats¬ 
bürgerschaft möglich. 

Unbegleitete Minderjährige: Jugendämter sollen ver¬ 
pflichtet werden, in diesen Fällen immer einen Asylan¬ 
trag zu stellen. Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
dürfen grundsätzlich nicht abgeschoben werden. 

Wir erleben derzeit den härtesten und nachhaltigsten 
Angriff auf das individuelle Recht auf Asyl in Europa“, 


schreibt Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO 
ASYL, in einem Kommentar im „Neuen Deutschland“ 
und gegenüber der Berliner Zeitung äußerte er, dass 
sich der Rechtsstaat mit diesem Gesetz „auf Glatteis“ 
begebe. „Wir dürfen Asylrecht nicht mit Strafrecht ver¬ 
mischen. Hier werden elementare rechtsstaatliche 
Grundsätze aufgeweicht.“ 

(ND/Berliner Ztg. v. 11. bzw. 20./21.5.2017/Azadi) 

Suizidversuche von Flüchtlingen gestiegen 

Laut einem Bericht der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ 
ist die Zahl der Suizidversuche von Asylbewerbern in 
Niedersachsen stark gestiegen. So hätten im vergange¬ 
nen Jahr 13 von 47 Kommunen 50 versuchte Selbsttö¬ 
tungen gemeldet. Drei Menschen seien gestorben. 2015 
habe man „lediglich“ 19 Versuche registriert. Das 
ergab sich aus der Antwort des Innenministeriums auf 
eine Anfrage der FDP. Bernd Mesovic, stellv. 
Geschäftsführer von PRO ASYL, sagte der Zeitung, 
dass die psychische Verfassung von Asylsuchenden 
„immer prekärer“ werde. 


VERANSTALTUNG 


Michael Wilk: Wir brauchen Solidarität und 
praktische Hilfe für die Menschen in Rojava 

Verfolgung von PKK-Aktivist*innen und Verbote von 
PYD/YPG-Emblemen „absurd“ 

Anlässlich einer Demonstration in Frankfurt/M. am 13. 
Mai gegen den Ausnahmezustand in der Türkei und 
gegen die Schließung mehrerer kurdischer Sender 
durch den Satellitenbetreiber EUTELSAT, sprachen 
u.a. Lothar Reininger (LAGG), Jan Schalauske (MdL 
Die Linke) sowie der Arzt Michael Wilk. 

Er führte u.a. aus: „Ich bin Notarzt und Pschothera- 
peut und war seit 2014 mehrfach in Rojava/Nordsy¬ 
rien. Ich versuche, einen kleinen Beitrag zu leisten, 
indem ich eng mit Heyva Sor a Kurdistane, dem kurdi¬ 
schen Roten Halbmond, zusammenarbeite, der einen 
wesentlichen Anteil auf Aufbau eines neuen Gesund¬ 
heitswesens der Region leistet. An allen Orten, ob Qua- 
mislo, dem Krankenhaus von Serekaniye, dem Militär¬ 
hospital von Kobane, überall habe ich Menschen ken- 
nengelemt, die mit höchstem Einsatz und auch Risiko 
nicht nur in der Abwehr des IS stehen, sondern auch 
am Aufbau neuer sozialer Strukturen arbeiten. Umge¬ 
geben von Krieg und autoritären Strukturen arbeiten 
Menschen an einer Gesellschaft, in der Gleichberechti¬ 
gung von Mann und Frau, Basisdemokratie und Tole¬ 
ranz gegenüber vielerlei Ethnien und Religionen aus¬ 
geübt wird. [...] 


Die Befreiung vom IS ist den Volksverteidigungs¬ 
einheiten der YPG und den Frauenverteidigungseinhei¬ 
ten der YPJ zu verdanken. Auch wenn die kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten die stärkste Fraktion 
innerhalb des Kampfbündnisses der Syrischen Demo¬ 
kratischen Kräfte (SDF) darstellen, geht es nicht um 
die Schaffung eines kurdischen Staates. Es geht viel¬ 
mehr um die Verteidigung und Erweiterung einer Auto¬ 
nomiezone. Einer Zone, in der selbstverständlich Men¬ 
schen kurdischer, arabischer, assyrischer, armenischer 
Herkunft Seite an Seite kämpfen. Es geht dabei eben 
nicht um die Durchsetzung eines neuen Nationalstaates 
oder um die Dominanz einer bestimmten Religion. Es 
geht tatsächlich um Selbstbestimmung und um die 
Durchsetzung basisdemokratischer humanitärer Prinzi- 
pien. [...] 

Ich habe die Opfer dieser Auseinandersetzungen 
(mit dem sog. IS) gesehen, meist junge Menschen mit 
Schussverletzungen, mit abgerissenen Armen und Bei¬ 
nen, mit von Minen durchsiebten Körpern. Der Kampf 
gegen den IS, der Kampf gegen den Terror, in Kobane, 
in Minbij und in der kommenden Auseinandersetzung 
um Rakka, war und ist blutige, bittere Realität. 

Ich - und ich denke alle hier - haben tiefsten Res¬ 
pekt und Hochachtung vor den Menschen, die in dieser 
Auseinandersetzung im wahrsten Sinne des Wortes den 
Kopf hinhalten. 

Ganz anders jedoch die Politik der deutschen 
Regierung. [...] Für sie zählt es wenig, dass in Rakka 
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junge Menschen der YPG im Kampf gegen den IS zu 
Tode kommen oder verstümmelt werden. Die Verfol¬ 
gung von PKK-Aktivist*innen hier, das absurde Verbot 
von Symbolen der PYD und der YPG sind der perverse 
Ausdruck der deutschen Hilfspolitik für Erdogan. Vor 
diesem Hintergrund werden Aussagen deutscher Politi¬ 
kerinnen, die behaupten, den Terror des IS und 
Fluchtursachen in Syrien bekämpfen zu wollen, zu 
zynischen Lippenbekenntnissen ohne Wert. Ich weiß 
nicht, ob es etwas an der Einstellung dieser 
Politikerinnen ändern würde, aber ich wünsche ihnen 


einen einstündigen Aufenthalt in der Leichenhalle des 
Militärkrankenhauses von Kobane, wo Eltern ihre 
zusammengeschossenen Kinder suchen, die an der 
Front gefallen sind. [...] 

Wir fordern Solidarität und praktische Hilfe für die 
Menschen in Nordsyrien/Rojava. Es geht hier nicht nur 
um die Bekämpfung des IS, es geht um den Wiederauf¬ 
bau einer sozialen Struktur, selbstorganisiert, in Frei¬ 
heit, Demokratie und Gleichberechtigung.“ 


ZUR SACHE: TÜRKEI 


>- Am 29. April hat die staatliche Telekommunikati¬ 
onsbehörde BTK wegen Gefährdung der nationa¬ 
len Sicherheit die Sperrung von Wikipedia in allen 
verfügbaren Sprachen veranlasst. Zuvor hatte die 
Behörde - erfolglos - die Entfernung von zwei 
regierungskritischen Beiträgen verlangt. Die Sper¬ 
rung wurde von einem Gericht in Ankara bestätigt, 
wogegen Wikipedia wiederum Widerspruch einge¬ 
legt hat. Im Gegenzug strich die Stadtverwaltung 
Istanbul den Wikipedia-Mitbegründer Jimmy 
Wales von der Gästeliste für den Kongress „World 
Cities Expo“ Mitte Mai. 

>- Erdogan sagte am 30. April in Istanbul, dass die 
USA ihre Zusammenarbeit mit den nordsyrischen 
kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG 
sofort stoppen müsse. Er sei „ernsthaft betrübt“ 
über die gemeinsamen Patrouillen der „Terroror¬ 
ganisation“ mit der US-Armee an der Grenze zur 
Türkei. Diese Kooperation belaste das bilaterale 
Verhältnis zwischen der Türkei und den USA. Er - 
Erdogan - könne jederzeit YPG-Stellungen erneut 
bombardieren lassen. 

>- Bei der Demonstration zum 1. Mai wurden in 
Istanbul mehr als 200 Menschen festgenommen. 
Zuvor wurden Demonstrierende im Stadtteil Meci- 
diyeköy mit Tränengas und Gummigeschossen 
angegriffen. Die Teilnehmer*innen trugen Trans¬ 
parente mit der Aufschrift „Lang lebe der 1. Mai - 
nein zum Diktator“. Der UN-Hochkommissar für 
Menschenrechte, Said Raad Al-Hussein, prangerte 
ein „Klima der Angst“ in der Türkei an. 

>- Nach dem Referendum zur Einführung des Präsi¬ 
dialsystems ist Recep Tayyip Erdogan am 2. Mai in 
einer vom TV übertragenen Zeremonie in der Zen¬ 
trale in Ankara wieder der von ihm mitbegründe¬ 
ten AKP beigetreten. 

>- Außerdem erklärte er, der EU den Rücken kehren 
zu wollen, sollten die ins Stocken geratenen Bei¬ 
trittsgespräche nicht wieder aktiviert werden: „Auf 


Wiedersehen, wenn Sie es nicht tun.“ Die Türkei 
sei nicht „der Lakai“ Europas und bezeichnete es 
als „verrottenden Kontinent“. EU-Erweiterungs- 
kommissar Johannes Hahn sagte, dass sich die 
Türkei derzeit von der Perspektive eines Beitritts 
entferne. Gleicher Auffassung waren die EU- 
Außenminister bei ihrem Treffen am 5. Mai in 
Malta. 

Zwischen 2007 und 2013 hat die Türkei von der 
EU rund 4,8 Milliarden Euro „Heranführungs¬ 
hilfe“ an EU-Standards erhalten. 

>- Am 2. Mai ist der Satellitenbetreiber EUTELSAT 
der Forderung der staatlichen türkischen Radio- 
und Femsehaufsichtsbehörde RTÜK nachgekom¬ 
men und hat die Übertragung der kurdischen Fern¬ 
sehsender Ronahi-TV, News Channel und Sterk 
TV eingestellt. Die Behörde hatte Eutelsat in 
einem Schreiben vom 24. März 2017 hierzu aufge¬ 
fordert. Angeblich würden diese kurdischen Sen¬ 
der gegen Gesetze der Türkei verstoßen. 
Anlässlich des am 3. Mai seit 1993 jährlich began¬ 
genen „Welttags der Pressefreiheit“ veröffentlichte 
die Organisation ihren Bericht „Rangliste der 
Pressefreiheit 2017“, demzufolge die Türkei wei¬ 
ter abgerutscht ist. Inzwischen stehen 159 Namen 
inhaftierter Medienschaffender auf einer von der 
türkischen Joumalistengewerkschaft stetig aktuali¬ 
sierten Liste. 

Am 5. Mai haben die Justizbehörden weitere 107 
Richter und Staatsanwälte entlassen, weil sie 
angeblich die Gülen-Bewegung unterstützt haben 
sollen. Damit stieg laut Nachrichtenagentur Ana- 
dolu die Zahl der Entlassenen aus dem Justizsek¬ 
tor seit dem Putschversuch vom Juli 2016 auf 
4238. 

>- Laut Börsenblatt des Börsenvereins vom 16 Mai 
wurde am 7. Mai beim BELGE-Verlag in Istanbul 
- Lizenzpartner des Christoph Links Verlags in 
Berlin - eine Razzia durchgeführt, mehrere Mitar- 
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beiter vorübergehend festgenommen und mehr als 
2.000 Bücher beschlagnahmt. Juristische Strafen 
sollen folgen. Im vor 40 Jahren gegründeten 
Beige-Verlag wurden Werke über Gräueltaten der 
Militärs in kurdischen Dörfern in den 1990er Jah¬ 
ren veröffentlicht, über die Vertreibung der Pon- 
tos-Griechen oder den Völkermord an den Arme¬ 
niern. Im Moment bereitet er die türkische Aus¬ 
gabe des Buches von Jürgen Gottschlichs „Bei¬ 
hilfe zum Völkermord“ vor, in dem es um den 
Genozid an den Armeniern geht. Verleger Chris¬ 
toph Links erklärte seine Solidarität mit dem Ver¬ 
lag und Alexander Skipis, Hauptgeschäftsführer 
des Börsenvereins, sagte dem türkischen Verlag 
ebenfalls seine Unterstützung zu und rief die Poli¬ 
tik zum Handeln auf. 

>- Außenminister Mevlüt £avusoglu hat die geplante 
US-Waffenlieferungen an die kurdisch-syrischen 
Verteidigungskräfte YPG kritisiert: „Jede Waffe, 
die ihnen in die Hände fällt, ist eine Bedrohung für 
die Türkei.“ Die YPG sei genauso wie die PKK 
eine „Terrororganisation.“ Zwischen ihnen gebe es 
„keinen Unterschied“; sie hießen lediglich anders. 
Die USA hatten am 9. Mai entschieden, die YPG in 
Syrien im Kampf gegen den sogenannten Islami¬ 
schen Staat aufzurüsten. 

>- Am frühen Morgen des 12. Mai wurden bei einem 
Polizeieinsatz gegen die Börse in Istanbul 57 Per¬ 
sonen festgenommen, weil sie angeblich in den 
Putschversuch vom Juli 2015 verwickelt gewesen 
seien. 

>- Am 13. Mai teilte die türkische Regierung dem 
Auswärtigen Amt in Berlin mit, dass Obleuten des 
Verteidigungsausschusses des Bundestages ein 
Besuch der auf der Luftwaffen-Basis Incirlik sta¬ 
tionierten deutschen Soldaten untersagt wird. Als 
Grund wurde die Asylgewährung türkischer Sol¬ 
daten in Deutschland genannt. „Wir lassen uns 
nicht erpressen“, reagierte der Ausschussvorsit¬ 
zende Wolfgang Hellmich. Während Linke und 
Grüne den Abzug der Soldaten forderten, denken 
andere darüber nach, den Standort nach Jordanien, 
Kuwait oder Zypern zu verlegen. Ministerpräsi¬ 
dent Binali Yildinm forderte von der Bundesregie¬ 
rung eine Entscheidung zwischen „der Türkei und 
den Separatisten und Fetö-Anhängern“. 
Außenminister Sigmar Gabriel setzt auf ein Ein¬ 
lenken der Türkei: „Ich kann nur hoffen, dass die 
türkische Regierung ihre Meinung in den kom¬ 
menden Tagen ändert. Sonst wird der Deutsche 
Bundestag sicher die Soldaten nicht in der Türkei 
lassen. Wenn nun auch noch das deutsche Parla¬ 
ment erpresst werden soll, ist die Grenze des 
Erträglichen erreicht.“ 

>- Bei seinem ersten Zusammentreffen am 16. Mai 
mit US-Präsident Donald Trump in Washington, 


hat Erdogan seine Kritik an der US-Regierung, die 
kurdisch-syrische YPG im Kampf gegen den IS 
mit schweren Waffen aufzurüsten, wiederholt. 
Hierauf ging Trump auf einer Pressekonferenz 
jedoch nicht ein. Er sagte lediglich, dass die USA 
die Türkei im Kampf gegen „Terrorgruppen wie 
den IS und die PKK“ unterstützten. Am Rande des 
Treffens war es vor der Residenz des türkischen 
Botschafters in Washington zu Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen Erdogans bodyguards und Demons¬ 
trierenden gekommen, die Fahnen der syrisch-kur¬ 
dischen Partei der Demokratischen Union (PYD) 
mit sich trugen. Neun Menschen wurden zum Teil 
schwer verletzt und ins Krankenhaus gebracht. 

Am 16. Mai wurde der Journalist Ekrem Murat 
£elikkan vom Istanbuler Gericht zu einer Haft¬ 
strafe von 18 Monaten und die Universitätsprofes¬ 
sorin Beyza Üstün zu 15 Monaten Haft auf 
Bewährung verurteilt. Beide waren angeklagt, 
weil sie sich an einer Solidaritätskampagne für die 
inzwischen geschlossene prokurdische Zeitung 
„Özgür Gündem“ beteiligt hatten, die von den 
Behörden als PKK-nahestehend eingestuft wurde. 

>- Gegenüber dem Nachrichtensender NTV forderte 
Außenminister Mevlüt £avusoglu am 18. Mai die 
Abberufung des US-Beauftragten für den Anti-IS- 
Kampf, Brett McGurk, weil er die syrisch-kurdi¬ 
sche YPG und die verbotene PKK unterstütze, die 
von der Türkei als Terrororganisationen kriminali¬ 
siert werden. 

>- Außenminister Mevlüt £avusoglu sagte am 18. 
Mai, Deutschland stehe es frei, seine Truppen vom 
Luftwaffenstützpunkt Incirlik abzuziehen: „Wenn 
sie gehen wollen, ist das ihre Sache. Wir werden 
nicht betteln.“ Die Entwicklung der Türkei sei 
deprimierend, erklärte SPD-Fraktionschef Thomas 
Oppermann. Die Nato sei „kein Bündnis für Auto¬ 
kraten, sondern eines zur Verteidigung westlicher 
Werte. Da passt eine Diktatur nicht ins Bild.“ 

Am 19. Mai wurden der Eigentümer der rechtske- 
malistischen Zeitung „Sözcü“, Buray Akay, ein 
Manager und ein Journalist per Haftbefehl zur 
Fahndung ausgeschrieben und die Online-Redak- 
teurin Mediha Olgun in Istanbul festgenommen. 
Allen wird „bewaffneter Aufstand gegen die 
Regierung“ vorgeworfen sowie „Straftaten 
zugunsten der Gülen-Bewegung“. Weil sie einen 
nationalistischen und PKK-feindlichen Kurs 
gefahren hatte, blieb die Zeitung bislang von der 
Justiz unbehelligt. 

In der Nacht zum 22. Mai sind bei einer Wohnungs¬ 
razzia in Ankara die Dozentin Nuriye Gülmen und 
der Grundschullehrer Semih Özakca festgenom¬ 
men worden. Laut Anwalt Selcuk Kozagacli seien 
die Festnahmen damit begründet worden, dass aus 
dem Hungerstreik, den die Beiden aus Protest 
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gegen ihre Entlassung am 9. März begonnen hat¬ 
ten, ein Todesfasten werden könnte. 

>- Der zu 22 Jahren und sechs Monaten Haft verur¬ 
teilte Chefredakteur des türkischen Magazins 
„Nokta“, Murat Capan, wurde am 24. Mai bei dem 
Versuch festgenommen, illegal nach Griechenland 
zu fliehen. Ihm wird vorgeworfen, mit seinem 
Blatt das Volk zu einem „bewaffneten Aufstand“ 
gegen die Regierung aufgewiegelt zu haben. 

>- Im Streit um den von der Türkei verweigerten 
Besuch von Bundestagsabgeordneten bei deut¬ 
schen Soldaten in Incirlik, will die Bundesregie¬ 
rung noch zwei Wochen abwarten. Danach soll für 
oder gegen den Verbleib der Bundeswehr auf der 
Luftwaffenbasis, auf der 250 Soldaten und Tor¬ 
nado-Aufklärungsjets stationiert sind, entschieden 
werden. „Wenn ein Besuch deutscher Abgeordne¬ 
ter nicht möglich ist, dann gehen wir da raus,“ sagt 
der stellvertretende Regierungssprecher Georg 
Streiter am 27. Mai. Derweil sollen die Abgeordne¬ 
ten aber die auf dem Nato-Stützpunkt Konya sta¬ 
tionierten Soldaten besuchen „dürfen“. 

Deutsche Journalistin in Istanbul verhaftet 

Am 30. April wurde die in Ulm geborene deutsche 
Journalistin Mesale Tolu in ihrer Istanbuler Wohnung 
verhaftet und in U-Haft genommen. Sie sei während 
der Durchsuchung körperlich und psychisch misshan¬ 
delt und nicht zu ihrem zweijährigen Sohn, der sich 
ebenfalls in der Wohnung aufhielt, gelassen worden. 
Dies schilderte sie ihren Anwälten. 

Tolu wird beschuldigt, Mitglied einer „terroristi¬ 
schen Organisation“ zu sein und Propaganda für diese 
gemacht zu haben. Das die U-Haft angeordnete Gericht 
hält die Akten unter Verschluss; selbst Tolus Anwälten 
werden sie vorenthalten. Das einzig Konkrete, das der 
Verhafteten bislang angelastet wurde, ist ihre Teil¬ 
nahme an einer Gedenkfeier für die in Roj ava/Nordsy¬ 
rien getötete deutsche Internationalistin Ivana Hoff- 
mann, die in den Reihen der YPG/YPJ gegen den IS 
gekämpft hatte. Zudem soll die Journalistin an der 
Beerdigungszeremonie für zwei Kommunistinnen teil¬ 
genommen haben, die in Istanbul von Polizisten 
erschossen wurden. „Es kann doch nicht sein, dass man 
bestraft wird, nur weil man an Beerdigungen und 
Gedenkfeiern teilgenommen hat,“ sagte Tolus Schwes¬ 
ter gegenüber der jungen weit. 

Nach einem Gespräch zwischen den Familienange¬ 
hörigen und dem Generalkonsulat wurde bestätigt, dass 
sowohl das Konsulat als auch das Auswärtige Amt 
bemüht ist, einen Besuchstermin bei Mesale Tolu zu 
erhalten. Ihr Mann Suat Corlu befindet sich seit seiner 
Festnahme am 4. April in Ankara ebenfalls in U-Haft. 

Die Journalistin arbeitete als Journalistin und Über¬ 
setzerin für die sozialistische Nachrichtenagentur 


ETHA, zuvor für den regionalen Radiosender Özgür 
Radyo, der im September 2016 per Dekret durch 
Erdogan geschlossen wurde. 

Weitere Informationen : www.facebook.com/Frei- 
heitfuerMesale/ 

Hashtags #FreeMesaleTolu und #FreeTurkeyMedia 

(jwv. 12.5.2017/Azadi) 

Geheime Millionen-Deals der Erdogan-Familie 

Einem Bericht des „Spiegel“ zufolge hat die Familie 
von Erdogan offenbar seit 2008 23 Millionen Dollar an 
einem geheimen Schiff-Geschäft verdient. Im Zentrum 
steht ein Geldtransfer des aus Aserbaidschan stammen¬ 
den türkischen Milliardärs Mübariz Mansimov. Laut 
Informationen des Recherchenetzes European Investi- 
gative Collaboration (belgische Zeitung Le Soir, spani¬ 
sche Zeitung El Mundo und französisches Portal 
Mediapart) ist er der Hauptfmanzier des Öltankers 
„Agdas“, um den es sich bei dem Geheimdeal handelt. 
Das Netzwerk wertet derzeit Datensätze zu Steuerprak¬ 
tiken in Malta aus; diese Maltafiles sollen auch Infor¬ 
mationen über die Geschäfte der Erdogan-Familie ent¬ 
halten. 

Mansimov soll den Recherchen zufolge Erdogan als 
vormaliger Regierungschef seine türkische Staatsange¬ 
hörigkeit verdanken. Dieser habe den Tanker 2008 an 
die Firma Bumerz Limited übergeben, die wiederum 
von Erdogans Schwager, Bruder und ältestem Sohn 
Burak geführt werde. 

Unternehmer Mansimov soll sich verpflichtet 
haben, den Kredit über 18,4 Millionen Dollar für den 
Bau des Schiffes vollständig zu übernehmen. Das 
Schiff sei von ihm nach 2008 weiter genutzt und bei 
der Fa. Bumerz Limited gemietet worden, was ihn bis 
Oktober 2015 rund 21 Millionen Dollar gekostet habe. 
Der Vertrag mit Bumerz sei um fünf Jahre verlängert 
worden und er zahle für das Schiff 3400 Dollar pro 
Tag. 

Mansimov habe vom türkischen Staat auch den 
Auftrag zum Ausbau des Hafens von Bodrum erhalten. 
Desweiteren halte er Aktien an der türkischen Bau¬ 
firma Tekfen. Mediapart spekuliert, ob die Verleihung 
der türkischen Staatsbürgerschaft an den Milliardär ein 
„Geschenk“ der Regierung gewesen sei und ob es wei¬ 
tere Gegenleistungen gebe. 

Weder die Familie noch das Präsidialamt in Ankara 
wollten sich laut EIC zu dem Deal äußern. Die 
Geschäfte seien über Gesellschaften in Malta und der 
britischen Steueroase Isle of Man abgewickelt worden. 

(AFP/pdiv. 27.5.2017) 
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INTERNATIONALES 


Konferenz US-amerikanisch-türkischer 
Wirtschaftsverbände 

Rüstungsgeschäfte in TRUMP-Luxushotel 

Auf Initiative der US-amerikanisch-türkischen Wirt¬ 
schaftsverbände TAIK und ATC fand in drei Festsälen 
des Trump-Luxushotels in der Nähe des Weißen Hau¬ 
ses in Washington eine Konferenz mit mehreren hun¬ 
dert Geschäftsleuten und Politikern statt. An der dreitä¬ 
gigen Veranstaltung haben neben hochrangigen Offi¬ 
zieren des Pentagon insbesondere Vertreter der Rüs¬ 
tungsfirmen Raytheon, Lockheed Martin und Boeing 
teilgenommen. US-amerikanische Rechtswissenschaft¬ 
ler kritisieren, dass diese Konferenz ausgerechnet in 
einem Hotel abgehalten wird, das dem Präsidenten 
gehört. 

Die Organisatoren dagegen werben auf ihren Web¬ 
seiten damit, dass es sich bei dem Tagungsort um eine 


Schnittstelle zwischen prominenten Geschäftsleuten 
und Diplomaten handele und sich Abgeordnete sowohl 
aus dem US-Kongress als auch aus dem Parlament der 
Türkei angemeldet hätten. 

Zu den Organisatoren der Konferenz gehört der 
Unternehmer Ekim Aiptekin mit engen Kontakten zur 
türkischen Regierung. Er soll im Jahre 2016 der Bera¬ 
terfirma des früheren Sicherheitsberaters von Trump, 
Michael Flynn, 500 000 Euro gezahlt haben, um den 
Erdogan-Gegner Fethullah Gülen auszuspionieren. 
Nach dem Geldtransfer publizierte Flynn einen Beitrag 
in der Politschrift „The Hill“, in dem er die US-Regie- 
rung zur stärkeren Unterstützung der türkischen Füh¬ 
rung auffordert. 

Aiptekin bestätigte inzwischen die damalige 
Kooperation mit Flynn, der wiederum am 22. Mai vor 
dem US-Senat Aussagen zu seinen Geschäftsverbin¬ 
dungen verweigert hat. 

(Märk.Allg.Ztg. v. 24J25.5.2017/Azadi) 


DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


DITIB erhält BigBrotherAward 2017 

Der diesjährige BigBrotherAward in der Kategorie 
Politik wurde in einer Veranstaltung in Bielefeld am 5. 
Mai u.a. der Türkisch-islamischen Union DITIB dafür 
verliehen, dass dort tätige Imame für türkische Behör¬ 
den und den türkischen Geheimdienst MIT Mitglieder 
und Besucher ihrer Moscheen ausspioniert und auf 
diese Weise der Verfolgung durch türkisch-staatliche 
Stellen ausgeliefert haben sollen. 

In der Laudatio führte Dr. Thilo Weichert u. a. aus, 
dass hier „elementare Grund- und Menschenrechte in 
Deutschland missbraucht worden“ seien, „um dem 
Wunsch einer Regierungsbehörde in der Türkei nach¬ 
zukommen“. Ein „einflussreicher Sicherheitspolitiker“ 
habe in der Welt am Sonntag geäußert, dass in 
Deutschland ca. 6000 Informanten des MIT beschäftigt 
seien. Die deutschen Sicherheitsbehörden gingen 
davon aus, dass rund 150 von ihnen bei der türkischen 
Botschaft bzw. den Konsulaten tätig seien. Ziel des 
MIT sei die „Überwachung der Türkinnen und Türken, 
deren Beeinflussung pro Erdogan, die Einschüchterung 
und Isolierung von Regierungsgegnem sowie die Ein¬ 
flussnahme auf die deutschen Behörden und auf die 
hier bestehende öffentliche Meinung“. Deshalb drohten 


ausspionierten angeblichen Regimegegnem im Fall 
einer Reise in die Türkei „eine Verhaftung, Strafverfah¬ 
ren und entwürdigende Behandlung, evtl, gar Folter“ 
und Angehörigen in der Türkei „Repressalien“. 

Deutsche Behörden nehmen - so Weichert -, Rück¬ 
sicht auf die türkische Regierung, „nicht zuletzt, um 
das ausgehandelte Flüchtlingsabkommen, mit dem die 
sogenannte Balkanroute blockiert werden soll, nicht zu 
gefährden“. DITIB werde geschont, „um den 
Gesprächsfaden mit den Islamverbänden in Deutsch¬ 
land aufrecht zu halten“. Diese politischen Interessen 
dürften jedoch nicht dazu führen, „dass die schutzwür¬ 
digen Persönlichkeits- und Menschenrechte der einzel¬ 
nen, ausspionierten Moscheebesucherinnen und -besu- 
cher geopfert werden“. Zu den Vorwürfen hatte Meh¬ 
met Görmez, Präsident der türkischen Religionsbe¬ 
hörde Diyanet, der DITIB untersteht, erklärt: „Es gibt 
keine Spionagetätigkeit.“ Die zurückbeorderten Imame 
hätten zwar ihre Kompetenzen überschritten, sich aber 
nicht strafbar gemacht. „Eine Umkehr und Aufarbei¬ 
tung bei DITIB ist nur möglich, wenn sich die tür¬ 
kisch-islamische Union von der Abhängigkeit und Ein¬ 
flussnahme durch türkische Behörden wie der Diyanet 
befreit. Hiervon müssen auch die deutschen Stellen 
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abhängig machen, ob sie die DITIB weiterhin als 
Ansprechpartnerin akzeptieren. Zugleich müssen alle 
Spionageaktivitäten, auch wenn sie unter dem Dach 
von religiösen Organisationen erfolgen, vollständig 
aufgeklärt und vor allem auch strafrechtlich, nicht nur 
organisationsintem verfolgt und ohne diplomatische 
Rücksicht angeklagt werden“, sagte Thilo Weichert. 
Inzwischen gibt es 20 konkrete Ermittlungsverfahren: 
„Spionage verstößt gegen deutsches Strafrecht und ist 
keine ,interne Angelegenheit 4 .“ 

(aus Laudatio von Dr. Thilo Weichert zur Preisverleihung) 

DITIB droht Organisatoren mit Klage 

Der Preisträger DITIB schickte nach der Verleihung 
des BigBrother-Awards eine email an die Organisato¬ 
ren und drohte mit einer Klage wegen „übler Nach¬ 
rede“; die Beschuldigung des Verbandes sei „pauscha¬ 
lisierend“. Dagegen erklärten die Bürgerrechtler von 
Digitalcourage, dass die Auswahl das Ergebnis „gründ¬ 
licher Recherche“ gewesen sei. Kritisiert wurden aller¬ 
dings auch deutsche Behörden, die „zu zögerlich“ 
ermittelt hätten. 

(NDv. 6J7.5.2017) 

DITIB erhält wieder Bundesgelder 

Trotz harscher Kritik an dem Moscheeverband, hat die 
Bundesregierung beschlossen, DITIB wieder zu sub¬ 
ventionieren. „Die Bundesregierung fördert das Erdo- 
gan-Netzwerk in Deutschland, wenn sie ausgerechnet 
den von Ankara aus gesteuerten Moscheeverband 
DITIB mit Steuergeldern in Millionenhöhe unter¬ 
stützt“, kommentierte die Linken-Abgeordnete Sevim 
Dagdelen die Entscheidung. „Wer wie die Bundesre¬ 
gierung ausgerechnet jenen Verband unterstützt, der für 
die Einschüchterung von Erdogan-Kritikern und Ver¬ 
folgung von Andersdenkenden auch in Deutschland 
bekannt ist und gegen den der Generalbundesanwalt 
wegen Spionage ermittelt, ist entweder völlig naiv oder 
verantwortungslos“, so Dagdelen weiter. 

Der Grünen-Politiker Volker Beck äußerte gegen¬ 
über dem WDR und der Süddeutschen Zeitung: „Es 
kann nicht sein, dass man einem Verband, der in eine 
Spionageaffäre verstrickt ist, öffentliche Gelder 
zukommen lässt oder wie in Hessen als Religionsge¬ 
meinschaft anerkennt.“ 

Der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage „Stopp der staatlichen Förderung des Islam¬ 
verbandes DITIB“ der Linksabgeordneten U. Jelpke 
zufolge, soll der Verband in diesem Jahr rund 982 000 € 
Fördergelder des Bundes für verschiedene Projekte 
erhalten, unter anderem im Rahmen des Bundespro¬ 
gramms ,Demokratie Leben 4 , das sich gegen Rechtsex¬ 
tremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit richtet. 
„Es erscheint als der blanke Hohn gegenüber vielen in 


der Türkei inhaftieren Oppositionellen und Journalis¬ 
ten, dass sich der verlängerte Arm des Erdogan- 
Regimes mit dem Segen des Bundesfamilienministeri¬ 
ums ein demokratisches Mäntelchen umhängen kann“, 
so Jelpke. Ihren Angaben zufolge hätten türkische Zei¬ 
tungen erst kürzlich von „einem Treffen des Leiters der 
türkischen Religionsbehörde Diyanet und damit obers¬ 
ten Autorität für DITIB, Mehmet Görmez, mit dem auf 
der UN-Terrorliste stehenden irakischen Al-Qaida- 
Finanzier Müsenna Haris Ed Dari“ getroffen haben. 

(PM Dagdelen v.2.5.2017/NDv. 3.5.2017 / PM Jelpke v. 15.5.2017) 

Bundesregierung: Genehmigung für 
mögliches Todesstrafen-Referendum in der 
BRD „nicht vorstellbar“ 

Die Genehmigung, ein Todesstrafen-Referendum in 
Deutschland für hier lebende türkische Staatsangehö¬ 
rige zu erteilen, hält die Bundesregierung für „politisch 
nicht vorstellbar“: „Ich gehe davon aus, dass wir 
unsere rechtlichen Mittel, so etwas zu untersagen, aus¬ 
schöpfen würden“, sagte Regierungssprecher Steffen 
Seibert am 5. Mai. Eine derartige Abstimmung würde 
„unserem Grundgesetz und europäischen Werten klar 
widersprechen“. Gleichzeitig betonte er, dass es bis¬ 
lang keinen Antrag aus der Türkei gebe. Zuvor hatte 
SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz erklärt, er halte es 
für undenkbar, dass sich Türken an einem solchen 
Referendum beteiligen dürfen. 

„Es ist an Zynismus und Heuchelei nicht zu über¬ 
bieten, wenn die Bundesregierung türkischen Armee¬ 
angehörigen Schutz vor Erdogan gewährt und Kritik an 
einem möglichen Todesstrafen-Referendum äußert, 
während sie gleichzeitig den deutschen Rüstungskon¬ 
zern Rheinmetall weiter glänzende Geschäfte mit dem 
Despoten in der Türkei machen lässt“, erklärte Linken- 
Abgeordnete Sevim Dagdelen in einer Pressemittei- 
lung. 

(ND/jw v. 6./7„ 10.5.2017) 

Waffenscheine in Nazi-Händen 

Laut Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine 
Anfrage der Linksfraktion im Bundestag, besitzen in 
Deutschland 750 extreme Rechte einen Waffenschein. 
Damit hat sich die Zahl der legalen Scheine erhöht; 
2014 soll es noch rund 400 Erlaubnisse gegeben haben. 
Weiteren Angaben zufolge hat sich 2016 die Zahl der 
Angriffe mit Waffen auf Flüchtlinge, Asylheime und 
Helfer im Vergleich zum Vorjahr mehr als verdoppelt. 
In 79 Fällen wurden Menschen oder Einrichtungen mit 
Waffen angegriffen - darunter Pistolen, Gewehre, Gas- 
und Schreckschusswaffen. 

(jwv. 8.5.2017) 
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Kriege bringen Rheinmetall satte Gewinne 

Tobias Pflüger (Linke): Aktionäre profitieren von Tod und 
Tötung 


Die Landesbank NordLB empfahl ihrer Kundschaft, 
wegen der Gewinnerwartungen in Aktien des Autozu- 
liefer- und Rüstungskonzerns Rheinmetall zu investie¬ 
ren. Anlässlich der Aktionärsversammlung von Rhein¬ 
metall in Berlin, teilte das Unternehmen mit, seinen 
Umsatz im Jahre 2016 um acht Prozent auf 5,6 Milliar¬ 
den Euro gesteigert zu haben - hierbei 14 Prozent auf 
dem Rüstungssektor. Für 2017 sei damit zu rechnen, 
dass diese Marke „ziemlich sicher“ übertroffen werde. 

Tobias Pflüger, stellvertretender Vorsitzender der 
Linkspartei, sagte zu rund 150 Menschen, die am Ver¬ 
sammlungsort protestierten, dass die Aktionäre von 
„Tod und Tötung“ profitierten. Er kritisierte zudem, 
dass auch die Polizei von Rheinmetall ausgerüstet 
werde und sich zunehmend militarisiere. „Wir wollen 
Rheinmetall entrüsten“, äußerte Lühr Henken, einer 
der Organisatoren der Demonstration. Um der zuneh¬ 
menden Kritik in Deutschland aus dem Weg zu gehen, 
plant der Konzern vielleicht deshalb die Verlegung sei¬ 
ner Produktion in Drittstaaten, z.B. in die Türkei, wo 
der Bau einer Panzerfabrik vorangetrieben wird. Unbe¬ 
helligt von jeder Kontrolle und Regulierung, soll der 
weitere Export von dort erfolgen. Außerdem will laut 
Rheinische Post Rheinmetall Leopard-Panzer des türki¬ 
schen Militärs nachrüsten, weshalb Gespräche mit der 
Bundesregierung geführt wurden. 

Sevim Dagdelen, Lin- 
ken-MdB kritisierte die 
Bundesregierung: „Das 

Asyl für Erdogan-kritische 
Offiziere dient offenbar 
auch als Camouflage für 
die potenziell mörderi¬ 
schen Folgen der Außen¬ 
wirtschaftspolitik der Bun¬ 
desregierung.“ Für Profit¬ 
maximierung gehe sie 
sprichwörtlich über Lei¬ 
chen. Einer, der sich künf¬ 
tig in diesem tödlichen 
Geschäft die Hände 
schmutzig machen wird, ist 
der ehemalige christdemo¬ 
kratische Verteidigungsmi¬ 
nister Franz-Josef Jung, der 
in den Aufsichtsrat von 
Rheinmetall gewählt 
wurde. Dirk Niebel (FDP), 

Ex-Entwicklungsminister, 
sitzt dort schon im tiefen 
Rüstungssumpf. 

(ND v. 10.5.2017/Azadi) 


In seiner Sitzung am 11. Mai hat der Bezirksrat von 
Linden-Limmer/Hannover beschlossen, einen Platz in 
Linden-Nord nach Halim DENER zu benennen. Wäh¬ 
rend kurdische Vertreter*innen den Beschluss begrüß¬ 
ten, meldeten sich einem Bericht der „Hannoverschen 
Allgemeine Zeitung“ zufolge mit heftiger Kritik zu 
Wort. Eine provisorische Gedenktafel für Halim Dener 
hatten Demonstrierende im vergangenen Jahr in der 
Reitwallstraße in Hannover verlegt, die jedoch kurz 
darauf von der Stadt wieder entfernt wurde. 

Der 16jährige kurdische Jugendliche Halim Dener 
kam 1994 als Flüchtling nach Hannover. Wegen des 
Krieges der türkischen Armee gegen die kurdische 
Bevölkerung musste er seine Heimat verlassen und 
wollte sich hier für die Rechte der Kurd* innen aktiv 
beteiligen. In der Nacht zum 30 Juni 1994 klebte er 
Plakate für die (seit 1993 in Deutschland verbotene) 
Nationale Befreiungsfront Kurdistans. Hierbei wurde 
er von einem Zivilpolizisten entdeckt und nach einem 
angeblichen Gerangel aus nächster Entfernung in den 
Rücken geschossen. Halim Dener verstarb. Der Polizist 
behauptete in dem Gerichtsverfahren, die Waffe sei auf 
den Boden gefallen und beim Aufheben habe sich der 
Schuss gelöst. Er wurde freigesprochen. 

In einem Beitrag „Weshalb es richtig ist, Halim 
Dener einen Ort zu geben“ 
auf 

http://blog.gardemin.de/ 
heißt es u.a.: „Halim 
Dener steht auch heute 
noch als Symbol einer 
ungerechten Politik, die 
bis in die Diaspora hinein 
alles Andersdenkende ver¬ 
folgt. Vor allem Linke und 
Linksautonome haben das 
Schicksal des jungen Kur¬ 
den als dieses Symbol 
angenommen. Die Ausei¬ 
nandersetzungen trafen 
auch unsere Stadt, in der 
, zufällig 4 Halim Dener 
strandete. Aber auch, wer 
sich für Vermittlung ein¬ 
setzte, wurde heftig atta- 


Dieses Plakat wurde als Reaktion auf 
die Ermordung Halim Deners produ¬ 
ziert und geklebt. 


Endlich Gedenkort für getöteten kurdischen 
Jugendlichen? 


Platz soll den Namen von Halim DENER tragen 
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ckiert. So der damalige Oberbürgermeister Herbert 
Schmalstieg, den die türkische regierangsnahe Zeitung 
Hürriyet als ,Terroristenwerkzeug 4 verunglimpfte. 44 

In diesem Beitrag zitiert wird auch der Grünen- 
MdB Sven-Christian Kindler, der u.a. ausführte: „Der 
gewaltsame Tod von Halim Dener gehört zur 
Geschichte dieser Stadt. Halim Dener lebte in Hanno¬ 
ver und er wurde hier bei einem Polizeieinsatz erschos¬ 
sen. Ein Gedenkort für ihn ist aus meiner Sicht überfäl¬ 
lig“ 

(blog/HAZv. 9. bzw. 11.5.2017/Azadi) 

Tiefer Kniefall der Fraktionen vor der Türkei: 
Verwaltungsausschuss des Stadtrats von 
Hannover legt Veto gegen Platzbenennung ein 

Der Verwaltungsausschuss des Stadtrates von Hanno¬ 
ver hat in einer vertraulichen Sitzung am 17. Mai sein 
Veto gegen den Beschluss des Bezirksrates Linden- 
Limmer eingelegt. Alle in diesem Ausschuss vertrete¬ 
nen Fraktionen haben - mit Ausnahme der Linkspartei 
- dem Einspruch zugestimmt. Auch die Grünen, die im 
Bezirksrat für einen Halim-Dener-Platz waren, votier¬ 
ten jetzt dagegen. Die SPD, die in Hannover den Ober¬ 
bürgermeister stellt, hatte eine Platzbenennung als Pro¬ 
vokation gegenüber der Türkei bezeichnet. Sollte der 
Bezirksrat erneut der Namensgebung zustimmen, wird 
die Kommunalaufsicht eingeschaltet. 

(jwv. 18.5.2017) 

Antifa und Feminismus zusammen denken: 
„F_Antifa-Kongress“ in Potsdam 

Vom 12. bis 14. Mai fand in Potsdam ein Kongress 
unter dem Motto „Antifaschismus ohne Feminismus 
wird nix. Feminismus ohne Antifaschismus läuft nicht 44 
statt. 

„Zumindest in der Theorie schreiben sich die meis¬ 
ten Antifagrappen auch Feminismus und Antisexismus 
auf die Fahne. In der Praxis haben wir aber die Erfah¬ 
rung gemacht, dass Anspruch und Wirklichkeit weit 
auseinander klaffen, 44 erklärte die fantifa brandenburg 
(fabb) gegenüber der Tageszeitung „Neues Deutsch¬ 
land 44 (ND). Die Gruppe hatte einen Workshop zum 
Thema „Feministische Antifapolitik abseits der Groß¬ 
stadt 44 angeboten. Interessierte, Aktive und Betroffene 
konnten sich in Potsdam über Fragen wie den Zugang 
geflüchteter Frauen zu politischen Strukturen, über 
feministische Anti-Knast-Arbeit oder über kritische 
Männlichkeiten informieren und diskutieren. Das 
Wichtigste sei, „dass Antifa und Feminismus mehr 
zusammen gedacht werden 44 , so die fabb. 

(NDv 10.5.2017) 

In diesem Zusammenhang als Lektüre empfehlenswert 
ist das im Jahre 2013 erschienene Buch „FANTIFA - 
Feministische Perspektiven antifaschistischer Politik“, 


edition assemblage Münster, Reihe Antifaschistische 
Politik, Band 5 (www.edition-assemblage.de) 

(Azadi) 

Türkischer Gefangener im Hungerstreik 

Der türkische Staatsangehörige Yusuf Tas, der im Jahre 
2013 nach § 129b StGB als Mitglied der linken türki¬ 
schen Organisation DHKP-C zu einer Haftstrafe von 
sechs Jahren verurteilt wurde und ursprünglich in der 
JVA Heimsheim ist, wurde am 2. Mai ins Justizvoll¬ 
zugskrankenhaus Stuttgart-Hohenasperg verlegt. Sollte 
sich sein gesundheitlicher Zustand verschlechtern, 
könnte er dort möglicherweise zwangsemährt werden. 
Denn: Am 31. März hatte der Gefangene mit einem 
Hungerstreik begonnen, u.a., weil ihm verwehrt wird, 
in türkischer Sprache zu lesen, zu schreiben und Briefe 
zu empfangen. In einer Erklärung hatte Tas angekün¬ 
digt, Nahrung erst wieder aufnehmen zu wollen, wenn 
diese Hindernisse beseitigt seien. Die Anstaltsleitung 
habe dies mit den hohen Kosten für einen Dolmetscher 
begründet. Tas kritisierte ferner, dass es in der Gefäng¬ 
nisbibliothek keine Bücher in türkischer Sprache gebe. 
„Mit der Zwangsemährang soll der Wille des Gefange¬ 
nen gebrochen werden, anstatt seine Forderungen zu 
erfüllen 44 , erklärt Wolfgang Lettow vom „Gefangene¬ 
ninfo 44 in einem Gespräch mit dem Neuen Deutschland 
(ND). In vielen Ländern wird von Ärzten die Zwangs¬ 
emährang abgelehnt, weil sie im Widersprach zur ärzt¬ 
lichen Ethik stehe. 

(NDv. 10.5.2017) 

Ex-Chef der Nazigruppe „Blood and Honour“ 
offenbar V-Mann des Inlandsgeheimdienstes 

Rechercheergebnissen von ARD-Politmagazinen 
zufolge war der ehemalige Deutschlandchef der seit 
dem Jahre 2000 verbotenen Neonazigrappe „Blood and 
Honour 44 offenbar ein V-Mann des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz. Der Ex-Leiter des militanten Netz¬ 
werks, Stephan Lange, soll die Strukturen in Deutsch¬ 
land wesentlich mit aufgebaut haben. Das Netzwerk 
gilt als wichtigster Unterstützer des rechtsterroristi¬ 
schen NSU. 

Andre Hahn, der die Linksfraktion im Parlamentari¬ 
schen Kontrollgremium (PKG) für die Geheimdienste 
vertritt, erklärte am 16. Mai, dass, sollten die Berichte 
zutreffen, dies „ein ungeheuerlicher und durch nichts 
zu rechtfertigender Vorgang 44 darstelle. Bundesinnen¬ 
minister Thomas de Maiziere müsse persönlich vor 
dem PGK Stellung nehmen. 

(jwv. 17.5.2017) 
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Rechte Umtriebe an Bundeswehr-Universität 
München 

Studenten mit Verbindungen zur „Identitären Bewe¬ 
gung“ 

Recherchen der Süddeutschen Zeitung zufolge existiert 
möglicherweise schon seit Jahren ein rechtsextremes 
Netzwerk an der Bundeswehr-Universität München. So 
gebe es zahlreiche Verbindungen zwischen Studieren¬ 
den und Absolventen der Uni und der rechtsextremen 
„Identitären Bewegung“, die vom Verfassungsschutz 
beobachtet wird. Derzeit überprüft der Militärische 
Abschirmdienst (MAD) vier Studenten wegen des Ver¬ 
dachts auf Rechtsextremismus. Ermitteln muss die 
Behörde, ob es Kontakte gegeben hat zum terrorver¬ 
dächtigen Oberleutnant Franco A. oder dessen mut¬ 
maßlichen Komplizen Maximilian T. Sie werden ver¬ 
dächtigt, einen Anschlag geplant zu haben. Derzeit 
überprüft der MAD 284 Fälle von Rechtsextremismus- 


Verdacht in der Truppe - darunter elf Studenten. Ein 
weiterer Absolvent der Münchener, Oberleutnant Felix 
S. tritt auf Veranstaltungen und in Werbe-Videos der 
Identitären auf. Er demonstrierte mit deren Führungs- 
kadem unter dem Motto „Integration ist eine Lüge“ vor 
der bayerischen Staatskanzlei. S. publiziert außerdem 
bei dem Think-tank der Neuen Rechten, dem „Institut 
für Staatspolitik“ und schreibt über die seiner Meinung 
nach fortschreitende „Staatsverrottung“ und der 
„Wesensferne von Soldat und Zivil-Gesellschaft“. Er 
behauptet, „Sinn des Soldaten“ sei „töten und sterben“. 
Verheimlicht hatte der Offizier seine Aktivitäten nicht; 
sie waren für seine Vorgesetzten bislang offenbar kein 
Problem. Er konnte auch in einem von der Stiftung des 
Deutschen Bundeswehrverbandes gesponserten Sam¬ 
melband um „Soldatentum“ veröffentlichen und 2014 
beim offiziellen Akt zum Volkstrauertag vor Soldaten 
und Bürgern in Eslam/Oberpfalz sprechen. 

(Süddt.Ztg. v. 19.5.2017/Azadi) 


UNTERSTÜTZUNG 

Im Mai erhielten zehn politische Gefangene für Einkauf in den Gefängnissen einen Betrag in Höhe von insgesamt 

1030,- €. 
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Gegen den barbarischen IS - 
Solidarität mit den 
Syrischen Demokratischen Kräften - 
Für einen demokratischen Konföderalismus 

N achdem die Stadt Kobane in Nordsyrien im September 2014 durch die Ban¬ 
den des sogenannten Islamischen Staates (IS) angegriffen und nach langer 
Belagerung im Januar 2015 endgültig durch die Volksverteidigungseinhei¬ 
ten Yekineyen Parastina Gel (YPG) und die Frauenverteidigungseinheiten Yeki- 
neyen Parastina Jin (YPJ) befreit wurde, steht fest: Der IS ist besiegbar. In der Folge 
gelang es, den IS aus zahlreichen weiteren Städten zu vertreiben. Dafür wurden 
YPG/YPJ weltweit gefeiert. Einzig die Türkei bezeichnet sie bis heute als „Terro¬ 
risten“, so wie sie es mit allen politischen Gegnern macht. 

Die Bundesregierung übernimmt nun die Sichtweise des AKP-Regimes von Recep 
Tayyip Erdogan. Nach der Beschneidung der politischen Rechte der in Deutschland 
lebenden Kurdinnen und Kurden durch das Betätigungsverbot der PKK von 1993, 
hat sie Anfang März den nächsten Schritt gemacht und die Symbole der prokurdi¬ 
schen Partei der Demokratischen Union (PYD) Nordsyriens, der YPG und YPJ ver¬ 
boten. 

Die Befreiung der syrischen Stadt Rakka, die der sogenannte Islamische Staat im 
Januar 2014 in seine Gewalt gebracht und zu seiner Hauptstadt erklärt hatte, steht 
bevor. Menschen, die aus der Stadt fliehen konnten, berichten von der grausamen 
Terrorherrschaft des IS, den öffentlichen Folterungen und Hinrichtungen, der tota¬ 
len Entrechtung der Frauen und von unsäglichen Alltagsschikanen. Wie überall, wo 
der IS in die Defensive gerät, nimmt er die Zivilbevölkerung als Geisel und hinter¬ 
lässt im wahrsten Sinne des Wortes vermintes Gelände. 

In den Reihen der Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF), in denen YPG und YPJ 
die stärkste Kraft sind, kämpfen Kurden, Araber, Aramäer, Assyrer, Turkmenen, 
Armenier, Tschetschenen, Tscherkessen, Muslime, Christen und Jesiden Seite an 
Seite mit Unterstützung der Anti-IS-Koalition gegen die Terrororganisation IS. 

Ihr Zusammenhalt, ihre Moral sollten die Grundlage für die Zukunft Syriens und 
des Mittleren Ostens sein. Doch genau dies ist dem IS und der Türkei ein Dom im 
Auge. Deshalb greifen sie unablässig die selbstverwalteten, vorwiegend von Kurden 
bewohnten Gebiete im Norden Syriens an. So wurden allein zuletzt bei den Luftan¬ 
griffen der türkischen Armee in der Nacht auf den 25. April 18 Menschen in Rojava 
getötet. Zeitgleich starteten islamistische Gmppiemngen, die mit der Türkei koope¬ 
rieren, vom Boden aus Angriffe auf Stellungen der YPG und YPJ. Die Unterstüt- 
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zung der Türkei für dschihadistische Gruppen in Syrien ist so offensichtlich, dass selbst die Bundesregierung die 
Türkei unter Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan als „zentrale Aktionsplattform“ für islamistische Organisa¬ 
tionen im Mittleren Osten betrachtet. 

Wir wollen unsere Solidarität mit den Kräften zum Ausdruck bringen, die für Demokratie, Toleranz und 
Gleichberechtigung der Geschlechter, Ethnien und Religionen kämpfen und hierfür schon große Opfer gebracht 
haben. 

Plattform Solidarität mit der Föderation Nordsyrien/Rojava 
Berlin, Juni 2017 


Diese Erklärung haben unterzeichnet: 

Elisabeth ABENDROTH, Frankfurt/M. 

Dario AZZELLINI, Dr. der Politikwissenschaften und 
Soziologie 

Janet BIEHL, Theoretikerin, USA 

Murat QAKIR, Geschäftsführer Rosa-Luxemburg-Stif- 

tung Hessen 

Apl. Prof Alex DEMIROVIC, Goethe-Universität, 
Frankfurt/M. 

Prof. Reiner DIEDERICH, Vorsitzender der KunstGe- 
sellschaft e. V, Frankfurt/M. 

Dr. Rolf GÖSSNER, Rechtsanwalt/Publizist 

Prof. Dr. Ulrich GOTTSTEIN, Ehrenvorstandsmitglied 

der Ärztlichen Friedens Organisation IPPNW 

Dr. Friederike HABERMANN, freie Wissenschaftlerin 

Prof. Dr. Christian JOOSS, Initiative „Ökologischer 

Wiederaufbau Rojava “ 

Pater Wolfgang JUNGHEIM, Dialog-Kreis, Lahnstein 
Albrecht KIESER, Journalist, Köln 
Joachim LEGATIS, Bundesvorstand Deutsche Journa¬ 
listinnen- und Journalisten-Union in ver.di 


Prof. Dr. h.c. Ronald MÖNCH, Bremen 

Prof. Dr. Norman PAECH, Völkerrechtler, Hamburg 

Dr. Gisela PENTEKER, IPPNW 

Memo SAHIN, Geschäftsführer des Dialog-Kreises 

„Die Zeit ist reif für eine politische Lösung im Konflikt 

zwischen Türkei und Kurden “ 

Thomas SCHMIDT, Rechtsanwalt (Generalsekretär der 
Europäischen Vereinigung von Juristinnen & Juristen 
für Demokratie und Menschenrechte in der Welt, 
EJDM), Düsseldorf 

Marcus STAIGER, Journalist und Aktivist 
TORSUN von Ergotronic, Musiker - Electropunk 
Prof. Dr. med. Dipl. Soz.-Päd. Gerhard TRABERT, 
Sozialmediziner 

Prof. Kariane WESTRHEIM, Universität Bergen/Nor¬ 
wegen 

Dr.med. Michael WILK, Wiesbaden 

Raul ZELIK, Autor, Berlin 

Prof. Dr. phil. Dipl.-Päd. Maud ZITELMANN 


VERBOTSPRAXIS 


Demo der PYD gegen Kriminalisierung und 
Spaltung von Gesellschaften 

Am 17. Juni fand unter dem Motto „Solidarität mit 
Rojava und Shengal - Gegen die Kriminalisierung von 
PYD, YPG und YPJ“ eine von der PYD organisierte 
Demonstration in Berlin statt. 

Im Demo-Aufruf heißt es u.a.: „Deutschland treibt 
die Kriminalisierung der YPG und YPJ, aber auch der 
politischen Partei PYD am aktivsten voran. Die Emp¬ 
fehlung des Innenministers von Anfang März diesen 
Jahres, unter anderem die Flaggen der YPG, YPJ und 
der PYD bei öffentlichen Demonstrationen und Kund¬ 
gebungen zu verbieten, ist der Höhepunkt dieser Kri- 
minalisierungs- und Verbotspolitik. Kurd*innen in 
Deutschland, aber auch ihre internationalistischen 
Unterstützerinnen können heute auf deutschen Stra¬ 
ßen praktisch keine Solidarität mehr mit den demokra¬ 
tischen Errungenschaften sowie den Kampf und Wider¬ 


stand in Rojava und Shengal leben und zeigen. [...] Ob 
religiöser Fundamentalismus oder Nationalismus im 
Mittleren Osten und in Europa: Ziel ist stets, einen Keil 
in die Gesellschaften zu treiben. Emanzipatorische 
Alternativen zum bestehenden System sollen bereits im 
Keim erstickt werden.“ 

(Azadi) 

dokumentiert (leicht korrigiert): 

Die blutige Fahne von Rojava - Polizeigewalt 
auf Demonstration gegen das Fahnenverbot 

Rund 500 Personen nahmen heute an der Demonstra¬ 
tion mit dem Motto „Solidarität mit Rojava und Shen¬ 
gal - Gegen die Kriminalisierung der PYD, YPG und 
YPJ“ teil. Die bis dahin friedlich verlaufende Demons¬ 
tration wurde überschattet von gewaltsamen Angriffen 
der Polizei auf die Teilnehmer kurz vor Ankunft am 
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Abschlussort der 
Demonstration. 

Zwei Demonstran¬ 
ten wurden dabei 
verletzt und muss¬ 
ten im nahgelege¬ 
nen Bundeswehr¬ 
krankenhaus behan¬ 
delt werden. Meh¬ 
rere 

Demonstrationsteil¬ 
nehmer wurden 
festgenommen. 

Zu der Demons¬ 
tration hatte die 
Deutschlandvertre¬ 
tung der Partei der 
Demokratischen 
Einheit (PYD) aus Roj ava/Nordsyrien aufgerufen, um 
gegen das vom Bundesinnenministerium am 2. März 
erlassene Symbolverbot zu protestieren, das unter 
anderem ihre Partei sowie die Fahnen der Volks- und 
Frauenverteidigungseinheiten der YPG und YPJ 
umfasst. 

Doch auch die angemeldete Demonstration wurde 
von der Polizei mit scharfen Auflagen belegt. So heißt 
es in dem Auflagenbescheid der Polizei u.a.: „Das Wer¬ 
ben für die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) sowie 
deren Nachfolge- und Terrororganisationen in Wort, 
Schrift oder Bild wird untersagt. Kennzeichen, Sym¬ 
bole oder Embleme dieser Organisationen sowie Bilder 
des Vorsitzenden Abdullah Öcalan dürfen weder auf 
Fahnen, Transparenten noch sonst mitgeführt werden 
Dies gilt gleichermaßen für Kennzeichen, Symbole 
oder Embleme der im Thema genannten Organisatio¬ 
nen Demokratische Einheitspartei (PYD), Volksvertei¬ 
digungseinheiten der PYD (YPG) und kämpfende 
Frauen-Einheiten der PYD (YPJ).“ 

Und so wurde bereits zu Beginn der Demonstration 
der Ort der Auftaktkundgebung von zahlreichen Poli¬ 
zisten umzingelt. Zahlreiche für verboten erklärte Fah¬ 
nen, die von den Demonstranten mitgeführt wurden, 
sind von der Polizei beschlagnahmt worden. Trotz der 
Repressionen der Polizei waren immer wieder auf der 
Demonstration Fahnen der YPG und YPJ zu sehen. Die 
Polizei stoppte daraufhin mehrfach den Protestzug, bis 
die „verbotenen Symbole“ verschwanden. Kurzzeitig 
kam es zu Unruhen, als die Polizei einen Demonstran¬ 
ten aus dem Demonstrationszug heraus festnahm. Sie 
legte der Person Handschellen an und stellte ihre Iden¬ 
tität fest. Danach wurde ein Platzverweis erteilt und der 
Demonstrant später wieder freigelassen. Mehrfach pro¬ 
vozierten türkische Faschisten die Demo, die die Teil¬ 
nehmerinnen mit sexistischen und nationalistischen 
Beschimpfungen attackierten. Während die Polizei die¬ 
sen Angriffen allgemein tatenlos zusah, war es der 


Besonnenheit 
der Demons¬ 
trationslei¬ 
tung zu ver¬ 
danken, dass 
es bei diesen 
Ereignissen 
zunächst zu 
keiner Eska¬ 
lation der 

Lage kam. 
Dafür 

sorgte aller¬ 
dings die 

Polizei, als 
sie kurz vor 
Abschluss der 
Demonstra¬ 
tion an der U-Bahn Haltestelle Schwartzkopffstraße 
unvermittelt die Demonstration angriff, um Personen 
festzunehmen. Es kam daraufhin zu tumultartigen Sze¬ 
nen. Die Polizei griff mit Pfefferspray und Schlagstö¬ 
cken die Demonstranten an. Mindestens zwei Demons¬ 
tranten wurden dabei verletzt. Ein Videoausschnitt, der 
in den sozialen Medien kursiert, zeigt, wie ein Polizist 
mit voller Gewalt auf den Kopf eines Demonstranten 
einschlägt, woraufhin dieser blutüberströmt am Boden 
liegen bleibt. Berichten zufolge sollen bei den Ereig¬ 
nissen bis zu sieben Demonstranten festgenommen 
worden sein. Augenzeugen berichten von einem völlig 
unnötigen Gewalteinsatz der Polizei zu einem Zeit¬ 
punkt, als die Demonstration im Begriff war, sich auf¬ 
zulösen. 

Auf eine Anfrage der Linkspartei im Bundestag 
drückte sich die Bundesregierung zuletzt noch davor, 
von einem bestehenden allgemeinen Verbot der Sym¬ 
bole der YPG und YPJ zu sprechen. Vielmehr hänge 
ein Verbot davon ab, in welchem Zusammenhang die 
Symbole öffentlich gezeigt würden (siehe hierzu 
http://www.ulla-jelpke.de/20 17/04/verbot-von-ypg-fah- 
nen-ist-hanebuechene-gesinnungsjustiz/). Die heutige 
Demonstration hat allerdings unter Beweis gestellt, 
dass wir von einem de-facto Verbot der Symbole der 
PYD, YPG und YPJ in Deutschland sprechen können, 
auch wenn sich die Bundesregierung aufgrund des 
möglichen öffentlichen Drucks davor scheut, dies offen 
zuzugeben. Mit der Kriminalisierung derjenigen Struk¬ 
turen und politischen Akteure, die derzeit vor den 
Toren von Rakka gegen den IS kämpfen, schadet die 
Bundesregierung dem internationalen Kampf gegen 
den sog. Islamischen Staat. Die Bilder von der heutigen 
Demonstration sind Ausdruck dieser Absurdität. 

(PM Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für 
Öffentlichkeitsarbeit e.V. v. 17.6.2017) 
www. civaka-azad. org // info@civaka-azad. org 
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75-jährige Kurdin wegen Kleid mit Emblem zu 
Geldstrafe verurteilt 

Die 75-jährige seit 23 Jahren in Bremen lebende Kur¬ 
din Seri Görmez (ihr kurdischer Name: Xaltika Sore) 
wurde am 12. Juni vom Amtsgericht Köln zu einer 
Geldstrafe von 300 Euro verurteilt, weil sie auf einer 
Demonstration ihre traditionelle Kleidung in den kurdi¬ 
schen Farben mit einem unter das PKK-Verbot fallende 
Amulett getragen hatte. Sie nahm am 12. November 
2016 in Köln an einem Protestmarsch gegen die Politik 
des Erdogan-Regimes teil und geriet wegen des an der 
Kleidung befestigten Emblems in den Fokus der Poli¬ 
zei. „Was auch immer der Preis sein mag, ich werde 
diese Kleider weiter tragen und meine Symbole unter¬ 
stützen“, sagte sie nach dem Prozess. Gegenüber der 
kurdischen Nachrichtenagentur ANF schilderte sie die 
Ereignisse des Demotages: „Als ich alleine war, kam 
die Kölner Polizei und sagte mir, dass ich Kleidung 
trüge, die in Deutschland verboten sei. Ich erklärte 


ihm, keine andere Sachen bei mir zu haben und wei¬ 
gerte mich, sie trotz des Drucks durch die Polizei, aus¬ 
zuziehen. Danach zogen sie mir das Kleid aus und ich 
stand dort nur in Unterwäsche. Nachdem mich die 
deutsche Polizei attackiert hatte, kamen mir Leute zu 
Hilfe. Die Polizei wollte eindeutig provozieren.“ 

(ANF v. 13.6.2017) 


REPRESSION 



VS in Thüringen abgeschafft ? 

Sieht nicht so aus 

Thüringens Ministerpräsident Bodo Ramelow (Die 
Linke) zog am 6. Juni eine positive Zwischenbilanz zur 
seit zweieinhalb Jahren bestehenden Koalition aus 
Linkspartei SPD und Grünen. Von der jungen weit nach 
ihrer Einschätzung - insbesondere hinsichtlich der 
Abschaffung des VS - befragt, sagte Johanna Scherin- 
ger-Wright, Landtagsabgeordnete für Die Linke: „Es 
wurde im Koalitionsvertrag vereinbart, dass die 
Behörde keine V-Männer mehr beschäftigen darf. 
Zudem sollten Menschen und Gruppen nicht mehr nur 
wegen ihrer Weltanschauung überwacht werden. Doch 
es gibt diese Ausspitzelung noch immer. So wird etwa 
die Kommunistische Plattform in der Linkspartei über¬ 
wacht. Das gleiche gilt für verschiedene Antifa-Grup¬ 
pen. Es ist auch nicht sicher, ob wirklich alle V-Männer 
abgeschaltet wurden. Der Amtsleiter des hiesigen Ver¬ 
fassungsschutzes brüstet sich immer wieder damit, dass 
seine Behörde natürlich weiterhin V-Leute beschäftige.“ 

(jwv. 7.6.2017) 

Bürgerrechtsorganisationen: Schwerste 
Grundrechtseingriffe durch Bundesregierung 

Zum Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zur Ein¬ 
führung der Online-Durchsuchung und Quellen-Tele¬ 
kommunikationsüberwachung im Strafverfahren, 
erklärten sechs Bürgerrechtsorganisationen u.a.: „Beide 
Maßnahmen stellen schwerste Grundrechtseingriffe 


dar, die in den vergangenen Jahren nicht nur die öffent¬ 
liche Debatte, sondern auch das Bundesverfassungsge¬ 
richt intensiv beschäftigt haben. Sowohl bei der 
Online-Durchsuchung als auch bei der Quellen-TKÜ 
dringen die Ermittlungsbehörden heimlich mittels Tro¬ 
janern in Computer, Tablets oder Handys des betroffe¬ 
nen Bürgers ein. Im Fall der Oneline-Durchsuchung 
können die Beamten auf sämtliche auf dem Rechner 
gespeicherte Daten zugreifen - und erhalten so eine 
praktisch umfassende Einsicht in das Leben des Betrof¬ 
fenen bis hinein in dessen Gedanken- und Gefühlswelt. 
Damit geht die Eingriffsintensität dieser Maßnahmen 
noch deutlich über die des Großen Lauschangriffs 
hinaus - der bislang eingriffsintensivsten Ermittlungs¬ 
maßnahme. 

Eine Überwachungsmaßnahme mit derart totalitä¬ 
rem Potenzial, die in der Praxis zudem kaum kontrol¬ 
lierbar ist, hat in der Strafprozessordnung nichts zu 
suchen. 

Der Gesetzentwurf der Großen Koalition setzt sich 
über die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur 
heimlichen Infiltration informationstechnischer Sys¬ 
teme hinweg. 

Es ist ein Skandal, dass die Regierung praktisch 
heimlich und ohne öffentliche Debatte versucht, 
schwerste Grundrechtseingriffe in die Strafprozessord¬ 
nung einzuführen.“ 

(Humanistische Union e. V, Internationale Liga für Menschenrechte e. V, 
Komitee für Grundrechte und Demokratie e. V., Neue Richtervereinigung 
e. V, Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V. Vereinigung 
Demokratischer Juristinnen und Juristen e. V., vom 9. Juni 2017) 
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IMK im Repressionsrausch 
Fingerabdrücke auch von Kindern 

Am 15. Juni beschloss die Innenministerkonferenz 
(IMK) in Dresden ein „Musterpolizeigesetz“, mit dem 
einheitliche Sicherheitsstandards in den Bundesländern 
hergestellt werden sollen. Der Bundesinnenminister 
kündigte die Vereinheitlichung des Umgangs mit isla- 
mistischen Gefährdem an; das Bundeskriminalamt soll 
künftig federführend sein und nicht wie bislang die 
Landesämter. Im Gemeinsamen Terrorabwehrzentrum 
in Berlin, in dem sich mehr als 40 Sicherheitsbehörden 
austauschen, sollen dann Maßnahmen „besprochen und 
in den Ländern gemeinsam und verbindlich 
umgesetzt werden“, so de Maiziere. Geeinigt 
habe man sich auch darauf, dass Ermittler auf 
Messenger-Dienste wie Whatsapp zugreifen 
können müssen. „Das bedeutet zum Beispiel, 
dass man die Behörden rechtlich und technisch 
in den Stand versetzen muss, unter den gleichen 
Bedingungen, wie man ein Telefon oder eine 
SMS abhört, auch Informationen und Nachrich¬ 
ten auf Messenger-Diensten abgreifen können.“ 

Der Grünen-Abgeordnete Konstantin von 
Notz kritisierte, dass sich die Innenminister 
nicht „an die wichtigen und drängenden Struk¬ 
turfragen der Sicherheitsarchitektur ran getraut“ 
hätten. „Stattdessen redet man darüber, ob unter 
13-Jährige vom Verfassungsschutz beobachtet 


werden können.“ Darauf konnte sich die IMK zwar 
nicht verständigen, doch beschloss sie, dass bei der 
Identitätsprüfung von Asylsuchenden künftig auch Fin¬ 
gerabdrücke von Sechs- bis Vierzehnjährigen genom¬ 
men werden, um mögliche Mehrfachidentitäten abzu¬ 
klären. 

(Süddt.Ztg. v. 16.6.2017) 



ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


BAMF braucht länger 

Wie aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine 
Anfrage der Linken im Bundestag hervorgeht, dauert 
die Bearbeitung eines Asylantrags durch das Bundes¬ 
amt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) immer län¬ 
ger - im ersten Quartal durchschnittlich 10,4 Monate. 
Im Jahr 2015 waren es nur 5,2 Monate. Vermehrt kom¬ 
plexe Altfälle, die abgearbeitet würden, seien der 
Grund für den Anstieg. 

Seit Jahresbeginn seien laut Bundesregierung 77 
148 Flüchtlinge nach Deutschland gekommen, die 
meisten wie bereits im Mai aus Syrien. Weitere Grup¬ 
pen kamen aus dem Irak, aus Eritrea und Afghanistan. 
Im vergangenen Jahr habe das BAMF über 87 649 
Asylanträge entschieden - gut 45 Prozent davon wur¬ 
den abgelehnt. 

(NDv. 9.6.2017) 


CDU-Christen unter sich: 

Wettbewerb in Unmenschlichkeit 

Bundesinnenminister de Maiziere (CDU) hat eine 
effektivere Abschiebung abgelehnter Asylbewerber 
angedroht: „Alles, was wir in Gesetze schreiben, muss 
auch umgesetzt werden,“ sagte er am 16. Juni in Berlin 
auf einer Konferenz mit dem Titel „Optimierung des 
Rückkehrmanagements“. Er forderte „Härte und Rück¬ 
kehr“, insbesondere für jene, „die Straftaten begehen, 
tricksen oder täuschen“. 

Joachim Walter (CDU), Vizepräsident des Land¬ 
kreistages , meinte, dass von angeblich 500 000 „Aus¬ 
reisepflichtigen“ im vergangenen Jahr nur 80 000 die 
BRD verlassen hätten. Zudem monierte er, dass es in 
manchen Bevölkerungskreisen eine Haltung für ein 
„Bleiberecht für alle“ gebe. 

(jwv. 17.718.6.2017) 
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ZUR SACHE: PRASIDIAL- 
DIKTATUR TÜRKEI 


>- Laut Informationen der Bundesregierung sind mit 
Stand vom 15. Mai in der Türkei 44 Personen 
inhaftiert, die entweder die deutsche oder eine 
doppelte Staatsbürgerschaft. Es sind Fälle von 
Polizeigewahrsam, U-Haft sowie Inhaftierungen 
und Strafverbüßung. Dreizehn Menschen seien in 
diesem Jahr inhaftiert worden, die übrigen in der 
Zeit von 2006 bis 2016. Doppelstaatler haben völ¬ 
kerrechtlich keinen Anspruch auf konsularische 
Betreuung. 

>- Erdogan kündigte am 1. Juni an, Mauern an den 
Grenzen zum Iran und Irak errichten und die 
Sperranlagen an der syrischen Grenze vervollstän¬ 
digen zu wollen. Bislang sind dort 650 Kilometer 
derartiger Anlagen fertiggestellt. Die gesamte 
Grenze ist 911 Kilometer lang und soll mit einer 
Mauer versehen werden. 

>- Sollte der für den Militärputsch vom Juli 2016 
verantwortlich gemachte islamische Prediger Fet- 
hullah GÜLEN nicht innerhalb von drei Monaten 
in die Türkei zurückkehren, werde man ihm die 
Staatsbürgerschaft entziehen, drohte die türkische 
Regierung am 5. Juni. Auf der Liste des Innenmi¬ 
nisteriums über 130 auszubürgernde Personen, 
befinden sich auch die HDP-Abgeordneten Faysal 
SARIYILDIZ und Tugba HEZER. 

>- Am 6. Juni wurden Haus und Büro des Vorsitzen¬ 
den von Amnesty International in der Türkei, 
Taner Kilig, durchsucht. Er und 22 Anwälte in der 
Provinz Izmir sind festgenommen worden. Sie 
werden der Mitgliedschaft in einer Terrororganisa¬ 
tion (Gülen-Bewegung) beschuldigt. AI-General- 
sekretär Salil Shetty forderte die sofortige Freilas¬ 
sung aller. Kilig verteidige seit Jahren „genau jene 
Freiheiten, welche die türkischen Behörden jetzt 
zertrampeln“. Nach seiner Festnahme befindet 
sich Kilig inzwischen in Untersuchungshaft. 

>- Am 7. Juni stimmte das türkische Parlament der 
Stationierung von Truppen in Katar zu; die Abge¬ 
ordneten hatten zuvor im Eiltempo ein Verteidi¬ 
gungsabkommen mit dem Emirat gebilligt. Die 
Türkei verfügt bereits über eine Militärbasis in 
Katar. 

>- Wie Peter Newsham, Polizeichef von Washington, 
am 15. Juni mitteilte, hat die US-Justiz Haftbefehle 
gegen zwölf Leibwächter von Erdogan erlassen. 
Ihnen wird vorgeworfen, bei dessen Besuch in 
Washington am 16. Mai gewaltsam gegen 
Demonstrierende vorgegangen zu sein: zwölf 
Menschen wurden verletzt, darunter ein Polizist. 
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Erdogan reagierte hierauf erwartungsgemäß 
empört. Prompt wurde der US-Botschafter in 
Ankara ins türkische Außenministerium zitiert. 

>- Unter dem Motto „Adalet“ (Gerechtigkeit) begann 
am 15. Juni ein „Marsch für Gerechtigkeit“ von 
Ankara nach Istanbul, dem sich auch der CHP- 
Vorsitzende Kemal Kiligdaroglu anschloss. Ein 
Tag zuvor wurde der CHP-Abgeordnete Enis Ber- 
beroglu zu einer Haftstrafe von 25 Jahren verur¬ 
teilt. Er hatte in der Zeitung Cumhuriyet im Mai 
2015 einen Bericht über geheime Waffenlieferun¬ 
gen an Dschihadisten in Syrien veröffentlicht. 
Schon zuvor war deswegen der frühere Chefredak¬ 
teur Can Dündar zu einer mehrjährigen Freiheits¬ 
strafe verurteilt worden; er lebt heute in der BRD. 

Zur Erinnerung: die CHP unter Kiligdaroglu hatte 
im vergangenen Jahr nahezu kritiklos die autori¬ 
täre Politik Erdogans hingenommen. So stimmte 
sie auch der Aufhebung der Immunität von mehr 
als einem Viertel der Abgeordneten - hauptsäch¬ 
lich Parlamentarier* innen der prokurdischen HDP 
- zu. Sie hielt sich desweiteren zurück, als Mani¬ 
pulationsvorwürfe beim Referendum über das Prä¬ 
sidialsystem im April aufkamen. 

Die Polizei kündigte an, die Zahl der Marschteil¬ 
nehmer auf ein „vernünftiges“ Maß beschränken 
zu wollen. Außerdem werde kontrolliert, wer sich 
dem Protestzug anschließe. 

FAMILIENPATENSCHAFTEN 
Für die Würde der Menschen in 
Kurdistan 

Der brutale Krieg des türkischen Staates gegen 
die kurdische Bevölkerung hat verheerende hu¬ 
manitäre Folgen. Krieg und Instabilität beherr¬ 
schen die Türkei, allerdings nicht erst seit dem 
jüngsten Putschversuch des Militärs. Der Frie¬ 
densprozess mit den Kurden wurde schon vorher 
ad acta gelegt, Menschen- und Freiheitsrechte 
massiv beschnitten. In Folge wurde der faktische 
Ausnahmezustand mit monatelangen Ausgangs¬ 
sperren verhängt, ganze Stadtteile wurden von der Armee belagert und dem 
Erdboden gleichgemacht, hunderte Zivilisten starben, wurden gar bei lebendi¬ 
gem Leib verbrannt. Menschenrechtsorganisationen sprechen von 400000 Bin¬ 
nenflüchtlingen seit Mitte letzen Jahres. 

Diese Menschen brauchen unsere Hilfe! 

Werden Sie Pate für diese Familien! 

Der Rojava-Flilfs- und Solidaritätsverein aus der Türkei hat gemeinsam mit dem 
Kurdischen Roten Flalbmond (Fleyva Sor a Kurdistane) eine Patenschaftskampa¬ 
gne für diese Familien gestartet. Bisher konnten 3186 von 31 100 erfassten 
hilfsbedürftigen Familien unterstützt werden. 

Mit einem monatlichen Mindestbeitrag von 150 Euro - dieser kann auch von 
mehreren Personen zusammen getragen werden - leisten Sie, leistet Ihre Orga¬ 
nisation nicht nur einen finanziellen Beitrag für eine Familie, sondern Sie spen¬ 
den auch Floffnung und ermutigen die Menschen zu weiterem Widerstand 
gegen die Despotie. 

NAV-DEM Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland e. V. 

http://navdem.com | Weitere Infos zur Kampagne: I 

http://www.heyvasor.com/de 





KURDISTAN 


Duran Kalkan: Klare Position gegen 
Faschismus einnehmen! 

Kein schmutziges Spiel auf dem Rücken der 
Kurden! 

In einem Interview mit ANF 
zur Interessenspolitik gegen¬ 
über der kurdischen Gesell¬ 
schaft, sagte Duran Kalkan, 
Mitglied des Exekutivrats der 
Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) u.a.: „Vor dem Referendum 
hatte ich auf zwei Punkte aufmerksam gemacht. Falls 
mit „Ja“ gestimmt wird, wird im Inneren der Faschis¬ 
mus, die Unterdrückung und Verfolgung der Menschen 
zunehmen. Außen jedoch wird Erdogan eine 180-Grad- 
Wende einleiten. [...] Es gibt eine Brutalität in der Tür¬ 
kei, die den Faschismus des 12. September Regimes 
(Militärputsch vom Sept. 1980, Azadi) übertrifft. Nach 
außen hin wird jedoch eine Politik betrieben, die dem 
Betteln gleicht. Das geht von Russland bis Europa. 
Erdogan versucht, im Ausland mehr Unterstützung zu 
erhalten und sich als mächtige Kraft zu etablieren. Man 
könnte sagen, er handelt mit der Logik eines Händlers. 
Mit der Bedingung, gegen die Kurden zu agieren, ist 
die türkische Regierung bereit, allen Zugeständnisse zu 
machen. Er sagt damit: , Schweigt zu dem Völkermord 
an den Kurden und ich werde euch geben, was ihr 
wollt/ Und darauf beruht ihr Handel mit der USA, 
Russland und China. [...] 

Wir wissen nicht, was die USA bei den letzten 
Gesprächen von der Türkei erhalten hat. Wegen des 
Kampfes zur Befreiung Rakkas vom IS braucht sie die 
Kurden aus Rojava an ihrer Seite. Es könnte somit 
sein, dass sie der Türkei sagten: , Schweigt zu unserer 
Zusammenarbeit mit den Kurden, aber tut mit den Kur¬ 
den im Norden, was immer ihr möchtet. Wir unterstüt¬ 
zen euch dabei. 4 “ 

Es gehe um das Spiel: „Gegen die PKK könnt ihr 
alles tun, aber sagt nichts zur YPG.“ 

Bezogen auf das Anfang März von Bundesinnenmi¬ 
nister Thomas de Maiziere verfügte YPG/YPJ- und 
PYD-Flaggenverbot, sagte Kalkan: „Dies passierte 
kurz nachdem Erdogan nach Europa ging und verhan¬ 
delte. Man müsste die Bundesregierung fragen, welche 
wirtschaftlichen und politischen Interessen erfüllt 
ihnen Erdogan, dass sie dafür die YPG verbieten ? 
Zum einen heißt es, dass man den IS bekämpfe, aber 
auf der anderen Seite opfern sie das Wohl und die Exis¬ 
tenz der Gesellschaften mit dem Handel über Incirlik 
oder anderen wirtschaftlichen, politischen und militäri¬ 
schen Interessen. Man drückt ein Auge zu und wird 


mitschuldig an den verübten Massakern in der Türkei. 
[...] Mit Faschisten und Mördern kann es keine Bezie¬ 
hungen und Allianzen geben. Man muss eine klare 
Position gegen den Faschismus einnehmen. Jeder sollte 
sich gegen den Faschismus Erdogans stellen. [...] In 
Europa wütet der IS. Wer ist der IS? Wer regiert diesen 
? Hat er nicht Europa damit gedroht, dass er ,überall 
mit dem IS angreifen könnte? 4 Europa sollte dies nicht 
vergessen. Ihre Beziehungen mit der Türkei sind erns¬ 
ter als je zuvor. Es gibt eine ernste Auseinandersetzung. 
Aber sie versuchen, diese Gegensätzlichkeit zu einer 
Feindschaft gegen die PKK zu bündeln. Sie sollen 
untereinander tun, was sie wollen. Aber sie sollen 
damit aufhören, Handel über die PKK und die Kurden 
zu betreiben.“ 

(CivakaAzad v. 4.6.2017) 

25. September: Referendum in der 
Autonomieregion Südkurdistan/Nordirak 

Masud Barzani, Präsident der Autonomieregion Kur¬ 
distans im Nordirak, hat die Abhaltung eines Referen¬ 
dums über die staatliche Unabhängigkeit dieses Gebie¬ 
tes vom Irak auf den 25. September dieses Jahres fest¬ 
gelegt. Seinen Vorstellungen zufolge sollen sich auch 
die außerhalb der Autonomiezone liegende Region um 
die Erdölstadt Kirkuk und die jesidischen Siedlungsge¬ 
biete in Sengal (Sindschar) an der Abstimmung beteili¬ 
gen. Die Zentralregierung lehnt diese Ausweitung ab. 

Desweiteren ist beabsichtigt, am 6. November die 
längst überfälligen Neuwahlen zum kurdischen Parla¬ 
ment durchzuführen. Die Präsidentschaft Barzanis war 
eigentlich schon im Sommer 2015 abgelaufen, doch 
hielt er rechtswidrig an seinem Amt fest. 

(jw v. 9.6.2017) 

Anmerkung: Mit zweierlei Maß 

Alle Anklageschriften in Verfahren gegen kurdische 
Aktivisten nach § 129b StGB beinhalten Anschuldigun¬ 
gen der Bundesanwaltschaft, die PKK bzw. die KCK 
(Vereinigte Gemeinschaft Kurdistans) erstrebten 
„einen staatsähnlichen ,konföderalen‘ Verbund der 
kurdischen Siedlungsgebiete in der Türkei, in Syrien, 
im Iran und im Irak, vorgeblich unter Anerkennung der 
bestehenden Grenzen, jedoch unter Inanspruchnahme 
umfangreicher staatlicher Attribute wie Parlament, 
Gerichtsbarkeit, Armee und Staatsbürgerschaft“. 

Doch während das von Abdullah Öcalan entwickelte 
politische Projekt einer neuen emanzipatorischen 
Gesellschaftsordnung (Demokratischer Konföderalis- 
mus/Selbstverwaltung/Dezentralisierung) und dessen 
praktische Umsetzung insbesondere im kurdischen 
Siedlungsgebiet Rojava/Nordsyrien sowohl vom türki- 
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sehen AKP-Regime als auch von der Bundesregierung 
als terroristisch diffamiert werden, wird die kurdische 
Autonomieregion im Nordirak massiv unterstützt. Seit 
dem mörderischen Überfall des sog. Islamischen Staa¬ 
tes im Herbst 2014 auf die jesidische Bevölkerung im 
Sengal-Gebiet, ist offenbar, wer den Menschen seiner¬ 
zeit zu Hilfe gekommen ist. Die bewaffneten Einheiten 
der Peschmerga der kurdischen Autonomieregion des 
Nordiraks jedenfalls waren es nicht. Im Gegenteil: Sie 
verließen die Stadt und überließen die Bevölkerung den 
Mördern des IS. Es waren die Guerilla der PKK und 
die Verteidigungskräfte der YPG Rojavas, die sich den 
Dschihadisten entgegengestellt und Tausende Jesidin- 
nen und Jesiden aus dem Sindschar-Gebirge gerettet 
und ihnen die Flucht nach Rojava ermöglicht haben. 
Und schließlich war es auch die YPG, die Kobane vom 
IS befreit hat. 

Doch statt die multiethnisch, multikulturell und multi¬ 
religiös geprägten demokratischen Entwicklungen in 
Rojava zu unterstützen, hat sich die Bundesregierung 
an die Seite der auf feudalen Clan-Strukturen basieren¬ 
den kurdischen Autonomieregion des Nordirak gestellt, 
dessen Präsident Masud Barzani engstens mit dem 
AKP-Regime von Erdogan verbunden ist. Mit diesem 
teilt er die Bekämpfung der PKK, der nordsyrischen 
„Partei der demokratischen Einheit“ (PYD), der Volks- 
/Frauenverteidigungskräfte von YPG/YPJ und somit 
des Selbstverwaltungsprojekts Rojava. 


Daran beteiligt ist auch die Bundesregierung: Sie lie¬ 
fert im vorgeblichen Kampf gegen den sog. IS umfang¬ 
reich Waffen an die Peschmerga und lässt diese in 
Deutschland bzw. im Nordirak durch Offiziere der Bun¬ 
deswehr ausbilden. 

Dass die Interessen deckungsgleich sind, hat nicht 
zuletzt die Entscheidung des Bundesinnenministers 
Thomas de Maiziere vom 2. März dieses Jahres 
gezeigt, indem er die Bundesländer und Strafverfol¬ 
gungsbehörden in einem Rundschreiben davon in 
Kenntnis gesetzt hat, dass fortan sämtliche Symbole 
(33) bestimmter kurdischer Organisationen unter das 
PKK-Betätigungsverbot von 1993 fallen. Betroffen 
davon sind auch die Embleme der Volks-/Frauenvertei- 
digungskräfte YPG/YPJ, deren Einheiten zur interna¬ 
tionalen Anti-IS-Koalition unter Führung der USA, 
gehören. 

Die eine Autonomie im Nordirak mit allen „staatlichen 
Attributen “, einem angekündigten Referendum über die 
Loslösung von der Zentralregierung in Bagdad, das 
ohne deren Zustimmung gar über die Region ausgewei¬ 
tet werden soll, findet die Anerkennung und Unterstüt¬ 
zung der Bundesregierung, während das basisdemo¬ 
kratische Autonomieprojekt in Nordsyrien schlicht als 
Akt des Terrorismus denunziert wird. 

(Azadi) 


INTERNATIONALES 


Friedensprozess zwischen Regierung 
Kolumbiens und der FARC schleppend 

Am 27. Mai feierten die Revolutionären Streitkräfte 
Kolumbiens (FARC) den 53. Jahrestag ihrer Gründung. 
Zum letzten Mal beging die älteste Guerillaorganisa¬ 
tion Lateinamerikas den Jahrestag mit einem breiten 
Kulturprogramm als bewaffnete Organisation. Denn sie 
steht kurz vor ihrer Umwandlung in eine legale Partei, 
deren Name und Programm auf einem Kongress wahr¬ 
scheinlich im August beschlossen werden sollen. Die 
Kämpfer*innen befinden sich derzeit in 23 sog. Transi¬ 
tions- und Normalisierungszonen, in denen sie auf das 
zivile und politische Leben vorbereitet werden. Doch 
gibt es in der Mehrheit dieser Zonen - entgegen den 
Vereinbarungen mit der Regierung - keine Wasser- 
Strom- oder Sanitärversorgung. Die Guerilla musste 
provisorische Camps einrichten. Außerdem sind bis¬ 
lang nicht einmal ein Sechstel der mehr als 3 000 poli¬ 
tischen Gefangenen entlassen worden. Schleppend ver¬ 
laufen auch die Verhandlungen mit der Regierung über 
die zentrale Frage der Agrarkooperation. Ferner befin¬ 
den sich ultrarechte Todesschwadronen in der Nähe der 


Zonen. Sie versuchen, junge Kämpfer*innen abzuwer¬ 
ben. Der Oberste Gerichtshof behindert zudem die 
Umsetzung die für den Friedensprozess vereinbarte 
beschleunigte Verabschiedung notwendiger Gesetze. 
Dies hat zur Folge, dass nun über jede Änderung ein¬ 
zeln abgestimmt werden muss. „Dieser Prozess braucht 
mehr Taten und weniger Gesetze“, heißt es in einem 
Kommunique der Guerilla. 

Dennoch halten die FARC am Ende des bewaffne¬ 
ten Kampfes fest. Mit der Regierung wurde ein Fahr¬ 
plan über den Beginn der Wiedereingliederung der 
Guerilla in die Zivilgesellschaft vereinbart. 

(jw v. 2.6.2017/Azadi) 

Längster Hungerstreik palästinensischer 
Gefangener vorerst beendet 

Streikführer Marwan Barghuti erklärte den längsten 
Hungerstreik in der Geschichte der palästinensischen 
Befreiungsbewegung für vorläufig beendet. 40 Tage 
lag verzichteten über 1500 Gefangene in israelischen 
Gefängnissen auf jede Nahrung. Sie nahmen nur Was- 
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ser und Salz zu sich. „Die Gefangenen haben eine 
Anzahl gerechter und humanitärer Erfolge erringen 
können“, erklärte der Fatah-Aktivist in einem State¬ 
ment. Nach zähen Verhandlungen mit dem israelischen 
Staat dürfen die palästinensischen Gefangenen nun 
wieder zweimal im Monat von ihren Familien besucht 
werden, nachdem zuvor der zweite Besuch gestrichen 
worden war. Ein Verantwortlicher des Innenausschus¬ 
ses der Knesset sagte, dass der zweite Besuch nicht 
mehr habe stattfmden können, weil niemand auf paläs¬ 
tinensischer Seite die Busse habe bezahlen wollen, mit 
denen die Familienangehörigen nach Israel gebracht 
wurden. Diese Kosten werden jetzt vom Internationa¬ 
len Roten Kreuz übernommen. Über weitere Themen 
wie die Einrichtung von Gefängnisläden oder bessere 
medizinische Versorgung werde in der nächsten Zeit 
verhandelt. Sollten die Verhandlungen keine Ergeb¬ 
nisse zeitigen, könne jederzeit der Hungerstreik wieder 
aufgenommen werden, so Barghuti. Weiter erklärte er: 
„Ich rufe Präsident Abu Masen (Kampfname von Mah¬ 
mud Abbas, Azadi), die PLO-Führung und die nationa¬ 


len und islamischen Fraktionen auf, ihrer Pflicht 
gegenüber den Gefangenen gerecht zu werden, indem 
sie dafür arbeiten, sie zu befreien.“ 

Der Direktion der israelischen Haftanstalten warf er 
die Anwendung „Gestapo-artiger Methoden“ vor, um 
den Hungerstreik zu brechen. Doch seien alle Repres¬ 
sionen gescheitert. 

(jw v. 2.6.2017/Azadi) 

Weg frei für weitere EU-Militarisierung 

Am 15. Juni verabschiedeten die EU-Mitgliedstaaten 
den Text zur Errichtung der EU-Kommandozentrale für 
Militäreinsätze im Ausland. Dieses Hauptquartier soll 
zunächst die EU-Ausbildungseinsätze in Mali, Somalia 
und der Zentralafrikanischen Republik führen. Nach 
Ansicht der EU-Außenbeauftragten Federica Moghe- 
rini handele es sich um eine wichtige Entscheidung zur 
Stärkung der Verteidigung Europas. 

(Süddt.Ztg. v. 9.6.2017) 


DEUTSCHLAND 

SPEZIAL 


Majestätsbeleidigung passe 

In der Nacht zum 2. Juni hat der Bundestag einstimmig 
die Streichung des § 103 StGB (Majestätsbeleidigung) 
beschlossen. Dieser Paragraf stellte die Beleidigung 
von Organen und Vertretern ausländischer Staaten 
unter Strafe, was zu Gefängnisstrafen bis zu drei Jah¬ 
ren führen konnte. Der türkische Präsident Recep T. 
Erdogan hatte ihn 2016 genutzt, um gegen den ZDF- 
Moderator Jan Böhmermann vorzugehen, der ein 
„Schmähgedicht“ gegen ihn verfasst hatte. Das Straf¬ 
verfahren wurde allerdings eingestellt. 

(jwv. 3.6.2017) 

Luftwaffenstützpunkt Incirlik mit 

Bundeswehrsoldaten passe 

Türkischer Außenminister sagt „freundlich Auf Wieder¬ 
sehen“ 

Nach einem gescheiterten Gespräch von Außenminis¬ 
ter Sigmar Gabriel mit seinem türkischen Amtskolle¬ 
gen Mevlüt Cavusoglu in Ankara über ein grundsätzli¬ 
ches Besuchsrecht für Bundestagsabgeordnete bei auf 
dem NATO-Luftwaffenstützpunkt Incirlik stationierten 
260 Bundeswehrsoldaten, erklärte Gabriel: „Wir wer¬ 
den die Soldaten aus Incirlik verlegen müssen.“ Weiter 
meinte er: „Längst geht es nicht mehr nur um den 


gemeinsamen Kampf gegen den IS, sondern auch um 
Innenpolitik. Wir dürfen nicht zulassen, dass unsere 
Soldaten zum Spielball der politischen Wetterlage wer¬ 
den.“ Dies war ein letzter Einigungsversuch des 
Außenministers in der Auseinandersetzung um von der 
türkischen Regierung ausgesprochenen Besuchsver¬ 
bote. 

Cavusoglu meinte, die Abgeordneten könnten Bun¬ 
deswehrsoldaten auf dem Stützpunkt in Konya besu¬ 
chen, nicht aber in Incirlik: „Im Moment sind die 
Bedingungen nicht gegeben.“ Schon vor diesem Kri¬ 
sengespräch hatte er geäußert, dass man die Soldaten 
willkommen geheißen habe, als sie gekommen seien, 
aber wenn sie gehen wollten, „dann werden wir ihnen 
freundlich Auf Wiedersehen sagen.“ Vermutlich wer¬ 
den sich die Soldaten und die „Tomado“-Aufklärungs- 
flugzeuge von Jordanien aus am Kampf gegen den IS 
beteiligen. 

(AFP, rokv. 5.6.2017) 

Das Bundeskabinett hat in seiner Sitzung am 7. Juni 
den Abzug der Bundeswehr aus Incirlik beschlossen. 
260 Soldaten, sechs „Tornado“-Aufklärungsjets, ein 
Tankflugzeug und 200 Container werden nach Jorda¬ 
nien verlegt. Bis Herbst dieses Jahres soll die Verle¬ 
gung vollzogen sein. 
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Yusuf Tas hat Hungerstreik erfolgreich 
beendet 

Nach 64 Tagen hat der türkische Aktivist der DHKP-C, 
Yusuf Tas, im Haftkrankenhaus Stuttgart-Hohenasperg 
seinen Hungerstreik beendet. Unter Verweis auf die 
Dolmetscherkosten hatte die Leitung der JVA Heims¬ 
heim eine Kommunikation des Gefangenen mit der 
Außenwelt in türkischer Sprache untersagt, weshalb er 
Ende März in einen unbefristeten Hungerstreik getre¬ 
ten ist. Nach einer Besetzung des Berliner Wahlkreis¬ 
büros des grünen Abgeordneten Christian Ströbele 
durch Mitglieder eines Solidaritätskomitees, hat dieser 
das Justizministerium in Baden-Württemberg ange¬ 
schrieben. Die grüne Politikerin Canan Bayram hatte 
Yusuf Tas besucht. Es gehe ihm den Umständen ent¬ 
sprechend gut, er benötige aber etwa zwei Wochen, um 
sich an normale Ernährung zu gewöhnen und stehe 
unter ärztlicher Überwachung. 

Nun darf Yusuf Tas auf türkisch telefonieren, Briefe 
schreiben und erhalten. Der Aktivist war 2015 nach 
§ 129b zu einer Haftstrafe von sechs Jahren wegen Mit¬ 
gliedschaft in der „Revolutionären Volksbefreiungspar¬ 
tei - Front“ (DHKP-C) verurteilt worden. 

(jwv. 6.6.2017) 

Anzeige gegen CIA-Vizedirektorin Gina 
Haspel 

Laut Mitteilung des in Berlin ansässigen European 
Center for Constitutional and Human Rights 
(ECCHR), wurde Anzeige gegen die stellvertretende 
CIA-Direktorin Gina Haspel beim Generalbundesan¬ 
walt gestellt. Menschenrechtler werfen ihr vor, 2002 
als Leiterin eines Geheimgefängnisses in Thailand täg¬ 
lich die Folter von Gefangenen überwacht zu haben. 
U.a. sei sie für „Waterboarding“ verantwortlich gewe¬ 
sen. 

US-Präsident Donald Trump hatte Haspel im Feb¬ 
ruar zur Vizedirektorin des US-Auslandsgeheimdiens¬ 
tes ernannt. Die Anzeige sei eine Ergänzung zur Straf¬ 
anzeige des ECCHR zum US-Folterprogramm, das 
dem Generalbundesanwalt bereits seit Dezember 2014 
vorliegt. 

Das Menschenrechtszentrum wirft Folter auch Ex- 
CIA-Chef George Tenet und Ex-US-Verteidigungsmi¬ 
nister Donald Rumsfeld vor. 

(jwv. 8.6.2017) 

Halim Dener und kein Ende 

Hatte der Bezirksrat von Hannover-Linden noch 
beschlossen, einen Platz in Gedenken an den im Juni 
1994 von einem Zivilpolizisten beim Kleben von ver¬ 
botenen ERNK-Plakaten erschossenen 16-jährigen 
Kurden in Halim-Dener-Platz umzubenennen, wurde 
die Entscheidung vom Verwaltungsrat der Stadt 


gekippt und an den Bezirksrat zurückverwiesen. Dieser 
stimmte in seiner Sitzung vom 7. Juni jedoch erneut für 
die Umbenennung. Im Vorfeld hatte Oberbürgermeister 
Stefan Schostok (SPD) bereits angekündigt, die Kom¬ 
munalaufsicht einschalten zu wollen. „Es liegt im Inte¬ 
resse der Landeshauptstadt, dass die innertürkischen 
Konflikte nicht im Stadtgebiet ausgetragen werden“ so 
Schostok. Die Initiative, die sich für den Halim-Dener- 
Platz einsetzt, verweist jedoch auf die Tatsache, dass 
der Jugendliche von einem deutschen Polizisten 
erschossen worden ist. „Die deutsche Gesellschaft 
muss sich damit auseinandersetzen. Damals galt die 
Gleichung Kurde - PKK - Terrorist - das war die 
Voraussetzung für die Geschehnisse“, betonte Dirk 
Wittenberg von der Initiative. 

In dem damaligen Prozess gegen den Polizisten, der 
Mitglied eines Spezialeinsatzkommandos gewesen ist, 
sagte dieser aus, dass sein Revolver im Zuge eines 
Gerangels mit dem Jugendlichen aus dem Holster 
gefallen sei und sich ein Schuss gelöst habe. Wirklich 
geglaubt hat das seinerzeit kaum jemand, doch wurde 
der SEK-Mann freigesprochen. 

Rechtsanwalt Dr. Rolf Gössner, damals Vertreter 
der Familienangehörigen von Halim Dener als Neben¬ 
kläger, hält auch heute noch die Aussage des Polizisten 
für „weiterhin erklärungsbedürftig“ und den Freispruch 
für nicht nachvollziehbar. „Da schwebt ein großes Fra¬ 
gezeichen.“ 

Herbert Schmalstieg (SPD), 1994 Oberbürgermeis¬ 
ter von Hannover, sprach damals bei der Trauerfeier 
und forderte die Abschaffung des PKK-Verbots. Heute 
spricht er sich gegen einen Halim-Dener-Platz aus: 
„Das trägt nicht zur Befriedung bei, sondern schürt 
Konflikte zwischen Kurden und Nichtkurden, die man 
nicht braucht“, erklärte er. Stattdessen schlägt er eine 
Gedenkplatte am Ort des Geschehens vor. 

(NDR 1 Niedersachsen v. 18.5./8.6.2017/Azadi) 

Bundestag billigt internationales Abkommen 
gegen Gewalt gegen Frauen 

Nach jahrelangen Diskussionen billigte der Bundestag 
am 1. Juni die sogenannte Istanbul-Konvention, die 
bereits 2011 vom Europarat verabschiedet worden war. 
Dieses internationale Abkommen stuft Gewalt gegen 
Frauen als Menschenrechtsverletzung und geschlechts- 
spezifische Diskriminierung ein. Ziel ist eine europa¬ 
weit einheitliche Regelung für Prävention, Opferschutz 
und Strafverfolgung. Von den 47 Europarats-Mitglie- 
dern haben 24 das Abkommen noch nicht ratifiziert, 
darunter die BRD. Doch habe eigenen Aussagen 
zufolge die Bundesregierung bereits alle Verpflichtun¬ 
gen aus der Konvention umgesetzt. Hierzu gehören 
z.B. Verschärfungen im Sexualstrafrecht. 

(jw 9.6.2017) 
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Steinmeier: Konflikte lösen mit mehr Waffen 

„Deutschland muss seine militärischen Fähigkeiten 
stärken“, sagte Bundespräsident Frank-Walter Stein¬ 
meier der FAZ vom 16. Juni. „Gerade weil wir zu den 
wenigen politisch, demokratisch stabilen Staaten welt¬ 
weit gehören, wird von uns erwartet, dass wir uns bei 


der Beilegung von Konflikten stärker beteiligen als vor 
zehn oder zwanzig Jahren.“ Für Deutschland und 
Europa hae sich das sicherheitspolitische Umfeld ver¬ 
ändert. Seitdem Russland die Krim annektiert habe, sei 
die „Frage von Krieg und Frieden“ zurückgekehrt. 

(ND v. 17./18.6.2017) 


UNTERSTÜTZUNGS¬ 

FÄLLE 


Im Juni erhielten zehn kurdische Gefangene insgesamt 1030, — € für Fi nk auf in den Gefängnissen. 


Adressen - Stand: Juni 2017 

Kenan BASTU (festg. 21.10.2015 / Strafhaft) 

Trift 14,29221 Celle 

Urteil OLG Celle am 01. September 2016: 

2 Jahre, 6 Monate / Revision verworfen - Mai 2017 

Verlegt (Juni 2017) in JVA Sehnde, Schnedebruch 8, 
31319 Sehnde 

Ahmet QELIK (festg. 18.7.2015 / U-Haft) 

Rochusstr. 350,50827 Köln 

Prozesseröffnung: 12. Mai 2016 vor OLG Düsseldorf 
Urteil OLG Düsseldorf am 24. Januar 2017: 3 Jahre / 
Revision 

Mustafa QELIK (festg. 11.11.2015 / Strafhaft) 

Schnedebruch 8,31319 Sehnde 
Urteil OLG Celle am 30. August 2016: 

2 Jahre, 6 Monate / Revision verworfen 

Verlegt (1. Juni 2017) in JVA Bremen, Am Fuchsberg 3, 
28239 Bremen 

Mehmet DEMIR (festg. 29.8.2014 / Strafhaft) 

Am Fuchsberg 3,28239 Bremen 

Urteil OLG Hamburg am 28. August 2015: 

3 Jahre / Revision verworfen 

Ali Hidir D0GAN (festg. 25.4.2016 / U-Haft) 

Alt-Moabit 12a, 10559 Berlin 

Urteil Kammergericht Berlin am 17. März 2017: 

2 Jahre, 4 Monate / Revision 


Zeki EROGLU (auf Ersuchen der BRD festg. 13. 4.2016 
auf dem Flughafen von Stockholm) 
am 6. Juli 2016 an BRD überstellt. 

Holstenglacis 3,20355 Hamburg 

Prozesseröffnung: 17. Februar 2017 vor Hanseat. OLG 

Bedrettin KAVAK (festg. 26.8.2015 / Strafhaft) 

Holstenglacis 3,20355 Hamburg 

Urteil OLG Hamburg am 3. August 2016: 

3 Jahre / Revision verworfen - April 2017 

Mai 2017: Verlegung in JVA Dortmund, Lübecker Str. 21, 
44135 Dortmund 

Muhlis KAYA (festg. 16.2.2016 / U-Haft) 

Aspergerstr. 60,70439 Stuttgart 

Prozesseröffnung: am 22. November 2016 vor OLG 

Stuttgart 

Ali ÖZEL (festg. 12.2.2015 / U-Haft) 

Aspergerstr. 60,70439 Stuttgart 

Urteil OLG Stuttgart am 13. Oktober 2016: 

3 Jahre, 6 Monate / Revision 

Hidir YILDIRIM (festg. 16.2.2017 / U-Haft) 

Alt Moabit 12a, 10559 Berlin 
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Verhandlungstermine §129b-Verfahren 
Juni /Juli 2017 

(ohne Gewähr; Termine können kurzfristig verlegt werden) 


Zeki EROGLU, Hanseat. Oberlandesgericht Hamburg, Sievekingplatz 3, Saal 288 
Jeweils 9.00 Uhr 

Dienstag, 2. Juni 
Mittwoch, 16. Juni 
Montag, 23. Juni 

Dienstag, 3. Juli - Saal 237 - 
Freitag, 10. Juli und 
Donnerstag, 21. Juli 

Muhlis KAYA, Oberlandesgericht Stuttgart, Olgastraße 2, Saal 4 
Jeweils 9.30 Uhr - 

Dienstag, 20. Juni 
Donnerstag, 22. Juni 
Dienstag, 27. Juni und 
Donnerstag, 29. Juni 

Dienstag, 4. Juli 
Donnerstag, 6. Juli 
Dienstag, 11. Juli und 
Donnerstag, 13. Juli 

Noch nicht eröffnetes Hauptverfahren: 

Hidir YILDIRIM, seit 16.2.2017 in U-Haft; JVA Berlin-Moabit 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 -16 79 39 45 
Mobil: 0174-65 98 967 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GENODEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


OLG Stuttgart verurteilt kurdischen Politiker 
zu mehrjähriger Haftstrafe 

A m 13. Juli endete vor dem Oberlandesgericht Stuttgart der im November 
2016 begonnene Prozess gegen den kurdischen Politiker Muhlis KAYA mit 
der Verurteilung zu einer Haftstrafe von 3 Jahren und drei Monaten. Der 6. 
Strafsenat sah es als erwiesen an, dass der 47-Jährige als PKK-Mitglied an der „aus¬ 
ländischen terroristischen Vereinigung“ (§ 129b StGB) beteiligt gewesen und von 
2013 bis 2015 verschiedene „Sektoren“ der PKK in Deutschland verantwortlich 
geleitet haben soll. 

Während die Vertreter der Bundesanwaltschaft eine Strafe von 3 Jahren und 9 
Monaten gefordert hatten, plädierten Verteidigerin Busl und Verteidiger Heyden¬ 
reich auf Freispruch und Aufhebung des Haftbefehls. In zahlreichen Anträgen haben 
sie die Verfassungsmäßigkeit der §§ 129a/b, Aspekte des Völkerstrafgesetzbuches, 
grundsätzliche Fragen des Rechts auf Widerstand, die politischen Entwicklungen in 
der Türkei und die gewaltsame, kriegerische Bekämpfung der Kurden durch den 
türkischen Staat thematisiert. Hierzu wurde im März auch der im Exil lebende 
HDP-Abgeordnete Faysal SARIYILDIZ gehört, der insbesondere über das grau¬ 
same Massaker der türkischen Sicherheitskräfte während der staatlich verhängten 
Ausgangssperren 2015 und 2016 an kurdischen Zivilisten in Cizre im Südosten der 
Türkei berichtet hatte. 

Wie Muhlis Kaya in seinem Schlusswort am 6. Juli ausführte, gehörte zu seinen 
als „terroristisch“ stigmatisierten Aktivitäten u.a. die „Organisierung von geneh¬ 
migten Demonstrationen, Kundgebungen und Konferenzen, Newrozfeierlichkeiten, 
Essens- und Getränkeständen“. Es sei ein „paradoxer Mechanismus“, dass selbst 
genehmigte Veranstaltungen den Kurden „als Straftat zur Last gelegt“ würden und 
dafür „so viel Mühe“ investiert werde. Es handele sich „in jeder Hinsicht um politi¬ 
sche Prozesse“ und zeige die „feindliche Haltung den Kurden und ihrem Freiheits¬ 
kampf gegenüber“. Diese Vorgehensweise diene „nicht der Lösung der seit 100 Jah¬ 
ren existierenden gesellschaftlichen und historischen Kurdenfrage“. Der türkische 
Staat sei „ein faschistisches Regime, das nichts toleriere, was in Zusammenhang mit 
der kurdischen Identität“ stehe. „Die Bezeichnungen der Städte, Dörfer, Wälder, 
Flüsse, selbst die Namen der Bäume“ seien türkisiert worden. Seit den 1990er Jah¬ 
ren bemühe sich „das kurdische Volk auf politisch-demokratischer Ebene um eine 
Lösung für seine Freiheit. Doch egal, wie viele kurdische Parteien gegründet wor¬ 
den seien: „sie wurden alle verboten“. Das Vorgehen des deutschen Staates „zu ver¬ 
stehen, fällt den Kurden sehr schwer“. [...] 

(PMAzadi v. 13.7.2017) 
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Business as usual: Festnahme eines 
kurdischen Aktivisten in Berlin 

Ungeachtet der jüngst erneut bekräftigten Bereitschaft 
von Präsident Erdogan zur Wiedereinführung der 
Todesstrafe, seine Drohung, Regimekritikern „die 
Köpfe abreißen“ zu wollen, der zahreichen Entlassun¬ 
gen in den letzten Tagen von angeblichen Gülen- 
Anhängem aus dem Staatsdienst sowie der Festnahme 
von Menschenrechtsaktivist*innen, unter ihnen auch 
der aus Berlin stammende Peter Steudtner, wurde am 
17. Juli in Berlin der kurdische Aktivist Zahir A. fest¬ 
genommen. 

Trotz aller Kritik aus deutschen Regierungskreisen 
am Vorgehen des Autokraten in Ankara, wurde ihm mit 
der Festnahme eines politisch aktiven Kurden erneut 
ein Bärendienst erwiesen. Statt Erdogan angesichts der 
aktuellen Ereignisse und auch vor dem Hintergrund der 
Operationen von Agenten des türkischen Geheimdiens¬ 
tes MIT in Deutschland gegen Kurd*innen und andere 
Oppositionelle die Stirn zu bieten, setzen Politik und 
Justiz ihre Kriminalisierungspraxis unvermindert fort. 

Wegen des Vorwurfs der angeblichen Unterstützung 
des Terrorismus wurden in der Türkei seit dem Putsch¬ 
versuch vor einem Jahr zahlreiche kurdische Akti¬ 
vistinnen und Politikerinnen festgenommen und 
inhaftiert. 

Auch Zahir A. beschuldigen die deutschen Strafver¬ 
folgungsbehörden, als Mitglied an einer „terroristi¬ 
schen Vereinigung im Ausland“ (§129a/b StGB) betei¬ 
ligt gewesen zu sein und in der Zeit von März 2014 bis 
Juni 2015 den PKK-Sektor „Nord“ verantwortlich 
geleitet zu haben. Eine individuelle Straftat wird auch 
ihm - wie in allen anderen § 129b-Verfahren auch - 
nicht vorgeworfen. 

Zahir A. wurde von Berlin nach Niedersachsen ver¬ 
bracht. Nach der heute erfolgten Eröffnung des Haftbe¬ 
fehls durch den Ermittlungsrichter des Oberlandesge¬ 
richts (OLG) Celle ist der Kurde in die JVA Celle ver¬ 
legt worden. 

Mit Zahir A. befinden sich nunmehr 11 kurdische 
politische Gefangene wegen des Vorwurfs der Mit¬ 
gliedschaft in und Unterstützung der PKK in Straf¬ 
oder Untersuchungshaft. 

AZADI erhebt schwere Anschuldigungen gegen die 
Verantwortlichen in Politik und Justiz. Solange auf 
dem Rücken von kurdischen und türkischen Oppositio¬ 
nellen innen-, außen- oder rüstungspolitische Interes¬ 
sen durchgesetzt werden, müssen sie sich eine Mit¬ 
schuld an den Entwicklungen in der Türkei vorwerfen 
lassen. 

So richtig es ist, dass die Bundesregierung den Fall 
des inhaftierten Journalisten Deniz Yücel vor den 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte bringen 
will, so falsch ist es, dass sie an einer strafrechtlichen 


Verfolgung von Kurdinnen und Kurden und einer diffu¬ 
sen Türkei-Politik festhält. 

Erwähnt sei, dass seit Mai 2015 eine von 
Anwält*innen aus den Niederlanden eingereichte 
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof in Luxem¬ 
burg anhängig ist, die eine Streichung der PKK von der 
EU-Terrorliste zum Gegenstand hat. 

(PM AZADI v. 19.7.2017) 

OLG Hamburg verurteilt Zeki EROGLU zu fast 
dreijähriger Haftstrafe 

Am 21. Juli endete der im Februar 
begonnene Prozess gegen Zeki 
EROGLU. Der 3. Senat des Han¬ 
seatischen Oberlandesgerichts 
verurteilte ihn wegen des Vor¬ 
wurfs der Mitgliedschaft in und 
Unterstützung einer „terroristi¬ 
schen Vereinigung im Ausland“ 
(§129 a/b StGB) zu einer Haft¬ 
strafe von 2 Jahren und 9 Monaten. Der Haftbefehl 
gegen ihn bleibt bestehen, die U-Haft wird bis zur 
Rechtskraft des Urteils nicht ausgesetzt, was bedeutet, 
dass er im UG Hamburg-Holstenglacis verbleibt. 

Zeki Eroglu war im April 2016 auf Ersuchen der 
deutschen Justiz auf dem Flughafen in Stockholm fest¬ 
genommen worden; am 6. Juli 2016 erfolgte die Über¬ 
stellung an die BRD. (http://tkhh.blogsport.eu/archive/277) 
Der Vorsitzende Richter warb in seiner Begründung 
intensiv um Verständnis für den Urteilsspruch: es wäre 
in diesem 5. PKK-Verfahren - wie bei den anderen 
auch - in Hamburg immer anerkannt worden, dass die 
Türkei kein Rechtsstaat sei, Menschenrechte miss¬ 
achte, die Kurden unterdrücke, foltern würde und 
extralegale Hinrichtungen exerziert würden. Das recht- 
fertige aber nicht, dass eine Organisation entscheide, 
„wer zu leben hat und wer nicht.“ Die „wahllose“ 
Ermordung von Polizisten und Soldaten sei durch keine 
Rechtsnorm gedeckt. Außerdem hätte seiner Meinung 
nach der 30-jährige bewaffnete Widerstand der PKK 
nichts für die Kurden gebracht. Beim Anhören dieser 
Begründung konnte man verstehen, wie sich so gemüt¬ 
liche Richterstühle in einem leger eingerichteten, licht¬ 
durchfluteten Büro mit Blick auf den Park in Hamburg 
anfühlen. Das Plädoyer von Zeki Eroglu vom 10.07. 
schien wie eine Märchenstunde am Senat vorbeigelau¬ 
fen zu sein. Dass es sich seit 90 Jahren um „Krieg“ 
handelt, der gegen die kurdische Bevölkerung geführt 
wird, und Menschen unter Kriegsbedingungen leben 
und handeln - Traumatisierung, Ohnmacht, Wunsch 
nach Rache, nach Befreiung - ein Schrei (Edvard 
Munch) käme dem bildlich gleich -, hat die Richter 
offenbar nicht erreicht. Das Büro ist doch zu weit weg 
von dieser Wirklichkeit. 

(Aus Bericht tatort kurdistan Hamburg v. 21.7.2017/Azadi) 
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Nachfolgend als Ergänzung der Bericht über den Ver¬ 
handlungstag vom 10. Juli (Plädoyers der Staatsanwalt¬ 
schaft, der Verteidiger sowie Ausführungen von Zeki 
Eroglu): 

Im §129b-Prozess gegen Zeki EROGLU vor dem Han¬ 
seatischen Oberlandesgericht plädierten in der Ver¬ 
handlung am 10. Juli sowohl die Staatsanwaltschaft als 
auch die Verteidigerin Britta Eder und Rechtsanwalt 
Alexander Kienzle. 

„Obwohl die Staatsanwaltschaft selbst noch einmal 
die Biographie von Zeki Eroglu wiederholte, die 
Zwangsumsiedlung von Zekis Familie aus Dersim, das 
Niederbrennen des Dorfes 1988, seine Aktivitäten für 
die HADEP, die zu seiner Verhaftung und dann Folter 
im Gefängnis du einer Verurteilung zu 12 Jahren Haft 
führten, erklärte sie, das rechtfertige nicht die Gegen¬ 
wehr. Vielmehr hob sie - die Situation in der Türkei 
vollkommen ignorierend - hervor, die PKK handele in 
der Türkei ,in Tötungsabsicht 4 gegen , Sicherheits¬ 
kräfte 4 ,“ heißt es in einem Bericht von 
Beobachter*innen des Prozesses. Weil laut Staatsan¬ 
waltschaft die Aktivitäten von Zeki Eroglu innerhalb 
der PKK-Strukturen erfolgt seien, seien diese im Rah¬ 
men des PKK-Betätigungsverbotes nicht erlaubt. Dies 
sei ihm bekannt gewesen. Außerdem werde die PKK 
international als terroristisch eingestuft. 

Unter starken Unmutsäußerungen des zahlreich 
anwesenden Publikums forderte die Staatsanwaltschaft 
eine Verurteilung zu 3 Jahren und 3 Monaten. 

Verteidigerin Britta Eder hat das Wort 

Sie betonte, dass „infolge des Faschismus im deut¬ 
schen Grundgesetz das Recht auf Widerstand (Artikel 
20, Abs. 4) ausdrücklich festgeschrieben 44 worden sei. 
Es sei „auf Leichenbergen 44 entstanden und „ein hoher 
Wert, welcher zu schützen sei“. 

Das Gericht müsste eigentlich „selbst einmal nach 
Kurdistan fahren, um die Situation dort einzuschät¬ 
zen“, insbesondere vor dem Hintergrund eines Frie¬ 
dens, der hier seit mehr als 70 Jahren herrsche. Sie 
stellte fest, dass den „Menschen in Kurdistan keine 
legale Alternative mehr 
geblieben“ sei und 
fragte, „was die Folgen 
gewesen seien, hätte es 
keine PKK gegeben“, 
die erst einen „Freiraum 
auch für eine zivilgesell¬ 
schaftliche Organisie¬ 
rung - wie etwa der 
HDP - ermöglicht habe. 

Dagegen habe „die 
Weltgemeinschaft“ den 
Widerstand der PKK 
nicht unterstützt und 
„den Protagonistlnnen 


nicht die Möglichkeit gegeben, offiziell als Kombattan¬ 
ten anerkannt zu werden“; stattdessen seien sie krimi¬ 
nalisiert worden. „Widerstand gegen Staaten werde 
hier nicht anerkannt, es sei denn, er entspräche den 
eigenen geopolitischen und ökonomischen Interessen“. 

Verteidiger Alexander Kienzle hat das Wort 

Der Rechtsanwalt erklärte, es gehöre vonseiten des 
Gerichts Mut dazu, die Strafverfolgungsermächtigung 
nach § 129b StGB von 2011 anzugreifen. Diese könne 
jedoch heute, 2017, auf keinen Fall mehr die Grund¬ 
lage der Verurteilung sein. „Eine rechtsstaatliche Ord¬ 
nung in der Türkei zu sehen, dazu gehörten wahrhaft 
dialektische F ähigkeiten. Rechtsstaatsdefmition 
schließe extralegale Tötungen, Manipulation von Wah¬ 
len etc. aus. Was es denn noch brauche, damit ein 
Widerstandsrecht nach Meinung des Gerichts zulässig 
wäre“. Kienzle forderte das Gericht auf, „mutig zu 
sein, denn in der Türkei seien alle Säulen des Rechts¬ 
staats vom Staat angegriffen worden, ein Widerstands¬ 
recht bestehe. Vor allem müsse man das Recht haben, 
hier in Deutschland mit demokratischen Mitteln Wider¬ 
stand zu leisten“. Er forderte das Gericht auf, „sich 
über politische Vorgaben hinwegzusetzen“. 

Schlussworte von Zeki Eroglu 

Zum Schluss ergriff auch der Angeklagte noch einmal 
das Wort und sagte, dass er im Schatten des Genozids 
in Dersim von 1937/38 aufgewachsen sei, bei dem 
100000 Menschen ermordet und Millionen vertrieben 
worden seien. Deshalb habe ihn persönlich insbeson¬ 
dere der Anklagepunkt sehr getroffen, das Dersim-Fes- 
tival organisiert zu haben. Schließlich verschwinde 
seine Muttersprache Zaza zunehmend. Es gebe nichts 
Natürlicheres, als dagegen Widerstand zu leisten. Er 
habe Folter und Gefängnis erlebt und da er nicht wolle, 
dass folgende Generationen dasselbe erleben müssen, 
sei ihm nichts anderes übrig geblieben, als dagegen 
anzukämpfen. 

Er rief das Gericht dazu auf, nach eigenem Gewis¬ 
sen zu handeln. Das weiße Hemd unter der schwarzen 

Robe stünde auch sym¬ 
bolisch für das Gewis¬ 
sen. 

Insbesondere vor 
vielen deutschen Unter¬ 
stützerinnen sagte Zeki 
Eroglu: Es lebe der 
Kampf des kurdischen 
Volkes für Frieden und 
Freiheit, für Geschwis- 
terlichkeit der Völker 
und Freiheit. 

(aus dem Prozessbericht v. 
10.7.2017/Azadi) 
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VERBOTSPRAXIS 


AZADI auch im VS-Bericht 2016 als 
„Beobachtungsobjekt“ gelistet 

Auch im Jahresbericht 2016 des Bundesamtes für Ver¬ 
fassungsschutz ist AZADI gelistet. In Kapitel „Sicher¬ 
heitsgefährdende und extremistische Bestrebungen von 
Ausländem (ohne Islamismus) 44 , Abschnitt V. (Über¬ 
blick mit Stmkturdaten zu Beobachtungsobjekten) 
steht der Rechtshilfefonds auf Seite 245 unter Punkt 
1.3 nach der PKK-Jugendorganisation Komalen 
Ciwan/Ciwanen Azad und dem Demokratischen 
Gesellschaftszentrum der Kurdinnen in Deutschland 
(NAV-DEM). Am Text hat das VS-Personal nach dem 
Prinzip „copy and paste 44 gehandelt. So steht dort wie 
schon 2015: 



Rechtshilfefonds für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 

http://www.nadir.org/nadir/initiativ/azadi/ 


„Bei dem AZADI e. V. Rechtshilfefonds für Kurdin¬ 
nen und Kurden in Deutschland 44 (AZADI e.V.) mit 
Sitz in Köln (Nordrhein-Westfalen) handelt es sich um 
einen Verein, dessen Hauptzweck in der finanziellen 
beziehungsweise materiellen Unterstützung von Perso¬ 
nen liegt, die aufgrund ihrer Tätigkeit für die PKK in 
Deutschland strafrechtlich verfolgt werden. Der 
Rechtshilfefonds übernimmt zum Beispiel ganz oder 
teilweise Anwalts- und Prozesskosten oder finanziert 
Zeitungsabonnements PKK-naher Zeitschriften für ver¬ 
urteilte Personen. Auf diese Weise sollen die Betroffe¬ 
nen auch weiterhin an die Organisation gebunden wer¬ 
den. Es bestehen enge Verbindungen zu PKK-nahen 
Organisationen und zur linksextremistischen Gefange¬ 
nenhilfsorganisation ,Rote Hilfe e.V. 4 . 44 

Gegen die Listung von AZADI im VS-Bericht 2015 
wurde Klage gegen das Bundesministerium des Innern 
eingereicht. Seitdem ist die Streitsache beim Verwal¬ 
tungsgericht Berlin anhängig. 

Wir verweisen auf unsere Ausfühmngen in den 
AZADI-Infos Nr. 161 (Juni 2016) und Nr. 164 (Sep¬ 
tember 2016), die auf unserer Intemetseite zu lesen und 
hemnterzuladen sind. 

(Azadi) 


BKA und Inlandsgeheimdienst reden 
„Terrorgefahr“ durch linke Syrien- 
Rückkehrer herbei 

Nachdem der Bundesinnenminister Anfang März die 
Liste verbotener Embleme kurdischer Organisationen 
u.a. um diese der PYD, YPG und YPJ auf 33 erweitert 
hatte, folgt nunmehr der nächste Schritt: Wie das 
FOCUS Magazin am 14. Juli verbreitete, soll in einem 
der Redaktion vorliegenden vertraulichen 67-seitigen 
Dossier des Bundeskriminalamts an alle Landeskrimi¬ 
nalämter vor einer angeblichen Terrorgefahr durch 
„linksextremistische Syrien-Heimkehrer 44 gewarnt wer¬ 
den. Danach sollen 38 deutsche linke Männer und 
Frauen in Syrien und im Nordirak von Kräften der 
YPG paramilitärisch ausgebildet worden sein und 
Erfahrungen im Kampf gegen den IS gemacht haben. 
Vier Personen würden - so mutmaßt das BKA - als 
„relevante Personen 44 oder einflussreiche Unterstützer 
der linken Szene eingestuft. Durch ihre Rückkehr nach 
Deutschland sei „eine durch die Erlebnisse vor Ort her¬ 
vorgerufene gesteigerte Aktivität - auch von strafrecht¬ 
licher Relevanz 44 denkbar. 

Es seien „aufgrund möglicher Radikalisierungspro¬ 
zesse terroristische Bestrebungen (...) grundsätzlich in 
Betracht zu ziehen 44 . 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz spekuliert 
mit: „aufgrund ihrer militärischen Ausbildung und 
erworbenen Kampferfahrung 44 würden die Rückkehrer 
„eine abstrakte Gefahr für die innere und äußere 
Sicherheit Deutschlands 44 darstellen. 

Damit stehen die bundesdeutschen Strafverfol¬ 
gungsbehörden wieder einmal fest an der Seite des tür¬ 
kischen Staates. Dessen vordringliches Ziel ist die 
Bekämpfung der nordsyrischen Kurden und hier insbe¬ 
sondere der Selbstverteidigungseinheiten YPG/YPJ, 
die als stärkste Gruppe innerhalb der Syrisch Demokra¬ 
tischen Kräfte (SDK) der US-geführten „Anti-IS-Alli¬ 
anz 44 angehören. Mehrfach hat Recep T. Erdogan in der 
Vergangenheit die USA aufgefordert, sich der Unter¬ 
stützung durch die kurdischen Kämpfer* innen zu ent¬ 
ledigen. Doch auch unter der Trump-Regierung wird 
eine solche Distanzierung verweigert. 

Neu ist es nicht, dass bundesdeutsche „Sicher- 
heits 44 behörden eine angeblich drohende Terrorgefahr 
durch Rückkehrer* innen heraufbeschwören. Als Ende 
der 1990-er Jahre eine Reihe deutscher Internationa- 
list*innen, die sich der kurdischen Guerilla der PKK 
angeschlossen hatten, nach einem Aufenthalt in den 
kurdischen Bergen nach Deutschland zurückkamen, 
setzte umgehend eine Hatz gegen sie ein. Es folgten 
verleumderische Artikel in bestimmten Medien, im 
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Rahmen der Strafverfolgung nach § 129a StGB, 
Beschlagnahmungen und Razzien mit schwerer 
Bewaffnung selbst im benachbarten Ausland während 
eines Treffens. Die Polizeiaktion war mit der Begrün¬ 
dung gerechtfertigt worden, dass der Personenkreis 
bewaffnet sei. Nichts davon entsprach der Wirklichkeit. 
Nie hat es eine Anklage, geschweige denn, einen Pro¬ 
zess gegeben und Jahre später wurden alle 129a-Ver¬ 
fahren eingestellt. In einem Fall allerdings bekundete 
der türkische Staat großes Interesse daran, einer Person 
habhaft zu werden, um sie in der Türkei wegen Terro¬ 
rismus anklagen zu können. Deshalb beantragte die tür¬ 
kische Justiz bei den bundesdeutschen Behörden eine 
Auslieferung und erließ einen internationalen Haftbe¬ 
fehl. Natürlich werden Deutsche grundsätzlich nicht 
ausgeliefert. 

(Focus v. 14.7.2017/Azadi) 


Verfahrenseröffnung wegen YPG/YPJ- 
Emblemen 

Bei einer Kundgebung am 1. November 2016 in Frank¬ 
furt/M. zum Tag der Solidarität mit Kobane/Rojava, 
wurden Symbole der kurdischen Verteidigungskräfte 
YPG/YPJ gezeigt, die seit Jahren einen konsequenten 
Kampf gegen den IS (Daesh) führen. Die Stadt Frank¬ 
furt hatte in ihrer Auflagenverfügung für diese Veran¬ 
staltung das Zeigen der Embleme verboten, doch wehr¬ 
ten sich hiergegen zahlreiche Kundgebungsteilneh- 
mer*innen und hielten kleine Plakate mit den Symbo¬ 
len kurdischer Organisationen hoch. Danach wurden 
Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes gegen das Ver¬ 
sammlungsgesetz eingeleitet. 

Der erste Prozess wird nun gegen zwei Frauen 
eröffnet. Er findet statt 

am Dienstag, 8. August 2017, um 9.30 Uhr, 
Amtsgericht, Hammelgasse 1, Raum 15 E 

(Azadi) 


VERFAHREN 

EINGESTELLT 


Verfahrenseinstellung wegen YPG/YPJ- 
Symbolen mit Anspruch auf Entschädigung 

Wie wir in der Mai-Ausgabe unseres Infodienstes (Nr. 
172) berichteten, fand die diesjährige 1. Mai-Kundge¬ 
bung auf dem Römerberg in Frankfurt/M. statt. Dabei 
geriet ein Transparent in den Fokus der Polizei. Auf 
ihm war zu lesen „Wir danken den kurdischen Vertei¬ 
digungskräften YPG/YPJ für die Befreiung der 
Jesid*innen vom IS“ und es wurde getragen von einem 
Mitglied des Arbeitervereins der ehemaligen Adler- 
Werke LAGG e.V. Die Polizei beschlagnahmte das 
Transparent und die Staatsanwaltschaft leitete ein 
Ermittlungsverfah¬ 
ren gegen Lothar 
Reininger wegen 
Verstoßes gegen das 
Vereinsgesetz ein. 

Dabei bezog sie sich 
explizit auf das 
Rundschreiben des 
Bundesinnenminis¬ 
teriums vom 2. 

März 2017 über die 
Erweiterung der 
verbotenen 
Embleme kurdi¬ 


scher Organisationen - u.a. von YPG/YPJ. Hiergegen 
und gegen die Beschlagnahme des Transparents hat 
sein Rechtsanwalt Beschwerde eingelegt, weil 
YPG/YPJ in der BRD nicht verboten seien und von 
den Strafverfolgungsbehörden keine Anhaltspunkte mit 
strafrechtlicher Relevanz vorgelegt oder vorgetragen 
worden seien. Deshalb sei von der Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens abzusehen. 

Am 20. Juni erhielt Lothar Reininger die Mitteilung 
der Staatsanwaltschaft Frankfurt/M., dass das Verfah¬ 
ren wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz nach § 
170 Abs. 2 Strafprozessordnung eingestellt wurde, weil 
„kein begründeter Tatverdacht mehr“ bestehe. Mehr 

noch: Nach dem 

Gesetz über die Ent¬ 
schädigung für Straf¬ 
verfolgungsmaßnah¬ 
men“ könne er wegen 
des Schadens durch 
vollzogene Strafver¬ 
folgungsmaßnahme - 
hier: Sicherstellung - 
Anspruch auf Ent¬ 
schädigung geltend 
machen. Der Antrag 
wurde gestellt. 

(Azadi) 
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REPRESSION 


Neue Besetzungsriege in Düsseldorfer 
CDU/FDP-Koalition 

Nach Ankündigung von NRW-Ministerpräsident 
Armin Laschet heißt der neue Landesinnenminister 
Herbert Reul (64), bisher Europaparlamentarier, wo er 
sich in den vergangenen Jahren dem „Kampf gegen die 
Zeitumstellung 44 gewidmet hat. Das Ministerium ist 
aber künftig im Kern nur noch zuständig für Polizei 
und Verfassungsschutz. Sein Staatssekretär wird Jürgen 
Mathies sein, der nach den Ereignissen der Silvester¬ 
nacht 2015 Polizeipräsident von Köln wurde, wo er 
seitdem mit harter Hand regierte. Veranstaltungen von 
Erdogan-Anhängem und Kundgebungen/Demos von 
linken Kurden hatte er im vergangenen Sommer mas¬ 
siv eingeschränkt. NRW soll nach den Plänen von 
CDU und FDP jetzt auch Beweissicherungs- und Fest¬ 
nahme-Einheiten (BFE) bekommen, die in anderen 
Bundesländern immer wieder durch Gewaltexzesse 
auffallen. 

Alle Angelegenheiten Migration und Flüchtlinge, 
Abschiebepolitik sind künftig beim Integrationsminis¬ 
terium angesiedelt, das von Dr. Joachim Stampf (FDP) 
geführt wird. Neu geschaffen wurde ein Heimatminis¬ 
terium, das die gesamte Kommunalverwaltung und 
Aufsicht übernommen hat. 

(NDv. 4.7.2017/Azadi) 

Strafrechtsanwalt Ali Aydin sieht 
Überreaktion von Ermittlungsbehörden: 

Es werden leichtfertig Existenzen vernichtet 

In einem Gespräch mit dem „Neuen Deutschland 44 zu 
Fragen des Rechtsstaats, antwortet Anwalt Aydm auf 
die Frage, wie es komme, dass „Terroristen angeklagt, 
vor Gericht aber freigesprochen 44 würden: „Es kommt 
leider zu oft vor, dass Staatsanwaltschaften Annahmen 
treffen, die mehr auf Fantasie als auf Fakten beruhen 44 . 
Schon oft habe er erlebt, „dass Zusammenhänge herge¬ 
stellt und Bewertungen vorgenommen werden, die 
nicht haltbar sind 44 . „Man liest als Verteidiger die Akten 
und denkt manchmal, der eine oder andere Staatsan¬ 
walt sollte hauptberuflich Fantasy-Bücher schreiben 44 . 

Bedenklich sei im neuen BKA-Gesetz die „geplante 
zentrale polizeiliche Mammutdatenbank 44 . Für die Bür¬ 
ger sei nicht nachvollziehbar, was mit den Daten 
geschieht. „Ich halte es für verfassungswidrig 44 . 

Zu sogenannten „Gefährdem 44 äußert der Jurist, 
dass diese „weder Verdächtige im Sinne der Strafpro¬ 
zessordnung noch Verursacher einer Gefahr im Sinne 
des Polizeirechts 44 seien. Für diese Personengruppe 
gebe es „unverhältnismäßige Regelungen wie Aufent¬ 


haltsvorgaben, Kontaktverbote und elektronische Fuß¬ 
fesseln 44 . Er selbst verteidige Mandanten, die als 
„Gefährder 44 eingestuft seien. 

„Immer öfter tauchen Polizei oder LKA-Beamte bei 
Arbeitgebern auf und sorgen dafür, dass unschuldige 
Personen ihren Job verlieren. Durch polizeiliche bzw. 
staatsanwaltliche Handlungen werden Existenzen zer¬ 
stört. Zum Teil sogar, nur weil sie jemanden kennen, 
der als Gefährder eingestuft wird 44 . 

Auf die Frage von ND, wie sich die Verfahren auf 
sein Verhältnis zum Staat ausgewirkt haben, antwortet 
Aydm: „Mein Vertrauen in den Rechtsstaat hat gelitten 
und leidet weiter. Man kann im Gefängnis landen, 
obwohl man unschuldig ist. [...] Es werden leichtfertig 
Existenzen vernichtet. 44 

(NDv. 4.7.2017/Azadi) 

Süddeutsche Zeitung beklagt geringe 
Freiheitsstrafen politisch aktiver Kurden 

In der Ausgabe der Süddeutschen Zeitung vom 23. Juli 
erschien unter der Überschrift „Recht und Rabatt 44 ein 
Beitrag von Ronen Steinke. Aufhänger seines Artikels 
war die Verurteilung von Zeki Eroglu am 21. Juli zu 
einer Freiheitsstrafe von - wie der Autor meint „nur 44 - 
2 Jahren und 9 Monaten. 

Steinke steigt ins Thema ein: „Schon oft hat der tür¬ 
kische Präsident Recep Tayyip Erdogan beklagt, die 
deutsche Justiz sei zu nachsichtig im Umgang mit kur¬ 
dischen Terroristen. Wieder scheint nun ein deutsches 
Gericht, dieses Mal das Hanseatische Oberlandesge¬ 
richt in Hamburg, diese Wahrnehmung zu bestätigen. 44 
Mit einem gewissen Unmut kommentiert Steinke die 
kritischen Worte, die der Vorsitzende Richter bei der 
Urteilsverkündung zur Verfolgung der Kurden in der 
Türkei äußerte. Beinahe bedauernd richtet der Autor 
seinen Blick in die frühen 1990-er Jahre, als gegen 
PKK-Kader noch richtig hohe Strafen verhängt wur¬ 
den, doch: „Diese Zeiten sind vorbei. 44 

Seit der Bundesgerichtshof im Oktober 2010 ent¬ 
schied, dass auch politisch aktive Kurdinnen und Kur¬ 
den als Mitglieder/Unterstützer einer „terroristischen 
Vereinigung im Ausland 44 (§§129a/b StGB) strafrecht¬ 
lich verfolgt werden können und das Bundesjustizmi¬ 
nisterium eine generelle Verfolgungsermächtigung 
erteilte, geht es - wie Steinke schreibt - „nicht mehr 
um die Verteidigung deutscher Rechtsgüter, sondern 
immer um Außenpolitik 44 . Das war für ihn allerdings 
kein Grund zur Kritik oder zumindest zu gewissen 
Bedenken. Stattdessen bedient er sich der Sichtweise 
des Verfassungsschutzes und beklagt, dass, seitdem der 
IS im „Nahen Osten um sich greift 44 , die PKK „hierzu- 
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freiheil 


„Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, 
dass der Ausnahmezustand, in dem wir leben, die Regel ist" 

Walter Benjamin, Philosoph, 1892 -1940 




lande an Reputation“ gewinne. Das könnte dann mög¬ 
licherweise „zu Rabatten“ (!) führen. 

In dem Beitrag des Juristen Steinke findet sich - im 
Gegensatz zu zahlreichen Rechtsanwälten, Rechtswis¬ 
senschaftlern oder Bürgerrechtlem - kein Funken einer 
kritischen Auseinandersetzung mit der Thematik. Kein 
Wort dazu, dass keinem der bislang angeklagten bzw. 
verurteilten kurdischen Aktivisten eine individuelle 
Straftat vorgeworfen wurde, sondern sie schlicht lega¬ 
len politischen Tätigkeiten nachgegangen sind. Kein 
Infragestellen der Rechtmäßigkeit der §§129a/b StGB, 
keine Erwähnung der historischen und völkerrechtli¬ 
chen Aspekte, keine kritische Auseinandersetzung mit 
dem Krieg des Erdogan-Regimes gegen die kurdische 
Bevölkerung im eigenen Land und völkerrechtswidrig 
über die Grenzen der Türkei hinaus. Keine Silbe über 
die deutsche Interessenspolitik. 

Die von ihm ferner genannten Zahlen zu Straf- und 
Ermittlungsverfahren oder angeblichen PKK-Anhän- 
gem hat er beim Verfassungsschutz bzw. dem Bundes¬ 
innenministerium abgefragt. 

Auch hier beklagt er, dass „nur mehr als 90 füh¬ 
rende PKK-Funktionäre“ seit 1992 verurteilt worden 
seien. In unseren Akten von AZADI befinden sich 
inzwischen über 150 „Fälle“ von verurteilten Kurdin¬ 
nen und Kurden - die Mehrzahl von ihnen nach §129 
und §§129a/b. 

Süddeutsche Zeitung wirbt mit Anzeige für Urlaub in der 
Türkei und lässt für kostenlose Reise von Journalisten 
ins Land werben 

Wie die „Nützlichen Nachrichten“, Nr. 6-7/2017 
berichten, hat die Süddeutsche Zeitung (SZ) am 15. 
Juli 2017 eine ganzseitige Anzeige mit der Überschrift 
„Sieg der Demokratie über den Terror“ veröffentlicht, 
während andere Zeitungen/Zeitschriften einen Abdruck 
verweigerten. Begleitend wurde mit einem Leitartikel 
„Auf in die Türkei“ dazu aufgerufen, Urlaub in der 
Türkei zu machen. Memo Sahin von der NN-Redak- 
tion hatte in einem Leserbrief an die SZ u.a. geschrie¬ 
ben: „Als Erdogan vor einem Jahr den Putschversuch 
als Geschenk Gottes (Allahin lütfu) nannte und wie ein 
Bulldozer über die ganze Gesellschaft rollte, seine Kri¬ 
tiker nach und nach einkassierte, konnte man solche 
Anzeigen noch dulden. Aber nachdem die einzelnen 
Teile des Puzzles ein gesamtes Bild darstellten und die 
Rolle des Geheimdienstes der Türkei und des General¬ 
stabs beim Putschversuch öffentlich wurde, sollte man 
von solchen Anzeigen Abstand nehmen, im Hinblick 
auf die verhafteten über 100 Journalisten, inhaftierten 
Parlamentarier und Bürgermeister sowie ins Gefängnis 
gesteckten über 50 Tausend Andersdenkende und über 
150 Tausend entlassene Lehrer, Wissenschaftler, 
Gewerkschafter und Intellektuelle.“ Memo Sahin wies 
in seinem Leserbrief ferner auf eine Meldung in der SZ 
hin, in der es um die Einladung der türkischen Regie¬ 


FREIHEIT FÜR DIE 

KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN 
IN DEUTSCHLAND 



Kurzbiografien der kurdischen Aktivisten, die sich derzeit in 
deutschen Gefängnissen in Straf- bzw. Untersuchungshaft befinden. 
Sie werden der Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung 
im Ausland" beschuldigt. 

Stand: März 2017 


AZADI e.V. 

Rechtshilfefonds 

für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 
Hansaring 82 • 50670 Köln 
Tel:0221/16 79 39 45 • azadi@f-online.de 


NAV-DEM e.V. 

Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland 
Neustr. 38 • 40213 Düsseldorf 
Tel: 0211 17 11 451 • info@navdem.com 


Wir haben ein DIN A5-lnfo mit dem Titel „Freiheit für die kurdischen Gefangenen in Deutschland“ 
erarbeitet. Nach einer kurzen Einleitung über die Kriminalisierung von Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland werden politische Gefangene vorgestellt und dargelegt, warum sie vor Staatsschutz¬ 
senaten bundesdeutscher Oberlandesgerichte angeklagt sind. 

Das Faltblatt kann bei AZADl angefordert werden: azadildt-online.de und hier als PDF herunterge¬ 
laden werden. 

—- 


rung an deutsche Journalisten mit Übernahme der 
Flug-, Übernachtungs- und Verpflegungskosten ging. 
Als er die Anzeige und den Urlaubsaufruf gelesen 
habe, sei ihm diese kleine Meldung wieder eingefallen. 
„Anscheinend reicht der lange und reiche Arm der tür¬ 
kischen Regierung auch nach Deutschland. Mit Anzei¬ 
gen und solchen Kommentaren beginnt man, ein 
Unrechtsregime zu verharmlosen.“ 

Memo Sahin ist mit seiner Kritik nicht alleingeblie¬ 
ben. Es gab heftige und empörte Reaktionen gegen die 
SZ. So meinte der Hamburger Joumalistikprofessor 
Volker Lilienthal, mit der Anzeige würden die Vorfälle 
nach dem gescheiterten Putsch beschönigt und die Fol¬ 
gen verschwiegen. 


Blick in die Vergangenheit: Die Rolle der Süddeutschen 
Zeitung 

An dieser Stelle wollen wir an einen Vorgang aus der 
Vergangenheit erinnern und es würde uns interessieren, 
was Ronan Steinke als Jurist hierzu sagen oder schrei¬ 
ben würde: 


Für den 24. April 2009 war die Eröffnung des Prozesses 
gegen den mutmaßlichen PKK-Deutschlandchef, 
Hüseyin A., angesetzt. 

In der Ausgabe der SZ vom 22. Januar 2009 erschien 
auf der prominenten Seite 3 ein ausführlicher Artikel 
des Enthüllungsjournalisten Hans Leyendecker über 
das noch nicht eröffnete Verfahren. Dabei wurde nicht 
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nur der Angeklagte mit vollem Namen genannt, son¬ 
dern auch die Vor- und Nachnamen einer Vielzahl von 
in dieses Verfahren involvierten Personen und weiteren 
Beschuldigten. Einzig dem von der Bundesanwalt¬ 
schaft als (Kron-)Zeuge benannten Kurden kam das 
Privileg zugute, mit abgekürztem Nachnamen bedacht 
zu werden. 

Der ganze Artikel war im Grunde genommen die 
Wiedergabe der Anklageschrift, in die dem Journalisten 
offenbar von der Bundesanwaltschaft großzügig Ein¬ 
blick gewährt wurde - und das vor der Eröffnung des 
Prozesses. Das Gericht ist schließlich der Ort, wo eine 
Anklage erhoben wird und nicht in einer Tageszeitung. 
Was sie danach schreibt, ist ihre Sache. 

Normalerweise haben ausschließlich Verfahrensbe¬ 
teiligte ein Recht auf Zugang zur Anklageschrift. Vor¬ 
zeitige Veröffentlichungen von dritter Seite können gar 
strafrechtlich geahndet werden. 

Nach unserer Auffassung hatte die SZ damals gra¬ 
vierend gegen die journalistische Sorgfaltspflicht ver¬ 
stoßen. Unabhängig von Art und Inhalt des Strafver¬ 
fahrens war das Vorgehen der SZ ein journalistisches 
Unding. 

(Azadi) 

Ausweitung der Polizeimacht auch in der BRD 
/Vorladungen der Polizei werden verpflichtend 

Nahezu unbemerkt hat sich mit dem „Gesetz zur effek¬ 
tiveren und praxistauglicheren Ausgestaltung des Straf¬ 
verfahrens“ eine gravierende Änderung eingeschlichen, 
die nach dem Bundestag auch vom Bundesrat am 7. 
Juli beschlossen wurde. Es geht um das Zeugnisverwei¬ 
gerungsrecht. 

Bislang musste man der Vorladung eines Staatsan¬ 
walts Folge leisten, nicht aber jener von Polizeibehör¬ 
den. Jetzt gilt diese Pflicht auch bei Vorladungen durch 
Polizeibehörden. Bei Nichterscheinen kann der Staats¬ 
anwalt ein Ordnungsgeld verhängen oder ein Richter 
Ordnungshaft verfügen. 

Das sei - so der Strafverteidiger Udo Vetter (auf 
seinem „lawblog“ macht er regelmäßig auf den Abbau 
von Bürgerrechten aufmerksam) - jedoch nicht das 
größte Problem. Früher musste auch mit Zwangsmit¬ 
teln rechnen, wer nicht bei der Staatsanwaltschaft 
erschien. Neu ist, dass die Polizei bei der Zeugenver¬ 
nehmung von der Kontrolle durch die Staatsanwalt¬ 
schaft, die ein Ermittlungsverfahren führt, entkoppelt 
werden könnte. Der Jurist befürchtet, dass die Staatsan¬ 
waltschaft künftig nicht mehr für jede Zeugenverneh¬ 
mung einen einzelnen Auftrag erteilen muss, sondern 
nur einen Auftrag allgemeiner Art an ein Polizeipräsi¬ 
dium richtet, Zeugen in allen Fällen eines Sachgebiets, 
z.B. organisierte oder politisch motivierte Verfahren, zu 
vernehmen. Das bedeutet, dass Polizeibeamte in ihrer 
Ermittlungsarbeit Zeugenbefragungen vornehmen kön¬ 


nen, ohne dass ein Staatsanwalt hiervon erführe. 
Ursprünglich sind Staatsanwaltschaften mit dem 
Reichsjustizgesetz 1877 zu dem Zweck geschaffen 
worden, um „Missstände im Verhalten der Polizei zu 
beseitigen und als deren Wächter zu dienen“, schreibt 
Susanne Beck, Strafrechtsprofessorin an der Uni Han¬ 
nover. Diese Leitungsfunktion als Grundsatz der Straf¬ 
prozessordnung wäre nach dem neuen Gesetz abge¬ 
schafft. 

Im Auftrag des Bundesjustizministers hatte der 
berüchtigte Koblenzer law-and-order-Oberstaatsanwalt 
Johannes Walter Schmengler im November 2014 ein 
Gutachten vorgelegt, in dem die Aussagepflicht gegen¬ 
über der Polizei befürwortet wird, weil Misstrauen 
gegenüber der Polizei ungehörig sei. Diese seien 
schließlich an Recht und Gesetz gebunden. Als Beweis 
nennt Schmengler in seinem Gutachten die geringe 
Zahl von Beschwerden gegen Polizisten. Eine 
Interviewanfrage des Neuen Deutschland hierzu ließ 
der Herr Staatsanwalt unbeantwortet. 

In einer Anhörung im Rechtsausschuss des Bundes¬ 
tages im März warnte Strafrechtsanwalt Stefan Conen, 
dass die geplante Aussagepflicht zu taktischer Miss¬ 
achtung der Selbstbelastungsfreiheit führen könne. Er 
sah die Gefahr, dass Beschuldigte als Zeugen vorgela¬ 
den und nicht über ihr Auskunftsverweigerungsrecht 
belehrt werden. Udo Vetter befürchtet, dass Polizisten 
ohne staatsanwaltliche Kontrolle auf den Gedanken 
kommen könnten, Zeugen zu zermürben. Zum Bei¬ 
spiel, indem sie diese zu weit entfernten Dienststellen 
vorladen. 

Noch im November 2006 hat die Bundesregierung 
Initiativen der Bundesländer, eine Aussagepflicht ein¬ 
zuführen, abgelehnt mit dem Bedenken, dass die Sach- 
herrschaft der Staatsanwaltschaft zurückgedrängt 
werde. Das wurde 10 Jahre später neu eingeschätzt. 

(NDv. 24.7.2017/Azadi) 

„Gefährliche“ und „relevante“ Personen 

Laut einem Bericht der „Welt“ vom 12. Juli gibt es 
dem Bundeskriminalamt zufolge derzeit eine geringe 
Zahl sehr gefährlicher „Linksextremisten“. Es seien 
derzeit vier vom BKA so eingestufte „Gefährder“ 
gelistet, ihnen würden mithin schwere Gewalttaten 
zugetraut. Rund 120 weitere Menschen würden als 
„relevante Personen“ geführt. 

Wie die „Rheinische Post“ berichtet, sind mit Ver¬ 
weis auf Zahlen des Bundesinnenministeriums in 
Deutschland im ersten Halbjahr 28 Terrorverdächtige 
in U-Haft, darunter 21 mutmaßliche Islamisten, vier 
mögliche Taliban und drei Verdächtige aus dem rechts¬ 
terroristischen Spektrum. 

(jwv. 13.7./NDv. 8./9.7.2017) 
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GERICHTSURTEILE 


Europäischer Gerichtshof: HAMAS bleibt auf 
sog. EU-Terrorliste 

Am 26. Juli entschied der Europäische Gerichtshof in 
Luxemburg, dass die radikalislamische HAMAS- 
Bewegung vorerst auf der EU-Liste „terroristischer 
Organisationen“ bleibt. Damit hob der EuGH das 
anderslautende Urteil eines Gerichts der EU auf und 
verwies den Fall dorthin zurück. Damit bleiben das 
Vermögen der Palästinenserorganisation gesperrt und 
die Reiseverbote in Kraft. Das EuG hatte argumentiert, 
dass der EU unzureichende Beweise vorlägen; die Ent¬ 
scheidung basiere auf Medienberichten statt auf 
Erkenntnissen einer zuständigen Behörde. Der EuGH 
wiederum befand, von Behörden angeführte Tatsachen 
seien nicht erforderlich bei der Entscheidung, ob Grup¬ 
pen auf der Liste blieben, sondern nur für deren erste 
Aufnahme in die Liste. Rechtssache C-79/15 P 

Europäischer Gerichtshof: TAMIL TIGERS zu 
Unrecht auf der EU-Terrorliste 

Der Europäische Gerichtshof entschied gleichzeitig im 
Falle der Tamilenorganisation LIBERATION TIGERS 
OF TAMIL EELAM (LTTE), dass diese in Sri Lanka 
zuletzt zu Unrecht auf der EU-Terrorliste gestanden 
hat. Die EU-Staaten hätten nicht ausreichend begrün¬ 
det, warum sie nach der militärischen Niederlage im 
Jahre 2009 davon ausgegangen seien, dass die Organi¬ 
sation weitere Anschläge verüben würde. Deshalb sei 
das Einfrieren von Geldern zwischen 2011 und 2015 
nichtig. Rechtssache C-599/14 P. 

(Der Tages Spiegel v. 26.7.2017) 

Bundesverfassungsgericht: Sogenannte 
Gefährder können abgeschoben werden 

Geht von ausländischen salafistischen sog. Gefährdern 
ein Terrorrisiko aus, dürfen laut einem am 27. Juli ver¬ 
öffentlichten Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
diese weiterhin aus Deutschland abgeschoben werden. 
Die Vorschrift im Aufenthaltsgesetz sei mit dem 
Grundgesetz vereinbar. Danach können Bundesländer 
die Abschiebung eines Ausländers verfügen, um terro¬ 
ristischen oder anderen Sicherheitsgefahren vorzubeu¬ 
gen. Dem Verfahren zugrunde lag der Fall eines Alge¬ 
riers, der 2003 in Deutschland erfolglos einen Asylan¬ 
trag gestellt hatte, weil von ihm das Risiko eines terro¬ 
ristischen Anschlags ausgehe. Spanien, Frankreich und 
die Schweiz hatten gegen ihn eine befristete bzw. 
lebenslange Einreisesperre erlassen. 

Aktenzeichen: 2 BvR 148/17 

(epd/ND v. 27., 28.7.2017) 


Bundesverwaltungsgericht: 

Ausweisung von Nuri G. wegen unterstellter 
PKK-Unterstützung rechtmäßig / Verfahren 
wird an VG Mannheim zurückverwiesen 

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig entschied 
am 27. Juli, dass Personen, die die PKK nicht direkt, 
sondern auch nur indirekt unterstützen, aus Deutsch¬ 
land ausgewiesen werden können. 

„In diesen Fällen, in denen Personen die PKK nur 
mittelbar unterstützen, liegt auch ein besonders 
schwerwiegendes Ausweisungsinteresse vor“, sagte 
Uwe-Dietmar Berlit, Vorsitzender Richter des 1. Straf¬ 
senats. 

Dem Beschluss zugrunde liegt der Fall des Kurden 
Nuri G. aus Heilbronn, der seit 1992 in Deutschland 
lebt. Der heute 52-Jährige hatte bei Einreise in die 
BRD Asyl beantragt und ist 1994 anerkannt worden; 
im Jahre 2002 erhielt er die Niederlassungserlaubnis. 
G. ist mit einer Türkin verheiratet und hat vier erwach¬ 
sene Kinder, die über eine deutsche Staatsangehörig¬ 
keit verfügen. 

Als er eine Reise in die Türkei beantragte, um seine 
kranke Mutter zu besuchen, habe die zuständige 
Behörde beim Landesamt für Verfassungsschutz nach¬ 
gefragt. Hierbei sei herausgekommen, dass Nuri G. 
Veranstaltungen der PKK besucht hatte und für den 
kurdischen Verein in Heilbronn tätig gewesen ist. Aus 
diesem Grund hätten die Behörden von ihm verlangt, 
auf seine „Anerkennung als Asylberechtigter und aus¬ 
ländischer Flüchtling“ zu verzichten, um einen türki¬ 
schen Pass zu erhalten. Das habe G. im Oktober 2012 
getan. Er habe das Dokument erhalten, doch habe das 
Regierungspräsidium Stuttgart im Dezember 2013 
gegen ihn eine Ausweisung wegen „Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung“ verfügt und eine 
Abschiebung in die Türkei angedroht. Sein Aufenthalt 
wurde auf den Stadtkreis Heilbronn beschränkt und 
ihm auferlegt, sich zweimal wöchentlich beim Polizei¬ 
revier zu melden. 

Die Klage gegen die Verfügung vor dem Verwal¬ 
tungsgericht Stuttgart 2015 war erfolgreich, der 
Bescheid des Regierungspräsidiums wurde aufgeho¬ 
ben, weil die Ausweisung ermessensfehlerhaft gewesen 
sei. Hiergegen ging die Behörde in Berufung vor dem 
Verwaltungsgerichtshof Mannheim und der 11. Senat 
sah die Rechtmäßigkeit der Verfügung. Es liege ein 
erhebliches Ausweisungsinteresse vor, weil Nuri G. die 
PKK seit längerem unterstütze. 

Gegen diese Entscheidung wiederum legte er 
Rechtsmittel ein, so dass der Fall vor dem Bundesver¬ 
waltungsgericht landete. 

Die Richter hoben das Mannheimer Urteil auf und ver- 
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wiesen das Verfahren zur weiteren Verhandlung und 
Entscheidung dorthin zurück. „Das Verfahren war 
zurückzuverweisen, weil verschiedene Punkte der wei¬ 
teren Aufklärung bedürfen, die wir als Revisionsgericht 
nicht leisten dürfen“, erläuterte Richter Berlit. Deshalb 
müsse weiter geklärt werden, „welche Aktivitäten er in 
Heilbronn beim kurdischen Heimatverein genau ausge¬ 
übt hat, nachdem seine Vorstandstätigkeit geendet hat.“ 
Das Mannheimer Gericht muss nun entsprechend der 


Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts ermitteln, ob 
der Verzicht der Flüchtlingseigenschaft überhaupt 
wirksam war, weil ungeklärt ist, ob die Behörden dies 
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) überhaupt gemeldet hatten. Aktenzeichen: 1 C 
28.16 

(NDv. 28.7.2017) 


ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


BAMF lehnt Asylantrag eines ehemaligen 
YPG-Kämpfers ab 

Ende Juni wurde der Asylantrag von Cano Boran 
[Name geändert], der 2014 in Nordsyrien für die YPG 
gegen den IS gekämpft hat, vom Bundesamt für Migra¬ 
tion und Flüchtlinge (BAMF) abgelehnt. Den Fall 
publik machte der Menschenrechtler Tobias Huch, der 
auf seiner Facebook-Seite hierüber berichtete. 

Trotz mehrmaliger Nachfrage der Tageszeitung 
Neues Deutschland (ND), wollte sich das BAMF 
hierzu nicht äußern. 

Cano Boran war im Herbst 2015 aus der Türkei 
nach Deutschland geflohen und stellte hier einen Asyl¬ 
antrag, weil er dort eine Gefängnisstrafe wegen seines 
YPG-Einsatzes bei der Verteidigung der nordsyrischen 
Stadt Kobane befürchtete. In der Türkei werden die 
nordsyrische Partei PYD und die Verteidigungskräfte 
PYD/PYJ als PKK-Ableger und mithin als Terrororga¬ 
nisationen eingestuft und deren Anhänger verfolgt. 

Gegenüber ND sagte Boran, weil er dem BAMF als 
Beleg für seinen Einsatz zahlreiche Fotos vorgelegt 
habe, sei ihm geglaubt worden. Doch führte das Amt in 
seinem Ablehnungsbescheid aus, dass „bei Wahrunter¬ 
stellung des Vortrages des Antragstellers bzgl. eines 
Kampfeinsatzes bei der YPG zur Befreiung der Stadt 
Kobane dies nicht zu einer Zuerkennung der Flücht¬ 
lingseigenschaft führen“ würde. Eine „Gefahr für Leib 
und Leben“ sei nicht gegeben. Es sei nicht davon aus¬ 
zugehen, „dass bei Abschiebung Folter, unmenschliche 


oder erniedrigende Strafe oder Behandlung“ drohe. 
Auch käme die Verletzung anderer Menschenrechte der 
Europäischen Menschenrechtskonvention nicht in 
Betracht. 

Dies wird u.a. damit begründet, dass sich Boran vor 
seiner Ausreise aus der Türkei im Herbst 2015 dort 
noch einen Pass besorgt habe, um das Land legal ver¬ 
lassen zu können. Aus Sicht des BAMF belege dies, 
dass er nicht von politischer Verfolgung betroffen 
gewesen sei. Zwischen seiner Rückkehr aus Syrien und 
seiner Ausreise aus der Türkei sei es ihm immerhin 
möglich gewesen, sich wirtschaftlich selbstständig zu 
betätigen. Boran hatte als konkreten Fluchtgrund ange¬ 
geben, dass er ab Sommer 2015 mehrmals von türki¬ 
schen Nationalisten bedroht worden sei und sein Laden 
später gebrannt habe. Diese Darstellung zieht das 
BAMF in Frage. 

Außerdem heißt es in dem Bescheid, dass „repres¬ 
sive oder präventive Maßnahmen“ zur Abwehr des 
Staates gegen Terrorismus „nicht flüchtlingsschutzrele¬ 
vant“ seien, wenn sie „demjenigen gelten, der Unter¬ 
stützungsmaßnahmen vomimmt oder sich terroristisch 
betätigt“. 

Auf die Frage des ND, was er im Falle einer 
Abschiebung erwarte, sagte Boran: „Sie als Journalis¬ 
ten sehen, was mit Ihren Kollegen in der Türkei 
gemacht wird. Da können Sie sich ja vorstellen, was 
mit einem ehemaligen YPG-Kämpfer passiert.“ 

(NDv. 2 7.7.2017/Azadi) 
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ZUR SACHE: PRÄSIDIAL¬ 
DIKTATUR TÜRKEI 


>- Einem Bericht der Frankfurter Allgemeinen Zei¬ 
tung (FAZ) vom 26. Juni zufolge stellt die EU der 
Regierung in Ankara 2016 und 2017 rund 3 Milli¬ 
arden für die Flüchtlingsbetreuung bereit. Das 
Geld sollte eigentlich nicht an die Regierung 
gehen, sondern nur an internationale Hilfsorgani¬ 
sationen wie UNICEF, das ROTE KREUZ oder an 
Einrichtungen der EU-Staaten. Doch sind von den 
bisher eingesetzten 811 Millionen Euro mehr als 
ein Viertel dem türkischen Staat zugekommen 
(Gesundheits- und Erziehungsministerium). Wei¬ 
tere 12 Millionen Euro erhielt die türkische Gene¬ 
raldirektion für Migrations-Management, die zum 
Innenministerium gehört. Unicef dagegen erhielt 
34 Millionen Euro und das Rote Kreuz 6,4 Millio¬ 
nen. Nach Angaben aus Diplomatenkreisen in der 
Türkei sei die Überwachung insbesondere im Bau¬ 
gewerbe wichtig, weil die Unternehmen und Ver¬ 
gabebehörden als korrupt gelten. Außerdem unter¬ 
hielten sie enge Beziehungen zur AKP. 

Zwischen 2014 und 2020 sind zur Vorbereitung 
einer EU-Mitgliedschaft der Türkei 4,45 Milliar¬ 
den Euro als so genannte Heranführungshilfen 
(IPA) vorgesehen. 

>- Am 29. Juni wurde dem Journalisten Jiyar Gol, der 
für den iranischen Dienst des britischen Senders 
BBC arbeitet, am Flughafen in Istanbul die Ein¬ 
reise in die Türkei verweigert. Vorübergehend 
wurde er in Polizeigewahrsam genommen. Auf 
Twitter schrieb Gol, das Einreiseverbot sei wegen 
seiner Reportagen erfolgt. 

>- Am 4. Juli begann in Ankara der Prozess gegen die 
frühere Ko-Vorsitzende der prokurdischen HDP, 
Figen Yüksedag. Ihr wird „Terrorpropaganda“ für 
die verbotene PKK vorgeworfen. Sie war am 4. 
November 2016 mit dem Ko-Vorsitzenden Sela- 
hattin Demirtas und neun weiteren HDP-Abgeord- 
neten festgenommen worden. Ihr droht eine Haft¬ 
strafe bis zu 83 Jahren. 

>- Unmittelbar vor dem G-20-Gipfel wies einem 
Bericht der Süddeutschen Zeitung vom 5. Juli 
zufolge der türkische Generalstab per Befehl vom 
9. Juni seine im Ausland stationierten Offiziere an, 
geflohene türkische Soldaten auszuforschen. Es 
sollten laut Informationen von Süddt. Zeitung, 
NDR und WDR alle Daten über ehemalige Offi¬ 
ziere beschafft werden, u.a., wo sie wohnen, Asyl¬ 
anträge gestellt haben oder ob sie Kontakte zu 
westlichen Regierungen oder Medien haben. Ins¬ 
gesamt sollen es mehrere Hundert Befehlsempfän¬ 


ger in NATO-Stützpunkten sein. Die aktuelle 
Order des Generalstabs ist ein weiter Beweis 
dafür, dass die Türkei in Deutschland vermeintli¬ 
che Staatsfeinde ausspionieren lässt. In diesem 
Zusammenhang ermittelt die Bundesanwaltschaft 
gegen mehrere DITIB-Imame und einen Funktio¬ 
när der Religionsbehörde DIYANET. Ermittelt 
wird außerdem gegen unbekannte Angehörige des 
türkischen Geheimdienstes MIT, die gezielt 
Gülen-Anhänger ausspioniert haben sollen. 

Für den Fall, dass die türkische Regierung die Ver¬ 
fassungsreform wie geplant umsetzen sollte, 
stimmte die große Mehrheit des EU-Parlaments 
am 6. Juli in einer Resolution für ein Aussetzen der 
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei. „Für uns ist 
diese Entscheidung null und nichtig“, tönte es aus 
dem türkischen Außenministerium. 

>- Selahattin Demirtas, Covorsitzender der Demokra¬ 
tischen Partei der Völker (HDP), verweigerte sein 
Erscheinen vor dem 35. Strafgericht in Ankara, 
weil er zu seinem Prozess am 7. Juli in Handschel¬ 
len vorgeführt werden sollte. Er ist seit dem 4. 
November 2016 inhaftiert. Die Staatsanwaltschaft 
fordert 142 Jahre Haft u. a. wegen „Terrorpropa¬ 
ganda“. 

>- „Sehen Sie, Hamburg brannte“, sagte Erdogan am 
12. Juli vor türkischen und ausländischen Investo¬ 
ren in Ankara und bezog sich auf den G20-Gipfel. 
„Wir haben auch einen G20 in der Türkei veran¬ 
staltet. Aber bei uns kam es nicht zu den gerings¬ 
ten Krawallen.“ Er wies jede Forderungen nach 
einer Aufhebung des bereits dreimal verlängerten 
Ausnahmezustands ab. Man werde sich nicht 
danach richten, was der Westen verlange. Der 
Ausnahmezustand sorge für eine „komfortable 
und friedliche Atmosphäre“. 

>- Am 13. Juli wurde Ali Avci, der Produzent eines 
Films über Erdogan, sowie eine weitere Person 
wurden in Istanbul in Gewahrsam genommen. 
Avci wird Mitgliedschaft in der „Fethullah Terror¬ 
organisation“ vorgeworfen. 

>- Der HDP-Abgeordnete Abdullah Zeydan aus Hak- 
kari wurde am 14. Juli zu einer Haftstrafe von acht 
Jahren, einem Monat und fünfzehn Tagen wegen 
angeblicher „Propaganda und Unterstützung einer 
Terrororganisation“ verurteilt worden. Am glei¬ 
chen Tag wurde die Abgeordnete £aglar Demirel 
aus Amed (Diyarbakir) wegen angebl. Mitglied¬ 
schaft in einer „Terrororganisation“ zu sieben Jah¬ 
ren und sechs Monaten verurteilt. 
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Bilanz: Putschversuch 15. Juli 2016 und 
Gegenputsch: 

Wegen angeblicher Nähe zur Bewegung des Predigers 
Fethullah Gülen, den das AKP-Regime für den 
gescheiterten Putsch verantwortlich macht, wurden in 
der Folge 111000 Staatsbedienstete entlassen und 
32000 suspendiert, von beiden Gruppen 35 000 wieder 
eingestellt. Unter den Entlassenen sind insbesondere 
Lehrer*innen inzwischen 33 000, von denen über 4700 
inhaftiert sind. Hinzu kommen 20 000 Lehrkräfte an 
privaten Bildungseinrichtungen, denen die Lehrberech¬ 
tigung entzogen wurde. Über 5000 Akademiker*innen 
sind entlassen worden, alle 1577 Dekane mussten 
zurücktreten. 15 Privatunis wurden geschlossen. Gegen 
insgesamt 170000 Personen sind Verfahren eingeleitet 
worden, häufig nur wegen Kommentaren im Internet. 
50000 Menschen wurden in U-Haft genommen, dafür 
wurden nichtpolitische Häftlinge großzügig amnestiert. 
In Haft kamen auch 2431 Richter, Staatsanwälte, 
darunter zwei Verfassungsrichter sowie Richter des 
höchsten türkischen Straf- und Verwaltungsgerichts. 
Bislang sind 110 Medien verboten, 20 später wieder 
zugelassen worden. 715 Presseausweise hat die Regie¬ 
rung für ungültig erklärt. 157 Journalistinnen befin¬ 
den sich in Haft. 

Ein Parlamentarier der CHP sowie elf Abgeordnete 
der prokurdischen Demokratischen Partei der Völker 
(HDP) sind im Gefängnis, darunter die beiden Ko-Vor- 
sitzenden. Zudem wurden 74 Bürgermeister*innen der 
HDP inhaftiert. In 89 Kommunen des überwiegend 
kurdisch besiedelten Südostens sind die Bürgermeis¬ 
terinnen abgesetzt und durch Regierungsvertreter 
ersetzt worden. Firmen wurden besetzt und Vermö¬ 
genswerte beschlagnahmt. 

Die von Erdogan schon lange geplante Re-Islami- 
sierung der Türkei steht bevor. 

(Fakten stammen aus dem ND v. 21.7.2017) 

>- Ein Jahr nach dem Putschversuch kündigte Recep 
T. Erdogan am 16. Juli vor dem Parlament in 
Ankara seine Bereitschaft zur Wiedereinführung 
der Todesstrafe an. Zuvor hatte er bei einer 
Gedenkfeier in Istanbul erklärt, dass er wisse, wer 
hinter der Gülen-Bewegung, der PKK und dem IS 
stehe: „Diesen Verrätern werden wir zuerst die 
Köpfe abreißen. 44 Ein Abbruch des EU-Beitritts- 
prozesses nimmt er in Kauf: „Was interessieren 
uns George oder Hans ? 44 

Parlamentspräsident Ismail Kahraman sagte: „Volk, 
Fahne, Koran, Glaube, Gebetsruf, Freiheit, Unab¬ 
hängigkeit sind unsere Ehre, unsere Würde. Dieje¬ 
nigen, die unsere Werte angreifen, brechen wir die 
Hände, schneiden ihnen die Zunge ab und vernich¬ 
ten ihr Leben. 44 


>- Am 17. Juli wurde der Menschenrechtsaktivist 
Peter Steudtner aus Berlin und sechs weitere Men- 
schenrechtler*innen, darunter die Landesdirektorin 
von Amnesty International (AI), in Istanbul unter 
dem Vorwurf der Unterstützung einer terroristi¬ 
schen Vereinigung in Untersuchungshaft genom¬ 
men. Sie waren am 5. Juli während eines von 
Steudtner geleiteten Workshops „Digitale Sicher¬ 
heit und Informationsmanagement 44 in einem 
Tagungshotel auf der Insel Büyükada bei Istanbul 
von Antiterroreinheiten festgenommen worden. 
Die Sprecherin des UN-Hochkommissariats für 
Menschenrechte, Elizabeth Throssel, hatte nach der 
Festnahme der Aktivist*innen geäußert: „Wir 
befürchten, dass sie mit hoher Wahrscheinlichkeit 
gefoltert oder auf eine andere Art grausam und 
entwürdigend behandelt werden. 44 Türkische 
Medien behaupten, Steudtner sei Agent des briti¬ 
schen Geheimdienstes MI 6 und habe einen Putsch 
gegen Erdogan vorbereitet. 

Mit ihm befinden sich derzeit zehn deutsche 
Staatsbürger wegen Terrorismusvorwürfen in tür¬ 
kischer Untersuchungshaft. 

Außenminister Sigmar Gabriel unterbrach seinen 
Urlaub und erklärte u.a.: „Das ist ein Zustand, den 
die Bundesregierung mit der Kanzlerin an der 
Spitze nicht einfach achselzuckend zur Kenntnis 
nehmen darf. Sie muss alle Maßnahmen ergreifen, 
um deutsche Staatsbürger zu schützen. 44 Er ließ am 
19. Juli den türkischen Botschafter ins Außenamt 
einbestellen und machte diesem klar, dass die Ver¬ 
haftungen „weder nachvollziehbar noch akzepta¬ 
bel 44 seien. Desweiteren sprach Gabriel eine Ver¬ 
schärfung der Reisehinweise für die Türkei aus. Er 
riet deutschen Urlaubern und Geschäftsleuten bei 
Reisen in das Land zu „erhöhter Vorsicht 44 , weil 
derzeit für „jeden deutschen Staatsbürger in der 
Türkei 44 die Gefahr bestehe, unrechtmäßig festge¬ 
nommen zu werden. Reisende sollten sich „in die 
Listen für Deutsche im Ausland bei Konsulaten 
und der Botschaft 44 eintragen lassen. 
SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz sagte gegen¬ 
über der BILD: „Deutsche Staatsbürger laufen in 
der Türkei Gefahr, zu Geiseln der Politik von Prä¬ 
sident Erdogan zu werden. Jetzt muss die Kanzle¬ 
rin Klartext reden. 44 

>- Cornelia Haß von der Deutschen Joumalistinnen- 
und Joumalisten-Union sprach von einer „neuen 
Eskalationsstufe: „Es geht hier um einen Frontal¬ 
angriff auf die Menschenrechtsbewegung insge¬ 
samt. 44 

Grünen-Vorsitzender Cem Özdemir forderte einen 
Stopp der Exportkreditgarantien über Hermes¬ 
bürgschaften und sein Kollege Omid Nouripour 
die Aufkündigung des Flüchtlingspaktes mit der 
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Türkei, weil Erdogan „in immer schnellerer Takt¬ 
folge austestet, wie weit er gehen kann“. 

Sevim Dagdelen, Bundestagsabgeordnete der 
Linksfraktion: „Die Beschwichtigungspolitik der 
Bundesregierung in Sachen Türkei ist endgültig 
gescheitert und stellt eine Gefahr für deutsche 
Staatsbürger dar, weil jeder Deutsche in der Türkei 
als Geisel genommen werden könnte.“ 

Seit dem Putschversuch vor einem Jahr wurden 22 
Deutsche in der Türkei festgenommen. 

Der Türkei-Experte Udo Steinbach erklärte, die 
Verhaftung von AI-Vertreter*innen sei kein Zufall, 
weil Erdogan erkannt habe, dass für ihn von 
Nichtregierungsorganisationen und unabhängigen 
Institutionen eine Gefahr ausgehen könne. Des¬ 
halb bringe er sie jetzt in die Nähe von Terroristen. 
Steinfach fürchte als nächsten Schritt die Verbote 
von politischen Stiftungen. 

Das US-Außenministerium erklärte am 18. Juli: 
„Die Vereinigten Staaten verurteilen die Inhaftie¬ 
rung von sechs respektierten Menschenrechtlem 
und verlangen ihre sofortige Freilassung.“ 

>- Wie die in London ansässige Syrische Beobach¬ 
tungsstelle für Menschenrechte am 17. Juli mel¬ 
dete, haben protürkische „Rebellen“ im Nordwes¬ 
ten Syriens die Kurdenmiliz YPG angegriffen. Die 
türkische Armee beschieße die Kurden mit Artille¬ 
rie. Es gebe auch Gefechte um den Ort Ain Dakna. 
Im Nordwesten Syriens an der Grenze zur Türkei, 
kontrollieren Kurden das überwiegend von ihnen 
bewohnte Gebiet rund um die Stadt Afrin, eines 
von drei Kantonen Rojavas). „Es gibt keinerlei 
rechtliche oder moralische Begründung für den 
Angriff des türkischen Staates gegen Afrin und 
Rojava im allgemeinen. Der einzige Grund ist die 
Phobie und Feindseligkeit gegenüber den Kur¬ 
den“, erklärte das Demokratische Gesellschafts¬ 
zentrum der Kurdinnen in Deutschland (Nav- 
Dem). Weil eine große Zahl an Flüchtlingen in 
Afrin Zuflucht gesucht hat, wird die UNO und die 
internationale Öffentlichkeit aufgerufen, dass die 
Sicherheitssituation dort aufrechterhalten wird. 

>- Laut Reuters vom 20. Juli hat die türkische Nach¬ 
richtenagentur Anadolu detaillierte Daten über 
zehn US-Militärstützpunkte in Nordsyrien veröf¬ 
fentlicht. In einigen Fällen wurde auch die genaue 
Zahl dort stationierter Soldaten aus den USA und 
Frankreich genannt. Zwischen der Türkei und den 
USA gibt es seit längerem Konflikte: Während 
US-Präsident Donald Trump die nordsyrischen 
kurdischen Einheiten von YPG/YPJ im Anti-IS- 
Kampf unterstützt, werden diese von Erdogan 
wegen deren Verbundenheit mit der PKK als Ter¬ 
roristen bekämpft. Zudem zeigt Washington keine 
Bereitschaft, den in den USA lebenden Prediger 
Fethullah Gülen auszuliefem; Erdogan macht ihn 


verantwortlich für den gescheiterten Militärputsch 
vom Juli 2016. Verärgert ist der Autokrat auch, 
weil gegen mehrere seiner body-guards Haftbe¬ 
fehle ausgestellt wurden, weil sie bei Erdogans 
USA-Besuch Mitte Mai gewaltsam gegen vorwie¬ 
gend kurdische Demonstrierende vorgegangen 
sind. 

Wie die ZEIT berichtet, hat die türkische Regie¬ 
rung dem Bundeskriminalamt vor Wochen eine 
Liste mit 68 Unternehmen - darunter Daimler und 
BASF - und Einzelpersonen übergeben, die die 
Türkei der Unterstützung der Gülen-Bewegung 
bezichtigt, die in der Türkei als Terrororganisation 
verfolgt wird. Auf Nachfrage des ND wollte sich 
das Bundesinnenministerium hierzu nicht äußern, 
doch würden türkische Behörden regelmäßig 
Informationen zur Verfügung. Dabei gehe es um 
normale Straftaten, aber auch um die Zugehörig¬ 
keit zu terroristischen Vereinigungen. Es werde 
geprüft, ob gelistete Personen gefährdet seien. 
Bundesaußenminister und Vizekanzler Sigmar 
Gabriel am 20. Juli: „Die Liste ist sogar noch viel 
länger.“ Es müssten Investitionskredite und Wirt¬ 
schaftshilfen wie Hermes-Bürgschaften ebenso 
überdacht werden wie Vorbereitungshilfen der EU 
für einen Beitritt. Man könne niemanden zu Inves¬ 
titionen in einem Land raten, „wenn es dort keine 
Rechtssicherheit mehr gibt und sogar Unterneh¬ 
men in die Nähe von Terroristen gerückt“ würden. 
Es sei Zeit für eine „Neuausrichtung unserer Tür¬ 
kei-Politik“. 

Am 20. Juli macht die Verbraucherzentrale NRW 
auf die verschärften Sicherheitshinweise für Rei¬ 
sen in die Türkei aufmerksam und fordert von Rei¬ 
severanstaltern kulante Umbuchungen. Zur emp¬ 
fohlenen Eintragung in die Listen bei Konsulaten 
und der Botschaft in der Türkei müssten schnell 
kundenorientierte Lösungen gefunden werden. 
Wie die deutsche Botschaft in Ankara auf Face- 
book mitteilt, können sich Türkeireisende aus¬ 
schließlich online in die Krisenvorsorgeliste für Deut¬ 
sche eintragen. 

>- Ibrahim Kalin, Sprecher Erdogans, erklärte am 20. 
Juli zu den Maßnahmen der Bundesregierung nach 
der Verhaftung auch des deutschen Menschen¬ 
rechtlers Peter Steudtner: „Sie wollen, dass die 
Justiz in der Türkei eine Institution ist, die ständig 
Befehle entgegennimmt. Und sie sind es, die die 
Befehle erteilen sollen. Das ist vor allem Respekt¬ 
losigkeit gegenüber der türkischen Justiz.“ Er ver¬ 
urteilte die Reisehinweise und meinte, dass die 
feindselige Einstellung in Deutschland gegenüber 
Erdogan „das Niveau von Verfolgungswahn“ 
erreicht habe. 

>- Am 21. Juli kündigte eine Sprecherin des Bundes¬ 
wirtschaftsministeriums an, alle geplanten und 
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bereits bestehenden Rüstungsprojekte mit der Tür¬ 
kei vorläufig zu stoppen. Im vergangenen Jahr 
wurden nach Angaben des Ministeriums Rüs¬ 
tungsgüter im Wert von 83,9 Millionen € geneh¬ 
migt. Der Rüstungskonzem Rheinmetall plant den 
Bau einer Panzerfabrik in der Türkei. 

>- Bereits einen Monat vor den verschärften Reise¬ 
hinweisen ist der Aussage eines Hotelbetreibers in 
Alanya um 40 Prozent zurückgegangen; vor zwei 
Jahren sein noch 80 Prozent der Gäste aus Europa, 
insbesondere aus Deutschland oder Skandinavien 
gekommen. Durch diese Entwicklung sei der Pro¬ 
fit um 80 Prozent eingebrochen. „Aber wir sind 
doch die Opposition gegen Erdogan. Die ist es, die 
Ihr bestraft, wenn Ihr nicht mehr kommt“, klagt 
der Kellner einer Pension. Die Vermieterin von 
Ferienwohnungen beklagt, „dass diejenigen, die 
dieses System ablehnen, jetzt sogar doppelt 
bestraft werden. Dabei bräuchten die besonders 
jetzt das Gefühl: die Europäer stehen zu uns.“ 
Nach der jüngsten Statistik des türkischen Touris¬ 
musministeriums in Ankara sind in diesem Jahr 
bis einschließlich Mai knapp 864000 Deutsche in 
die Türkei gereist. Im gleichen Zeitraum 2016 
seien es noch 1,16 Millionen gewesen. 

>- Die türkische Regierung hat am Wochenende 
22./23. Juli die Terrorliste, auf der 681 Firmen und 
Einzelpersonen aufgeführt waren, förmlich 
zurückgezogen. Sie waren beschuldigt worden, 
die Gülen-Bewegung unterstützt zu haben. Der 
türkische Innenminister Süleyman Soylu soll dem 
„Spiegel“ zufolge gegenüber Innenminister de 
Maiziere in einem Telefonat von einem Missver¬ 
ständnis gesprochen haben. 


FAMILI ENPATENSCHAFTEN 
FÜR DIE WÜRDE DER MENSCHEN || 
IN KURDISTAN 



FAMILIENPATENSCHAFTEN 
Für die Würde der Menschen in Kurdistan 

Der brutale Krieg des türkischen Staates gegen die 
kurdische Bevölkerung hat verheerende humanitäre 
Folgen. Krieg und Instabilität beherrschen die Türkei, 
allerdings nicht erst seit dem jüngsten Putschversuch 
des Militärs. Der Friedensprozess mit den Kurden 
wurde schon vorher ad acta gelegt, Menschen- und 
Freiheitsrechte massiv beschnitten. In Folge wurde 
der faktische Ausnahmezustand mit monatelangen 
Ausgangssperren verhängt, ganze Stadtteile wurden 
von der Armee belagert und dem Erdboden gleichge¬ 
macht, hunderte Zivilisten starben, wurden gar bei lebendigem Leib verbrannt. Men¬ 
schenrechtsorganisationen sprechen von 400 000 Binnenflüchtlingen seit Mitte letzen 
Jahres. 

Diese Menschen brauchen unsere Hilfe! 

Werden Sie Pate für diese Familien! 

Der Rojava-Hilfs- und Solidaritätsverein aus der Türkei hat gemeinsam mit dem Kurdi¬ 
schen Roten Flalbmond (Heyva Sor a Kurdistane) eine Patenschaftskampagne für 
diese Familien gestartet. Bisher konnten 3186 von 31 100 erfassten hilfsbedürftigen 
Familien unterstützt werden. 

Mit einem monatlichen Mindestbeitrag von 150 Euro - dieser kann auch von mehre¬ 
ren Personen zusammen getragen werden - leisten Sie, leistet Ihre Organisation 
nicht nur einen finanziellen Beitrag für eine Familie, sondern Sie spenden auch Hoff¬ 
nung und ermutigen die Menschen zu weiterem Widerstand gegen die Despotie. 

NAV-DEM Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurdinnen in Deutschland e. V. 
http://navdem.com | Weitere Infos zur Kampagne: 
http://www.heyvasor.com/de 


>- Am 24. Juli begann vor der 27. Großen Strafkam¬ 
mer in Istanbul der Prozess gegen 17 leitende Mit¬ 
arbeiter und Journalisten der Tageszeitung „Cum- 
huriyet“, von denen 11 in U-Haft sitzen. Zwei 
weitere - unter ihnen Chefredakteur Can Dündar - 
sind aus der Türkei geflohen. Alle sind der „Mit¬ 
gliedschaft in einer bewaffneten terroristischen 
Organisation“ (Fethullah Gülen-Bewegung, PKK 
oder DHKP-C) oder deren Unterstützung ange¬ 
klagt. Ihnen drohen im Falle einer Verurteilung bis 
zu 43 Jahren Haft. „Die Journalisten werden sich 
nicht beugen, sie werden siegen“ lautete die Parole 
zahlreicher Unterstützerinnen der „Cumhuriyet“, 
die sich vor dem Gerichtsgebäude versammelt hat¬ 
ten. „Anständige türkische Politiker würden am 
24. Juli den „Tag der Türkischen Presse“ feiern 
und daran erinnern, dass am 24. Juli 1908 die Zen¬ 
sur in der Türkei abgeschafft wurde. Sie würden 
die besten Journalisten ihres Landes einladen und 
mit Preisen für mutige Berichterstattung auszeich¬ 
nen, anstatt sie an den Pranger zu stellen und ins 
Gefängnis zu werfen“, schrieb Regula Venske, 
Präsidentin der Schriftstellervereinigung PEN- 
Zentrum Deutschland, u.a. in einem Offenen Brief 
an Erdogan und Ministerpräsident Binali Yildirim. 
„Dass die Türkei Geist und Buchstaben des 
NATO-Vertrages verletzt, ist evident. Dass des¬ 
halb alle anderen 28 Mitglieder aktiv werden, ist 
angesichts der strategischen Position der Türkei 
undenkbar. Warum auch ? Man ja auch nichts 
unternommen, als türkische Generäle - erfolgreich 
-putschten: 1960, 1971 1980, 1997. Gleiches gilt 
für Griechenland, auch Portugals Diktatur war 
genehm. Nicht einmal, dass die PiS-Partei jetzt 
Polens Militär in ihrem Sinne ,säubert 4 , ruft bei 
Generalsekretär Stoltenberg Stimrunzeln hervor,“ 
schreibt Rene Heilig u. a. in seinem Kommentar 
am 25. Juli im ND zur folgenlosen Verletzung des 
NATO-Vertrags durch die Türkei. „Rausschmei¬ 
ßen müsste man Erdogans Bande“ ist sein Credo. 

>- Laut „Spiegel“ vom 28. Juli habe die Türkei den 
Besuch von Bundestagsabgeordneten bei Bundes¬ 
wehrsoldaten auf dem NATO-Luftwaffenstütz- 
punkt Konya wegen der angeblich engen Bezie¬ 
hungen des LINKEN-Abgeordneten Alexander 
Neu zur PKK abgesagt. Neu erklärte, dass das 
Auswärtige Amt ihm gegenüber bestritten habe, 
dass sein Name in den Verhandlungen mit Ankara 
eine Rolle gespielt habe. Der türkische Geheim¬ 
dienst habe 2016 überprüft, ob der Abgeordnete 
Verbindungen zur PKK unterhalte, was offenbar 
nicht der Fall war, denn er konnte wie die anderen 
Parlamentarier seinerzeit auf den Stützpunkt Incir- 
lik reisen. 
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INTERNATIONALES 


US-Präsident Trump beendet verdeckte 
Waffenlieferungen an „moderate“ Rebellen in 
Syrien 

Nach einem Bericht der „Washington Post“ vom 19. 
Juli hat US-Präsident Donald Trump die seit 2013 ver¬ 
deckten Waffenlieferungen der CIA an gegen Baschar 
al-Assad kämpfende syrische Rebellen stoppen lassen. 
Diese Entscheidung habe er vor einem Monat nach 
einem Treffen mit CIA-Direktor Mike Pompeo getrof¬ 
fen. Der damalige Präsident Barack Obama hatte mit 
den geheimen Waffenlieferungen begonnen und der 
CIA die sogenannten moderaten Rebellen mit leichten 


Waffen und Munition ausgerüstet. Regierungsbeamte 
äußerten gegenüber der „Washington Post“, dass 
Trump mit seiner Entscheidung Wege finden wolle, um 
mit Russland zusammenzuarbeiten. 

Die US-Regierung lässt in Syrien gegen die Terror¬ 
organisation IS kämpfen - einerseits durch Luftangriffe 
auf den IS und am Boden unterstützt sie die Syrischen 
Demokratischen Kräfte (SDF) mit Training und Waf¬ 
fen. Diese Waffenlieferungen haben jedoch nichts mit 
dem verdeckten CIA-Programm zu tun. Sie sind Ope¬ 
rationen des Pentagon. 

(ND v. 20.7.2017/Azadi) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


FAZ wirbt mit Anzeige für deutsche 
Investitionen in der Türkei 

Der FAZ-Wochenendausgabe vom 29. Juni war eine 
12-seitige Anzeige beigelegt, die den Titel trug „Starke 
Verbindung durch lange Tradition - Die deutsch-türki¬ 
schen Beziehungen werden seit Jahrhunderten durch 
gemeinsame wirtschaftliche, kulturelle und soziale Ver¬ 
pflichtungen geprägt. Im Verlauf der Historie haben 
sich beide Länder nicht nur als Verbündete, sondern 
auch als Freunde und Handelspartner einander angenä¬ 
hert.“ 

Gespickt mit vielen schönen Fotos und Artikeln 
über die deutsch-türkischen Beziehungen seit den Zei¬ 
ten des Osmanischen Reiches, über den Finanzplatz 
Istanbul, den Boom bei emeuerbaren Energien, dem 
Charme der Ägäis, attraktiven Standortfaktoren, über 
Kunst, Kultur und Architektur, über den Automobilsek¬ 
tor, über Baumwolle in der Türkei oder Kochrezepte, 
wirbt „Global Connection International Media“ mit 
Hauptsitz in Lausanne für die Türkei als Investitions¬ 
standort. Selbstverständlich fehlt in der gesamten 
Anzeige jeglicher Hinweis auf die aktuelle Situation 
und Entwicklung in der Türkei, (www.gcmediagroup.com) 
Kontakte gibt es in der Türkei, den VAE, in Russland, 
Deutschland und den USA. 

AZADI hatte im April-Info (Nr. 171, Seite 12) darü¬ 
ber berichtet, dass sich eine Reihe internationaler Kon¬ 
zerne aus Industrieländern für den Wirtschaftsstandort 
Türkei einsetzen wollen und sich so für den Reklame¬ 
feldzug des türkischen Wirtschaftsministeriums , des 
Exportverbandes TIM und des Kammerverbandes 


TOBB einspannen lassen. Es solle die „Wahrheit über 
die Türkei“ verbreitet werden und über die „wirkliche 
Lage des Geschäftslebens“. An der Pressekonferenz 
hatten u.a. Vertreter der Schweizer Konzerne Nestle 
und Novartis teilgenommen. TIM soll mehr als 40 
Konzerne für eine Teilnahme an der Kampagne ange¬ 
fragt haben. Kein deutsches Unternehmen sei hierzu 
jedoch bereit gewesen. 

Allerdings hatten sich FOCUS, Stern und FAZ 
bereiterklärt, solche die Türkei glorifizierende Anzei¬ 
gen zu veröffentlichen. N24 und NTV wollten TV- 
Spots ausstrahlen. 

(Azadi) 

Volker Beck zweifelt an Unabhängigkeit von 
DITIB 

„Alles ist auf eine zentrale Steuerung durch Ankaras 
Auftragsverwaltung in Köln und durch die Religionsat¬ 
taches in Botschaften und Konsulaten ausgerichtet“, 
sagte Volker Beck, religionspolitischer Sprecher der 
Grünen im Bundestag. Weder würden die Imame von 
den Ortsvereinen kontrolliert, noch gehörten die 
Moscheen der DITIB. Dies belegten Grundbuchein¬ 
träge von zehn exemplarisch ausgewählten DITIB- 
Moscheen. Die wissenschaftlichen Gutachten zum 
Rechtsstatus der DITIB in den Bundesländern seien 
„Makulatur“, meinte Beck. Hessen beispielsweise hatte 
der türkischen Moscheevereinigung den Status einer 
Religionsgemeinschaft zuerkannt. 

(Spiegel v. 1.7.2017) 
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Erneut Agent des türkischen Geheimdienstes 
MIT enttarnt 

Vor nicht allzu langer Zeit war bereits ein Agent des 
MIT in Deutschland enttarnt und verhaftet worden. 
Nun soll in Hamburg ein weiterer Spion aufgeflogen 
sein. Ein von der Nachrichtenagentur ANF veröffent¬ 
lichter Mitschnitt eines Gesprächs führte zur Enttar¬ 
nung von Mustafa K. In dem Gespräch ist es offenbar 
„nur“ um das Sammeln von Daten und Dokumenten 
gegangen. Es liegt nahe, dass auch Anschläge auf 
unliebsame oppositionelle kurdische Politikerinnen 
nicht ausgeschlossen werden können. In dem Gespräch 
ging es darum, dass es genüge, mindestens drei Stun¬ 
den vorher zu wissen, wo sich eine betreffende Person 
aufhalte. In dem 18-minütigen Mitschnitt des aufge¬ 
zeichneten Telefonats, von dem ANF 6 Minuten veröf¬ 
fentlicht hat, wurde deutlich, dass Mustafa K. für seine 
Spitzeldienste bezahlt worden ist. Offenbar soll er auch 
für deutsche Behörden Informationsdienste geleistet 
haben. In dem Gespräch rühmt er sich damit, für die 
Verhaftung von mehreren kurdischen Politikern verant¬ 
wortlich gewesen zu sein - darunter Bedrettin 
KAVAK, der im August 2016 zu einer 3-jährigen Haft¬ 
strafe verurteilt worden ist. 

(ANF/ISKU v. 5.7.2017/Azadi) 

Nazi-Konzert in Themar genehmigt - Auftritt 
linker türkischer Band verboten 

Die 1995 gegründete türkische Band „Grup Yorum“ 
leidet nicht nur in der Türkei unter Repressalien - erst 
Ende Mai waren sieben Mitglieder in Istanbul festge¬ 
nommen und gefoltert worden, sondern in anderer 
Form auch in Deutschland. Seit 2012 tritt Grup Yorum 
häufiger u. a. auf Konzerten gegen Rassismus auf. 

Doch versandte das Bundesinnenministerium im 
Mai 2017 ein Rundschreiben an die Behörden von 
Baden-Württemberg, Hamburg, Hessen und NRW, in 
dem die Verhinderung von Auftritten der Band gefor¬ 
dert wurde. Das Bundesinnenministeriums antwortete 
auf eine parlamentarische Anfrage der Linksfraktion, 
dass zwar „keine Erkenntnisse“ über eine Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit der BRD durch die Musik¬ 
gruppe vorlägen, doch seien bei einigen Konzerten die 
auch hier verbotenen Symbole der „Revolutionären 
Volksbefreiungspartei-Front“ (DHKP-C) gezeigt wor¬ 
den. Diese Organisation hatte sich mehrfach zu bewaff¬ 
neten Angriffen auf die Polizei sowie zu einem Selbst¬ 
mordattentat auf die US-Botschaft in Ankara im Jahre 
2013 bekannt. 

Die Bundesregierung rechtfertigt ihre Aufforderung 
an die Landesbehörden auch damit, dass Grup Yorum 
„zur ideologischen Indoktrination und damit Mobilisie¬ 
rung der (Volks-)Massen“ der DHKP-C beitrage. Das 
OLG Stuttgart hatte im Juli 2015 vier Funktionäre der 


legalen Anatolischen Föderation u.a. deshalb zu Haft¬ 
strafen wegen Mitgliedschaft in einer „terroristischen 
Vereinigung im Ausland“ verurteilt, weil sie ein Grup- 
Yorum-Konzert organisiert hatten. 

Das Bundesinnenministerium beklagt zudem, dass 
die Gruppe ein „revolutionär-sozialistisches Musikver¬ 
ständnis“ pflege und von deren Liedtexten eine 
„Gefahr für die öffentliche Sicherheit“ ausgehe, weil 
sie den „Terrorismus der DHKP-C rechtfertigen und 
glorifizieren und zu gewaltsamen Auseinandersetzun¬ 
gen auffordern“ würde. 

Qwv. 17.7.2017/Azadi) 

Separatismus in Deutschland 

Laut einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts 
YouGov wünschen sich 32 Prozent der Bayern die 
Unabhängigkeit des Freistaats von der Bundesrepublik. 
Das Saarland und Thüringen lagen mit 22 Prozent auf 
dem zweiten Platz für eine Abspaltung, gefolgt von 
Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern. Die Bewoh¬ 
nerinnen von Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen hingegen interessieren sich am 
wenigsten für eine Trennung. 

(NDv. 18.7.2017) 

VW unterstützte Militärdiktatur in Chile 

Seit zwei Jahren läuft in Brasilien eine Sammelklage 
von Opfern gegen die brasilianische Konzemtochter 
von VW, die während der Militärdiktatur 1964 - 1985 
mit der Politischen Polizei zusammenarbeitet hat. 
Deren Werkschutz bespitzelte und denunzierte 
Beschäftigte, insbesondere Kommunisten und Gewerk¬ 
schafter. Im Stammwerk Sao Bernardo do Campo wur¬ 
den Verhaftungen und Misshandlungen von Arbeitern 
zugelassen. Der Bericht der „Nationalen Wahrheits¬ 
kommission“ (CNV) zur Aufarbeitung der Diktaturver¬ 
brechen von 2014 offenbarte u.a., dass die von VW an 
Militär, Polizei und den Geheimdienst SNI weitergege¬ 
benen Informationen für die Erstellung „Schwarzer 
Listen“ von Regimegegnern genutzt wurden. Viele 
Arbeiter wurden in die Folterkeller der Militärs ver¬ 
bracht. Der Autokonzern soll zudem den „Sicher- 
heits“organen des Regimes 200 Fahrzeuge spendiert 
haben. Schon in den 1970er Jahren hatten brasiliani¬ 
sche Aktivisten und Solidaritätsgruppen auf diese Kol¬ 
laboration des VW-Ablegers aufmerksam gemacht, 
was aber von den Führungsfiguren in Wolfsburg durch¬ 
gängig ignoriert worden war. Zu eng sind die deutsch¬ 
brasilianischen Wirtschaftsinteressen gewesen. Doch 
auch andere Autokonzerne wie Scania, Chrysler, Mer¬ 
cedes oder Ford arbeiteten reibungslos mit der Militär¬ 
diktatur zusammen. 

(jwv. 25.7.2017) 
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Ausstellung „Schluss mit lustig - Aktuelle 
Satire aus der Türkei“ 

Vom 20. Juli bis 27. August wird in der Galerie Carica- 
tura in Kassel eine Ausstellung mit dem Titel „Schluss 
mit lustig - Aktuelle Satire aus der Türkei“ präsentiert. 
„50 prominente Cartoonisten positionieren sich mit 
ihren Arbeiten für Pressefreiheit und zeigen, wie origi¬ 
nell, künstlerisch und progressiv in der Türkei zeichne¬ 
risch gearbeitet wird“, teilt die Caricatura mit. 

Kuratorin Sabine Küper-Büsch und der Zeichner 
Tan Cemal Geng werden über die Entstehung der zwei¬ 
sprachigen Ausstellung berichten. Doch angesichts der 
politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen und 
zahlreich laufender Strafverfahren besonders wegen 
Präsidentenbeleidigung, trauen sich Zeichner in der 
Türkeiimmer seltener an politische Themen. 

(dpav. 18.7.2017) 


Neue rockerähnliche Gruppe „Germanys 
Muslims“ unter Polizeibeobachtung 

Laut Aussage einer Sprecherin der Polizei von Mön¬ 
chengladbach steht eine neue Gruppierung mit dem 
Namen „Germanys Muslims“ unter Beobachtung: „Die 
Facebookseite ist uns bereits bekannt. Es hat auch 
schon ein Gespräch mit dem Gründer gegeben.“ Dieser 
habe beteuert, Gewalt abzulehnen. Ein anderer Funk¬ 
tionär sei allerdings als „islamistischer Gefährder“ ein¬ 
gestuft: „Wir haben dem Gründer erläutert, dass wir 
eine Bürgerwehr in Mönchengladbach nicht dulden.“ 
Im Internet stellt sich die Gruppe mit einem rockerähn¬ 
lichen Auftritt dar und verfügt auch über Ortsgruppen 
in Münster und Stuttgart. 

(NDv. 28.7.2017) 


UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 


In den Monaten Mai bis einschl. Juli wurde über 12 Unterstützungsfälle entschieden und insgesamt ein Betrag 
von 2348,57 € bewilligt. 

Gefangene: 

Im Juli hat AZADI elf kurdische Gefangene, die wegen Terrorismusvorwurfs nach §129a/b StGB in Straf- bzw. 
Untersuchungshaft sind, mit einem Gesamtbetrag von 1133 € für Einkauf unterstützt. 


Seit das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher (BMJV) im September 2011 eine Generalermächti¬ 
gung zur strafrechtlichen Verfolgung kurdischer Aktivist*innen gern. §§ 129a/b StGB erteilt hat, waren/sind hier¬ 
von 20 Aktivisten betroffen. Mit Stand von Juli 2017 sind inzwischen 18 Kurden zu mehrjährigen Haftstrafen ver¬ 
urteilt worden; bei zwei Aktiven wurde der Haftbefehl nach Urteilsverkündung aufgehoben. 

Das Hauptverfahren nach §§ 129a/b StGB gegen Hidir Y. wird voraussichtlich im September 207 vor dem Kam¬ 
mergericht Berlin eröffnet. 

Zahir A. wurde am 17. Juli 2017 in Berlin festgenommen und nach Niedersachsen verbracht, wo der Ermittlungs¬ 
richter am OLG Celle den Haftbefehl gegen ihn eröffnete. Er soll als PKK-Mitglied von 2014 bis 2015 das Gebiet 
„Nord“ (u. a. Salzgitter) verantwortlich geleitet haben. 
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In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 


Regierungspräsidium Karlsruhe weist Kurden 
wegen „in der Vergangenheit gezeigten 
Fehlverhaltens“ aus 


S eit dem Aufruf von Recep T. Erdogan an die türkischstämmigen Wahlbe¬ 
rechtigten, bei den Bundestagswahlen gegen „türkeifeindliche“ Parteien 
wie CDU/CSU, SPD und Grünen zu votieren und nach der von der türki¬ 
schen Justiz erwirkten - vorläufigen - Festnahme des Kölner Schriftstellers Dogan 
Akhanli während seines Urlaubs in Spanien, eskalieren die verbalen Auseinander¬ 
setzungen zwischen Bundesregierung und Ankara. 

Bundesaußenminister Sigmar Gabriel (SPD) sagte in der ZDF-Sendung „Maybrit 
Illner“ am 24. August, dass Herr Erdogan mit seiner Politik provozieren wolle und 
einen „äußeren Feind“ stilisiere, „um innere Probleme zu überdecken“. Er glaube, 
„es mit Formen politischer Agitation oder sogar Extremismus zu tun zu haben“ und 
wolle im übrigen den Bundesbürgern raten, sich derzeit einen Urlaub in der Türkei 
„genau zu überlegen“. Insbesondere seien Journalisten gefährdet. 
Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) stellte die deutsch-türkische Polizeizusam¬ 
menarbeit in Frage und forderte Diskussionen über die Rolle der internationalen 
Polizeibehörde INTERPOL. 


So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 -16 79 39 45 
Mobil: 0174-65 98 967 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GEN0DEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Der Kanzlerkandidat der SPD, Martin Schulz, meinte gar, das Verhalten Erdogans 
trage inzwischen schon „paranoide Züge“. 

Martin Schäfer, Sprecher des Auswärtigen Amtes, sagte nach der Festnahme von 
Dogan Akhanli, er könne sich „beim besten Willen nicht vorstellen, (...) dass eine 
Auslieferung eines deutschen Staatsangehörigen in die Türkei in Betracht“ komme 
und bezog sich hierbei besonders auf „den Zustand des Rechtsstaats in der Türkei, 
aber auch die Vorwürfe, die in diesem Fall gemacht werden, die nach politischer 
Verfolgung geradezu riechen“. 

Deutsche Gerichte und Ausländerbehörden ficht das alles nicht an. Völlig losgelöst 
von den dramatischen Entwicklungen in der Türkei seit über einem Jahr, den mas¬ 
senhaften Verhaftungen und Entlassungen, den Schließungen von Zeitungsredakti¬ 
onen, dem Verbot zahlreicher dem Regime unliebsamer Organisationen und nicht 
zuletzt dem brutalen Krieg gegen die kurdische Bevölkerung, wird hier kurdischen 
Aktivist*innen mit der Abschiebung in dieses Land gedroht. 

So geschieht es unter anderem Bahaddin D., einst Vorsitzender des Kurdischen 
Kulturvereins in Ludwigshafen, danach im Vorstand von YEK-KOM und nach der 
Umbenennung der Föderation in NAV-DEM 2014 zeitweise deren Co-Vorsitzender. 

Mit Bescheid vom 18. Juli teilt ihm das Regierungspräsidium Karlsruhe mit, das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom Februar 2017 (1 C 3.16) umsetzen zu 
wollen, mit dem die Ausweisungsverfügung der Behörde von Januar 2012 wegen 
„Unterstützung einer terroristischen Vereinigung“ bestätigt und somit rechtskräftig 
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wurde. Die „Abteilung Asylrecht, Ausländer, Rück¬ 
kehrmanagement, Spätaussiedler“ ließ den Kurden 
wissen, dass man ihm nach Verlassen des Bundesge¬ 
bietes ein Einreise- und Aufenthaltsverbot von acht 
Jahren und sechs Monaten auferlege. Aufgrund seines 
„in der Vergangenheit gezeigten Fehl Verhaltens“ gehe 
man davon aus, dass der mit dieser Aufenthaltsbeendi¬ 
gung verfolgte „spezialpräventive Zweck (erhebliche 
Wiederholungsgefahr) erst erreicht sein“ werde, wenn 
er sich in dem „tenorierten Befristungszeitraum“ nach 
seiner Ausreise „im Ausland aufgehalten“ habe. In 
seiner Person liege „ein besonders schwerwiegendes 
Ausweisungsinteresse“ und wegen seines „Unterstüt¬ 
zungsverhaltens“ bestehe eine „Gefahr für die öffentli¬ 
che Sicherheit und Ordnung“. Außerdem habe er sein 
„Unterstützungsverhalten“ während des Ausweisungs¬ 
verfahrens fortgesetzt. Die Flüchtlingseigenschaft 
wurde Bahaddin D. im Oktober 2016 entzogen, doch 
ist hiergegen noch eine Klage anhängig. 

Der 44-Jährige, der mit seiner Ehefrau seit 1997 in 
Deutschland lebt, hat sieben Kinder, von denen sechs 
über die deutsche Staatsangehörigkeit verfügen. 

Nach Auffassung der Behörde verstößt die Auswei¬ 
sungsverfügung nicht gegen Artikel 6 des Grundge¬ 
setzes (Schutz von Ehe und Familie), weil dieser „nur 
die Kernfamilie“ schütze. Seine bereits volljährigen 
Kinder „die ein eigenständiges Leben führen“, würden 
hierzu nicht zählen. Denn Kinder - so das wissende 
Regierungspräsidium - benötigen „je älter sie werden, 
weniger Erziehung und Aufmerksamkeit ihrer Eltern“. 


Dies sei „Folge des Abnabelungsprozesses vom Eltern¬ 
haus“. Deshalb werde nur die jüngste 8-jährige Tochter 
berücksichtigt. 

Weiter wird Bahaddin D. zynisch daraufhingewie¬ 
sen, dass die Pflege von Kontakten schließlich über 
„moderne Kommunikationsmittel“ oder Reisen der 
Kinder in sein Herkunftsland möglich seien, was auch 
für seine Ehefrau gelte. Wegen der deutschen Staats¬ 
bürgerschaft der Kinder könnten sie ja auch nicht 
gezwungen werden, ihm „ins Herkunftsland zu fol¬ 
gen“. Lapidar heißt es dann: „Die Trennung der fami¬ 
liären Lebensgemeinschaft ist lediglich Folge Ihrer 
Ausweisung.“ 

Gegen diese Verfügung kann Klage erhoben wer¬ 
den. 

Bahaddin D. wird zudem aufgefordert, sich jeden 
Dienstag und Samstag bei der zuständigen Polizei¬ 
dienststelle zu melden. Weil er sich in der Vergangen¬ 
heit oft an zwei Tagen hintereinander gemeldet habe, 
um - so die Behörde - sich an den dazwischenlie¬ 
genden Tagen mehr „Freiraum zu schaffen“, müsse 
man „den ausgewiesenen Ausländer“ jetzt „möglichst 
engmaschig“ überwachen. Wegen der von ihm aus¬ 
gehenden „Gefährlichkeit“ sei eine Kontrolle seines 
„Bewegungsmusters“ notwendig. Damit sollen seine 
„Unterstützungshandlungen“ erschwert werden. Ihm 
wurde außerdem auferlegt, seinen Aufenthalt auf den 
Bereich seiner Stadt zu beschränken. 

Hiergegen kann Klage erhoben werden. 

(Azadi) 


VERBOTSPRAXIS 


Berliner Innensenat: Öcalan-Bildnis aus 
öffentlichem Leben verbannen 

Der LINKEN-Parlamentarier des Berliner Abgeord¬ 
netenhauses, Hakan Tas, hat in einer Anfrage „Details 
zur Umsetzung des PKK-Verbots“ wissen wollen, die 
von der Senatsverwaltung für Inneres und Sport beant¬ 
wortet (Drucksache 18/11800) und dem Abgeordneten¬ 
haus am 3. August 2017 vorgelegt wurde. 

Mit Bezug auf das Rundschreiben des Bundesinnen¬ 
ministeriums vom 2. März hinsichtlich der Ausweitung 
des Verbots von Symbolen kurdischer Organisationen 
(u.a. YXK, PYD, YPG/YPJ, Bildnis Abdullah Öcalan) 
wurde angefragt, auf welche Weise deren Umsetzung 
durch die Berliner Polizei sichergestellt worden ist. 

Laut Innensenator ist der quasi-Erlass sowohl an das 
Polizeipräsidium, den Stab des Landeskriminalamtes 
sowie des Justiziariats der Berliner Polizei mit der Bitte 
weitergeleitet worden, „diesen den jeweiligen Mitar¬ 
beitern zur Kenntnis zu geben“. Dieses Rundschreiben 


sei „nebst Anlage (in der alle 33 - verbotenen - Emb¬ 
leme aufgeführt sind, Azadi) im polizeilichen Intranet 
eingestellt und somit für alle Polizeiangehörigen jeder¬ 
zeit einsehbar“. 

Auf die Frage, wie der Senat die Fahne mit dem 
Bildnis von Abdullah Öcalan interpretiere, antwortete 
der Innensenator u.a.: „Von diesem Verbot ist grund¬ 
sätzlich die in der Anlage aufgeführte Fahne mit dem 
Bild Öcalans in blauem, paramilitärischem Hemd vor 
gelbem Hintergrund umfasst, aber auch jede andere 
gleichgeartete Fahne, die Öcalan als ,Führer 4 der PKK 
darstellt“. Weil Öcalan „aufgrund seiner beherrschen¬ 
den Stellung in der PKK deren maßgebliche und ent¬ 
scheidende Führungs- sowie Identifikationsfigur“ sei, 
erfülle das Zeigen seines Porträts „grundsätzlich den 
Straftatbestand des § 20 Abs. 1 Satz 1 Nummer 5 des 
Vereinsgesetzes“. 

Der Innensenat drückt die Absicht des Verbots 
unmissverständlich aus: „Das Kennzeichen soll grund¬ 
sätzlich vollständig aus dem öffentlichen Leben ver- 
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bannt werden“. Geahndet werden soll danach „die abs¬ 
trakte Gefahr einer inhaltlichen Identifizierung mit dem 
Bedeutungsgehalt von Symbolen und Kennzeichen 
von Organisationen mit Betätigungsverbot“. Diese sei 
auch selbst dann vorhanden, „wenn ein Kennzeichen 
mit dem berechtigten Anliegen gezeigt wird, auf eine 
bestimmte Situation aufmerksam zu machen“. 

Vom Verbot ausgenommen sei eine Verwendung 
von Kennzeichen nur in Fällen der „staatsbürgerlichen 
Aufklärung, der Abwehr verfassungswidriger Bestre¬ 
bungen und ähnlicher Zwecke“ wie Berichterstat¬ 
tungen „über Vorgänge des Zeitgeschehens oder der 
Geschichte, der Kunst oder Wissenschaft“. Gleiches 
könne „im Einzelfall“ auch für Meinungsäußerungen 
gelten, „die erkennbar keinen Zusammenhang zum 
Organisationsbereich der betroffenen Vereinigungen 
oder deren Wirken aufweisen“. 

Die Beantwortung der Frage, ob dem Senat Erkennt¬ 
nisse vorliegen, die PYD, YPG/YPJ als Ableger oder 
Untergliederungen der PKK einzuordnen, nahm die 
Innenverwaltung für Sport sportlich: einfach in den 
VS-Bericht 2016 schauen. 

Die gleiche Idee hatte sie bei der Frage, was sie über 
die Friedensbemühungen von Abdullah Öcalan wisse: 
weil hierzu im Rundschreiben des Bundesinnenminis¬ 
teriums nichts stand, müsse sich der Senat mit dieser 
Frage auch nicht beschäftigen. 

Völlig raushalten konnte sich der Innensenat bei 
Fragen nach der Zahl von Demonstrationen in den letz¬ 
ten zwei Jahren, in denen es zu Maßnahmen der Ber¬ 
liner Polizei wegen der Verwendung von PKK-Sym¬ 
bolen oder des Rufens von Parolen gekommen sei: 
„Diesbezügliche Daten werden durch die Polizei Ber¬ 
lin statistisch nicht erhoben.“ 

(Azadi) 


Wohnungsdurchsuchung eines 
YXK-Aktivisten in Bielefeld 

Bielefelder Polizei warf ihm Kontakte zur linksradika¬ 
len Szene vor/ YXK: Wir werden weiterhin Meinung 
offen sagen 

In den frühen Morgenstunden des 7. August wurde in 
Bielefeld ein kurdischer Jugendlicher von polizeili¬ 
chen Einsatzkräften aus dem Schlaf gerissen und die 
Wohnung durchsucht. „Die Polizisten räumten die 
Schränke und Regale aus und verstreuten Kleidungs¬ 
gegenstände, Büroartikel und Schreibwaren, Bücher, 
elektronische Geräte und sogar Essgeschirr - kurzum 
sämtliche lose Gegenstände - rücksichtslos auf dem 
Boden“, heißt es in einer Erklärung des Verbandes der 
Studierenden aus Kurdistan (YXK) vom 11. August. 
Es seien der Laptop sowie sämtliche revolutionäre und 
demokratische Literatur, u.a. Schriften von Abdullah 
Öcalan, und Romane beschlagnahmt und der Jugendli¬ 
che danach zur Identitätsfeststellung auf die Polizeiwa¬ 
che gebracht und in Gewahrsam genommen worden. 
Diese Maßnahmen habe man ihm mit einer „angeblich 
verstärkten Zunahme linker Aktivitäten in Bielefeld“ 
begründet und nahegelegt, sich kooperativ zu ver¬ 
halten, was eine beschleunigte Entlassung bedeuten 
würde. Nach mehreren Stunden sei der Jugendliche 
aus der Zelle in einen Verhörraum geführt worden, wo 
sich sowohl der Leiter der Durchsuchungsaktion als 
auch ein Mitarbeiter des polizeilichen Staatsschutzes 
befunden habe. „Unserem Freund wurde eröffnet, dass 
er offenbar schon seit längerer Zeit von den Repressi¬ 
onsbehörden ins Visier genommen worden ist und die 
Durchsuchung im Zusammenhang mit seinem starken 
politischen Engagement stehen würde.“ Man wisse 
über seine Aktivitäten bei YXK und dass er sich an den 
Protesten gegen den G20-Gipfel in Hamburg beteiligt 
und darüber hinaus gute Kontakte 
zur linksradikalen Szene habe. 

Desweiteren sei versucht wor¬ 
den, den Aktivisten unter Druck 
zu setzen und an Informationen 
über Strukturen und Arbeiten des 
Verbandes sowie der PKK zu 
gelangen. Der Betroffene habe 
jedoch geschwiegen. Danach sei 
er wieder in die Zelle gebracht 
und gegen 22.00 Uhr entlassen 
worden. 

„Als Verband der Studieren¬ 
den aus Kurdistan verurteilen wir 
dieses Vorgehen der Repressi¬ 
onsbehörden aufs Schärfste und 
betrachten es als einen Angriff 
auf uns alle. Für uns reiht sich 
die Hausdurchsuchung nahtlos in 
die anhaltende und weiter zuneh- 



3 





mende Welle 
der Repres¬ 
sion gegen 
Kurdinnen 
in der BRD 
ein. Für uns 
ist die Haus¬ 
durchsuchung 
in Bielefeld im Zusammenhang mit den Ansprachen 
und Einschüchterungsversuchen des Verfassungsschut¬ 
zes gegen kurdische Jugendliche in Hamburg im Vor¬ 
feld des G20-Gipfels und schon früher diesen Jahres 
in Hannover zu betrachten. Wir sehen die Verfolgung 
unseres Verbandes, die sich nicht zuletzt in den Ver¬ 
boten auch unserer Verbandsflagge und den Raumver¬ 
boten an zahlreichen deutschen Universitäten geäußert 
hat, auch im Kontext der andauernden Verfolgung 
und Inhaftierung kurdischer Politiker und demokra¬ 
tischer Aktivistinnen aus der Türkei“, heißt es in der 
YXK-Stellungnahme weiter. 

„Unsere Arbeit trifft einen wunden Punkt, weil wir 
offenlegen, welche Unterstützung auch der deutsche 
Staat mit seinen Waffenlieferungen und finanziellen 
Unterstützungen in Milliardenhöhe für den Aufbau der 
Diktatur in der Türkei leistet. Weil wir offen ausspre¬ 
chen, was jeder weiß, dass auch die BRD für ihre Inte¬ 
ressen über Leichen geht, versucht man, uns mundtot 
zu machen.“ 

Man werde sich jedoch weder einschüchtern noch 
aufhalten lassen, sondern „weiterhin unsere Meinung 
offen kundtun und für eine friedliche Lösung der kur¬ 
dischen Frage und eine Demokratisierung des Mittle¬ 
ren Ostens arbeiten, an den Universitäten, in den Schu¬ 
len und auf der Straße.“ 

(Azadi) 

Prozess wegen YPG/YPJ-Symbolen 
ausgesetzt 

Am 8. August sollte vor dem Amtsgericht Frankfurt/M. 
der Prozess gegen eine Aktivistin wegen Verstoßes 
gegen das Versammlungsgesetz verhandelt werden. 
Die Stadt hatte in einer Auflagenverfügung für eine 
Kundgebung zum Jahrestag der Befreiung Kobanes am 
1.11.2016 das Zeigen kurdischer Symbole, vor allem 
jene der YPG/YPJ verboten. Dennoch wurden diese 
Embleme massenhaft gezeigt. Zahlreiche Besucherin¬ 
nen waren aus Solidarität zum Prozess gekommen. 

„Doch kaum hatten alle Platz genommen, mussten 
wir schon wieder gehen: Da gegen die damalige Aufla¬ 
genverfügung der Stadt auch eine Klage des Versamm¬ 
lungsleiters beim Verwaltungsgericht Frankfurt anhän¬ 
gig ist, wäre es unsinnig gewesen, im Vorhinein einen 
Verstoß gegen das Versammlungsgesetz zu verurteilen, 


der vielleicht 
gar keiner 
war, weil die 
Auflagenver¬ 
fügung nicht 
rechtens war. 
Also wurde 
die Verhand¬ 
lung ausgesetzt“, heißt es in einer Erklärung des Soli¬ 
komitees 129b . 

(Azadi) 

Wohnungsdurchsuchung wegen YPG-Fahne 

Am Morgen des 17. August haben in München bewaff¬ 
nete Polizeibeamte zwei Wohnungen linker Aktivis¬ 
ten durchsucht und Computer beschlagnahmt. Einer 
der Beschuldigten soll auf Facebook die Fahne der 
syrisch-kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG 
veröffentlicht haben. Nach Auffassung der Staatsan¬ 
waltschaft handelt es sich hierbei um „eine verbotene 
Fahne der Nachfolgeorganisation der PKK“. 

Qwv. 18.8.2017) 

JVA Heilbronn: Kurdische Jugendliche im 
Hungerstreik 

Laut einem Bericht von Dilan P. auf Facebook vom 
31. Juli, befinden sich seit dem 27. Juli 25 kurdische 
Jugendliche im Gefängnis Heilbronn in einem „unbe¬ 
fristeten Hungerstreik“. Sie wirft den Verantwortlichen 
ein „systematisches, nicht gesetzestreues Vorgehen“ 
gegen die Jugendlichen vor, um „die Moral und den 
Willen der Kurden zu brechen“. Sie würden isoliert 
und mit Einkaufs- und Freizeitsperren belegt und wol¬ 
len mit ihrer Aktion eine Aufhebung der „Strafmaß¬ 
nahmen“ und gerechte Haftbedingungen erreichen, 
schreibt die Kurdin. 

Auf Nachfrage der „Heilbronner Stimme“ bei der 
JVA, erklärte der stellvertretende Leiter, Nikolas 
Blanke, es gebe keine jugendlichen Gefangenen unter 
18 und Kurden würden nicht anders als andere Gefan¬ 
gene behandelt: „Warum sollten wir das tun?“ Er dürfe 
sich allerdings nicht detailliert zur Situation in der 
JVA äußern. Bestätigen könne er, dass es „Einzelfälle“ 
gebe, in denen Gefangene in den Hungerstreik getreten 
seien. Der medizinische Dienst und die Völlzugsmitar- 
beiter würden die Häftlinge aber beobachten, wobei es 
derzeit noch keine bedenkliche Entwicklung gebe. 

„Wir gehen professionell damit um“, meinte Blanke 
und werde Gespräche mit den Gefangenen suchen, 
aber: „Erpressen lassen wir uns nicht“. 

(STIMME Heilbronn v. 31.7.2017) 
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REPRESSION 


Grundrechtekomitee legt Bericht über 
Verhalten der Polizei beim G20-Gipfel vor 

Das „Komitee für Grundrechte und Demokratie“ ver¬ 
öffentlichte am 15. August einen ausführlichen von 43 
Demonstrationsbeobachter*innen verfassten Bericht 
„Geschichte der Eskalation eines einwöchigen Pro¬ 
testgeschehens“ zum Vorgehen der Polizei während 
des G-20-Gipfels Anfang Juli in Hamburg und fordert 
die Einrichtung einer parteiunabhängigen Untersu¬ 
chungskommission. Es seien noch zahlreiche Fragen 
ungeklärt, z.B., warum die Polizei „dermaßen außer¬ 
halb der Rechtsordnung agieren konnte“ und sie „ein 
solches Ausmaß an Gewalt gegen Personen“ ausüben 
konnte. Sie kritisierten auch, dass sich die Polizei über 
Gerichtsentscheidungen hinweggesetzt habe. 

Es müsse aber auch innerhalb der Linken über 
Mittel und Ausdrucksformen bei Protesten disku¬ 
tiert werden, erklärte Elke Steven. Bericht: grund- 
rechtekomitee. de/node/8 76 

Derzeit führt die Staatsanwaltschaft Hamburg 56 
interne Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamte, 
davon allein 45 wegen Körperverletzung. 

(NDv. 16.8.2017) 

G20-Gegner wegen „schädlicher Neigungen“ 
weiter in Haft 

Rechtsanwalt Gerrit Onken arbeitet für das Hambur¬ 
ger Anwaltsbüro Schulterblatt 36 im Schanzenviertel. 
Er gehört zu den Anwält*innen inhaftierter G20-Geg- 
ner*innen. Seine Mandantin Maria R. wurde aufgrund 
eines OLG-Beschlusses inzwischen aus der Haft ent¬ 
lassen und konnte nach Italien zurückkehren. Sie war 
am 7. Juli wegen des Vorwurfs des Landfriedensbruchs 
festgenommen worden. Ein anderer OLG-Senat bestä¬ 
tigte indes den Haftbefehl gegen ihren 18-jährigen 
Freund Fabio V. Der Grund hierfür ist Gerrit Onken 
nicht bekannt. Im Fall von Maria R. sei Fluchtgefahr 
verneint worden, weshalb man sie aus der U-Haft ent¬ 
lassen habe. 

Fabio V. werde Medienberichten zufolge „schädli¬ 
che Neigungen“ und „erhebliche Anlage- und Erzie- 
hungsmängel“ 
unterstellt. Auf die 
Frage, weshalb sich 
derartige Formu¬ 
lierungen in einem 
Beschluss finden 
können, antwortete 
Onken: „Hier sind 
Tendenzen des soge¬ 


nannten Feindstrafrechts erkennbar. Anhänger die¬ 
ser Theorie fordern, dass derjenige, der die staatliche 
Rechtsordnung bewusst ablehnt, seine Rechte als Bür¬ 
ger verliert und deshalb vom Staat mit allen Mitteln 
bekämpft werden darf.“ Er meine, dass es sich hier um 
ein politisches Urteil handeln würde und an Fabio V. 
ein Exempel statuiert werden solle. 

(jwv. 17.8.2017/Azadi) 

Bundesinnenminister verbietet linke 
Internetplattform 

Mit Bezug auf das von Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere (CDU) am 25. August verfügte Verbot der lin¬ 
ken Intemetplattform linksunten.indymedia.org titelte 
das „Neue Deutschland“ in seiner Wochenendausgabe 
„Linksunten dicht, Rechts obenauf 4 . Die Verbotsver¬ 
fügung wurde drei Betreibern der Plattform zuge¬ 
stellt, Räumlichkeiten wurden durchsucht, Computer 
beschlagnahmt; Festnahmen gab es keine. De Maiziere 
begründete sein Vorgehen damit, das Portal laufe „nach 
Zweck und Tätigkeit den Strafgesetzen zuwider“ und 
richte sich gegen die „verfassungsmäßige Ordnung“. 
Mit dem Portal sind auch sämtliche Kennzeichen von 
Indymedia untersagt. Das Verbot erfolgte nach dem 
Vereinsgesetz, obwohl es einen solchen formal gar 
nicht gibt. Rechtsanwalt Jürgen Kasek, Grünen-Poli- 
tiker aus Sachsen kommentierte: „Bei Licht betrachtet 
dürfe es vor allen Dingen darum gehen, ein Zeichen 
gegen , Linksextremismus 4 zu setzen und im Wahl¬ 
kampf Handlungsfähigkeit und Stärke zu demonstrie¬ 
ren.“ Es sei keineswegs ausgemacht, dass das Verbot 
rechtlich Bestand hat. Die sächsische LINKEN-Po- 
litikerin Juliane Nagel sieht einen Zusammenhang 
zwischen Verbot und den Ereignissen rund um den 
G20-Gipfel. „Es ist ziemlich verwunderlich, dass eine 
Plattform, die viele Jahre betrieben wird, jetzt plötzlich 
verboten wird“, sagte LINKEN-Bundesgeschäftsfüh- 
rer Matthias Höhn. In einer Zeit, in der die AfD gegen 
alles hetze, was sich links versammle, gelte dies erst 
recht. So gibt es in Sachsen-Anhalt einen Parlaments¬ 
beschluss, mit dem die AfD eine Enquetekommission 
zur Untersuchung des Linksextremismus durchsetzen 

konnte. Obwohl es 
nicht erforderlich 
gewesen wäre, haben 
auch CDU-Abge- 
ordnete dem Antrag 
zugestimmt. 

Andrej Hunko, 
Bundestagsabgeord¬ 
neter der LINKE: 
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„Gegen Nazis, Identitäre, Abtreibungsgegner ist 
Linksunten unverzichtbar. Wahrscheinlich buhlt die 
CDU im Wahlkampf um genau diese Gruppen.“ 
Katharina König-Preuss, LINKEN-Politikerin aus 
Thüringen: „Während der Verfassungsschutz Akten 
und Infos schredderte, veröffentlichte Linksunten Infos 
über den NSU und dessen Umfeld. 

Florian Haenes schreibt im ND u.a.: „Die Begrün¬ 
dung des Verbots erscheint hanebüchen: Polizis¬ 
ten seien als Schweine und Mörder tituliert worden. 
Das habe (so de Maiziere in der Verbotsbegründung) 
Gewalttaten legitimiert. Tatsächlich hat das Bundes¬ 
verfassungsgericht erst letztes Jahr im ,All-Cops-are- 
Bastards‘-Urteil festgestellt, dass Kollektivbeleidi¬ 
gungen dieser Art als Meinung geschützt sind“. Seiner 
Meinung nach sei für die Demokratie die Trennung 
zwischen Meinung und Straftat „konstitutiv“. Und 
zwar „gegen Autonome. Und gegen Thomas de Mai¬ 
ziere.“ 

(ND v. 26./27.8.2017/Azadi) 

Rolf Gössner: Verbot ist ein schwerer Eingriff 
in die Presse- und Meinungsfreiheit 

Weitere Eingriffe und Verbote sind zu befürchten 

„Das Verbot ist ein schwerer Eingriff in die Presse- und 
Meinungsfreiheit, wie man ihn eher von autoritären 
Staaten kennt. Ein solches Verbot muss also zunächst 


mal hellhörig machen, zumal wir gerade im Zusam¬ 
menhang mit dem G20-Gipfel staatliche Eingriffe in 
die Pressefreiheit erleben mussten, als mehr als 30 
Journalisten die Akkreditierung entzogen wurde. Auch 
in diesen Fällen wegen angeblich linksextremistischer 
Gesinnung“, sagt Rolf Gössner, Rechtsanwalt, Publi¬ 
zist und Vorstandsmitglied in der Internationalen Liga 
für Menschenrechte in einem Gespräch mit der „jun¬ 
gen weit“. Er gehe davon aus, dass das jetzige Verbot 
„nicht unwidersprochen“ bleibe und noch gerichtlich 
überprüft“ werde. Auf die Frage, ob der Staat radikale 
Kritik aushalten müsse, antwortet Gössner: „Selbst¬ 
verständlich, denn auch radikale Kritik ist durch das 
Grundgesetz, durch Presse-, Meinungs-, Versamm- 
lungs- und Vereinigungsfreiheit geschützt“, wobei es 
allerdings auch Grenzen gebe. 

Ob er die Gefahr sehe, dass nun weitere linke 
Zusammenschlüsse verboten werden könnten, meint 
Rolf Gössner: „Dieses Verbot hat einschüchtemde Wir¬ 
kung gegenüber linken und linksradikalen Zusammen¬ 
hängen und der von ihnen geschaffenen Gegenöffent¬ 
lichkeit. Gerade nach dem G20-Gipfel und in Zeiten 
des Wahlkampfs ist zu befürchten, dass weitere Ein¬ 
griffe und Verbote in diese Richtung folgen“. Er halte 
es für wichtig, solche Verbote nicht hinzunehmen. 

(jwv. 26.727.8.2017/Azadi) 


GERICHTSURTEILE 


BGH bestätigt Haftstrafe für Ausreiseversuch 
in syrisches „Terrorcamp“ 

Erstmals hat der Bundesgerichtshof (BGH) mit 
Beschluss vom 8. August die Verurteilung eines Isla¬ 
misten bestätigt, der sich in einem syrischen Terror¬ 
camp ausbilden lassen wollte. Gegen die Norm des 
§ 89a Abs. 2a StGB gebe es „keine durchgreifenden 
Bedenken“ hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit. In 
dem Fall ging es um einen Deutschen, der zweimal 
erfolglos versucht hatte, nach Syrien zu reisen, um 
dort für einen islamischen Gottesstaat zu kämpfen. 
Im Herbst 2015 war er am Flughafen München fest¬ 
genommen worden und vom Landgericht zu zweiein¬ 
halb Jahren Haft verurteilt. Dieses Urteil ist durch die 
BGH-Entscheidung nun rechtskräftig. 

Aktenzeichen: 3 StR 326/16 

(Süddt.Ztg. v. 8.8.2017) 


Bundesverwaltungsgericht: Erste Abschie¬ 
bungen von Gefährdern rechtmäßig 

Der Erste Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) entschied am 22. August, dass die ersten 
beiden Abschiebungen von sogenannten Gefährdern 
rechtmäßig sind. Damit bestätigte das oberste Verwal¬ 
tungsgericht die Abschiebeanordnungen des nieder¬ 
sächsischen Innenministeriums vom Februar, zwei in 
Deutschland geborene und als Sympathisanten der Ter¬ 
rororganisation „Islamischer Staat“ eingestufte Män¬ 
ner nach Algerien und Nigeria abzuschieben. „Hierfür 
bedarf es einer Bedrohungslage, bei der sich das vom 
Ausländer ausgehende Risiko einer sicherheitsgefähr¬ 
denden oder terroristischen Tat jederzeit aktualisie¬ 
ren und in eine konkrete Gefahr Umschlägen kann“, 
sagte der Vorsitzende Richter Uwe-Ditmar Berlit zur 
Begründung der beiden Urteile. Dies sehe er „im Fall 
der beiden salafistischen Gefährder auch nach neuerli¬ 
cher Überprüfung“. Sie hätten „mehrfach Gewalttaten 
unter Einsatz von Waffen angekündigt“. 

Aktenzeichen: 1 A 2.17 und 1 A 3.17 

(NDv. 24.8.2017/Azadi) 
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ASYL- UND MIGRATIONS¬ 
POLITIK 


Steigende Zahl von Asylbewerberinnen aus 
der Türkei 

Angaben des Bundesinnenministeriums zufolge ist die 
Zahl der Asylsuchenden aus der Türkei gestiegen. So 
wurden im Juli bundesweit 620 Asylbewerber regist¬ 


riert; einen Monat zuvor waren es noch 433 gewesen. 
22 Prozent der Asylbegehren sind positiv beschieden 
worden. Vor dem Verfassungsreferendum im April 
habe diese Quote bei nur 8,7 Prozent gelegen. 

(jw v. 24.8.2017) 


ZUR SACHE: PRÄSIDIAL¬ 
DIKTATUR TÜRKEI 


>- Seit Anfang August finden in mehreren Städten 
Protestaktionen von Frauen statt, die gegen kon¬ 
servativ-religiöse Kleidervorschriften und Über¬ 
griffe in der Öffentlichkeit auf die Straße gehen. 
Und das trotz des Ausnahmezustands und immer 
wieder verhängten Demonstrationsverboten und 
anderen Repressionen. Die Aktionen und Flash¬ 
mobs für freie Kleiderwahl hatte Ende Juli im 
Istanbuler Stadtteil Kadiköy begonnen. Hinter¬ 
grund der Proteste sind eine Reihe von Übergrif¬ 
fen auf Frauen durch selbsternannte Tugendwäch¬ 
ter. 

>- 2016 war die Türkei einem Bericht des ND vom 
3. August zufolge der viertgrößte Absatzmarkt der 
EU. So hätten europäische Firmen für 78 Milliar¬ 
den Euro Güter in das Land ausgeführt, umgekehrt 
seien Waren türkischer Unternehmen im Wert von 
66,7 Milliarden Euro in die EU exportiert worden. 

>- Laut Medienberichten vom 3. August hat der 
Oberste Militärrat der Türkei den Heereschef, 
Salih Zeki Colak, den Marinechef Bülent Bost- 
anoglu und den Chef der Luftwaffe, Abidin Ünal, 
abgelöst. Damit soll auch die obere Hierarchie des 
laizistisch geprägten Militärs zugunsten einer isla¬ 
misch ausgerichteten Republik ausgetauscht wer¬ 
den. Seit dem vergangenen Jahr haben bereits 150 
von 360 Generälen ihren Rang verloren. 

>- Laut einem Bericht des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks Ceska televize wurden am 3. August 
zwei Tschechen von einem Gericht in Sirnak zu 
sechs Jahren und drei Monaten Haft wegen des 
Vorwurfs der Kooperation mit einer „Terrororga¬ 
nisation“ verurteilt. Die Frau und der Mann waren 
am 13. November 2016 an einem Grenzübergang 
vom Irak in die Türkei festgenommen worden. 
Ihnen wurde vorgeworfen, Mitglieder der kurdi¬ 


schen Verteidigungseinheiten YPG gewesen zu 
sein. Die Beiden hatten hingegen angegeben, sie 
hätten im Gebiet von Rojava ein Feldlazarett auf¬ 
bauen wollen. 

>- „Wir setzen uns weiterhin nachdrücklich für eine 
Aufhebung der Untersuchungshaft und ein rechts¬ 
staatliches Verfahren ein“, hieß es am 3. August 
aus dem Auswärtigen Amt. Es gebe engen Kon¬ 
takt zum Rechtsbeistand und zu Angehörigen der 
deutschen Journalistin Mesale Tolu, die am 30. 
April in der Türkei festgenommen wurde und seit 
Anfang Mai in U-Haft sitzt. Der Prozess gegen sie 
und weitere 17 Journalisten soll am 11. Oktober 
vor der 29. Istanbuler Großen Strafkammer begin¬ 
nen. Ihr wird Propaganda für die in der Türkei 
als Terrororganisation eingestufte und verbotene 
„Marxistisch-Leninistische Kommunistische Par¬ 
tei“ (MLKP) vorgeworfen. Ihr Ehemann befin¬ 
det sich ebenfalls in Haft und der gemeinsame 
zweijährige Sohn Serkan abwechselnd bei einem 
Elternteil im Gefängnis. Seit dem gescheiterten 
Putschversuch im Juli 2016 sind in der Türkei 22 
deutsche Staatsangehörige verhaftet worden. 

>- Laut der staatlichen Nachrichtenagentur Anadolu 
vom 5. August hat Erdogan auf einer AKP-Ver- 
anstaltung in Malatya angekündigt, dass künftig 
alle angeklagten mutmaßliche Putschisten braune 
Kleidung tragen müssten. Alle anderen Terrorver¬ 
dächtigen hätten im Gerichtssaal mit brauner Hose 
und braunen „mandelfarbigen“ Jacken zu erschei¬ 
nen. „Ab jetzt können sie nicht einfach kommen 
und anziehen, was sie wollen. Auf diese Weise 
werden sie der ganzen Welt bekannt gemacht.“ 

>- Am 5. August wurden in Istanbul 43 Anwälte 
festgenommen, als sie eine Pressekonferenz über 
die Situation der seit Wochen hungerstreikenden 
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Literaturwissenschaftlerin Nuriye Gülmen und 
des Lehrers Semih Özakga abhalten wollten. Die 
Beiden sind inzwischen so geschwächt, dass sie 
im Rollstuhl sitzen und in Wasserbetten schlafen 
müssen. Nach der Festnahme der Anwälte wird 
nun gegen sie wegen „Terrorpropaganda“ ermit¬ 
telt. 

>- „Es gibt nicht die geringsten Anhaltspunkte, die 
uns Hoffnung schöpfen ließen, dass von diesen 
Deutschen abgelassen wird“, sagte Martin Schä¬ 
fer, Sprecher des Auswärtigen Amtes am 7. August 
und bezog sich hierbei auf die in der Türkei inhaf¬ 
tierten deutschen Staatsbürgerinnen. 

>- Zum x-ten Mal warf Erdogan Deutschland vor, 
„türkischen Terroristen“ Schutz zu bieten, statt 
sie auszuliefem. Gleichzeitig fordere die deutsche 
Regierung die Freilassung „deutscher Terroris¬ 
ten“, die in der Türkei inhaftiert seien. Außerdem 
- so sagte er bei einer AKP-Veranstaltung am 7. 
August in der Schwarzmeerstadt Rize - werde er 
aus seinem Land einen fortschrittlicheren Staat 
machen als Deutschland: „Wenn meine Bürger 
und Brüder, die im Moment im Ausland sind, ins 
Land zurückkehren, werden sie sagen: Was ist 
schon Deutschland.“ 

>- Nur aufgrund des Einschreitens von NATO-Ge- 
neralsekretär Jens Stoltenberg hat die Türkei den 
Besuch von Bundestagsabgeordneten auf dem 
NATO-Militärstützpunkt Konya für den 8. Sep¬ 
tember genehmigt. Mit Verweis auf die schlechten 
deutsch-türkischen Beziehungen hatte Erdogan 
die für Mitte Juli geplante Reise der Parlamenta¬ 
rier zu den deutschen Soldaten in Konya untersagt. 
Während Verteidigungsministerin Ursula von der 
Leyen den Kompromiss begrüßte, SPD-Kanzler- 
kandidat Martin Schulz meinte, die Türkei gehe 
in die „richtige Richtung“, kritisierte der LIN¬ 
KEN-Abgeordnete Alexander Neu, dass die Bun¬ 
desregierung vor dem Verhalten der Türkei kapi¬ 
tuliert habe statt den Konflikt mit entsprechendem 
Druck auf Ankara zu lösen. Die Grünen-Abge¬ 
ordnete Agnieszka Brugger erklärte, nun könne 
Erdogan den nächsten Erpressungsversuch star¬ 
ten. 

>- Am 15. August traf der iranische Militärchef, 
Mohammed Hussein Bagheri, mit seinem tür¬ 
kischen Amtskollegen Hulusi Akar in Ankara 
zusammen. Auf der Tagesordnung standen der 
Krieg in Syrien, die Golfkrise und das für den 25. 
September geplante Referendum zur Unabhängig¬ 
keit der Kurden im Nordirak. Ankara befürchtet, 
dass hierdurch die eigene kurdische Minderheit in 
der Forderung nach Autonomie ermutigt werden 
könnte. 

>- Am 15. August hat die Polizei bei Razzien 33 Mit¬ 
arbeiter des Forschungsinstituts TUBITAK fest¬ 
genommen, weil sie verdächtigt werden, den ver¬ 


schlüsselten Messagingdienst Bylock verwendet 
zu haben, der auch von Gülen-Anhängern einge¬ 
setzt worden sei. 

Außerdem wurden „Sicherheits“kreisen zufolge 
in der Provinz Simak 30 Personen wegen angebli¬ 
cher Verbindungen zur PKK festgenommen. 

>- Die Isolationshaft des deutschen Menschenrecht¬ 
lers Peter Steudtner und seines schwedischen 
Kollegen Ali Gharavi wurde zwar aufgehoben, 
doch seien die Haftbedingungen im Gefängnis 
Silivri schwierig und teilweise „gesetzeswidrig“, 
sagte einer der Anwälte. Gharavi habe psycholo¬ 
gische Probleme, weil ihm homöopathische Medi¬ 
kamente verweigert werden. Mit dem Gefäng¬ 
nispsychologen könne er sich nicht verständigen, 
obwohl er „das volle Recht“ habe, „mit einem 
Arzt zu sprechen, der Englisch kann“, so der Ver¬ 
teidiger. 

>- Am 18. August rief Erdogan in Istanbul „alle 
meine Bürger in Deutschland“ (ca. 1,25 Millionen 
wahlberechtigte Deutsch-Türken) dazu auf, bei 
den Bundestagswahlen am 24.9. gegen die „Tür¬ 
keifeinde“ CDU/CSU, SPD und Grüne zu votie¬ 
ren und eine andere Partei zu wählen. Es gehe 
um eine Frage „der Ehre“. Außenminister Sigmar 
Gabriel (SPD) reagierte empört auf Erdogans Ein¬ 
mischung in den deutschen Wahlkampf. Darauf¬ 
hin dieser: „Wer sind Sie denn, dass Sie mit dem 
Präsidenten der Türkei reden? Beachten Sie Ihre 
Grenzen!“ Oder: „Wie lange sind Sie eigentlich in 
der Politik? Wie alt sind Sie?“ Gabriel sei „eine 
Katastrophe“. 

Außerdem forderte Erdogan die Auslieferung 
angeblicher Putschisten: „Genauso wie Deutsch¬ 
land seine Bürger von uns zurückhaben möchte“, 
sollten die sich „dort aufhaltenden Terroristen“ an 
die Türkei überstellt werden. Er habe „der Dame 
an der Spitze Deutschlands“ eine Liste mit 4500 
gesuchten Terroristen übergeben, doch sei diese 
von ihr nicht angenommen worden. 

>- Laut Mitteilung des Auswärtigen Amtes wurde am 
18. August eine Juristin mit deutschem und türki¬ 
schem Pass „wegen Vorwürfen politischer Natur“ 
festgesetzt. Der Fall werde geprüft. Verdächtige 
können bis zu 14 Tagen in Gewahrsam bleiben, 
ohne dass eine konsularische Betreuung durch die 
deutsche Botschaft zugelassen werde. 

>- Am 19. August wurde der deutsche Schriftsteller 
Dogan Akhanli auf Ersuchen der Türkei während 
seines Urlaubs in Granada vorübergehend festge¬ 
nommen. Nach Aussage seines Anwalts Ilias Uyar 
habe bei Interpol eine sogenannte Red Notice 
Vorgelegen, womit ein Land dazu auffordern 
kann, eine gesuchte Person ausfindig zu machen 
und vorläufig festzunehmen. Außenminister Sig¬ 
mar Gabriel intervenierte und bat Spanien, den 
Schriftsteller nicht an die Türkei auszuliefern. 
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SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz meinte, dass 
das Verhalten Erdogans inzwischen schon „para¬ 
noide Züge“ trage. 

>- Am 20. August verfügte ein Richter in Madrid 
zwar die Freilassung von Dogan Akhanli mit der 
Auflage, dass er die Stadt nicht verlassen darf 
und sich einmal pro Woche beim Gericht melden 
muss. „Er ist erschöpft“, sagte Rechtsanwalt Uyar 
gegenüber der Deutschen Presse-Agentur. Die 
Türkei hat jetzt 40 Tage Zeit, einen Auslieferungs¬ 
antrag an Spanien zu stellen und entsprechende 
Unterlagen vorzulegen. Was die Türkei ihm kon¬ 
kret vorwirft, ist unklar, (s.u.) 

>- Erdogan zeigte sich am 21. August in Istanbul 
ärgerlich, dass die Versetzung von Generalleut¬ 
nant Zekai Aksakalli, Kommandeur der Spezi¬ 
alkräfte, zu Unmut in der Armee geführt hat. Er 
wurde zum Kommandeur des 2. Armeekorps in 
Gallipoli ernannt. Aksakalli und neun weitere 
Generäle hatten daraufhin mit Rücktritt gedroht. 
„Es kann nichts dergleichen wie Enttäuschung in 
der Armee geben. Welche Aufgabe auch immer 
ihm übertragen wird, ein Soldat wird seine Pflicht 
erfüllen“, so Erdogan. 

>■ Am 22./23. August besuchte der deutsche Bot¬ 
schafter Martin Erdmann den im Gefängnis Silivri 
westlich von Istanbul in U-Haft befindlichen 
Journalisten Deniz Yücel (Die Welt), wo auch der 
deutsche Menschenrechtler Peter Steudtner und 
die deutsche Journalistin Mesale Tolu inhaftiert 
sind. Sie besuchte Erdmann einen Tag später. „Es 
ist gut, dass unser Botschafter die drei im Gefäng¬ 
nis besuchen und persönlich mit ihnen sprechen 
kann, aber Haftbesuche allein lösen noch nichts“, 
sagte Außenminister Sigmar Gabriel. Und EU-Er- 
weiterungskommissar Johannes Hahn gegenüber 
der Süddt. Zeitung: „Achselzucken alleine ist auf 
Dauer keine politische Strategie“. 

>- Anlässlich einer routinemäßigen Haftprüfung 
entschied das zuständige Gericht in Istanbul am 
23. August, dass die deutsche Staatsangehörige 
Mesale Tolu wegen angeblicher Fluchtgefahr vor¬ 
erst in Haft bleiben muss. Bis zum Prozessbeginn 
am 11. Oktober wird es noch einen weiteren Prü¬ 
fungstermin geben. Tolu, die für die sozialistische 
Nachrichtenagentur Etha gearbeitet hatte, war am 
30. April wegen angeblicher „Terrorpropaganda“ 
und „Mitgliedschaft in einer Terrororganisation“ 
festgenommen worden. Ihr drohen bis zu 15 Jah¬ 
ren Haft. 

>- Am 25. August hat Erdogan erneut zwei Dekrete 
erlassen, woraufhin weitere 928 Staatsbediens¬ 
tete, 120 Akademiker entlassen sowie die kur¬ 
dischsprachige Tageszeitung „Rojeva Medya“, 
die Nachrichtenagentur „Diyarbakir-Dicle“ sowie 
das kurdisch-feministische Onlineportal geschlos¬ 
sen wurden. Sie seien eine terroristische Gefahr 


für die öffentliche Sicherheit. Verboten wurden 
ferner drei Vereine, u.a. die „Vereinigung der Lie¬ 
benden des Korans“. Mit diesen Dekreten wurden 
schließlich der Geheimdienst MIT, die Polizei, das 
Patentamt sowie zahlreiche staatliche Institutio¬ 
nen dem Staatspräsidenten direkt unterstellt. 

Der bereits viermal verlängerte Ausnahmezustand 
gilt nun mindestens bis zum 19. Oktober. 

HDP organisiert Gewissens- und Gerechtig¬ 
keitswachen 

Anknüpfend an den im Juli von der kemalistischen 
Oppositionspartei CHP organisierten „Marsch für 
Gerechtigkeit“, veranstaltet die prokurdische Partei der 
Völker (HDP) jeweils in verschiedenen Städten eine 
Woche andauernde „Gewissens- und Gerechtigkeits¬ 
wachen“. Nachdem das türkische Parlament von der 
regierenden AKP in den Suizid getrieben worden sei, 
würden nun die Straßen zum zentralen Ort des Protes¬ 
tes, erklärte der sozialistische HDP-Abgeordnete Ertu- 
grul Kürkgü. Die Wachen, die bereits in Amed (Diyar- 
bakir) und Istanbul stattfanden, würden veranstaltet, 
um der Bevölkerung sowie Partei- und NGO-Vertre- 
tern ein Zusammenkommen zu ermöglichen. Aller¬ 
dings habe beispielsweise in Van ein Großaufgebot der 
Polizei verhindert, dass die Bevölkerung und Medien- 
vertretem in den Musa-Anter-Park gelangen. 

(jwv. 10.8.2017) 

Türkische „Sicherheits“kräfte setzen 
systematisch Wälder in Brand 

Seit dem 2. August setzen türkische „Sicherheits“- 
kräfte zur „Terrorbekämpfung“ mit systematischen 
Bombenabwürfen die Wälder von Dersim (türkisch: 
Tunceli) und umliegenden Landkreisen in Brand. Tau¬ 
sende Hektar Wald sind bereits vernichtet worden und 
zahlreiche Dörfer sind von der Vernichtung bedroht, 
doch weigern sich viele Bewohnerinnen, ihre Orte 
zu verlassen. Zudem werden sie von den türkischen 
Kräften daran gehindert, die Feuer zu löschen. „Der 
türkische Staat ist es, der seit der Gründung der tür¬ 
kischen Republik - seit 94 Jahren - das Ziel verfolgt, 
die Existenz der Bevölkerung Dersims mit Genozi¬ 
den, Assimilation, Folter, Mord und Massenvertrei¬ 
bung zu vernichten“, heißt es in einem Flugblatt von 
NAV-DEM. Durch die Waldbrände sei aber nicht nur 
die Bevölkerung bedroht, sondern auch „die in den 
naturbelassenen Wäldern lebenden Tiere verbrannt“ 
und die „einzigartige Pflanzenwelt - über 400 Arten 
finden sich nur hier - systematisch vernichtet“. Des¬ 
halb fordert das Demokratische Gesellschaftszentrum 
der Kurdinnen in Deutschland“, dass 
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• die Waldbrände in der Region Dersim sofort 
gelöscht werden, 

• die Löschversuche der Bevölkerung nicht be- oder 
verhindert werden, 

• die Provinz Dersim sofort zum Katastrophen¬ 
gebiet erklärt wird, 

• umgehend eine Untersuchungskommission zu den 
Waldbränden zusammengestellt wird, 

• die nach dem Putschversuch vom Juli 2016 erlas¬ 
senen Willkürgesetze, Verbote und brutalen Hand¬ 
lungen der „Sicherheits“kräfte sofort beendet wer¬ 
den und 

• sich die internationalen Natur-, Tierschutz- und 
Menschenrechtsorganisationen für eine sofortige 
Löschung der Waldbrände einsetzen. 

Gegen diese Zerstörungen fand am 19. August u. a. in 

Köln eine Protestdemonstration statt. 

(NAV-DEM, August 2017) 


gerichtet haben, konnten diese Bemühungen bislang 
keine Ergebnisse erbringen. Im Gegenteil: „Diese 
Länder und Institutionen haben versagt und es nicht 
geschafft, ernsthafte Maßnahmen zu ergreifen, die die 
Entschlossenheit demonstrieren, die notwendig wäre, 
um das Problem zu lösen.“ 

Deshalb ersucht NAV-DEM die EU-lnstitutionen erneut , 
Initiativen zu ergreifen und fordert 

► die Beendigung der Isolation aller politischen 
Gefangenen, 

► Freiheit für Abdullah Öcalan und das Ende der 
Repression in den Gefängnissen 

► ein Einschreiten, die Vermittlung und ein 
Besuch bei Öcalan sowie 

► auf die Türkei einzuwirken, den Forderungen 
der Kurden nachzukommen. 

(NAV-DEM v. August 2017) 


Freiheit für Abdullah Öcalan und andere 
politische Gefangene in der Türkei 



Status für Kurdistan! 


„Seit fünf Jahren halten kurdische Aktivisten und 
Freunde des kurdischen Volkes aus ganz Europa eine 
ständige Mahnwache vor dem Europarat in Straßburg, 
mit der sie die Freilassung des kurdischen Repräsen¬ 
tanten Abdullah Öcalan und weiteren in der Türkei 
inhaftierten politischen Gefangenen fordern. Die Kur¬ 
den und ihre Unterstützer sind fest entschlossen, die 
Mahnwache fortzusetzen, bis Abdullah Öcalan aus 
dem Gefängnis entlassen wird“, kündigt NAV-DEM in 
einem Flugblatt an. Obwohl kurdische Politiker*innen 
zahlreiche Appelle und Ersuche zur Lösung der kurdi¬ 
schen Frage an den Europarat, das Europäische Parla¬ 
ment und das Komitee zur Verhütung von Folter (CPT) 


Dogan Akhanli in Spanien festgenommen: 
„Die Türkei will mich zum Schweigen 
bringen“ 

Dogan Akhanli, türkischstämmiger Schriftsteller aus 
Köln mit deutschem Pass, wurde aufgrund eines tür¬ 
kischen Haftbefehls am 19. August während seines 
Urlaubs in Spanien vorübergehend festgenommen. Die 
türkischen Behörden haben die internationale Polizei¬ 
behörde INTERPOL mit einer sog. Red Notice beauf¬ 
tragt, den in Köln lebenden Autoren zu suchen. Wie 
mit einem derartigen Gesuch umgegangen wird, ent¬ 
scheiden nur die nationalen Behörden. Es gibt keinen 
Automatismus, eine über Interpol per „Red Notice“ 
ausgeschriebene Person auch festzunehmen. Warum 
die spanischen Behörden im Fall Akhanli nicht von 
der Möglichkeit Gebrauch gemacht haben, mit einer 
gesonderten Notiz deutlich zu machen, dass er wahr¬ 
scheinlich aus politischen Gründen verfolgt wird, ist 
nicht bekannt. 

In der BRD werden solche Gesuche durch das Bun¬ 
deskriminalamt geprüft; besonders heikle Fälle werden 
dem Bundesjustizministerium zur Entscheidung vorge¬ 
legt. 

Akhanli wurde einen Tag später aus der Haft entlas¬ 
sen, jedoch mit der Auflage, sich einmal wöchentlich 
beim Gericht zu melden und Madrid nicht zu verlas¬ 
sen. 

Der Suchauftrag bei Interpol stammt offenbar aus 
dem Jahre 2013. Damals schon hatte sich die Bundes¬ 
regierung gegen eine Auslieferung von Akhanli in die 
Türkei entschieden. Die türkischen Behörden werfen 
dem Schriftsteller „schwere Verbrechen“ vor. Er war 
im Jahre 2010 nach mehrmonatiger Haft in der Tür¬ 
kei von dem Vorwurf, im Auftrag einer kommunisti¬ 
schen Organisation 1989 einen Raubmord begangen 
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zu haben, freigesprochen und entlassen worden. Doch 
wurde das Urteil drei Jahre später unter „merkwürdi¬ 
gen Umständen“ - so Martin Schäfer, Sprecher des 
Außenministeriums -wieder aufgehoben. 

Im Rahmen eines förmlichen Auslieferungsverfah¬ 
rens muss die türkische Justiz nun innerhalb von 40 
Tagen den spanischen Behörden belastbares Material 
vorlegen, auf dessen Grundlage eine Entscheidung 
getroffen wird. „Wir können uns beim besten Willen 
nicht vorstellen, dass unter diesen Umständen [...] 
eine Auslieferung eines deutschen Staatsangehörigen 
in die Türkei in Betracht kommt“, sagte Schäfer am 
21. August in Berlin. Ein Sprecher der EU-Kommis- 
sion: „Die Europäische Kommission hat volles Ver¬ 
trauen, dass die spanischen Behörden diesen Fall nach 
EU-Recht behandeln.“ 

Ilias Uyar, Rechtsanwalt von Akhanli, geht davon 
aus, dass sein Mandant vor der Festnahme in Spanien 
vom türkischen Geheimdienst bespitzelt wurde: „Es 
war eine zielgerichtete Festnahme, kein Zufallstreffer 
in dem Sinne.“ 

Auf die Frage nach weiteren Sanktionen gegen die 
Türkei sagte Bundeskanzlerin Angela Merkel gegen¬ 
über RTL: „Wir müssen uns immer wieder die Schritte 
Vorbehalten.“ 

Die Vorsitzende des Rechtsausschusses im Bundes¬ 
tag, Renate Künast (Grüne), forderte den Bundesjus¬ 
tizminister Heiko Maas (SPD) auf, Anfragen aus der 
Türkei sehr sorgfältig zu prüfen. 

Dieser stellte die deutsch-türkische polizeiliche 
Zusammenarbeit in Frage und forderte innerhalb der 
EU „einen intensiveren Dialog“ über die Rolle von 
INTERPOL und den Umgang mit Fahndungsersuchen. 

(Verschiedene Medien, 19.8. -25.8.2017) 

Anmerkung: 

Kurdinnen und Kurden, die einst aus politischen 
Gründen die Türkei verlassen mussten und aus diesem 
Grund in Deutschland als asylberechtigt anerkannt 
wurden, sind schon seit vielen Jahren von Haftbefeh¬ 
len, die die türkische Justiz über INTERPOL erwirkt 
hat, betroffen. 

AZADI hat über 20 Aktivisten unterstützt, die in 
Auslieferungshaft genommen wurden und bis zum 
Beschluss des jeweils zuständigen Oberlandesge¬ 
richts in Haft bleiben mussten, manche nur wenige 
Tage, andere mehrere Monate. Betreut haben wir auch 
in Deutschland lebende Kurden, die aufgrund eines 
Internationalen Haftbefehls („Red Notice“) während 
ihres Urlaubs im europäischen Ausland (z.B. Spa¬ 
nien, Kroatien) in Auslieferungshaft genommen wor¬ 
den sind. Einige kurdische Politiker waren sowohl in 
Deutschland als auch in Spanien inhaftiert (wie der 
KONGRA-GEL-Vorsitzende Remzi Kartal). Die „Red 
Notice “ macht selbst vor kurdischen Aktivisten/Poli¬ 


tikern nicht Halt, die sich wegen „ Terrorismus “-Vor¬ 
wurfs (§129 ff) in Straf- oder U-Haft befanden/befin¬ 
den. 

In sämtlichen Fällen haben die Oberlandesgerichte 
die politisch motivierten Ersuchen der Türkei auf Aus¬ 
lieferung abgelehnt, nicht zuletzt, weil die förmlichen 
Verfahren in keiner Weise dem EU-Standard entspra¬ 
chen und das vorgelegte angebliche Beweismaterial 
aus der Türkei völlig unzureichend und letztlich nicht 
verwertbar gewesen ist. 

Es ist davon auszugehen, dass der türkische Staat 
nicht unter allen Umständen eine Auslieferung opposi¬ 
tioneller Personen beabsichtigt/e, sondern es ging und 
geht ihm eher darum, die Menschen einzuschüchtern, 
zu beunruhigen und sie an der Ausübung ihrer politi¬ 
schen Arbeit zu behindern. 

(Azadi) 

INTERPOL hebt Fahndungsersuchen gegen 
Dogan Akhanli auf 

Interpol hat das Fahndungsersuchen, das die Türkei 
gegen den deutschen Schriftsteller an die internatio¬ 
nale Polizeibehörde gerichtet hatte, aufgehoben. „Wir 
freuen uns, dass Interpol die ,red notice 4 gegen Dogan 
Akhanli gelöscht hat“, erklärte das Auswärtige Amt. 

(rtr/dpa/t-online v. 25.8.2017) 

Deutsch-türkische Verbaleskalation 

Seit Erdogans Einmischung in den bundesdeutschen 
Wahlkampf und seiner Aufforderung an die wahlbe¬ 
rechtigten türkischstämmigen Bürgerinnen, weder 
SPD, noch CDU/CSU oder Grüne zu wählen wegen 
deren „Türkeifeindlichkeit“, eskaliert die Auseinander¬ 
setzung insbesondere zwischen dem Staatspräsidenten, 
einigen seiner Minister und der Bundesregierung. 

Der türkische EU-Minister Ömer Celik meinte über 
Außenamtschef Sigmar Gabriel: „Gabriel gibt keine 
authentischen Erklärungen ab. Er spricht, indem er von 
den Rechten und Rassisten kopiert“. Kritik an Erdogan 
stehe ihm nicht zu. Das Auswärtige Amt wies die 
Äußerungen als „verletzend und inakzeptabel“ zurück. 

In der ZDF-Sendung „Maybrit Illner“ vom 24. 
August mit dem Thema „Erdogan und die Deutschen 
- Eskalation im Wahlkampf?“ hatte Außenminister 
Gabriel klargestellt: „Es ist ganz gezielt der Versuch, 
einen äußeren Feind zu stilisieren, um innere Probleme 
zu überdecken. Herr Erdogan versucht zu provozieren, 
damit er sich als wahrer Verteidiger der Türkei hinstel¬ 
len kann. Da ist eine ganz klare Strategie zu erkennen.“ 
Erdogan entferne sich von Europa „und nicht umge¬ 
kehrt“. „Den Gefallen, dass wir Brücken abbrechen, 
mache ich ihm nicht.“ Er denke daran, Kredite und 
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andere Zahlungen an die Türkei zu reduzieren. Zudem 
unterbreitete er den Vorschlag, Moschee-Vereine ggf. 
schließen zu lassen. „Ich glaube, dass wir es mit For¬ 
men politischer Agitation oder sogar Extremismus zu 
tun haben. Man darf sie nicht der Propaganda der tür¬ 
kischen Regierung überlassen“, so Gabriel. 

Er wolle die „türkische Regierungspolitik zurück¬ 
weisen“ und sei dafür, jenen „die Gelegenheit zur Part¬ 
nerschaft“ zu geben, „die Gegner der AKP sind“. 

Der Außenminister riet außerdem dazu, sich eine 
Urlaubsreise in die Türkei derzeit „genau zu überle¬ 
gen“. Insbesondere bestünden Gefahren für Journalis¬ 
ten. 

(FAZ f jw, ND u.a. v. 21.-25.8.2017) 

EU-Oettinger fordert mehr Geld für Flücht¬ 
lingsabkommen mit der Türkei 

Linke-Chef Riexinger: 

Keine Milliarden für schmutzigen Flüchtlingsdeal 

EU-Haushaltskommissar Günther Oettinger fordert 
mehr Geld für das 2016 abgeschlossene Flüchtlingsab¬ 


kommen mit der Türkei: „Die Mitgliedstaaten müssen 
zwei Milliarden plus x finanzieren“. Die EU habe ihr 
insgesamt bis zum Jahre 2018 sechs Milliarden Euro 
zugesagt. Die erste Tranche in Höhe von drei Milliar¬ 
den Euro werde bis Ende des Jahres verplant sein. Bis¬ 
lang hat Oettinger zufolge Deutschland etwa 500 Milli¬ 
onen beigesteuert, doch müsse bei der zweiten Tranche 
deutlich mehr gezahlt werden. „Oettingers Kotau vor 
Erdogan macht deutlich, wie wenig die verbalen Atta¬ 
cken der Bundesregierung gegen den türkischen Auto¬ 
kraten wert sind“, sagte Linke-Chef Bernd Riexinger 
am 25. August der Deutschen Presse-Agentur in Ber¬ 
lin. „Obwohl das Erdogan-Regime Zehntausende unter 
fadenscheinigen Vorwänden inhaftiert - darunter zehn 
Deutsche -, sollen die Milliarden für den schmutzigen 
Flüchtlingsdeal munter weiter an das Regime fließen.“ 

(dpa/gmx.net v. 25.8.2017) 


INTERNATIONALES 


Kein Referendum zur Unabhängigkeit 
Kataloniens 

Das Verfassungsgericht in Madrid hat mit Beschluss 
vom 31. Juli dem vom katalonischen Regionalparla¬ 
ment beschlossenen Referendum zur Eigenständigkeit 
Kataloniens eine Absage erteilt. Die Volksbefragung 
mit der Frage „Wollen Sie, dass Katalonien zu einem 
unabhängigen Staat in Form einer Republik wird?“, die 
das Regionalparlament in Barcelona Anfang Juli ein¬ 
gebracht hatte, hätte am 1. Oktober stattfmden sollen. 

Hiergegen hatte die spanische Zentralregierung von 
Ministerpräsident Mariano Rajoy Verfassungsklage 
erhoben. Während dieser erklärte, dass es in Katalo¬ 
nien „auf keinen Fall“ ein Referendum geben werde, 
entgegnete Carles Puigdemont von der Regionalregie¬ 
rung, die Abstimmung werde „so oder so“ kommen. 

(jwv. 2.8.2017) 

UN-Sicherheitsrat: Schärfer gegen Waffen¬ 
handel vorgehen 

Am 2. August verabschiedeten alle 15 Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrats eine Resolution, entschlossener 
die Waffenlieferungen an Terrorgruppen zu bekämp¬ 
fen und Maßnahmen gegen die Weitergabe der Waffen 


zu ergreifen. Der Rat zielte hierbei insbesondere auf 
kleine und leichte Waffen sowie militärische Ausrüs¬ 
tung ab. Die Staaten sollen stärker gegen den Handel 
vorgehen, ihre Grenzen besser überwachen und die 
Waffen zur Erkennung ihrer Herkunft markieren. Pro¬ 
duzenten und Händler, die Waffen weitergeben, sollten 
stärker strafrechtlich verfolgt werden. 

(NDv. 4.8.2017) 

Deutschland unterstützt Minenräumung in 
nordsyrischer Stadt Manbidsch 

Am 9. August Unterzeichnete Boris Rüge, Gesandter 
an der deutschen Botschaft, im State Department in 
Washington eine Absichtserklärung (memorandum of 
understanding) zur Unterstützung der Minenräumung 
in der nordsyrischen Stadt Manbidsch. Hierfür sollen 2 
Millionen Euro für laufende Sprengmittelräumung zur 
Verfügung gestellt werden. Die Stadt war nach langen 
Kämpfen von den kurdisch geführten Demokratischen 
Kräften Syriens (SDF) von IS-Banden befreit worden. 
„Bevor der IS die Orte verließ, hat er nahezu alles ver¬ 
mint, einschließlich der Küchenspüle“, sagte Oie Sol- 
vang, stellvertretender Direktor der Notfallabteilung 
von Human Rights Watch (HRW). „Diese Sprengfal- 
len haben bereits hunderte Zivilisten verletzt und getö- 
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tet.“ Diese Zahl werde sich noch 
erhöhen, weil immer mehr Men¬ 
schen in ihre Häuser zurückkehren. 

Die Minen seien „an Fenstern und 
Türen, unter Matratzen und Stapeln 
von Schuhen, in Kühlschränken und 
Kleidersäcken oder Fernsehgerä¬ 
ten“ angebracht. 

(ARA News v. 11.8.2017) 

Kolumbiens Staatschef 
erklärt Krieg mit der FARC für 
beendet 

FARC gründen legale politische 
Partei 

Bei Fonseca nahe der Karibikküste verließen die letz¬ 
ten Container mit Waffen und Sprengstoff eines der 
26 Camps, in denen sich 6800 FARC-Guerilla(o)s zur 
Waffenabgabe an die Vereinten Nationen gesammelt 
hatten. Im Laufe von acht Monaten übergaben sie über 
8100 Schusswaffen, über 1,3 Millionen Schuss Muni¬ 
tion sowie Granaten und Antipersonenminen. 


Danach hat Kolumbiens Staatschef Juan Manuel 
Santos den mehr als 50 Jahre dauernden Konflikt mit 
den Revolutionären Streitkräften Kolumbiens (FARC) 
offiziell für beendet erklärt. Ende August wollen die 
FARC eine legale politische Partei gründen, die Anfang 
September der Öffentlichkeit vorgestellt werden soll. 

(ND/jwv. 17.8.2017) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 



Die meisten Angriffe auf Journalisten in 
Dresden und Leipzig 

In den vergangenen zwei Jahren hat es in Sachsen 
mehr Angriffe auf Journalisten gegeben, wie aus der 
Antwort des Innenministeriums auf eine Anfrage der 
sächsischen Landtagsfraktion der Grünen hervorgeht. 
Danach seien den Ermittlungsbehörden 17 von mindes¬ 
tens 44 Attacken bislang nicht bekannt gewesen, wes¬ 
halb die Aufnahme von Ermittlungen geprüft werde. 
Die Zahlen basierten auf Angaben des Europäischen 
Zentrums für Pressefreiheit in Leipzig. Bundesweit 
seien insgesamt 82 Angriffe auf Journalisten registriert 
worden, bei denen es sich um Körperverletzungen, 
Sachbeschädigungen, Bedrohungen und Beleidigun¬ 
gen gehandelt habe. Aufgrund des Lagebildes des Zen¬ 
trums habe der räumliche Schwerpunkt der Angriffe in 
Sachsen eindeutig in den Regionen Dresden (17) und 
Leipzig (11) gelegen. 

(ND v. 8.8.2017) 


Gabriel: Kritik an der Türkei zeigt erste 
Erfolge 

Außenminister Sigmar Gabriel (SPD) meint, dass 
die „neue“ Türkei-Politik der Bundesregierung erste 
Erfolge zeitige wegen der verschärften Reisehin¬ 
weise und der Kritik an der vom Erdogan-Regime 
vorgelegten und nach der Kritik wieder zurückgezo¬ 
genen Terror-Liste mit 680 deutschen Unternehmen. 
Erdogan habe sie zu „einem einzigen Missverständnis 
erklärt“, so Gabriel. In dem Interview mit dem „Kölner 
Stadt-Anzeiger“ erwähnt der Minister mit keiner Silbe 
die anhaltenden Festnahmen von Oppositionellen oder 
die tausenden von Gefangenen und auch sind weder 
Deniz Yücel noch Mesale Tolu oder Peter Steudtner 
aus der Haft entlassen. „Der offizielle Grund für die 
,Neuausrichtung 4 der Türkei-Politik war die Verhaf¬ 
tung des Menschenrechtlers. Kritische Geister haben 
allerdings schon vermutet, dass vielmehr die Liste die 
scharfen Töne gegenüber Ankara ausgelöst hat. Diesen 
ekligen Zynismus - erst wenn es um deutsches Kapitel 
geht, bewegt sich was und das reicht der Bundesregie¬ 
rung dann auch - hat Gabriel nun erfrischend ehrlich 
bestätigt“, kommentiert Nelli Tügel im ND Gabriels 
„Eigenlob“. 

(NDv. 16.8.2017) 
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Abgeordnete mit Nebenverdiensten in 
Millionenhöhe 

Nach einer Studie der Otto-Brenner-Stiftung haben in 
der ablaufenden 18. Wahlperiode 178 von 655 Bundes¬ 
tagsabgeordneten neben ihren Diäten mindestens 26,5 
Millionen Euro durch Nebeneinkünfte hinzuverdient. 
An der Spitze stehen Abgeordnete der CDU / CSU. 
Parlamentarier müssen ihre Nebeneinkünfte melde¬ 
pflichtig in 10 Stufen von mehr als 1000 bis 3500 Euro 


in der ersten Stufe bis zur letzten Stufe von mehr als 
250 000 Euro monatlich angeben. 

Der Mindestverdienst lag seit der letzten Wahl im 
Jahre 2013 insgesamt bei 26,5 Millionen Euro. 

Abgeordnetenwatch kritisiert, dass nicht in allen 
Fällen erkennbar gewesen sei, von wem ein Parlamen¬ 
tarier Einkünfte erhalten hat. 

(ND v. 3.8.2017) 


UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 

AZADI unterstützte im Monat August elf kurdische politische Gefangene für Einkauf in den Gefängnissen mit 
einem Betrag von 1133,- Euro. 
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In der Bundestags Sitzung vom 21. November, in der es um die Verlängerung von 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr gegen die Terrororganisation ,,Islamischer 
Staat“ (IS) ging, zeigte die LINKEN-Bundestagsabgeordnete Sevim Dagdelen 
während ihres Debattenbeitrags eine Fahne der syrisch-kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten YPG. Sie wollte mit ihrer Aktion darauf aufmerksam machen, dass 
es gerade diese Einheiten seien, die in Syrien „ an der Seite der US-Amerikaner an 
vorderster Front gegen den IS kämpfen “. Wenn Außenminister Gabriel (SPD) das 
Fahnenverbot von Innenminister de Maiziere vom März dieses Jahres verteidige, 
verhalte er sich ,,heuchlerisch“ und mache sich zum ,,Büttel des türkischen Prä¬ 
sidenten Recep Tayyip Erdogan“. Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) 
meinte, die Abgeordnete rügen zu müssen. 

24 Jahre PKK-Betätigungsverbot 
in Deutschland 

A m 26. November 1993 trat das vom damaligen Bundesinnenminister 
Manfred Kanther (CDU) verfügte Vereins- und Betätigungsverbot für die 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) sowie angebliche Tochter- und mögli¬ 
che Nachfolgeorganisationen in Deutschland in Kraft. Auf dieser Grundlage fanden 
in den letzten 24 Jahren zehntausende von Strafverfahren statt, wurden Grundrechte 
der in Deutschland lebenden Kurdinnen und Kurden außer Kraft gesetzt, Demons¬ 
trationen und Kundgebungen verboten. Politisches Engagement ohne jede straf¬ 
rechtlichen Verstöße ist vielen Kurdinnen und Kurden ohne deutschen Pass unter 
Maßgaben des Ausländerrechts zum Verhängnis geworden. Einbürgerungen wurden 
verweigert, der Asylstatus wieder aberkannt und Menschen per Ausweisungsverfü¬ 
gung die Aufenthaltserlaubnis und damit jeden Status auf eine gesicherte Lebens¬ 
grundlage in Deutschland entzogen. Kurdische Einrichtungen und Vereine waren 
flächendeckend der Bespitzelung durch Polizei und Geheimdienste ausgesetzt. 

Kurdische politische Gefangene 

Schon seit Ende der 1980er Jahre wurden Dutzende kurdischer Aktivisten auch mit¬ 
tels der umstrittenen Paragraphen §129 und §129a Strafgesetzbuch (StGB) als Mit¬ 
glieder in einer inländischen kriminellen oder terroristischen Vereinigung angeklagt 
und zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt. Als mangels Tatbeständen die Anklagen 
zurückgingen, kam 2010 der Bundesgerichtshof der Regierung zur Hilfe und legte 
nahe, kurdische Aktivistinnen und Aktivisten auch nach dem im Jahre 2002 ein¬ 
geführten § 129b als Mitglieder einer ausländischen terroristischen Vereinigung zu 
verfolgen. Aufgrund dieses Paragraphen erfolgten bislang 20 Verurteilungen. Der¬ 
zeit befinden sich 9 Aktivisten auf der Grundlage des § 129b in Untersuchungs- oder 
Strafhaft. 
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BMI kündigt friedlichen Kontext auf 

Als Anfang der 1990er Jahre die Auseinanderset¬ 
zungen bei kurdischen Demonstrationen eskalierten, 
kamen Politik und Sicherheitsbehörden zu der Ein¬ 
sicht, dass allein mit Repression der politische Wille 
von ca. 800 000 Kurdinnen und Kurden nicht zu unter¬ 
drücken ist. Parallel zur weiteren strafrechtlichen Ver¬ 
folgung gab es - in den verschiedenen Bundesländern 
unterschiedlich gehandhabt - einen informellen modus 
vivendi, der den Kurdinnen die Möglichkeit gab, 
ihrer politischen Identität ohne Störung durch die Poli¬ 
zei Ausdruck zu geben, etwa bei dem inzwischen seit 
25 Jahren alljährlich insbesondere in NRW stattfmden- 
den kurdischen Friedens- und Kulturfestival. 

Dieser informelle Konsens wurde mit einem Rund¬ 
schreiben des Bundesinnenministeriums (BMI) vom 
2. März dieses Jahres ohne weitere Erklärung aufge- 
kündigt. In dem fünfseitigen Papier werden die Sicher¬ 
heitsbehörden der Länder angewiesen, insbesondere 
das Zeigen des Bildnisses von Abdullah Öcalan zu 
unterbinden, da dieser stellvertretend für die PKK 
stünde. In einer beigefügten Liste mit nunmehr insge¬ 
samt 33 verbotenen Symbolen waren erstmalig auch 
die syrischen Organisationen YPG/YPJ und PYD als 
ausländische „PKK-Ableger“ gelistet. 

Türkei-Politik auf Kosten der Kurd*innen 

Seitdem leisten sich die Sicherheits- und Versamm¬ 
lungsbehörden einen Wettlauf darum, kurdische Ver¬ 
sammlungen und politische Aktivitäten zu torpedie¬ 
ren, stets angefeuert von der türkischen Regierung, 
der das natürlich alles noch nicht ausreicht. Bei der 
zentralen Newrozfeier in Frankfurt/Main Ende März 
beschränkte sich die Polizei noch auf das Dokumentie¬ 
ren angeblicher Straftaten durch das Zeigen Hunderter 


Öcalan-Fahnen, woraufhin die Türkei umgehend aus 
Protest den deutschen Botschafter einbestellte. Bei 
dem im September in Köln durchgeführten kurdischen 
Kulturfestival erließ die Versammlungsbehörde die 
schikanöse Auflage, weder Essens- noch Getränke¬ 
stände zuzulassen. Öcalan-Fahnen und ein großes Por¬ 
trät von ihm auf der Bühne tolerierte die Kölner Poli¬ 
zei. Dies rief wiederum die türkische Regierung und 
das Bundesinnenministerium auf den Plan mit dem 
Hinweis, Abbildungen von Öcalan seien in jeder Form 
untersagt. Bei einer Demonstration für die Freiheit von 
Abdullah Öcalan am 4. November in Düsseldorf wurde 
dann jede Zurückhaltung aufgegeben, die Demonstra¬ 
tion aufgrund der Öcalan-Fahnen eingekesselt, Teil¬ 
nehmerinnen mit Pfefferspray attackiert und die Ver¬ 
sammlung aufgelöst. Am gleichen Tag trafen sich der 
deutsche Bundesaußenminister Sigmar Gabriel (SPD) 
mit seinem türkischen Kollegen Mevlüt öavusoglu i n 
Antalya, um über eine Verbesserung der deutsch-tür¬ 
kischen Beziehungen zu verhandeln. Das Verbot von 
PYD- und YPG-Fahnen gehört mittlerweile zu den 
Standardauflagen bei kurdischen Demonstrationen und 
wird rigoros umgesetzt. 

Repression wegen politischer Hilflosigkeit 

Was treibt die deutsche Politik zu einer Ausweitung 
des PKK-Verbots zu einem Zeitpunkt, an dem die 
deutsch-türkischen Beziehungen nicht zuletzt durch 
die Inhaftierung deutscher Journalistinnen nach offi¬ 
ziellen Angaben einen Tiefpunkt erreicht haben? Ein 
Aspekt ist sicherlich, der Türkei in einem Punkt ent¬ 
gegen zu kommen, der sich mit den Interessen der 
Bundesregierung deckt. Die Entwicklung in Syrien, 
vor allem nach der Befreiung von Rakka, wird von der 
deutschen Regierung mit Argwohn verfolgt. Durch das 
de facto-Bündnis mit den USA und die bestehenden 



politischen Kontakte zu Russland besteht erstmalig 
die Möglichkeit, dass die kurdische Befreiungsbewe¬ 
gung - vertreten durch die PYD - zum international 
anerkannten politischen Akteur wird. Die deutsche 
Bundesregierung hatte bislang militärisch und ökono¬ 
misch allein auf den Präsidenten der kurdischen Auto¬ 
nomieregion Nordiraks, Barzani und den mit diesem 
eng verbundenen türkischen Regenten Recep Tayyip 
Erdogan gesetzt. Durch das misslungene Referendum 
Ende September ist nun Südkurdistan selbst zum Kri¬ 
senherd geworden mit ungewissem Ausgang. Die ver¬ 
stärkte innenpolitische Repression gegen die kurdische 
Befreiungsbewegung ist hier auch als Ausdruck der 
Hilflosigkeit der Regierung gegenüber den außenpoli¬ 
tischen Entwicklungen im Mittleren Osten zu deuten. 

Was tun? 

Zum einen lohnt es sich, den juristischen Weg zu gehen. 
So haben die Veranstalter gegen die Auflage, die Sym¬ 
bole von PYD und YPG auf einer Demonstration zum 


Welt-Kobane-Tag 2016 in Frankfurt nicht zu zeigen, 
vor dem Verwaltungsgericht Frankfurt/M. erfolgreich 
geklagt, so dass dort der diesjährige Kobane-Tag mög¬ 
lich war. Klagen in anderen Städten laufen derzeit. 

Zum anderen stößt die Revolution in Rojava nach 
wie vor auf große Sympathien. Das zeigte sich nicht 
zuletzt bei der Abschlusskundgebung gegen den 
G20-Gipfel in Hamburg, bei der Tausende die Fahnen 
der YPG demonstrativ mit sich trugen. Eine effektive 
Gegenöffentlichkeit, die die Absurdität der aktuellen 
deutschen Politik - vor allem auch gegenüber der Per¬ 
son von Abdullah Öcalan - entlarvt, ist nötig. Ebenso 
bedarf es mehr Solidarität mit den kurdischen politi¬ 
schen Gefangenen in Deutschland: Sie befinden sich 
symbolisch für die ganze Bewegung im Gefängnis. 

(Erklärung Azadi v. 23.11.2017) 


VERBOTSPRAXIS 


Berlin folgt Ankara: 

Angriff der Noch-CDU/CSU/SPD-Koalitions- 
regierung auf Kurd*innen ihre Institutionen, 
Strukturen und Repräsentanten 

Am 16. September fand in Köln das 25. Internatio¬ 
nale Kurdische Kulturfestival unter dem Motto „Frei¬ 
heit für Öcalan - einen Status für Kurdistan“ statt, an 
dem zehntausende Menschen teilnahmen, um sich für 
die Freilassung des zu lebenslanger Haft verurteilten 
PKK-Vorsitzenden einzusetzen. Weil auf der Bühnen¬ 
rückwand ein großes Transparent mit dem Bildnis von 
Abdullah Öcalan zu sehen war und zahlreiche Festival¬ 
teilnehmende Fahnen mit sich trugen, reagierte Ankara 
darauf umgehend. Der deutsche Botschafter Martin 
Erdmann wurde (zum 17. Mal in seiner zweijährigen 
Amtszeit) ins türkische Außenministerium zitiert. Man 
verurteile „nachdrücklich“, dass die deutschen Behör¬ 
den die Veranstaltung erlaubt und geduldet habe, „dass 
dort Terrorpropaganda“ betrieben worden sei. Die Tür¬ 
kei warf der Bundesregierung vor, im Antiterrorkampf 
mit „zweierlei Maß“ vorzugehen. Obwohl verboten, 
seien PKK-Symbole gezeigt und eine „terrorverherr¬ 
lichende Botschaft von einem der gegenwärtigen 
PKK-Anführer verlesen“ worden. Das Auswärtige 
Amt äußerte sich zu dem Vorgang nicht. 

Aber das Bundesinnenministerium. Es erklärte, den 
Katalog der verbotenen PKK-Symbole (erneut) über¬ 
prüfen zu wollen. Die letzte Verschärfung war erst am 
2. März dieses Jahres erfolgt, nach der zusätzlich Emb¬ 


leme verboten wurden, die das BMI der PKK zuord¬ 
net wie der Verband der Studierenden aus Kurdistan 
(YXK), sondern darüber hinaus auch jene der nord¬ 
syrischen kurdischen Partei PYD sowie der YPG und 
YPJ (Volks- und Frauenverteidigungseinheiten). Bei 
ihnen handele es sich um „PKK-Ableger“. Und nicht 
zuletzt sollte fortan auch das Bildnis von Abdullah 
Öcalan aus der Öffentlichkeit verschwinden - wegen 
dessen „hoher emotionalisierenden Wirkung“. 

Das Transparent (Öcalan den Kopf auf einen Arm 
stützend) in Köln war von der Polizei genehmigt wor¬ 
den, weil es nicht in der Liste der (inzwischen 33) ver¬ 
botenen Symbole aufgeführt war. 

Das ließ das BMI nicht gelten. Sein Sprecher Johan¬ 
nes Dimroth erklärte am 18. September in Berlin: „Für 
uns ist klar, dass das Geschehene im Prinzip so jeden¬ 
falls nicht unserem Verständnis des Vereinsverbots 
und dem damit einhergehenden Kennzeichenverbot 
entspricht.“ Für das BMI sei jede Abbildung Öcalans 
„grundsätzlich“ vom Verbot betroffen. Außerdem sei 
darauf verwiesen, dass der Verbotskatalog vom März 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebe und auch 
ähnliche Symbole verboten seien (http://www.fir.de/ 
politik/kurdenfestival-innenministerium-prueft-kon- 
kretisierung-des-pkk-verbots-a-1352760). 

Seit der Verbotserweiterung gab es bereits meh¬ 
rere Strafverfahren wegen des Verstoßes gegen das 
Versammlungsgesetz mit Urteilen, wonach städtische 
Auflagenverfügungen als nicht rechtens bewertet wur¬ 
den. Diverse Verfahren wegen Verstoßes gegen das 
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Vereinsgesetz sind bereits im Vorfeld von Staatsan¬ 
waltschaften zumeist nach § 153 Strafprozessordnung 
eingestellt worden, aber viele Kurd* innen erhielten 
in den letzten Monaten Vorladungen zur Polizei - als 
Beschuldigte oder Zeugen. 

Demonstration in Düsseldorf 

Tausende Kurdinnen und Kurden sowie solidarische 
Menschen sind am 4. November auf der von über 40 
Organisationen unterstützten europaweiten NO PASA- 
RAN!-Demonstration in Düsseldorf zusammengekom¬ 
men. Gemeinsam protestierten sie gegen die Verbote 
kurdischer und demokratischer Organisationen aus der 
Türkei und für die Freiheit Abdullah Öcalans und aller 
politischer Gefangenen. Schon während der Vorberei¬ 
tungen der Demonstration waren die Organisatoren mit 
willkürlichen Maßnahmen der Stadt Düsseldorf, des 
Verwaltungsgerichts und des örtlichen Polizeipräsidi¬ 
ums konfrontiert. 

Bereits mehrere Tage vor der Demonstration hat das 
Bündnis No Pasaran ! zu diversen Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichts - wie dem Verbot des Verkaufs 
von Essen, Getränken, Büchern, Musik-CDs, kurz: 
jegliche Verkaufsstände auf der Abschlusskundgebung 
- Stellung bezogen. 

Während das Düsseldorfer Verwaltungsgericht noch 
am Freitag, dem Vortag der Demo, Fahnen mit dem 
Konterfei von Abdullah Öcalan jedem dritten Teilneh¬ 
mer erlaubte, revidierte am selben Tag das Oberverwal¬ 
tungsgericht NRW im Eilverfahren diese Entscheidung 
(Az.: 15 B 1371/17), so dass die Demonstrierenden 
keine Fahnen oder Transparente mit Öcalan-Abbildun¬ 
gen zeigen durften. 

Entsprechend rigoros ging die Polizei dann bei 
der Demonstration vor. Kurz nachdem sich die Men¬ 
schen in Bewegung gesetzt hatten, wurde der Demo- 
Zug von der Polizei gestoppt. Begründet wurde diese 
Maßnahme damit, dass die Teilnehmer*innen verbo¬ 
tene Symbole wie die Öcalan-Fahnen zeigen würden. 
Zwischen 13 und 17 Uhr wurde ein großer Teil der 
Demonstration von der Polizei eingekesselt und immer 
wieder mit Pfefferspray und Schlagstöcken angegrif¬ 
fen. Es kam zu zahlreichen Verletzungen unter den 
Demonstrierenden. Gleichzeitig litten ältere Menschen 
und Kinder durch die lang anhaltende Einkesselung 
zum Teil unter starker Erschöpfung. Durch die Ver¬ 
botspolitik und die Praxis der Polizei am 4. November 
wurde somit das Grundrecht auf Demonstrationsfrei¬ 
heit de facto ausgehebelt. 

Ayten Kaplan, Co-Vorsitzende von NAV-DEM, kri¬ 
tisierte die Auflagen der Stadt Düsseldorf und das Ver¬ 
halten der Polizei scharf: „Wir haben heute eine Welle 
der Repression erfahren, die bewusst auf eine Konfron¬ 
tation gesetzt hat. Es hat sich heute gezeigt, dass die 


Bundesregierung vor dem Druck der AKP-Regierung 
in der Türkei eingeknickt ist. [...] Anders lässt sich 
diese absurde Verbotspolitik, die selbst das Zeigen von 
Bildern Abdullah Öcalans nicht duldet, nicht erklären.“ 

(PMNAV-DEM, Demokratisches Gesellschaftszentrum der 
Kurd*innen in Deutschland, v. 5.11.2017) 

Außenminister Gabriel (SPD) entspannt in 
Antalya 

An diesem 4. November nämlich war Außenminister 
Sigmar Gabriel (SPD) zu einem „informellen Treffen“ 
mit dem türkischen Amtskollegen Mevlüt öavusoglu 
ins sonnige Antalya gereist, um bei einem Spazier¬ 
gang durch den Park darüber zu diskutieren, wie die 
„Gespräche zwischen den Ministerien fortgesetzt“ und 
welche Themen hierfür auf die Tagesordnung gesetzt 
werden könnten. Dieser Besuch war offenbar die Folge 
von öavusoglu’s Äußerung in einem Interview mit 
dem Spiegel kurz nach der Bundestagswahl, die bilate¬ 
ralen Beziehungen wieder entspannen zu wollen. 

Mit Sicherheit kann davon ausgegangen werden, 
dass die beiden Flaneure in leichtem Flanell auch über 
das von der Türkei bei jeder Gelegenheit geforderte 
härtere Vorgehen Deutschlands gegen die PKK gespro¬ 
chen haben. Da für das Erdogan-Regime genug nicht 
genug ist, dürfte die Ausweitung der Symbolverbote 
vom 2. März zwar begrüßt worden sein, aber weitere 
Schritte erwartet werden - wie die Auslieferung von 
„Terrorverdächtigen“ türkischer linker oder kurdischer 
Organisationen oder der Gülen-Bewegung, die für 
den versuchten Putsch vom Juli 2016 verantwortlich 
gemacht wird. 

Dem türkischen Unmut, dass in Deutschland das 
Porträt von Abdullah Öcalan immer noch gezeigt wer¬ 
den dürfe, hat der Bundesinnenminister schon bereit¬ 
willig entsprochen und ein de facto-Verbot verfügt. 

Interessant, dass nun im Rechtsstaat Deutschland 
das Zeigen von zwei Bildnissen untersagt ist: Jenes 
von Adolf Hitler und jenes von Abdullah Öcalan. 

Busbibliothek Abdullah Öcalan 

29 Tage lang konnte die Bustour „Öcalan-Bibliothek“ 
ungehindert durch verschiedene Städte Europas und 
Deutschlands reisen, um die Öffentlichkeit über die 
Situation des auf der Gefängnisinsel Imrali inhaftierten 
PICK-Vorsitzenden zu informieren, aber auch, um seine 
umfangreichen politischen Veröffentlichungen vorzu¬ 
stellen. Doch am 9. November, dem 30. Tag der Reise, 
griff die Polizei in Hannover die friedliche Kundge¬ 
bung an. Gerechtfertigt wurde die Eskalation damit, 
dass Teilnehmende T-Shirts mit dem Öcalan-Bild- 
nis getragen haben sollen. Der Angriff richtete sich 
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aber nicht nur gegen Demonstrierende, sondern auch 
gegen den Bus selbst. Zunächst habe nach Angaben 
der Organisator*innen die Polizei versucht zu errei¬ 
chen, dass die Abbildung Öcalans überklebt wird. Als 
sich die Aktivist* innen weigerten, habe die Polizei das 
Bild gänzlich vom Bus abgekratzt. „In keiner anderen 
Stadt waren wir mit einem solchen Angriff konfron¬ 
tiert. In Berlin, Hamburg oder Stuttgart gab es keine 
Probleme dieser Art,“ erklärte Fatos Göksungur, die 
Ko-Vorsitzende des Demokratischen Gesellschafts¬ 
kongresses der Kurd*innen in Europa (KCDK-E). Sie 
war seit Beginn der Bustour mitgereist. Der Kampf 
der deutschen Polizeibeamten gegen Öcalans Konter¬ 
fei sei „wohl Teil eines Deals zwischen Gabriel und 
öavusoglu“. Man werde aber mit den demokratischen 
Kräften „Schulter an Schulter“ gegen diese Krimina¬ 
lisierungspolitik vorgehen. „Unsere Bustour werden 
wir wie geplant fortsetzen und wir akzeptieren diese 
absurde Kriminalisierung nicht“, so Fatos Göksungur. 

Die Bustour endete am 12. November in Straßburg. 

Demonstration Dortmund 

Eine für den 10. November geplante Demo wurde 
kurz vor Beginn von der Polizei verboten, weil sich 
die Demonstrierenden geweigert haben sollen, auf 
das Zeigen von Transparenten mit dem Öcalan-Bild 
zu verzichten. Diese Entscheidung sei ein „beschä¬ 
mender Dienst für den Diktator Erdogan“, erklärte die 
Linken-Abgeordnete Ulla Jelpke. Das PKK-Verbot sei 
ungerechtfertigt und müsse aufgehoben werden. Die 
Bundesregierung solle endlich ihre „schmutzige Kolla¬ 
boration mit dem Erdogan-Regime“ beenden. 

(Azadi) 

Jetzt reiches! - Eine Demoteilnehmerin 
berichtet 

Am 4. November fand in Düsseldorf eine europaweite 
Demonstration unter dem Motto „No Pasaran - kein 
Fußbreit dem Faschismus - Schluss mit den Verbo¬ 


ten kurdischer 
und demokra¬ 
tischer Orga- 
ni s ati o n en 
aus der Tür¬ 
kei - Freiheit 
für Abdullah 
Öcalan und 
alle politi¬ 
schen Gefan¬ 
genen “ statt. 
Aufgeruf en 
hatten kur¬ 
dische Aktivist/innen, türkische Oppositionelle und 
deutsche Linke. Die Auflagen der Polizei waren sehr 
repressiv. Wie schon beim kurdischen Kulturfest am 16. 
September 2017 in Köln durften kein Essen und keine 
Getränke verkauft bzw. verteilt werden. Ein Auto mit 
Verpflegung wurde vor Demobeginn zurückgeschickt. 

Ca. 10000 Menschen zogen in zwei Demonstra¬ 
tionszügen Richtung Innenstadt. Unser Zug startete 
vom DGB-Haus in der Nähe des Hauptbahnhofs. Nach 
mehreren hundert Metern tauchten wie aus dem Nichts 
unter großem Jubel hunderte Öcalan-Fahnen auf. Ein 
Polizist sagte zu einem Ordner „Nehmen Sie die run¬ 
ter, die sind verboten“, die Antwort war „ja für euch, 
aber nicht für uns“. Der Demonstrationszug zog weiter 
bis zur Breiten Straße, wo er von massiven Polizeikräf¬ 
ten gestoppt wurde. Diese Stelle war bewusst gewählt 
worden, weil hier kaum Öffentlichkeit ist, rechts und 
links hohe Häuser stehen und keinerlei Ausweichmög¬ 
lichkeit. Als einige Demoteilnehmer versuchten weiter¬ 
zukommen, wurde massiv Pfefferspray eingesetzt und 
gedroht, den inzwischen in Position gebrachten Wass¬ 
erwerfer einzusetzen. Es gab viele Verletzte, Familien 
mit Kindern und ältere Teilnehmer/innen versuchten, 
sich in Sicherheit zu bringen. Die Polizeikräfte gingen 
völlig verantwortungslos vor und nahmen eine Mas¬ 
senpanik in Kauf. Trotz stundenlanger Verhandlungen 
bestand die Polizei darauf, dass die Fahnen eingesam¬ 
melt und beschlagnahmt werden. Diese Order käme 
vom Innenministerium, meinte der Einsatzleiter, er 
habe keinen Handlungsspielraum. Als die Demonstra¬ 
tion zum Hauptbahnhof zurück wollte (zur Abschluss¬ 
kundgebung auf die Rheinwiesen zu kommen, war 
unmöglich), wurde der Zug sofort gestoppt und wieder 
Pfefferspray eingesetzt. Die Menschen waren nun von 
allen Seiten eingekesselt und erst um 17 Uhr durften 
die Teilnehmer/innen ohne Fahnen zu ihren Bussen 
bzw. zum Hauptbahnhof gehen. 

Mit dem Verbot von Öcalan-, YPG- und YPJ-Flag- 
gen wird gegen Kurdinnen und Kurden in Deutschland 
eine verschärfte Kriminalisierungspolitik angewandt. 
Die Reaktion des „Jetzt reichts“ und das Schwenken 
Hunderter Öcalan-Fahnen sind da nur zu verständlich. 
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„Ikonenhafte Darstellung Öcalans“ unterliegt 
Verbot 

Die beiden Abgeordneten der Hamburger Bürger¬ 
schaft, Cansu Özdemir und Martin Dolzer, hatten sich 
mit einer Kleinen Anfrage an den Senat gewandt. Sie 
erkundigten sich vor dem Hintergrund des Rundschrei¬ 
bens des Bundesinnenministers vom 2. März über die 
Erweiterung der Verbote von Symbolen kurdischer 
Organisationen nach deren Umsetzung in Hamburg. 
Danach registrierte die Hamburger Polizei mit Stand 
vom 24. Oktober insgesamt zwölf Versammlungen/ 
Aufzüge. Bei neun sei es zu Maßnahmen wegen des 
Zeigens von Öcalan-Bildern gekommen, bei einem 
Aufzug wegen des Zeigens einer PKK-Fahne und bei 
zwei Versammlungen wegen Fahnen der PYD, YPG/ 
YPJ. In einem Fall seien die Auflagen eingehalten 
worden. Die Polizei werde bei Rechtsverstößen - so 
der Innensenat - „in jedem Fall Ermittlungsverfahren“ 
einleiten. Die Strafverfolgungsbehörden jedenfalls 
würden die Auffassung vertreten, dass die „ikonen- 
hafte Darstellung Öcalans als Identifikationsfigur der 
PKK dem Kennzeichenverbot“ unterliege. (Drucksa- 
chen-Nr. 21/10741 vom 30. Oktober 2017) 

(Azadi) 

300 € für einen Schubser 

Weil er sich anlässlich einer Demonstration im April 
2017 zwischen eine Mitdemonstrantin und einen Poli¬ 
zisten, der gegen diese vorgehen wollte, stellte und ihn 
„so heftig“ gestoßen habe, dass er „ein Stück zurück 
geschubst wurde“, erließ das zuständige Amtsgericht 
einen Strafbefehl gegen den Kurden in Höhe einer 
Geldstrafe von 300,- €. 

(Azadi) 

400 € für Körperbewegungen 

Auf der Kundgebung im April 2017 zum Thema 
„Bomardierung von Jojava und Schingal“ (so Ori¬ 
ginaltext des Strafbefehls) sollen Teilnehmer*innen 
„mehrere Fahnen, darunter solche mit dem Abbild des 
PKK-Führers Abdullah Öcalan“ geschwenkt haben. 
Nach Auflösung der Kundgebung soll der Empfänger 
eines Strafbefehls 67 Fahnenstangen und ein Plakat bei 
sich geführt haben, die die Polizei habe sicherstellen 
wollen. Weil er sich dem Vorhaben widersetzt, seinen 
„Körper hin und her“ geworfen und er „wild umher“ 
geschlagen habe, um sich dem Griff der Polizisten zu 
entziehen, soll der Kurde eine Geldstrafe in Höhe von 
400,- € zahlen. 

(Azadi) 


Vorladungen wegen Fahnenzeigens 

Anlässlich einer Feier im August 2017, hat die Poli¬ 
zei in Hannover Fahnen mit dem Bildnis von Abdullah 
Öcalan sowie der jesidischen Selbstverteidigungsein¬ 
heiten Sengais (YBS) gegen den IS beschlagnahmt und 
von einigen Teilnehmer* innen die Personalien vor Ort 
festgestellt. Andere erhielten später Vorladungen ins 
Polizeipräsidium. 

(Azadi) 

Verlesen oder nicht ? 

Weil sie anlässlich einer Kundgebung Anfang August 
in Hannover als Versammlungsleiterin angeblich 
vor Beginn der Veranstaltung die behördlichen Auf¬ 
lagen nicht öffentlich verlesen haben soll, wurde sie 
zur Anhörung in die Polizeibehörde geladen. Eigenen 
Angaben zufolge hat sie den Text sehr wohl verlesen, 
was auch durch Filmaufnahmen des kurdischen Sen¬ 
ders Cira dokumentiert sei. 

(Azadi) 

München: Wohnungsdurchsuchung wegen 
YPG/YPJ-Fahnen auf Facebook 

Am 13. November um sechs Uhr in der Frühe, klin¬ 
gelte die Polizei an der Wohnung des in München 
lebenden Kommunikationswissenschaftlers an der 
Ludwig-Maximilian-Universität, Kerem Schamberger. 
„Sie haben mutmaßlich Fotos von YPJ/YPG-Fahnen 
auf Facebook geteilt, dafür sammeln wir Beweise“, 
hieß es im Durchsuchungsbeschluss, der bereits am 15. 
September ausgestellt worden war. Obwohl er zugab, 
dass er diese Postings verfasst habe, wurde seine Woh¬ 
nung durchsucht. „Diese Verfolgungspolitik hat wohl 
vor allem den Zweck, die Verbotspolitik der Bundes¬ 
regierung publik zu machen,“ sagte Schamberger in 
einem Gespräch mit der „jungen weit“. Es gehe aber 
auch darum, „linke politische Arbeit in Bayern zu 
durchleuchten.“ Beschlagnahmt habe die Polizei sein 
Mobiltelefon, USB-sticks und seinen Laptop, was ihn 
besonders treffe, weil er auf ihm seine Doktorarbeit 
schreibe. Auf die Frage nach der Reaktion der Medien 
auf diesen Vorfall, sagte Schamberger, dass diese 
vom Unverständnis der bayerischen Justiz geprägt 
gewesen sei und von dem Widerspruch: „Frankreich, 
Großbritannien und die deutsche Bundeswehr koope¬ 
rieren mit der YPG/YPJ Rahmen der Anti-IS-Koa- 
lition. Andererseits kriecht die Bundesregierung mit 
ihrer Verfolgungspolitik gegen Kurden hierzulande 
dem türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan 
in den Hintern, um ihre wirtschaftlichen Interessen 
gegenüber dem NATO-Bündnispartner Türkei nicht 
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zu gefährden.“ Diese Versuche der Einschüchterung 
müsse durch Solidarität mit den Kurden beantwortet 
werden, z.B. durch „eine Kampagne, um Menschen¬ 
rechte, Pressefreiheit und Freiheit der Wissenschaft in 
diesem Land zu schützen.“ 

(jw v. 15.11.2017/Azadi) 

Ermittlungsverfahren wegen T-Shirt mit 
Öcalan-Bild 

Der deutsche Staatsangehörige A. W. erhielt für Anfang 
Dezember eine polizeiliche Ladung zur Vernehmung 
als Beschuldigter. Das zuständige Amtsgericht hat 
Anfang November gegen ihn ein Ermittlungsverfah¬ 
ren wegen Zuwiderhandlung gegen das Vereinsge¬ 
setz eingeleitet. Grund: Anlässlich einer Kundgebung 
im Oktober zum Gesundheitszustand von Abdullah 


Öcalan, wurde er von Polizeibeamten aus der Menge 
herausgenommen. Grund: Er trug ein T-Shirt mit dem 
Abbild von Abdullah Öcalan auf der Vorderseite und 
dem Schriftzug „Freiheit für A. Öcalan“ auf der Rück¬ 
seite. 

Auf die Bereitschaft von A.W., das Shirt halt auszu¬ 
ziehen, hat sich die Polizei nicht eingelassen. Vielmehr 
wurden nicht nur seine Personalien festgestellt, son¬ 
dern er musste sich von allen Seiten abfilmen lassen; 
das T-Shirt wurde beschlagnahmt. Danach folgte ein 
Platzverweis. Es wurde ihm nicht gestattet, selbst sein 
Auto aus dem Parkhaus zu holen, sondern er musste 
hierfür seine Partnerin zum Ort bitten. Ein Rechtsan¬ 
walt ist mit der Sache beauftragt worden. 

(Azadi) 


Kampagne 

TATORT KURDISTAN: 


0 Es geht um das Leben von Abdullah Öcalan 

0 18 Jahre Isolationsfolter müssen durch¬ 
brochen werden 

0 Es geht um Frieden und Gerechtigkeit, es 
geht um ein Ende der Folter 

„Mit dem Abbruch der Verhandlungen 2015, wurden 
Öcalans Haftbedingungen noch weiter verschärft. In 
totaler Isolation hat er keinerlei Kontakte zur Außen¬ 
welt. Alle Besuchsanträge werden abgelehnt, auch 
seine nächsten Angehörigen dürfen ihn nicht besuchen. 
Mit seinen Rechtsanwälten hat er das letzte Mal im Juli 
2011 Kontakt gehabt. Das Recht, Briefe zu empfangen 
oder zu schreiben oder Telefonate zu führen, gilt nicht 
für ihn,“ heißt es im November-Aufruf von Tatort Kur¬ 
distan (TK). 

Türkische Medien veröffentlichten Meldungen, 
wonach Abdullah Öcalan angeblich gestorben sei. Es 
stelle sich hier die Frage, 
ob dies geschehe, „um 
die eh schon stark eska¬ 
lierte Situation in der 
Türkei und in Kurdistan 
weiter zu verschärfen 
und den Krieg auszu¬ 
weiten.“ 

Es müsse Klarheit 
geschaffen werden über 


den Gesundheitszustand Öcalans, seine Isolation 
gebrochen und seine Freiheit durchgesetzt werden. 
„Deshalb startete TK am 9. Oktober die Kampagne 
„Die Zeit ist reif - Freiheit für Abdullah Öcalan“ mit 
verschiedensten Aktivitäten: Kundgebungen, Demons¬ 
trationen, Veranstaltungen, Hungerstreiks.“ 

Das Antifolterkomitee des Europarats (CPT) in 
Straßburg sei aufgefordert, „eine Delegation auf die 
Gefängnisinsel Imrali im Marmarameer zu Öcalan zu 
entsenden“. Aus diesem Grunde findet vor dem CPT 
in Straßburg seit dem 23. Oktober ein vom Demo¬ 
kratischen Gesellschaftskongress der Kurdinnen und 
Kurden in Europa (KCDK-E) organisierter Sitzstreik 
statt. Dieser soll solange fortgesetzt werden, bis die 
CPT-Delegation mit einer Antwort auf Imrali zurück¬ 
kehrt. 

TK ruft zur Unterstützung und Beteiligung an Akti¬ 
vitäten vor Ort auf. 

Der Sitzstreik findet statt in Straßburg, Avenue de 
l’Europe (nähere Informationen über das Kurdische 

Zentrum für Öffent¬ 
lichkeitsarbeit, CIVA- 
KA-AZAD: info@ 
civaka-azad.org; wei¬ 
tere Informationen 
über http://tatortkurdi- 
stan.blogsport. de) 

(Azadi) 



httpjftatoftkti rdistan.btogsport.de/ 
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25. NOVEMBER: 
INTERNATIONALER TAG ZUR 
BESEITIGUNG VON GEWALT 
GEGEN FRAUEN 


Jurist*innen fordern komplette Streichung 
des § 219a StGB 

Laut der Menschenrechtsorganisation Terre des Fem- 
mes wird in Deutschland alle drei Minuten eine Frau 
vergewaltigt und jede siebte Frau erlebt strafrechtlich 
relevante sexualisierte Gewalt. 

Ausgerechnet an diesem 25. November verurteilte 
eine Richterin am Amtsgericht Gießen die Ärztin Kris- 
tina Hänel wegen unerlaubter Werbung für Schwanger- 
schaftsabbrüche (§ 219a StGB) zu einer Geldstrafe von 
6000 Euro: „Der Gesetzgeber möchte nicht, dass über 
den Schwangerschaftsabbruch in der Öffentlichkeit 
diskutiert wird, als sei es eine normale Sache,“ lautete 
ihre Begründung. 

Hingegen hatte die Verteidigerin der Ärztin erklärt, 
dass ihre Mandantin nur informiert, nicht aber „appel- 
lative Werbung“ auf ihrer Intemetseite betrieben habe. 
Sie kündigte an, gegen das Urteil Rechtsmittel einzu¬ 
legen. 

Vor dem Hintergrund dieses Verfahrens gegen die 
Allgemeinmedizinerin sowie weitere Ermittlungsver¬ 
fahren gegen zwei Gynäkologinnen, fordern die Ver¬ 
einigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V. 
(VDJ), der Republikanische Anwältinnen- und Anwäl¬ 
teverein e.V. (RAV) und die Internationale Liga für 
Menschenrechte (ILM) die Einstellung der Verfahren 
sowie die komplette Streichung des § 219a StGB. In 
dem heißt es, dass sich strafbar mache, „wer öffentlich 


seines Vermögensvorteils wegen oder in grob anstößi¬ 
ger Weise eigene oder fremde Dienste zur Vornahme 
oder Förderung eines Schwangerschaftsabbruchs 
anbietet, ankündigt, anpreist oder Erklärungen solchen 
Inhalts bekannt gibt.“ Hierfür drohen Freiheitsstrafen 
von bis zu zwei Jahren oder Geldstrafen. Nach Auf¬ 
fassung der Jurist*innen hingegen haben Patientin¬ 
nen einen Anspruch auf Informationen über das Leis¬ 
tungsspektrum von Ärztinnen, um frei wählen zu 
können. „Abtreibungsgegnerinnen, die sich selbst 
gern als ,Lebensschützer 4 bezeichnen, missbrauchen 
diese Strafnorm, um Ärztinnen durch Anzeigenerstat¬ 
tung einzuschüchtern und zu kriminalisieren,“ heißt 
es in dem Appell, (http://www.vdj.de/mitteilungen/ 
nachrichten/nachricht/appell-von-juristinnen-und-ju- 
risten-fuer-die-streichung-des-219a-stgb-fuer-das- 
recht-von-frauen-ueber-legale-abreibungsangebote- 
von-aerzt-innen-informiert-zu-werden. Wer diesen 
Appell unter Angabe des Namens und der beruflichen 
Tätigkeit unterstützen möchte, kann dies unter der 
mail-Adresse mail@vdj.de tun.) 

Weltweit machten an diesem Tag auf Frauenmorde 
(Femizide), Genitalverstümmelung, Zwangsprostitu¬ 
tion und -heiraten, rechtliche Benachteiligungen und 
andere Menschenrechtsverletzungen aufmerksam. 
Nicht selten geraten Frauen, die gegen Gewalt, Patri¬ 
archat und Sexismus kämpfen, selbst in den Fokus von 
Männern, die sie bedrohen oder körperlich angreifen. 

(azadi) 
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REPRESSION 


Andrej Hunko: Missbrauch von Interpol für 
politische Zwecke / Türkei auf Rote Liste set¬ 
zen 

„Ein Austausch auf Ebene der Europäischen Union 
zu politisch motivierten Interpol-Fahndungen ist 
nicht ausreichend. Es braucht eilige Konsequenzen, 
den Missbrauch durch das Nationalbüro in Ankara zu 
verhindern. Das Generalsekretariat in Lyon hatte die 
türkische Polizei ersucht, keine Fahndungen wegen 
des Putsches vom 15. Juli 2016 mehr auszusenden. 
Interpol sollte das Land auf eine Rote Liste setzen 
und keine Ersuche mehr annehmen,“ erklärte der LIN¬ 
KEN-Abgeordnete Andrej Hunko, europapolitischer 
Sprecher der Fraktion. „Die vielen gefundenen Ver¬ 
stöße der Türkei sollten auch politische Konsequenzen 
haben, indem sich beispielsweise das Auswärtige Amt 
einschaltet. Die deutsche Botschaft muss deshalb bei 
der türkischen Regierung in jedem Einzelfall Protest 
einlegen.“ 

„Dass Interpol zu politischen Zwecken missbraucht 
wird, ist ein Geburtsfehler der so genannten Bunt¬ 
ecken,“ so Hunko. 

Seit dem 11. März 2017 gilt ein neues Statut für die 
Datenkontrollkommission von Interpol. Danach gibt 
es nun Fristen für die Bearbeitung von Anträgen zur 
Löschung von Personendaten. Jedoch erfahren Betrof¬ 
fene hiervon erst dann, wenn sie in einem anderen 
Land festgenommen werden. „Die unbequeme Unter¬ 
suchungshaft bis zum Nachweis eines Artikel 3-Ver¬ 
stoßes muss ihnen erspart werden“, fordert Hunko. 

(PM Andrej Hunko v. 26.10.2017) 

Rote Hilfe Bremen erfolgreich gegen VS 

In der juristischen Auseinandersetzung mit dem Bre¬ 
mer Landesamt für Verfassungsschutz, hat die Rote 
Hilfe e.V. einen Erfolg verbuchen können. Das Ver¬ 
waltungsgericht untersagt per einstweiliger Anordnung 
vom 26. Oktober, den Verfassungsschutzbericht 2016 
weiterhin in Umlauf zu bringen. Außerdem muss das 
Land Bremen die Kosten des Verfahrens tragen. 

Der VS hatte die Rote Hilfe in dieser Ausgabe als 
„gewaltorientiert“ diffamiert, wogegen die Organi¬ 
sation geklagt hatte. Die Behörde hat diesen Begriff 
inzwischen geschwärzt und im Internet ist er nicht 
mehr aufgeführt. „Als linke Solidaritäts- und Schut¬ 
zorganisation verteidigen wir uns gegen den Vorwurf 
der ,Gewaltorientierung 4 , weil er jeder Grundlage 
entbehrt,“ heißt es u.a. in einer Erklärung des Bundes¬ 
vorstands der Roten Hilfe. Hier habe der VS eine rote 
Linie überschritten. 

(jwv. 2.11.2017/Azadi) 


LINKE Mecklenburg-Vorpommern will Einsatz 
von jugendlichen Spitzeln verbieten 

Die Landtagsfraktion der LINKEN von Mecklen¬ 
burg-Vorpommern will gesetzlich verankern, dass 
Jugendliche künftig generell nicht als Polizeispitzel 
eingesetzt werden. Derzeit gilt zwar, dass Minder¬ 
jährige nicht als V-Leute angeheuert werden dürfen, 
dennoch kann die Polizei Jugendliche - wenn auch 
nur temporär - in den Spitzeldienst schleusen. Diese 
werden dann einfach als „Informanten im Einzelfall“ 
deklariert, was in der Praxis bislang erlaubt ist. Die 
Linksfraktion will damit nun Schluss machen, weil 
diese Spitzelei dem Wohl der Jugendlichen schade. 

(NDv. 7.11.2017) 

Menschenrechte grenzenlos! Bedingungslos 
und überall ? 

Rolf Gössner: Staat will permanenten Aus¬ 
nahmezustand 

„Der staatliche Antiterrorkampf stellt sich immer mehr 
als ein enormes Umorientierungs- und Umgestaltungs¬ 
programm heraus - ein Programm der Demontage 
hergebrachter Grundsätze des Völkerrechts, der Men¬ 
schen- und Bürgerrechte und des liberal-demokrati¬ 
schen Rechtsstaates“ heißt es u.a. in einem Vortrag des 
Vorstandsmitglieds der Internationalen Liga für Men¬ 
schenrechte, Dr. Rolf Gössner, den er am 17. Novem¬ 
ber auf einer Veranstaltung des Bündnisses zum Tag 
der Menschenrechte in Hannover hielt. Er erläuterte 
diesen Prozess der „Entgrenzung staatlicher Macht, der 
Militarisierung der Inneren Sicherheit, der Vernetzung 
aller Sicherheitsbehörden und des zunehmenden Ras¬ 
sismus auf dem Weg zu einem präventiv-autoritären 
Sicherheitsstaat im permanenten Ausnahmezustand, 
der weit über Terrorbekämpfung hinausweist. Er wies 
auf die „fatalen Konsequenzen“ hin, insbesondere für 
„alle, für politisch Aktive und besonders für Migranten 
und Muslime“. Hinterfragt wurden von dem Referen¬ 
ten auch die Ursachen und Bedingungen von Terror 
und Flucht, die „dunkle Kehrseite“ unserer „westli¬ 
chen Werte“ und „unserer Art zu leben“. „Denn nur, 
wer sich der immensen Mitverantwortung des Westens 
für Flucht- und Terrorursachen stellt, wird Möglich¬ 
keiten ursachenorientierter Lösungsansätze finden,“ so 
Rolf Gössner. 

(Veranstaltungshinweis und Redeauszug) 
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§129a/b-Prozess gegen Musa Asoglu beginnt 
im Januar 2018 

Das Hauptverfahren nach § 129a/b StGB gegen Musa 
Asoglu wird am 16. Januar 2018 vor dem Hanseati¬ 
schen Oberlandesgericht in Hamburg eröffnet. Der nie¬ 
derländische Staatsangehörige mit türkischen Wurzeln 
war am 2. Dezember 2016 in Hamburg festgenommen 
und befindet sich seitdem in U-Haft. Vorgeworfen 
wird ihm, innerhalb der türkischen linken Organisation 
DHKP-C führend tätig gewesen zu sein. So soll die 
USA bereits 2014 ein „Kopfgeld“ auf Asoglu in Höhe 
von jeweils 3 Mio. Dollar ausgestellt haben. 


„Die BRD beweist mit ihrem Vorgehen ein weite¬ 
res Mal, wie konsequent sie ihre Interessen als impe¬ 
rialistische Macht und als Unterstützerin reaktionärer 
Machthaber verfolgt,“ heißt es in einem Kurzinfo einer 
Solidaritätsgruppe vom 14. November. Es bestehe die 
Gefahr, dass Musa Asoglu hier von einer 10-jährigen 
Haft bedroht sei und/oder danach in die USA abge¬ 
schoben werden könnte. 

Es wird zu verstärkter Solidarität aufgerufen 
gegen die „permanente Verfolgung von Aktivis¬ 
tinnen aus der Türkei und aus Kurdistan“. 

(weitere Infos: https://freemusablog.wordpress.com) 


GERICHTSURTEIL 


Belgisches Appellationsgericht: Kein Verfah¬ 
ren gegen kurdische Exilpolitiker*innen 

PKK ist Partei in einem bewaffneten Konflikt nach dem 
humanitären Völkerrecht 

Am 4. März 2010 wurden in Brüssel durch ein Großauf¬ 
gebot der Polizei die Büros des Kurdischen National¬ 
kongresses, der Auslandsvertretung der seinerzeit noch 
nicht verbotenen prokurdischen Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP), die Studios des damaligen kurdi¬ 
schen Fernsehsenders ROJ TV sowie Dutzende Privat¬ 
wohnungen durchsucht. Im Zuge dieser Operation sind 
über ein Dutzend Personen festgenommen worden, 
darunter der KONGRA-GEL-Vorsitzende Remzi Kar- 
tal und dessen Vorgänger Zubeyir Aydar. Gegenüber 30 
Personen hatte die belgische Föderalstaatsanwaltschaft 
Ermittlungsverfahren wegen angeblicher Terrorismu¬ 
sunterstützung (PKK) eingeleitet. 

Am 3. November 2016 entschied jedoch das zustän¬ 
dige Brüsseler Gericht, dieses Verfahren nicht zuzu¬ 
lassen mit der Begründung, dass der türkische Staat 
einen fortgesetzten Krieg gegen die Kurden führen 


und deren Widerstand als ein bewaffneter Konflikt 
im Sinne des Völkerrechts anzusehen sei, weshalb 
die Antiterror-Gesetze nicht anwendbar seien. Gegen 
diese Entscheidung war die Föderalstaatsanwaltschaft 
in Revision gegangen. 

Am 14. September 2017 entschied das Appellations¬ 
gericht gegen die Eröffnung des Verfahrens gegen die 
kurdischen Exilpolitiker* innen und Aktivist*innen, 
weil sie nicht gegen das belgische Strafgesetzbuch ver¬ 
stoßen hätten (Urteil 2911): „In summa kann aus allen 
vorbezeichneten Elementen der Schluss gezogen wer¬ 
den, dass die PKK Partei in einem bewaffneten Kon¬ 
flikt ist, wie er im internationalen humanitären Völker¬ 
recht definiert und diesem zugleich unterworfen ist, für 
den der Ausschlussgrund von Artikel 141 bis Strafge¬ 
setzbuch ( Belgiens; Azadi) anwendbar ist.“ 

Nach Auffassung des Gerichts sei ein bewaffneter 
Konflikt im Sinne dieses internationalen Rechts dann 
gegeben, „wenn von bewaffneter Gewalt zwischen 
Staaten oder von anhaltender Gewalt zwischen staat¬ 
lichen Stellen und organisierten bewaffneten Grup¬ 
pen oder zwischen solchen Gruppen innerhalb eines 
Staates gesprochen werden muss.“ Dies werde insbe- 
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sondere nach dem Grad der „Intensität des Konflikts“ 
sowie dem „Organisationsgrad der beteiligten Par¬ 
teien“ beurteilt. 

Das Gericht habe hierbei „ausschließlich aufgrund 
der Faktenlage, ob bestimmte Verhaltensweisen, wie 
Handlungen von Streitkräften während eines bewaff¬ 
neten Konflikts in dem hier gemeinten Sinne“ ein¬ 
zustufen waren. Aus den Elementen der Strafakte als 
auch aus Unterlagen, Hinweisen und Veröffentlichun¬ 
gen, die dem Gerichtshof vorgelegt worden seien, sei 
ersichtlich geworden, „dass der bewaffnete Kampf 
gegen den türkischen Staat im Jahre 1984 begon¬ 
nen“ habe. Dieser innertürkische Konflikt zwischen 
dem türkischen Staat und der PKK dauere bis heute 
an - „ungeachtet einiger Phasen des Waffenstillstands 
während des verfahrensgegenständlichen Zeitraums“, 
woraus der „lang anhaltende Charakter des Konflikts 
erkennbar“ werde. So habe es laut UNHCR allein seit 
dem Waffenstillstand Ende 2015 „mindestens 2000 
Tote“ gegeben. 

Zudem hätten - wie im Urteil vermerkt - die HPG 
{bewaffneter Arm der PKK) und PKK nicht nur „Ver¬ 
ordnungen und Verhaltensvorschriften angenommen, 
wie unter anderem Regelungen für die Kriegführung 
oder Vorschriften zur Einhaltung des humanitären Völ¬ 
kerrechts“, sondern auch erklärt, „sich an eine Reihe 
internationaler Abkommen zu halten“. Obzwar die 
PKK kein Staat im Völkerrechtssinn sei und keine 
internationalen Verträge unterzeichnen könne, sei doch 
„das Verhalten der PKK-Mitglieder ein Beleg dafür, 
dass sie die Absicht haben“, diese Verpflichtungen zu 
erfüllen. 

Auf den Verweis der Staatsanwaltschaft, die Lis- 
tung der PKK auf der EU-Terrorliste spreche für deren 
Einstufung als terroristische Vereinigung, urteilte das 
Gericht, dass die Listung nicht bedeute, „dass die 
Organisation oder deren Mitglieder in strafrechtlicher 
Hinsicht als eine terroristische Organisation einzustu¬ 
fen“ seien, „wenn von ihnen begangene Handlungen 
im Sinne des internationalen humanitären Völkerrechts 
Handlungen von Streitkräften während eines bewaff¬ 
neten Konflikts“ seien. 


Zum Verhältnis TAK (Freiheitsfalken Kurdistans) 
und PKK verwies die Staatsanwaltschaft auf den Wis¬ 
senschaftler Dr. Walter Posch. Dieser verfasste hierzu 
im Rahmen eines § 129b-Verfahrens ein vom Oberlan¬ 
desgericht Düsseldorf beantragtes Gutachten und war 
zu dem Ergebnis gekommen, dass es keinerlei wis¬ 
senschaftliche Untersuchungen zu dieser Frage gebe. 
Dennoch bestätigte er die Sicht der Anklage, dass TAK 
Teil der PKK sei, obwohl dies vonseiten der PKK wie¬ 
derholt vehement bestritten wurde. Nach Auffassung 
einiger Beschuldigter im Brüsseler Verfahren habe 
sich Posch in seiner Studie auf Artikel eines Önder 
Aytag gestützt, der Mitglied des Forschungsbeirats und 
Assistent des Dekans der Türkischen Polizeiakademie 
gewesen sei und so in Verbindung zum türkischen Staat 
gestanden habe. Das belgische Appellationsgericht 
erkannte an, dass die Beschuldigten in ihrem Schluss¬ 
antrag „eine gründliche Analyse der Quellen, auf die 
sich Dr. Posch gestützt hat“, präsentiert hätten, „die sie 
für nicht zuverlässig erachten“. Die Debatte jedenfalls 
mache „in jeder Hinsicht klar, dass die Frage, ob die 
TAK mit der PKK verbunden“ ist, „äußerst kontrovers 
beurteilt“ werde, weshalb der Gerichtshof „nicht mit 
Sicherheit“ entscheiden könne, „dass die PKK auf¬ 
grund der behaupteten Verbindung zu den TAK als eine 
terroristische Vereinigung angesehen werden“ müsse. 

So filigran zeigt sich die deutsche Justiz nicht. 
Denn: Zum einen wurde die Festlegung von Dr. Posch 
hinsichtlich des Verhältnisses TAK/PKK Bestand¬ 
teil der Entscheidung des 3. Strafsenats des Bundes¬ 
gerichtshofs (BGH) in Revisionsverfahren vom Mai 
2013. Zum anderen hat er die von der Verteidigung 
geltend gemachten völkerrechtlichen Aspekte in der 
Bewertung des bewaffneten Kampfes der PKK auch 
unter Hinweis auf die EU-Terrorliste als nicht gerecht¬ 
fertigt abgewiesen. Dies hat zur Folge, dass sich seit¬ 
dem jedes OLG in §129a/b-Verfahren gegen Kurden 
zugunsten eines „kurzen Prozesses“ auf das BGH-Ur- 
teil zurückzieht. Und die Bundesanwaltschaft gibt 
inzwischen fast alle Verfahren an die Generalstaatsan¬ 
waltschaften ab. 

(Azadi) 


ASYL- UND 
MIGRATIONSPOLITIK 


Zukunft von 40 Jesiden in Brandenburg 

Im vergangenen Jahr hatte - einzig - die rot-rote Lan¬ 
desregierung Brandenburgs und der Potsdamer Land¬ 
tag ein Aufnahmeprogramm für Jesiden beschlossen, 
die durch den IS-Terror akut bedroht waren. Insbe¬ 
sondere sollte in der Gefangenschaft vergewaltigten 


Frauen bzw. Kindern die Möglichkeit eröffnet werden, 
unbürokratisch und am regulären Asylverfahren vor¬ 
bei in das Bundesland zu kommen. Doch den Worten 
folgten keine Taten. Nun sollen vorerst 40 Jesiden aus 
Griechenland nach Brandenburg geholt werden. 

(NDv. 17.11.2017) 
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ZUR SACHE: PRASIDIAL- 
DIKTATUR TÜRKEI 


Offiziell seit dem 25. Oktober gibt es in der Tür¬ 
kei eine neue Partei - die von der 61-jährigen 
Meral Aksener gegründete IYI-PARTI, die sich 
als oppositionell zur AKP versteht und das Mit- 
te-Rechts-Lager jenseits von MHP und CHP stär¬ 
ken soll. Die Partei ist bereits mit fünf Abgeord¬ 
neten im Parlament vertreten. IYI-Parti kündigte 
an, zu den Wahlen im Jahre 2019 anzutreten. Auch 
für die Dogru Yol Partisi war die Politikerin einst 
aktiv: von 1996 bis 1997 leitete sie das Innenmi¬ 
nisterium. 2007 kandidierte sie auf dem ticket der 
faschistischen MHP und wurde erneut ins Parla¬ 
ment gewählt. Umfragen von September zufolge 
würden mehr als 20 Prozent die neue Partei wäh¬ 
len. 

Wie am 30. Oktober bekannt wurde, bereitet die 
Istanbuler Staatsanwaltschaft eine Massenan¬ 
klage gegen Dutzende Akademiker* innen vor, die 
im Januar 2016 einen Friedensappell zum Stopp 
der Zerstörungen in den kurdischen Gebieten 
durch die türkische Armee - unter dem Vorwand, 
PKK-Mitglieder zu bekämpfen - unterschrieben 
haben. Der Appell war von 1128 Personen unter¬ 
zeichnet worden, darunter auch von in Deutsch¬ 
land lebenden Akademiker*innen mit türkischen 
Wurzeln. 

Nach seiner Festnahme Mitte Oktober hat ein 
Gericht in Istanbul zwei Wochen später gegen den 
türkischen Geschäftsmann Osman Kavala Unter¬ 
suchungshaft angeordnet. Ihm wird versuchter 
Regierungsumsturz vorgeworfen. Kavala ist auch 
Vorsitzender des Kulturinstituts Anadolu Kültür, 
das mit dem Goethe-Institut zusammenarbeitet. 
Am 21. November hat ein Gericht in Istanbul den 
Chefredakteur der Online-Ausgabe der Zeitung 
Cumhuriyet , Oguz Güven, wegen „Terrorpropa¬ 
ganda“ zu einer Haftstrafe von drei Jahren und 
einem Monat verurteilt. Er sei schuldig, Erklärun¬ 
gen von Terrororganisationen wie der Gülen-Be- 
wegung veröffentlicht zu haben. 

Einen Monat nach Freilassung des deutschen 
Staatsangehörigen Peter Steudtner aus türkischer 
U-Haft, wurde in Istanbul der Prozess gegen ihn 
und zehn weitere Menschenrechtler fortgesetzt. 
Am 22. November wurde Taner Kilig, Vorsit¬ 
zender von Amnesty Türkei, vernommen. Wegen 
„Terrorverdachts“ befindet er sich in U-Haft in 
Izmir. Amnesty fordert seine Freilassung und Frei¬ 
spruch für alle elf Angeklagten. 


Rheinmetall-Chef beklagt blockierte Rüs¬ 
tungsgeschäfte mit der Türkei 

Wegen des angespannten Verhältnisses zwischen 
Deutschland und der Türkei würden die Rüstungs¬ 
geschäfte mit Ankara blockiert und Projekte wie die 
gemeinsame Produktion von Kampfjet-Munition in der 
Türkei blockiert oder die Nachrüstung von türkischen 
Leopard-Panzern verzögert, beklagte Armin Papper- 
ger, Chef des größten Rüstungskonzerns Rheinmetall. 
„Wenn das Verhältnis zur Türkei sich nicht verbessert, 
wird es schwierig, eine Genehmigung von Deutsch¬ 
land zu bekommen.“ Dies gelte auch für das Großpro¬ 
jekt der türkischen Regierung zum Bau von ca. 1000 
Kampfpanzem im geschätzten Wert von sieben Milli¬ 
arden Euro. 

(ND v. 30.10.2017) 

Türkische Camorra und Erdogans Verwick¬ 
lungen 

Ein auf den 27. November in New York angesetzter 
Prozess gegen den türkisch-iranischen Goldhändler 
Reza Zarrab sorgt in der Türkei - insbesondere bei 
Präsident Erdogan für erhebliche Unruhe, denn der 
33-Jährige spielte eine große Rolle im Ermittlungsver¬ 
fahren vom Dezember 2013 u. a. gegen Erdogans Sohn 
Bilal wegen Korruption. Zarrab war seinerzeit beschul¬ 
digt worden, drei Minister mit insgesamt 66 Millionen 
Dollar bestochen zu haben. Ermittlungen auf seine 
Person bezogen ließ Erdogan einstellen und bezeich- 
nete die Verfahren als Justizputsch der Gülen-Bewe- 
gung gegen seine Regierung. Weil sich Zarrab gerühmt 
hatte, trotz gegen den Iran verhängte Wirtschafssank¬ 
tionen 200 Tonnen Geld dorthin exportiert zu haben, 
wurde er im März 2016 vom FBI am Flughafen in 
Miami verhaftet. Angeklagt ist er nunmehr wegen 
Bankbetrugs und Geldwäsche. 

Unter den acht Mitangeklagten ist auch der eben¬ 
falls in US-Haft befindliche Geschäftsführer der staat¬ 
lichen türkischen Halk-Bank, Mehmet Atilla. Seit 
September 2017 besteht außerdem Haftbefehl gegen 
Zafer £aglayan, den früheren Wirtschaftsminister in 
Erdogans Kabinett. In den Goldschmuggel verwickelt 
ist wohl auch Erdogan selbst. So geht die US-Re- 
gierung davon aus, „dass die bei der Verhandlung 
vorgelegten Beweise zeigen werden, dass türkische 
Regierungs- und Bankbeamte integraler Bestandteil 
der Umgehung der Sanktionen sind“, wie es in einem 




Dokument des Justizministeriums heißt, das dem New 
Yorker Gericht vorgelegt wurde. 

Einer Ankündigung des Anwalts des mitangeklag- 
ten Bankers zufolge, soll Zarrab, dem 75 Jahre Haft 
drohen, nicht mehr vor Gericht erscheinen. Das werten 
Beobachter als Zeichen dafür, dass sich der Händler 
auf einen Deal mit den Justizbehörden eingelassen hat. 
So könnte sich Zarrab für schuldig erklären und belas¬ 
tende Aussagen gegen türkische Politiker machen - 
eine Gefahr für Erdogan. Dieser wiederum beschimpft 
die „unzivilisierten“ und „wild kapitalistischen“ USA. 

(jwv: 9.11.2017/Azadi) 

11. Dezember: Informationsveranstaltung zu 
den politischen Verfahren in der Türkei 

Am 11. Dezember, 19.30 Uhr, wird der Berliner 
Rechtsanwalt Dieter Hummel, im Düsseldorfer ZAKK 


(Fichtenstr. 40) über „Aktuelle politische Strafver¬ 
fahren in der Türkei - Handlungsoptionen für deut¬ 
sche Anwält*innen“ referieren. Der Jurist, ehemaliger 
VDJ-Vorsitzender, hat als Beobachter an verschiede¬ 
nen Prozessen als Beobachter teilgenommen, ebenso 
wie im Januar 2016 an einer vom Europäischen Dach¬ 
verband EJDM organisierten Delegation in Diyarbakir. 
Außerdem vertritt Dieter Hummel die in der Türkei 
inhaftierte deutsche Journalistin Mesale Tolu, die er im 
Gefängnis besuchen konnte. 

Berichten von Menschenrechtsorganisationen 
zufolge sind derzeit 555 Anwält*innen verhaftet, 1415 
angeklagt und 62 zu langjährigen Haftstrafen verurteilt 
worden. Einige der Verhafteten sollen misshandelt und 
gefoltert worden sein. Unter den Betroffenen befinden 
sich auch viele aus den beiden VDJ-Schwesterorgani- 
sationen £HD und ÖHD. 

Veranstalterinnen: VDJ Düsseldorf, Strafverteidi¬ 
gervereinigung NRW und ZAKK 


INTERNATIONALES 


EU-Terrorliste ohne FARC 

Laut Mitteilung einer Pressereferentin vom 13. 
November, haben die EU-Außenminister die Entschei¬ 
dung, die FARC-Guerilla von der EU-Terrorliste zu 
streichen, angenommen. Sie wurde am 14. November 
wirksam. Derweil sind die Menschenrechtsverletzun¬ 
gen in Kolumbien nur teilweise zurückgegangen. Zwar 
gibt es seit Unterzeichnung des Friedensvertrages vor 
einem Jahr weniger Tote zwischen Armee und FARC, 
doch ist die Zahl der politisch motivierten Morde an 
sozialen und Menschenrechtsaktivisten nicht gesun¬ 
ken. 

(epd/jw/NDv. 14., 24.11.2017) 

Unabhängigkeitsreferendum in Nordirak war 
„verfassungswidrig“ 

Das trotz Warnungen und interner Widerstände vom 
Präsidenten der kurdischen Autonomieregion im 
Nordirak/Südkurdistan, Massud Barzani (KDP), am 
25. September durchgeführte Referendum über eine 
Unabhängigkeit von Bagdad, wurde nun vom obers¬ 
ten irakischen Gericht für ungültig erklärt. In einer 
Erklärung vom 20. November hieß es, dass das Ple¬ 
biszit „verfassungswidrig“ und alle daraus resultie¬ 
renden „Konsequenzen und Ergebnisse“ nichtig seien. 
Die Zentralregierung hatte nach der Abstimmung über 
die Abspaltung von Bagdad, für die eine Mehrheit der 
Kurden votierten, eine Offensive gestartet und ihnen 
praktisch alle Gebiete außerhalb der kurdischen Auto¬ 
nomieregion abgenommen, insbesondere auch die 


Öl-Region Kirkuk. Für dieses Debakel haben viele 
Kurden Barzani eine Mitschuld gegeben. 

Der 71-Jährige, eng verbunden mit dem türkischen 
AKP-Regime und Empfänger deutscher Waffen und 
Militärhilfe für „seine“ Peschmerga, erklärte wegen 
massiver Kritik - auch vonseiten der Bundesregierung 
- an seinem Vorgehen hinsichtlich des Referendums 
vor dem Regionalparlament am 29. Oktober seinen 
Rücktritt. 

Dennoch hat der neu gewählte Bundestag in seiner 
Sitzung am 21. November - mit Ausnahme der Links¬ 
fraktion - beschlossen, die Ausbildung der Peschmerga 
durch die Bundeswehr bis voraussichtlich Ende April 
fortzusetzen. An dem Einsatz sind derzeit 150 Solda¬ 
ten beteiligt. Die Kosten für diese Verlängerung wird 
vonseiten der Bundesregierung auf 6,9 Millionen Euro 
beziffert. 

(Azadi) 

Trump: Keine US-Waffen mehr für YPGYPJ 

US-Präsident Donald Trump soll nach Angaben der 
türkischen Regierung am 24. November zugesagt 
haben, Waffenlieferungen an die kurdischen Volks¬ 
und Frauenverteidigungseinheiten YPG/YPJ in Nord¬ 
syrien einzustellen. Ministerpräsident Binali Yildinm 
begrüßte diese Entscheidung und wünschte, dass die 
USA zu „ihren wirklichen Partnern und Alliierten“ 
zurückkehren. Die YPG waren im Anti-IS-Kampf bis¬ 
lang Verbündete der USA, während sie von der Türkei 
als Terrororganisation eingestuft wird. 

(jwv. 27.11.2017) 
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DEUTSCHLAND SPEZIAL 


Deutsche Bank und Postbank kündigt Konten 
der MLPD 

Offenbar auf Betreiben eines Benjamin Weinthal, kün¬ 
digten die Deutsche Bank und die mit ihr verbundene 
Postbank am 16. November alle Konten der Marxis¬ 
tisch-Leninistischen Partei Deutschlands (MLPD) auf 
Bundes-, Landes- und Ortsebene. „Das ist ein Angriff 
auf die Geschäftsfähigkeit der MLPD. Kurz nach den 
Bundestagswahlen bedeutet es einen neuen Höhepunkt 
in einer Kriminalisierungs-Kampagne gegen de MLPD 
und im politisch motivierten Bankenboykott,“ erklärte 
die Parteivorsitzende Gabi Fechtner. 

Laut Pressemitteilung der MLPD sei die aktuelle 
Kündigung auf Verleumdungen durch Benjamin Wein¬ 
thal und die „Jerusalem Post“ zurückzuführen: „Wein¬ 
thal ist bekannt als notorischer Verleumder jedweder 
Kritik am imperialistischen Staat Israel.“ In einem Arti¬ 
kel von Ende September habe er die Deutsche Bank 
aufgefordert, die MLPD-Konten zu kündigen, weil 
diese angeblich „Terroristen unterstütze“. Dieser Vor¬ 
wurf richtete sich gegen die von der Partei geübte Soli¬ 
darität mit dem palästinensischen Befreiungskampf. 

Parallel zur Konten-Kündigung erfolgte jedoch eine 
einstweilige Verfügung des Landgerichts Hamburg 


gegen Weinthal und die Jerusalem Post. Danach wird 
eine weitere Verbreitung von Diffamierungen - ins¬ 
besondere hinsichtlich einer angeblichen finanziel¬ 
len Unterstützung der PFLP - unter Androhung einer 
Strafe von 250 000 € oder Ordnungshaft bis zu sechs 
Monaten verboten (Az.: 324 O 504/17). 

Schon 1986 und 2009 hatte die Dt. Bank die Konten 
gekündigt, doch mussten diese Kündigungen aufgrund 
von Urteilen des Landgerichts Essen zurückgenommen 
werden. 

„Es ist ein Skandal, wie - ausgehend von der 
,Linksextremismus 4 -Kampagne der Bundesregierung - 
die Rechte demokratischer linker Parteien und Organi¬ 
sationen eingeschränkt werden. Im Windschatten die¬ 
ser Kampagne können sich wiederum - nicht zufällig 
- ultrareaktionäre und faschistische Kräfte stärken“, so 
Gabi Fechtner. Man werde die Bemühungen um Bünd¬ 
nisse „gegen den Rechtsruck der Regierung und füh¬ 
render deutscher Monopole und Banken verstärken.“ 

(PM MLPD v. 16.11.2017ZAzadi) 

Die Frage ist, warum die Partei überhaupt Konten 
ausgerechnet bei diesen in zahlreiche schmutzige 
Geschäfte verwickelte Banken führt und damit letztlich 
unterstützt. Es gibt genügend Alternativen. (Azadi) 


UNTERSTÜTZUNGSFÄLLE 


In den Monaten August bis November wurde über 12 Unterstützungsanträge entschieden und insgesamt ein 
Betrag von 3516,54 € bewilligt. 

Von September bis November erhielten die Gefangenen für Einkauf insgesamt 2884,- €. 



14 



infodienst nr. 177 


dezember 2017 


ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt per 
E-Mail. Auf Anfrage wird er gegen 
Kopier- und Portokosten auch per 
Post verschickt. Gefangene erhalten 
den infodienst kostenlos. Herausge¬ 
ber ist AZADI e.V. 

AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Herkunft, 
die in Deutschland im Zuge ihrer 
politischen Betätigung für das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdi¬ 
schen Volkes mit Strafverfolgung 
bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI ist 
die finanzielle und politische Unter¬ 
stützung kriminalisierter Kurdinnen 
und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminalisierung 
und Repression gegen 
Kurd(inn)en erfahren, informie¬ 
ren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Hansaring 82 
50670 Köln 

Tel. 0221 -16 79 39 45 
Mobil: 0174-65 98 967 
E-Mail azadi@t-online.de 
Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S.d.P.: Monika Morres 
Layout: Holger Deilke 

Bankverbindung: 

GLS-Bank Bochum 

BIC: GEN0DEM1GLS 

IBAN: DE80 4306 0967 8035 7826 00 


Hidir YILDIRIM 
verurteilt und freigelassen 


Rechtsanwalt Lukas Theune: 
§§129a/b-Verfahren gegen Kurden 

sind „absurd“ 


A m 18. Dezember hat das Kammergericht Berlin den kurdischen Aktivisten 
Hidir YILDIRIM, der im Februar dieses Jahres verhaftet und inhaftiert 
worden war, zu einer Strafe von einem Jahr und 9 Monaten ohne Bewäh¬ 
rung verurteilt, gleichzeitig aber wurde Haftentlassung angeordnet. Über Verlauf 
und Ausgang des Verfahrens sprach AZADI mit Rechtsanwalt Lukas Theune, dem 
Verteidiger des Kurden. 

Wessen wurde Hidir YILDIRIM - außer der mutmaßlichen Mitgliedschaft 
in der PKK - konkret beschuldigt? 

Es gab keine konkret gegen ihn erhobenen Vorwürfe außer dem Vorwurf der Mit¬ 
gliedschaft in der PKK. Herr Yildirim soll von August 2013 bis April 2014 das PKK- 
Gebiet Sachsen geleitet haben. Dort soll er Demonstrationen und die Teilnahme an 
Festivals organisiert haben - mehr nicht. 

Seit den Revisionsentscheidungen des Bundesgerichtshofs (BGH) 
von 2013 werden §§129a/b-Verfahren gegen kurdische Aktivisten vom 
Generalbundesanwalt zumeist nicht mehr selbst geführt , sondern an 
die (General-)staatsanwaltschaften der Länder abgegeben . Das Ziel der 
Oberlandesgerichte wiederum scheint zu sein, möglichst „kurzen Pro¬ 
zess“ zu machen, weil es angeblich nichts mehr zu klären gibt War das 
auch der Fall im Verfahren gegen Hidir YILDIRIM ? 

Genauso war es auch hier. Der Senat hatte bereits zwei Verfahren - 2016 und 2017 
- gegen Beschuldigte wegen PKK-Mitgliedschaft geführt. Er ging von Anfang an 
davon aus, dass es ein kurzer Prozess werden würde und es nichts mehr zu klären 
gäbe, weil dem Senat ja alles schon bekannt war. Dabei wurde erneut deutlich, dass 
weder das Bundeskriminalamt noch der bei den Gerichten beliebte Gutachter Dr. 
Posch von der Militärakademie Wien beispielsweise den Inhalt der Friedensgesprä¬ 
che von 2013 bis 2015 aufgeklärt haben. Die Verteidigung hatte hierfür angeboten, 
den nach Deutschland geflohenen Abgeordneten der HDP, Hatip Diele, als Zeugen 
zu laden, damit dieser Details der Friedens Verhandlungen, an denen er selber beteil- 
ligt war, berichte könne. Das hat den Senat leider nicht interessiert. 
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l/l/as würden Sie sagen, waren die Besonder¬ 
heiten in diesem Prozess ? Hat sich der Senat 
mit den politischen Entwicklungen in der Tür¬ 
kei auseinandergesetzt, mit den massiven 
Menschenrechtsverletzungen, den tausenden 
von Gefangenen, eklatanten Rechtsverstößen 
oder mit den dennoch fortgesetzten deut¬ 
schen Waffenlieferungen an die Türkei ? 

Leider nur in völlig unzureichendem Maße. Das 
Besondere war, dass Herr Yildirim nicht nur Kurde, 
sondern auch Alevit ist. Er stammt aus Dersim. Die 
alevitischen Kurden gerade aus dieser Region waren 
und sind einer doppelten Unterdrückung ausgesetzt. 
Die Verteidigung hat dazu einen 60-seitigen Antrag 
gestellt und auch einen Zeugen hierfür, den Berliner 
Ethnologen Peter Bumke, selbst zum Verfahren gela¬ 
den. Das war sehr aufschlussreich für alle Anwesen¬ 
den, der Senat hat sich den Erkenntnissen des Zeugen 
aber überwiegend verweigert und nur wenige Punkte 
als „allgemeinkundig“ bezeichnet. 

Zu welchen Themenkomplexen hatten Sie 
Anträge gestellt und wurde irgendeiner vom 
Senat und der Staatsanwaltschaft angenom¬ 
men oder sind alle abgewiesen worden? 

Weitere Anträge haben wir gestellt beispielsweise zur 
Unterstützung des IS und anderer islamistischer Grup¬ 
pen in Syrien durch die Türkei. Hier hat der Senat 
gesagt, dass auch dies allgemein bekannt sei. Auch 
zu der Praxis der „Verschwundenen“ und der Morde 
durch „unbekannte Täter“ hat das Gericht die als Zeu¬ 
gin angebotene Rechtsanwältin Eren Keskin leider 
nicht vernommen. 


Ein weiterer Schwerpunkt der Verteidigung lag 
auf den Ereignissen während und nach dem Militär¬ 
putsch von 1980. So wurden die damaligen Morde und 
die schwere Folter beispielsweise im Gefängnis von 
Diyarbakir (Hölle Nr. 5 genannt) thematisiert. Dem ist 
der Senat teilweise nachgekommen. Ziel war es, eine 
historische Richtigstellung der Ereignisse zu errei¬ 
chen: Bislang haben die Gerichte immer geschrieben, 
dass „der türkische Staat die PKK mit großer Härte 
bekämpfte.“ Die Verteidigung hat demgegenüber nach- 
weisen wollen, dass vielmehr die Entstehung der PKK 
und die Aufnahme des bewaffneten Kampfes 1984 
eine Reaktion auf die Situation in der Türkei unter 
einer faschistischen Militärjunta waren. Dies ist teil¬ 
weise gelungen. 

Wie ist das Urteil zu verstehen, dass Hidir YIL¬ 
DIRIM zwar zu einer Strafe ohne Bewährung 
verurteilt, aber Haftentlassung angeordnet 
wurde ? Was war ausschlaggebend hierfür ? 

Das Gericht hat für eine Bewährungsstrafe relativ 
unverblümt ein Geständnis gefordert, das Herr Yildi¬ 
rim nicht abgelegt hat. Er hat sich ziemlich kämpfe¬ 
risch und politisch geäußert. Dennoch war dem Gericht 
bekannt, dass Herr Yildirim ein Arbeitsangebot hatte 
und es auch um seine Gesundheit nicht zum Besten 
bestellt ist. Wir werden jetzt zunächst Revision einle- 
gen. Sollte die Revision verworfen werden, hat Herr 
Yildirim aber Chancen, nach zwei Dritteln der Strafe 
entlassen zu werden. Da Untersuchungshaft angerech¬ 
net wird, müsste er dann nur noch vier Monate im 
Gefängnis verbringen. 
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Schlussendlich: Wie bewerten Sie dieses Ver¬ 
fahren juristisch und politisch ? 

Diese Verfahren sind absurd, und das ist auch allen 
Beteiligten bekannt, auch den Gerichten. Das Gericht 
zeigte sich verärgert, dass ich den Prozess gegen Herrn 
Yildirim in meinem Plädoyer mit dem gegen Mesale 
Tolu in der Türkei verglichen habe. Die mündliche 
Urteilsbegründung klang wie eine Rechtfertigungs¬ 
rede; das Gericht stellte klar, dass es ja wohl hier nicht 
so schlimm sei wie in der Türkei und nur wenige kur¬ 
dische Aktivisten hierzulande verfolgt würden, im 
Gegensatz zur Türkei. Auf die weitere Parallele, dass 
die Verfahren nur geführt werden, wenn und wo das 
Justizministerium, also die Exekutive, dies wünscht, 
sind sie dann lieber gar nicht mehr eingegangen... 

Was glauben Sie, ist erforderlich, um eine 
künftige Bundesregierung zu einer verän¬ 
derten Haltung gegenüber der kurdischen 
Bewegung zu veranlassen, gerade auch vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen, die Sie mit 
diesem Prozess gemacht haben, obwohl das 
Gericht sicher jedweden politischen Charak¬ 
ter bestreiten würde ? 

Meines Erachtens nach haben weder die Bundes¬ 
anwaltschaft noch die Oberlandesgerichte zur Zeit 
ein großes Verfolgungsinteresse. Auch ihnen ist klar, 
dass die Situation in der Türkei mit einem Rechtsstaat 
schon länger nicht mehr vergleichbar ist. In ihrem Plä¬ 
doyer in dem Verfahren gegen Zeki Eroglu in Hamburg 
hat sich die Bundesanwältin regelrecht für ihre Arbeit 
entschuldigt. Die Bundesregierung hat jedoch ein Inte¬ 
resse daran, einerseits der Türkei als Brückenkopf in 
den so wichtigen Nahen Osten diplomatisch entgegen 
zu kommen; andererseits gibt es, wie etwa die Ver¬ 
fahren im Kontext der G20-Proteste zeigen, auch ein 
genuines Interesse der deutschen Behörden, progres¬ 
sive Bewegungen wie die kurdische zu marginalisieren 
und zu unterdrücken, um damit auch die kapitalistische 
Marktwirtschaft zu sichern. Das wird sich meiner Mei¬ 
nung nach in naher Zukunft eher nicht ändern. 

Wir bedanken uns für das Gespräch. 

Hidir YILDIRIM: Jede Grausamkeit erzeugt 
Widerstand 

In seiner Erklärung vom 24. September hatte Hidir 
YILDIRIM den geschichtlichen Hintergrund sei¬ 
nes alevitischen Glaubens und seine damit verbun¬ 
dene politische Identität dargestellt, über Verfolgung 
und Massaker im Laufe der Jahrhunderte bis in die 


jüngste Vergangen¬ 
heit, aber auch über 
den Widerstand der 
Menschen berichtet. 

Er sagte u.a.: 

„Wenn die Tür¬ 
kei so wie manche 
europäische Staaten 
Respekt vor Men¬ 
schenrechten und 
Demokratie hätte 
und die Rechte von 
Individuen achten würde, würden weder die Aleviten 
noch die Kurden gegen den türkischen Staat rebellie¬ 
ren. Und ich wäre heute nicht hier und würde nicht vor 
Gericht stehen müssen. Ich hätte meine Heimat nicht 
verlassen. Das heißt: jede Grausamkeit erzeugt Wider¬ 
stand. Wenn mein Glaube, meine Identität mit Füßen 
getreten werden, sollte sich keiner das Recht heraus¬ 
nehmen mir zu sagen, ich müsse im Angesicht all des¬ 
sen schweigen. Auch nach der deutschen Verfassung 
ist die Würde des Menschen heilig und unantastbar. 
Haben die Aleviten und andere Glaubensrichtungen 
und die Kurden keine Identitäten, keine Würde, haben 
sie nicht das Recht auf ein menschenwürdiges Leben?“ 

Er fragte, warum das den Völkern von der UN zuge¬ 
sprochene Selbstbestimmungsrecht nicht für Kurden 
und Aleviten in der Türkei gelte. „Ich bin ein Auslän¬ 
der. Ein Kurde und Alevit. Als solche werden wir in 
der Türkei nicht wie Menschen behandelt und hier sind 
wir mit der gleichen Behandlung konfrontiert.“ 

Derzeit befinden sich 7 kurdische Aktivisten in Straf- 
und einer in Untersuchungshaft; ein weiterer Kurde, 
Yunus O., ist zwar ebenfalls nach §§129a/b angeklagt, 
aber auf freiem Fuß. Die Eröffnung seines Prozesses 
ist für den 17. Januar 2018 vor dem Oberlandesgericht 
Celle anberaumt. 

Inzwischen hat der Bundesgerichtshof (BGH) Revi¬ 
sionen in 7 Verfahren verworfen und in zwei Fällen 
noch nicht entschieden. 

(Azadi) 


Haftbefehl aufgehoben - Mehmet YESILQALI 
ist frei! 

Weil eine Haftdauer unverhältnismäßig wäre, hat das 
OLG München mit Beschluss vom 1. Dezember den 
Haftbefehl gegen den Kurden Mehmet Yesilgali auf¬ 
gehoben. Dieser war im April 2015 in der Schweiz 
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fest- und in Auslieferangshaft genommen und im März 
2016 an die deutsche Justiz überstellt worden. Seitdem 
war er in der JVA München-Stadelheim inhaftiert. Ihm 
- wie weiteren 9 Angeklagten - wird vorgeworfen, 
als führende Mitglieder der Kommunistischen Partei 
der Türkei/Marxistisch-Leninistisch (TKP-ML) tätig 
gewesen zu sein. Grundlage des Prozesses, der am 
17. Juni 2016 vor dem OLG München begann, bilden 
§§129a/b StGB. 

Wegen des sich dramatisch verschlechternden 
Gesundheitszustands aufgrund in türkischer Haft erlit¬ 
tener schwerer Folter, hatten die Verteidiger von Meh¬ 
met Yesilgali im April 2017 einen Antrag auf Haft¬ 
verschonung gestellt, der jedoch vom Gericht einen 
Monat später abgelehnt worden war. Schlimmer noch: 
Seine Erkrankung wurde dazu genutzt, von ihm ein 
Geständnis zu erlangen. Angeboten wurde ihm eine 
Freiheitsstrafe von etwa 3 Jahren und indirekt eine 
Haftentlassung. Hierauf hat sich Mehmet Yesilgali 
nicht eingelassen. 

Nachdem es in der Folgezeit zu weiteren retrau- 
matisierenden Ereignissen in der JVA Stadelheim 
gekommen war und durch eine Therapeutin festgestellt 
wurde, dass sein Gesundheitszustand nicht stabilisiert 
werden könne, stellte die Verteidigung im August 2017 


erneut einen Antrag auf Haftentlassung. Dennoch dau¬ 
erte es drei weitere Monate, bevor sich das Gericht zu 
einer Entlassung entschließen konnte: Der Gesund¬ 
heitszustand des Angeklagte war zu offensichtlich und 
in den Verhandlungen nicht mehr zu ignorieren. 

Nun kann sich Mehmet Yesilgali traumatherapeu¬ 
tisch behandeln lassen und mit seiner Familie sein. 
Zusammen mit seiner Frau und seinen beiden Kindern 
lebte er bis zu seiner Festnahme als anerkannter politi¬ 
scher Flüchtling in der Schweiz. 

Das Verfahren gegen ihn und die anderen 9 Ange¬ 
klagten wird weitergeführt. Am 17. Dezember fand vor 
dem OLG München eine Kundgebung zur Solidarität 
mit allen revolutionären Gefangenen statt, zu der das 
bundesweite Bündnis „Edi Bese“ (Es reicht!) aufgeru¬ 
fen hatte. Als Redner trat u.a. der im deutschen Exil 
lebende HDP-Abgeordnete Faysal Sanyildiz auf. Er 
sagte, es sei angesichts der herrschenden Repression 
Aufgabe aller revolutionären und demokratischen 
Kräfte, den gemeinsamen Kampf zu intensivieren: 
„Wir alle wissen, dass die hier Angeklagten auf Anwei¬ 
sung Erdogans verhaftet worden sind. Wir wissen 
auch von der historischen Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und der Türkei.“ 

(Azadi/YÖP u.a.) 


VERBOTSPRAXIS 


Berliner Polizei verbietet Solidaritätsveran¬ 
staltung mit KurcTinnen im nordsyrischen 
Kanton Afrin 

„Wir wissen, dass dieses Verbot das Resultat der zuneh¬ 
menden Kriminalisierungspolitik des deutschen Staa¬ 
tes gegen kurdische Aktivistinnen und Aktivisten ist. 
Das Verbot unserer Veranstaltung am Sonntag steht in 
direktem Zusammenhang mit dem Bündnis zwischen 
der deutschen Regierung und Erdogan. Wir bedauern, 
dass der deutsche Staat uns als kurdische Demokra- 
tinnen und Demokraten zu Feinden erklärt und unsere 
Demonstrationen, Veranstaltungen und anderweitigen 
Aktivitäten zunehmend behindert“, heißt es in einer 
Erklärung des Demokratischen Gesellschaftszentrums 
der Kurd*innen (NAV-DEM) in Berlin. Diese Stel¬ 
lungnahme war eine Reaktion auf eine von der Polizei 
verbotene Veranstaltung in Neukölln am 1. Dezember 
zur Situation der Menschen im nordsyrischen Kanton 
Afrin, die von einem Einmarsch der türkischen Armee 
bedroht sind. Das Verbot wurde damit begründet, dass 
diese Veranstaltung gegen das Vereinsgesetz verstoßen 
würde. Diese Entscheidung basiert ganz offensichtlich 
auf dem Rundschreiben des Bundesinnenministeriums 
(BMI) vom 2. März 2017 über die Ausweitung der 
Verbote kurdischer Symbole auch auf die nordsyrische 


prokurdische Partei PYD sowie der Volks- und Frauen¬ 
verteidigungskräfte YPG/YPJ. 

Die Haltung der Berliner Polizei zeigt einmal mehr, 
dass die Repressionsschraube gegen die kurdische 
Bewegung angezogen wird zugunsten der Wiederher¬ 
stellung der normalen deutsch-türkischen Beziehun¬ 
gen, die sich trotz aller Menschenrechtsverletzungen 
und diktatorischer Maßnahmen des Erdogan-Regimes 
nie in einer wirklich ernsthaften Krise befunden haben, 
zumindest nicht auf diesem politischen Sektor, den 
beide Seiten als „Bekämpfung des internationalen Ter¬ 
rorismus“ bezeichnen. 

„Das Verbot einer Solidaritätsveranstaltung mit den 
demokratischen Errungenschaften in Nordsyrien, die 
im Kampf gegen den sogenannten Islamischen Staat 
erzielt wurden, ist inakzeptabel. Die Kriminalisierung 
unserer Veranstaltung reiht sich ein in eine Atmosphäre 
steigender Repressionen gegen demokratische Kräfte 
in Deutschland,“ so NAV-DEM. 

AZADI unterstützt den Protest von NAV-DEM 
gegen das von der Polizei verfügte Verbot und schließt 
sich der Aussage an, sich dennoch weiterhin für die 
Solidarität mit den demokratischen Errungenschaften 
der Kurdinnen und Kurden im Mittleren Osten einzu¬ 
setzen. 

(Erklärung NA V-DEM v. 1.12.2017/Azadi) 
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REPRESSION 


De Maiziere im Kühlschrank - Pläne des 
Innenministers immer unverfrorener 

Auf der Tagesordnung der Innenministerkonferenz am 
7./8. Dezember in Leipzig steht u.a. die Ausweitung 
der heimlichen Überwachung. Nach den Plänen des 
Bundesinnenministers sollen Hersteller von Alarman¬ 
lagen verpflichtet werden, Systeme in ihre Produkte 
zu installieren, die eine Warnung mit Hilfe einer Ein- 
bruchs-App beim Verwanzen von Wohnungen und 
Fahrzeugen durch polizeiliche Ermittler verhindern. 
Seit dem vergangenen Jahr seien - so das Magazin 
Spiegel - wegen eines fehlenden Zugangs 25 Überwa¬ 
chungsmaßnahmen gescheitert. 

Innenminister de Maiziere plant eine Gesetzesände¬ 
rung, die Firmen dazu zwingen soll, den Programm¬ 
code offenzulegen. Zudem sollen Abhörmaßnahmen 
einbezogen werden, die technologisch noch gar nicht 
existieren wie das Ausspähen von Computern und 
Smart-TVs oder gar die Überwachung digitalisierter 
Küchengeräte. Die Überlegungen des Innenministers 
beruhen offenbar auf eine vor zehn Jahren von eini¬ 
gen EU-Innenministern gebildete „Zukunftsgruppe“. 
Das Bundeskriminalamt (BKA) hatte zur gleichen Zeit 
die Leitung einer Arbeitsgruppe zur verdeckten Über¬ 
wachung übernommen, die sich kürzlich zur Herbst¬ 
tagung in Berlin getroffen hatte. Insofern könnte der 
Vorschlag zur Erleichterung des Eindringens in Woh¬ 
nungen und Fahrzeuge mit EU-Regierungen abge¬ 
stimmt sein. 

In den kommenden Monaten wird bei der Polizei¬ 
agentur EUROPOL eine neue technische Lösung in 
Betrieb gehen, mit der GPS-basierte Sender mit einem 
einheitlichen Datenprotokoll verfolgt werden. Das 
BKA war auch hier an dieser Entwicklung beteiligt. 

Rene Heilig fasst in seinem Kommentar zu de Mai- 
zieres Plänen zusammen: „Zu Recht warnen Experten 
vor dem Einbau von Hintertüren in Hard- und Software, 
mit denen staatliche Abhöraktionen erleichtert werden. 
Sind solche Zugänge erst einmal angelegt, werden 
sie alsbald auch von Internet-Kriminellen genutzt. Zu 
denen zweifelsohne Geheimdienste gehören. So absurd 
de Maizieres Vorstoß auch ist, so deutlich zeigt er, dass 
er und seine Truppe aus de NSA-BND-Skandal nur 
eines gelernt haben: noch unverfrorener zu sein. 

(jw/NDv. 2.,4.12.2017) 

Schwarz-grüne Überwachungsphantasien 

Der parlamentarische Geschäftsführer und innenpoliti¬ 
sche Sprecher der Linksfraktion im Landtag von Hes¬ 
sen, Hermann Schaus, kommentiert ein Vorhaben von 
schwarz-grün: 


Die hessische Landesregierung aus CDU und Grü¬ 
nen will im Eiltempo einen Entwurf zum Verfassungs¬ 
schutzgesetz durch den Landtag drücken. Danach sol¬ 
len sich u. a. alle Mitarbeiter*innen von Verbänden 
der Präventionsarbeit zur Demokratieförderung einer 
Überprüfung durch den Geheimdienst unterziehen 
müssen. Entsprechende Hinweise in Zuwendungs¬ 
bescheiden für 2018 gibt es bereits. Der innenpoliti¬ 
sche Sprecher der Grünen, Jürgen Frömmrich und die 
Landesspitze rühmen sich damit, dass der Gesetzent¬ 
wurf mit „wesentlicher grüner Handschrift“ erarbeitet 
worden sei. „Hessens Geheimdienst soll Staatstroja¬ 
ner verwenden, Totalzugriff auf private Daten- und 
Informationssysteme erhalten, mit hochkriminellen 
V-Leuten arbeiten und die Extremismusklausel wie¬ 
der einführen. Sogar Minderjährige unter 14 werden 
zur Überwachung freigegeben“ und „niemand soll den 
Geheimdienst kontrollieren können, auch nicht Abge¬ 
ordnete“, so Schaus. 

(jw v. 4.12.2017) 

Bürgerrechtsorganisationen: Hessisches VS- 
Gesetz schädigt Demokratie und Grundrechte 

15 Bürgerrechts- und Datenschutzorganisationen war¬ 
nen in einer gemeinsamen Erklärung vor den geplanten 
Verschärfungen des Hess. Verfassungsschutzgesetzes. 
„Dieser Gesetzentwurf darf so nicht Gesetz werden“, 
sagt Dr. Rolf Gössner, Vorstandsmitglied der Interna¬ 
tionalen Liga für Menschenrechte, die sich der Erklä¬ 
rung angeschlossen hat. „Die geplante geheimdienst¬ 
liche Regel-Überprüfung künftiger Mitarbeiter von 
Demokratieprojekten bedeutet Gesinnungsschnüffelei 
und erinnert an die unseligen Zeiten der Berufsver¬ 
bote. Es ist der falsche Weg, den demokratisch kaum 
kontrollierbaren Inlandsgeheimdienst VS mit seiner 
erschreckenden Skandalgeschichte noch mehr aufzu¬ 
rüsten und ihn mit noch mehr grundrechtsschädigen¬ 
den Eingriffsbefugnissen auszustatten,“ so Rolf Göss¬ 
ner, der am 8. Februar 2018 als Sachverständiger an 
der Anhörung im Innenausschuss des Hess. Landtags 
teilnehmen und zu dem Gesetzesvorhaben kritisch 
Stellung nehmen wird. 

Text der Gemeinsamen Erklärung u.a.: 

http://vs.humr.de/ bzw. https://ilmr.de/shop/ 
brauchen-wir-den-verfassungsschutz-nein- oder 
http://www.digitalcourage.de 

(PMDr. Rolf Gössner, ILMR v. 22.12.2017ZAzadi) 
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Ex-Generalstaatsanwalt fordert Straffreiheit 
für RAF-Mitglieder, wenn... 

Straffreiheit fordert der ehemalige Generalstaatsanwalt 
Klaus Pflieger für Mitglieder der Rote Armee Fraktion 
(RAF), die zugeben, an der Ermordung des damali¬ 
gen Arbeitgeberpräsidenten Hanns-Martin Schleyer 
beteiligt gewesen zu sein. Bei jenen, die schon eine 
lebenslange Strafe verbüßten, könnte von einer erneu¬ 
ten Strafverfolgung abgesehen werden, „wenn sie die 
Beteiligung an einem weiteren Mord zugeben“, so 
Pflieger gegenüber dem Magazin „Focus“. Seit 40 
Jahren gibt es keinerlei Äußerungen vonseiten der an 
der Entführung beteiligten RAF-Mitglieder. „Ohne 
das Absehen von Strafverfolgung sehe ich kaum eine 
Chance, diese historische Wahrheit in Erfahrung zu 
bringen“, schrieb Pflieger. 

(ND v. 9./10.12.2017) 

Andrej Hunko: 

Erst lnterpol-„Buntecken“ aus der Türkei, 
Ukraine und aus Spanien überprüfen 

In der Antwort auf eine Kleine Anfrage des Bundes¬ 
tagsabgeordneten Andrej Hunko (Die Linke), bestä¬ 
tigte die Bundesregierung ein erstes Treffen der EU- 
Kommission mit einigen Mitgliedstaaten zum Umgang 
mit Interpol-Fahndungsersuchen, darunter Deutsch¬ 
land, Belgien und Spanien. Anlass war der Fall des 
türkischen Schriftstellers Dogan Akhanli, der wegen 
eines Verstoßes gegen Artikel 3 (Verbot der politischen 
Verfolgung) satzungswidrig gesucht wurde. „Das Bun¬ 
desjustizministerium ruft die Interpol-Mitgliedsländer 
dazu auf, das Generalsekretariat in Lyon ,verstärkt 4 
über Zweifel an der Einhaltung der Statuten zu infor¬ 
mieren. Hintergrund ist die Nutzung von Fahndungs¬ 
ersuchen zur politischen Verfolgung, wie es zuletzt im 
Falle der Türkei bekannt wurde“, kritisiert Hunko. 

„Interpol verteilt nicht nur Fahndungsersuchen zur 
Festnahme (Rotecken), sondern auch zur Aufenthalts¬ 
ermittlung (Blauecken). Seit dem Putsch in der Türkei 
hat das Interpol-Zentralbüro mindestens 39 Anträge 
zur Feststellung des Aufenthalts verteilt,“ so der euro¬ 
papolitische Sprecher der Linksfraktion. Die EU-Kom- 
mission wolle nun einen Workshop „zur Erarbeitung 
eines gemeinsamen Vorgehens der Mitgliedstaaten 
ausrichten“. So sollen bei Interpol „alle 40 000 Rote¬ 
cken auf eine mögliche politische Verfolgung über¬ 
prüft werden.“ Er plädiere dafür, „zuerst die Ersuchen 
aus der Türkei, der Ukraine und aus Spanien zu behan¬ 
deln.“ Antwort auf die Kleine Anfrage: http://www. 
andrej-hunko.de/start/download/doc_download/1070- 
diskussionen-auf-ebene-der-europaeischen-union-zu- 
rechtsstaatlichen-problemen-bei-fahndungsersuchen- 
via-interpol 


Göttingen: Demo gegen G20-Razzien / Polizei 
prügelt Ordner ohnmächtig 

Aus Protest gegen die bundesweiten G20-Razzien vom 
5. Dezember, demonstrierten am 9. 12. in Göttingen, 
wo ebenfalls mehrere Wohnungen durchsucht wor¬ 
den waren, hunderte Menschen. Annette Ramaswamy, 
eine der von der Razzia Betroffenen, schilderte bei der 
Auftaktkundgebung den Ablauf des polizeilichen Ein¬ 
bruchs, an dem etwa 20 Beamte beteiligt waren. Es 
wurden Handys, Computer, Datenträger und Gegen¬ 
stände ihres Ehemanns, der für die Piraten-Partei im 
Göttingen Kreistag sitzt, beschlagnahmt. Während der 
G20-Proteste war er allerdings gar nicht in Hamburg. 
Der 30jährige Bruder des Verletzten, der ebenfalls 
in diesem Haus - jedoch in einer anderen Wohnung 
wohnt -, wollte sich beim Abtransport ins Universi¬ 
tätsklinikum nach dessen Zustand erkundigen. Hierbei 
wurde er von vier vermummten Polizeibeamten derart 
attackiert, dass er sich eine Prellung und Schürfwunde 
am Kopf und ein geschwollenes Auge zuzog. 

Ein Großaufgebot an Polizisten war auch am 9. 12. 
im Einsatz. In der Roten Straße, wo sich viele linke 
Wohngemeinschaften befinden, ist es zur Konfronta¬ 
tion gekommen. Als sich ein Ordner nach Angaben der 
Gruppe „Basisdemokratische Linke“ „deeskalierend 
und mit erhobenen Armen zwischen Demonstrations¬ 
zug und Polizei“ gestellt hatte, war er von Polizisten 
„mit gezielten Schlägen ohnmächtig geprügelt“ wor¬ 
den und Sanitäter an der medizinischen Versorgung des 
Mannes gehindert worden. „Ausgerechnet bei einer 
Demo, die sich unter anderem gegen Polizeigewalt 
richtet, reagieren die Einsatzkräfte überaus brutal“, 
kritisierte die Sprecherin, Lena Rademacher. Zu dem 
Protest aufgerufen hatte die „Antifaschistische Linke 
International“. 

(ND v. 11.12.2017/Azadi) 

Rote Hilfe protestiert gegen Internetfahndung 
nach G20-Aktivisten 

dju lehnt Weitergabe von Bildmaterial an 
Polizei ab 

Seit dem 18. Dezember veröffentlicht die „SOKO 
Schwarzer Block“ der Hamburger Polizei auf 
ihrer Webseite zahlreiche Fotos und Videos von 
Aktivist*innen, die während der G20-Proteste Straf¬ 
taten begangen haben sollen. „Diese Art der Verfol¬ 
gung von vermeintlichen oder tatsächlichen linken 
Aktivist* innen ist eine Vorverurteilung und nichts 
anderes als ein Aufruf zur öffentlichen Denunziation, 
was unser Verein scharf verurteilt“, heißt es in einer 
Erklärung des Bundesvorstands der Roten Hilfe. „Es 
ist skandalös, dass Medienvertreter*innen und Bevöl- 


(PM Andrej Hunko v. 12.12.2017) 


6 




kerang dazu aufgefordert werden, Hilfspolizei zu spie¬ 
len. Dies kann für die abgebildeten Personen gefähr¬ 
liche Konsequenzen haben und scheint wohl bewusst 
einkalkuliert zu sein.“ Die RH fordert eine bundes¬ 
weite Kennzeichnungspflicht für Polizisten und rät 
Betroffenen, Rechtshilfegruppen oder Anwaltskanz¬ 
leien zu kontaktieren. 

Im Vorfeld hatte die Deutsche Journalistinnen- und 
Joumalisten-Union (dju) in ver.di eine Weitergabe von 
ungesendeten Videos der G20-Proteste an die Ermitt¬ 
lungsbehörden abgelehnt. „Das Redaktionsgeheimnis 
und der Informantenschutz sind ein wertvolles Gut, 
das es zu schützen und zu bewahren gilt“, sagte Cor¬ 
nelia Haß am 7. Dezember in Berlin. Zuvor hatte das 
NDR-Magazin „Zapp“ berichtet, dass die Polizei in 
Hamburg im Rahmen ihrer Ermittlungen zahlreiche 
Medien darum gebeten hat, unveröffentlichtes Bild¬ 
material zur Verfügung zu stellen. Auf eine Anfrage 
der Linksfraktion in der Hamburger Bürgerschaft hatte 
der Senat geantwortet, dass der Polizei bereits Daten 
im Umfang „einer mittleren dreistelligen Zahl von 
Gigabyte“ zugeschickt worden sei. Er könne auch eine 
Beschlagnahmung nicht ausschließen, sollte die Poli¬ 
zei auf bestimmtes Material angewiesen sein“, erklärte 
der Hamburger Polizeipräsident Ralf Martin Meyer. 

(ND/RH v. 8., 18.12.2017) 

G20-Wohnungsrazzien: Strafanzeigen gegen 
Polizisten wegen Körperverletzung im Amt 

Im Zusammenhang mit den bundesweiten Razzien am 
5. Dezember - u.a. in Göttingen - wurden Strafanzei¬ 
gen wegen Verdachts der Körperverletzung im Amt bei 
der Staatsanwaltschaft Göttingen erstattet, „die Nam¬ 
haftmachung der in der Wohnung bzw. dem Flur ein¬ 
gesetzten Beamten verlangt und eine Aussage der Ver¬ 
letzten angeboten“, erklärte Rechtsanwalt Sven Adam. 
„Die mir gegenüber abgegebenen Schilderungen der 
Ereignisse haben jedenfalls mit der offiziellen Schil¬ 


derung durch die Polizei von angeblichen Straftaten 
ausgerechnet der Verletzten nichts zu tun.“ 

Bei der Durchsuchung einer der Wohnungen in 
Göttingen war ein unbeteiligter Bewohner von ver¬ 
mummten und schwer bewaffneten Bereitschaftspo¬ 
lizisten im Bereich des Kopfes und des Brustkorbs 
verletzt worden. Trotz des Angebots, aufschließen zu 
wollen, wurde die Türe von den Polizisten aufgebro¬ 
chen und der junge Mann hierbei am Kopf getroffen. 
Bei der Fixierung auf dem Bauch erlitt er eine Thorax¬ 
prellung, so dass er ins Universitätsklinikum gebracht 
werden musste. Zu keiner Zeit hat der Betroffene eige¬ 
nen Angaben zufolge Widerstand geleistet oder sich 
strafbar gemacht. Sein Bruder, der ebenfalls in diesem 
Haus - aber in einer anderen Wohnung wohnt - wollte 
sich beim Abtransport ins Krankenhaus nach dem 
Zustand seines Bruders erkundigen. Beim Versuch, 
ihm nahe zu kommen, wurde er von vier vermummten 
Polizeibeamten derart zu Boden gebracht, dass er sich 
eine Prellung und eine Schürfwunde am Kopf sowie 
ein geschwollenes Auge zuzog. Auch er hat keinerlei 
Widerstand gegen Beamte geleistet. 

(PMAnwaltskanzlei Sven Adam v. 18.12.2017) 

Autonome Jugendzentrum bundesweit im 

Fokus konservativer Politik 

Rote Hilfe: „Politische Unverschämtheit 

Selbstorganisierte Autonome Jugendzentren sind bun¬ 
desweit in den Fokus von CDU bzw. AfD-Politikern 
geraten. Mit der Behauptung, sie alle seien Horte der 
linksextremen Szene und Anlaufpunkte „linksextremer 
Gewalttäter, wollen die Lokalmatadoren erreichen, 
dass städtische Zuschüsse gestrichen oder die Zentren 
geschlossen werden. In vielen Fällen wird die Rote 
Hilfe als Begründung genannt, weil diese die Einrich¬ 
tungen für ihre Beratungsarbeit nutzen würde. Für das 
Bundesvorstandsmitglied Henning von Stoltzenberg 
ist das eine „politische Unverschämtheit“. 
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Erst kürzlich hat der Gemeinderat in Mannheim 
jedoch einen Antrag der CDU-Fraktion auf Streichung 
der Zuschüsse für das Jugendzentrum Friedrich Dürr 
(JUZ) abgelehnt. Es soll weiterhin ein Ort sein, an dem 
„sich junge Menschen ohne Hierarchien sozial, kultu¬ 
rell und politisch engagieren können“, hieß es in einer 
Stellungnahme der Aktiven des JUZ. 

Bedrohte Zentren sind : das Jugendzentrum Korn¬ 
straße in Hannover, die linken Zentren Potse, Drug¬ 
store und Rigaer94 in Berlin, das Autonome Zentrum 


Köln ist von Räumung bedroht, das autonome Zent¬ 
rum KTS in Freiburg im Sommer im Zusammenhang 
mit dem Verbot der Website linksunten.indymedia. 
org durchsucht, die Rote Flora in Hamburg, das AJZ 
Chemnitz oder das selbstverwaltete Projekt Klapper¬ 
feld in Frankfurt/M. 

(ND v. 20.12.2017/Azadi) 


ASYL- UND MIGRATIONS¬ 
POLITIK 


401 Diplomaten und Beamte aus der Türkei 
erhalten Schutz in Deutschland 
Sevim Dagdelen: Gleiches brauchen aber 
auch Demokraten, Linke und Kurden 

Seit dem Putschversuch vom Juli 2016 haben 260 Tür¬ 
ken mit Diplomatenpass in Deutschland Asyl bean¬ 
tragt und 508 Türken mit Dienstausweisen für hohe 
Staatsbeamte um Asyl ersucht. Diese Zahlen umfas¬ 
sen jeweils auch enge Familienangehörige. Von den 
768 Antragstellern wurden 401 Personen laut Bun¬ 
desinnenministerium Schutz gewährt. Insgesamt sind 
im Oktober 1059 Asylbewerber aus der Türkei regis¬ 
triert worden. Damit lag die Türkei auf Rang 3 der 
Herkunftsländer, nach Syrien und dem Irak. „Immer 
mehr Menschen fliehen vor der islamistischen Dikta¬ 
tur Erdogans“, erklärte die Linken-Abgeordnete Sevim 
Dagdelen. Sie forderte jedoch, dass nicht nur hohe 
Beamte Schutz bräuchten, „sondern auch Demokra¬ 
ten, Linke und Kurden, deren Schutzquote weit unter 
denen der Diplomaten liegt.“ Statt einer „Charmeof¬ 
fensive“ gegenüber der AKP-Regierung sei eine Neu¬ 
ausrichtung der Türkei-Politik nötig. 

(dpa v. 4.12.2017) 

Politisch verfolgter kurdisch-alevitischer 
Schriftsteller Aziz Tung in den Mühlen deut¬ 
scher Behörden 

Der in der Türkei politisch verfolgte kurdisch-aleviti- 
sche Schriftsteller Aziz Tung (er hatte bei den Wahlen 
2015 als Spitzenkandidat für die linke prokurdische 
HDP in Maras kandidiert) befindet sich seit fast ein¬ 
einhalb Jahren im Exil in Deutschland und fristet sein 
Dasein bis heute in einer ehemaligen Hanauer US- 
Kaserne, die heute als Flüchtlingsunterkunft dient. 


Er war verzweifelt und schockiert über die hygieni¬ 
schen Zustände dort: defekte Sanitäranlagen, total ver¬ 
schmutzte Treppenhäuser und fehlende Privatsphäre. 
Inzwischen hat Tung ein Aufenthaltsrecht, vorerst bis 
16. November 2020. Bei diesen Bemühungen war er 
von zahlreichen Organisationen - so auch dem PEN- 
Zentrum - unterstützt worden. Nun sieht er sich den 
Schikanen des Jobcenters Hanau ausgesetzt. Dieses 
hatte ihn schriftlich am 20. November ins Amt bestellt, 
doch kam der Brief im Asylheim erst am 28. 11. dort 
an, eine Stunde nach dem Termin. Der Center-Mit¬ 
arbeiter drohte ihm daraufhin an, seine monatlichen 
Bezüge für drei Monate zu kürzen. Beim nächsten wie¬ 
der eine Drohung: wenn er nicht tags darauf zum Inte¬ 
grationskurs erscheine, müsse er mit einer Kürzung 
von 30 Prozent rechnen. „Ich bin der Arbeitgeber, Sie 
müssen tun, was ich sage“, so der Mitarbeiter. Zu den 
Terminen als Übersetzer wird Tung von einem ehren¬ 
amtlichen Helfer begleitet. „Kaum haben wir ein Prob¬ 
lem gelöst, taucht das nächste auf 4 , sagte sein Anwalt, 
Bektas Köylüce. Unterstützer hätten dem Job-Center 
bereits zwei Wohnungsvorschläge zu einem angemes¬ 
senen Mietpreis vorgelegt, die er sofort hätte beziehen 
können - eine in Frankfurt, die andere in Erlensee, 
beide nicht im „richtigen“ Bezirk. Denn: Nach dem 
neuerlich verschärften § 12a Aufenthaltsgesetz müsse 
die Wohnung für die ersten 3 Jahre in Hanau sein. Dort 
sei es jedoch unmöglich, preiswerten Wohnraum zu 
finden, was vonseiten des Amtes für Wohnhilfen auf 
Nachfrage der „jungen weit“ bestätigt wurde. 

Aziz Tung opponierte schon nach dem Militärputsch 
vom 12. März 1971, war seit 1975 mehrmals inhaftiert 
und wurde gefoltert. Im Dezember 2016 wurde das 
Haus seiner Familie in Istanbul durchsucht, sein jüngs¬ 
ter Sohn zu zwei Jahren Haft verurteilt und sein ältes¬ 
ter Sohn musste in die Schweiz flüchten. Sein Gesund¬ 
heitszustand ist stark angegriffen. Doch all das, sein 
literarisches Wirken und sein Einsatz für Menschen- 
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rechte und Meinungsfreiheit in der Türkei interessiert 
das Job-Center nicht die Bohne. Die Behörden müssten 
„schneller anerkennen, dass sich die Situation in der 
Türkei für kritische Journalisten und Autoren drama¬ 
tisch verschlechtert“ habe und dass sie „deshalb natür¬ 
lich als Verfolgte unseres Schutzes bedürfen“, sagt 
Sascha Feuchert, Vizepräsident des PEN-Zentrums 
Deutschland in einem Gespräch mit der „jungen weit“. 
„Es kann und darf nicht sein, dass ein Regimegegner 
wie Aziz Tung überhaupt so lange auf seinen Asylbe¬ 
scheid hat warten müssen.“ 

(jwv. 1.12.207/Azadi) 

IMK beschließt Verlängerung des Abschiebe- 
stopps nach Syrien 

Die Innenminister von Bund und Ländern (IMK) einig¬ 
ten sich zum Abschluss ihrer Konferenz in Leipzig am 
8. Dezember darauf, den Abschiebestopp nach Syrien 
um ein Jahr zu verlängern. Zudem wurde die Bundes¬ 
regierung aufgefordert, die Sicherheitslage in Syrien 
neu zu bewerten; die letzte Bewertung des Auswärtigen 
Amtes hatte es 2012 gegeben. „Wir sind optimistisch, 
dass sich die Lage in Syrien verbessert, aber ehrlicher¬ 


weise rechnen wir damit nicht“, sagte Bundesinnen¬ 
minister Thomas de Maiziere vor Journalisten. Sollten 
neue Erkenntnisse vorliegen, werde nach Auffassung 
von Sachsens Innenminister Markus Ulbig (CDU) 
„neu beraten vor allem im Hinblick auf Straftäter und 
Gefährder“. Eine genaue Zahl gebe es jedoch nicht. 

(NDv. 8.12.2017/Azadi) 

Christdemokrat de Maiziere gegen Kirchen¬ 
asyl 

Bundesinnenminister de Maiziere kritisiert das Kir¬ 
chenasyl. Es werde zu häufig angewendet und müsse 
„wenn überhaupt, immer ein allerletztes Mittel“ sein. 

Seinen Angaben zufolge seien dem Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge zwischen August 2016 und 
Oktober dieses Jahres 1.690 Kirchenasylfälle für 2.225 
Personen gemeldet worden. De Maiziere kündigte 
für Anfang 2018 ein Gespräch des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge mit den Kirchenleitungen 
an. Laut Mecklenburg-Vorpommerns Innenminister 
Lorenz Caffier (CDU) sollen an diesem Treffen auch 
Vertreter aller Bundesländer teilnehmen. 

(jwv. 12.12.2017) 


GERICHTSURTEILE 


Oberverwaltungsgericht Münster verpflichtet 
Flüchtlingsbürgen zu Rückzahlungen 

Das Oberverwaltungsgericht in Münster entschied 
am 9. Dezember, dass Personen, die Bürgschaften für 
Flüchtlinge zur Einreise nach Deutschland übernom¬ 
men haben, auch dann an diese geleistete Sozialkos¬ 
ten an die Job-Center zurückzahlen müssen, wenn ein 
Flüchtling anerkannt wurde und ihm/ihr hierdurch eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde. Davon ausgenom¬ 
men sind lediglich die Kosten für Kranken- und Pfle¬ 
geversicherung. Zuvor hatten schon das Verwaltungs¬ 
gericht in Köln und das Bundesinnenministerium die 
Auffassung vertreten, dass eine Bürgschaft weitergilt, 
auch wenn das Asylverfahren positiv abgeschlossen 
wurde. 

Dem Urteil zugrunde lagen zwei Fälle: im ersten 
soll ein türkischer Staatsangehöriger etwa 1700 Euro 
Sozialleistungen für zwei Syrer an das Job-Center 
zurückzahlen. Im zweiten wollte das Job-Center von 
einem Helfer 5185 Euro. Hiergegen hatten die Betrof¬ 
fenen geklagt. In der Vörinstanz blieb der erste Kläger 
erfolglos, der zweite bekam Recht. 

Auf der Innenministerkonferenz am 7./8. Dezember 
in Leipzig haben die Ressortchefs jedoch die Schaf¬ 
fung eines Fonds diskutiert, um Helfer vor teilweise 


existenzgefährdenden Rückzahlungsforderungen der 
Arbeitsagenturen zu schützen. 

(NDv. 9.710.12.2017/Azadi) 

Amtsgericht Aachen lehnt Verfahren wegen 
YPG-Flagge ab 

In einem Beschluss vom 11. Dezember hat das Amts¬ 
gericht Aachen den Antrag auf Erlass eines Strafbe¬ 
fehls „aus rechtlichen Gründen“ abgelehnt und die 
Kosten des Verfahrens der Staatskasse auferlegt, weil 
der Angeschuldigte einer Straftat „nicht hinreichend 
verdächtig“ gewesen sei. Diesem war vorgeworfen 
worden, eine YPG-Flagge als facebook-Profilbild ein¬ 
gestellt und somit aufgrund der BMI-Verfügung vom 
2. März gegen § 20 Abs. 1 Vereinsgesetz verstoßen zu 
haben. Mit Bezug auf die Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage der Linkspartei zur Erweite¬ 
rung des PKK-Verbots vom 21. April, wonach YPG 
und YPJ nicht schlechthin verboten seien, „sondern 
nur insoweit, als dass sich die PKK derer ersatzweise 
bedient“ (BT-Drucksache 18/12025), bezweifelte das 
Gericht das Vorliegen einer Straftat „durch bloße Dar¬ 
stellung einer YPG-Flagge“. Zumindest bestehe eine 
„Unklarheit“ in der Stellungnahme der Bundesregie- 
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rung, die „nicht zu Lasten des Normadressaten“ gehen 
dürfe. In dem diesem Beschluss zugrundeliegenden 
Fall sei „kein kontextualer Bezug zur PKK (wie etwa 
das Führen einer YPG-Flagge auf einer Demonstration 
mit mehrheitlichen PKK-Symbolen oder eine sons¬ 
tige Solidarisierung mit der PKK)“ erkennbar gewe¬ 
sen. Vielmehr habe sich der Angeschuldigte durch die 


YPG-Fahne als Profilbild auf facebook allein mit die¬ 
ser Organisation solidarisiert. 

Die Staatsanwaltschaft hat gegen die Entscheidung 
des Amtsgerichts Rechtsmittel eingelegt. 

(Azadi) 


ZUR SACHE: PRÄSIDIAL¬ 
DIKTATUR TÜRKEI 


>- Am 3. November haben die Gewerkschaft der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst (KESK), der 
Gewerkschaftsbund der Revolutionären Arbei¬ 
tergewerkschaften (DISK), der Verband der tür¬ 
kischen Ingenieure und Architekten (TMMOB) 
sowie die Türkische Nationale Union eine Kampa¬ 
gne gegen den von Erdogan am 20. Juli 2016 aus¬ 
gerufenen und seitdem kontinuierlich verlängerten 
Ausnahmezustand (OHAL), gegen die Unterdrü¬ 
ckung der Gesellschaft und die Aufhebung der 
Grundrechte gestartet. Ziel der Organisationen ist, 
eine erneute OHAL-Verlängerung am 20. Januar 
2018 zu verhindern. Angaben der Gewerkschaften 
zufolge wurden mehr als 130 000 Arbeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes seit dem gescheiterten 
Putsch suspendiert, mehr als 50 Menschen haben 
deswegen Suizid begangen. Von den Entlassungen 
sind fast 2000 DISK-Mitglieder betroffen, 4099 
gehören KESK an, 3315 suspendierte Ärzte und 
mehr als 3000 Ingenieure, Architekten und Stadt¬ 
planer sind TMMOB-Mitglieder. 

>- Am 30. November sagte der türkisch-iranische 
Geschäftsmann Reza Zarrab vor einem Gericht in 
New York gegen Präsident Recep T. Erdogan aus. 
Dieser habe die Banken Vakif und Ziraat ange¬ 
wiesen, sich an Gold- und Gasgeschäften mit dem 
Iran zu beteiligen. Zuvor schon hatte Zarrab den 
ehemaligen türkischen Wirtschaftsminister Zafer 
£aglayan schwer belastet. Auch der stellvertre¬ 
tende Vorstandsvorsitzende der Halkank, Mehmet 
Hakan Atilla, ist wegen Sanktionsverstößen, Geld¬ 
wäsche und Korruption angeklagt (wir berichteten 
in Azadi-Info 176). Die genannten Personen ste¬ 
hen vor Gericht, weil die US-Justiz die verbotenen 
Golddeals mit dem Iran als einen Verstoß gegen 
die US-Finanzsanktionen ansieht. 

>- Wie am 4. Dezember gemeldet, haben die türki¬ 
schen Behörden die Haftbedingungen für den 
Korrespondenten der „Welt“, Deniz Yücel, gelo¬ 
ckert. Er befindet sich nicht mehr in Einzelhaft, 
sondern in einer Zelle, die über einen Innenhof 
mit zwei weiteren Zellen verbunden ist. In einer 


ist der Journalist Oguz Usluer inhaftiert, der frü¬ 
her für die türkische Tageszeitung „Habertürk“ 
gearbeitet hat. Der Zugang zu dem Innenhof sei 
- so Yücels Anwalt - während des Tages geöff¬ 
net. Deniz Yücel ist wiederholt von Erdogan als 
„Spion“ und „PKK-Agent“ diffamiert worden. 
Die LINKEN-Abgeordnete Sevim Dagdelen for¬ 
derte, den Druck auf Erdogan fortzusetzen. 

>- Im November sind die Verbraucherpreise im Ver¬ 
gleich zum Vormonat laut türkischer Statistik¬ 
behörde TUIK um 1,49 Prozent gestiegen. Die 
Inflation hat damit gegenüber dem Vorjahr 12,98 
Prozent erreicht. Dieser Anstieg trägt zum wei¬ 
teren Verfall der türkischen Währung bei. Dage¬ 
gen erwartet die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (OECD) eine wirtschaftliche 
Wachstumsprognose für 2018 und 2019 von 4,5 
bis 5,0. 

>- Wie der ehemalige niedersächsische SPD-Land- 
tagsabgeordnete Mustafa Erkan aus Neustadt 
am Rübenberge Anfang Dezember auf facebook 
angekündigt hat, wird er künftig dem türkischen 
Außenminister Mevlüt £avusoglu beratend zur 
Seite stehen. Er wolle sich für die deutsch-türki¬ 
sche Freundschaft einsetzen. 

>- Bei seinem Besuch in Griechenland am 8./9. 
Dezember und einer Unterredung mit seinem 
Amtskollegen Prokopis Pavlopoulos, erklärte 
Staatschef Recep T. Erdogan, sein Land habe das 
„Bedürfnis“, den 1923 Unterzeichneten Vertrag 
von Lausanne zu verändern, was zu einem Wort¬ 
gefecht und zu Unruhe in der Presse und bei der 
Opposition führte. Trotz eines Demo-Verbots, kam 
es am 8. Dezember zu Protesten gegen Erdogan 
im Stadtzentrum von Athen. Hierzu aufgerufen 
hatten das Kurdische Kulturzentrum und Gruppen 
wie Antarsya und „Kommunistische Erneuerung“. 
Auch die Zeitung Cumhuriyet hatte den Vertrag 
von Lausanne ins Zentrum ihrer Berichterstattung 
gestellt. 
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Die Furcht des Recep T. Erdogan (AKP) vor 
dem Politiker Selahattin Demirtas (HDP) 

In der Türkei wird derzeit darüber diskutiert, die 
ursprünglich für 2019 vorgesehenen Wahlen vorzuzie¬ 
hen. 

„Geht es um Wahlen, dann ist es keine Übertreibung 
zu sagen, dass Erdogans größte Angst dem Vorsitzen¬ 
den der Demokratischen Partei der Völker (HDP), 
Selahattin Demirtas, gilt. Dies zeigt auch das Gerichts¬ 
verfahren gegen Demirtas, das vor einigen Tagen in 
Ankara begonnen hat. Für ihn, der am 4. November 
2016 in Diyarbakir festgenommen wurde und dem 
seine im Parlament gehaltenen Reden zur Last gelegt 
werden, werden insgesamt 142 Jahre Haft gefordert“, 
schreibt Yücel Özdemir im „Neuen Deutschland“. 
Der Journalist lebt in Köln und arbeitet für die linke 
türkische Zeitung „Evrensel“. Er macht darauf auf¬ 
merksam, dass Demirtas im Gefängnis in Edirne sitzt 
- 728 Kilometer von Ankara entfernt. „Mit dem Auto 
dauert die Fahrt neun bis zehn Stunden. Diese lange 
Reise sollte der Angeklagte mit Handschellen zurück¬ 
legen. Weil Demirtas mit Recht die Teilnahme an der 
Verhandlung über eine Videokonferenz wie auch den 
Transport in Handschellen ablehnte, fand der erste Pro¬ 
zesstag ohne ihn statt“. Solidarische Menschen, die aus 
der Türkei und dem Ausland nach Ankara reisen woll¬ 
ten, seien nicht durchgelassen worden. Das Verfahren 
werde am 14. Februar 2018 fortgesetzt. „Das Erdogan- 
Regime betrachtet Demirtas nicht als gewöhnlichen 
Angeklagten. Vielmehr soll bei diesem Verfahren ihm, 
der kurdischen Bewegung und der demokratischen 
Opposition in der Türkei ein bedeutender Schlag ver¬ 
setzt werden. Denn eine der wichtigsten Eigenschaf¬ 
ten, die Demirtas von anderen kurdischen Politikern 
unterscheidet, ist, dass er auch unter Türken beliebt ist. 
Dies hat er geschafft, indem er eine Politik verfolgt, 
die auch türkische Bürger anspricht, die ihnen eine 
Botschaft des Friedens vermittelt und die ihnen hilft, 
auch die Kurden zu verstehen,“ so Yücel Özdemir im 
ND. Erdogan jedenfalls werde Demirtas weiterhin als 
„Geisel“ gefangen halten, um einen zweiten „7. Juni“ 
zu verhindern. Denn bei den Parlamentswahlen am 7. 
Juni 2015 hatte die HDP die 10 %-Hürde übersprungen 
und die AKP-Mehrheit gebrochen. 

Zum Prozessauftakt am 7. Dezember hatten Hun¬ 
derte Anhänger von Demirtas gegen das Verfahren 
protestiert. Sie riefen Slogans, sangen kurdische Lie¬ 
der, tanzten und zündeten ein Feuer an. „Wir hoffen, 
dass Demirtas freikommt. Er ist der einzige, der die¬ 
sen Krieg beenden kann“, sagte Melek Andig, die 
aus Istanbul angereist war. Nach Aussagen des HDP- 
Abgeordneten Ziya Pir seien Busse aus vielen Teilen 
des Landes auf dem Weg nach Ankara gestoppt wor¬ 
den. Nach stundenlangem Wartenlassen habe die Poli¬ 
zei die Menschen zurückgeschickt. 


Thomas Oppermann (SPD), Anton Hofreiter 
(Grüne) und Sahra Wagenknecht (Linke) kritisierten in 
einer gemeinsamen Erklärung, dass mit Demirtas „ein 
gewählter Parlamenarier vor Gericht“ stehe und vom 
„türkischen Staat systematisch an seiner Arbeit als 
Abgeordneter gehindert“ werde. 

(ND/jwv. 16./17. bzw. 8.12.2017/Azadi) 

Mesale Tolu aus der Haft entlassen / Ausrei- 
severbot gegen Sharo Garip aufgehoben 

Mehr als sieben Monate nach ihrer Festnahme in der 
Türkei wurde die deutsche Journalistin und Überset¬ 
zerin Mesale Tolu am 18. Dezember unter Auflagen aus 
der Untersuchungshaft entlassen. Das Gericht in Istan¬ 
bul hatte ihre Freilassung und die fünf weiterer Ange¬ 
klagter angeordnet. Allerdings darf Mesale Tolu die 
Türkei nicht verlassen. Der Prozess soll am 26. April 
2018 fortgesetzt werden. 

Die aus Ulm stammende Journalistin und mit ihr 
17 türkische Angeklagte werden der Mitgliedschaft 
in einer Terrororganisation - hier: der Marxistisch- 
Leninistischen Kommunistischen Partei (MLKP) - 
beschuldigt. Nach Angaben der Verteidiger drohen 
ihnen bis zu 20 Jahre Haft. Tolu erklärte, sie werde nur 
deswegen verfolgt, weil sie ihre Arbeit als Journalistin 
ernst genommen habe. 

(jwv. 19.12.2017) 

Nach einer zweijährigen Ausreisesperre darf der deut¬ 
sche Soziologe Sharo Garip nun die Türkei verlassen 
und nach Köln zurückkehren. Zum Auftakt des Prozes¬ 
ses gegen den 51-Jährigen hob ein Gericht in Istanbul 
das Ausreiseverbot auf. Doch wird auch dieses Verfah¬ 
ren gegen ihn wegen angeblicher Terrorpropaganda 
am 26. Februar 2018 fortgesetzt. Garip forderte seinen 
Freispruch und wies die Beschuldigungen gegen ihn 
zurück. 

„Für mich ist es ein tolles Gefühl, wieder nach 
Hause gehen zu dürfen“, sagte Garip. Seinen Zwangs¬ 
aufenthalt bezeichnete er als „Freiluftgefängnis“. 

Er hatte im Januar 2016 - wie über 1000 
Akademiker*innen auch - einen Appell unterschrie¬ 
ben, in dem das Vorgehen der türkischen Armee in den 
Kurdengebieten der Türkei kritisiert wurde. Viele von 
ihnen sind deshalb angeklagt worden. Der deutsche 
Botschafter Martin Erdmann und Heike Hänsel, Vize- 
fraktionschefm der Linksfraktion im Bundestag, hatten 
als Beobachter an dem Prozess teilgenommen. 

(ND v. 19.12.2017ZAzadi) 
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David Britsch aus der Haft entlassen / Noch 
mindestens sieben Deutsche in türkischen 
Gefängnissen 

„Es ist gut, dass Herr Britsch endlich wieder zuhause 
in Deutschland ist 44 , teilte Bundesaußenminister Sig¬ 
mar Gabriel am 21. Dezember mit. Die Türkei hatte 
den deutschen Staatsbürger David Britsch im April 
in der osttürkischen Stadt Antakya festgenommen. 
Der 55-Jährige hatte vorgehabt, zu Fuß und ohne Geld 
aus seiner Heimatstadt Schwerin nach Jerusalem zu 
pilgern, um so ein Zeichen für Frieden zu setzen. Im 
November 2016 war er gestartet und hatte Anfang 
Februar 2017 die Türkei erreicht, von wo er weiterge¬ 


hen wollte Richtung Syrien. Kurz vor der Grenze ist 
er mehrfach kontrolliert und schließlich fest- und in 
Abschiebehaft in ein Gefängnis nahe der Stadt Erzu- 
rum genommen worden. Warum der Deutsche verhaf¬ 
tet und welche strafrechtlichen Vorwürfe gegen ihn 
erhoben worden sind, ist nicht bekannt. 

Gabriel sagte, dass in der Türkei jetzt sechs Men¬ 
schen aus der Haft entlassen worden seien bzw. ausrei- 
sen durften. Nach Einschätzung der Bundesregierung 
befinden sich jetzt noch mindestens sieben deutsche 
Staatsbürger aus politischen Gründen in türkischen 
Gefängnissen, darunter „Welt 44 -Korrespondent Deniz 
Yücel. 

(Berliner Morgenpost, 21.12.2017/Azadi) 


INTERNATIONALES 


Paris: Hafterleichterungen für baskische 
Gefangene! 

Für Hafterleichterungen baskischer Gefange¬ 
ner demonstrierten am 9. Dezember in Paris meh¬ 
rere tausend Menschen. Die Organisatoren forder¬ 
ten die Abschaffung der Sonderregelung, die für 
baskische Inhaftierte verschärfte Auflagen vorsehen. 
Die Demonstrierenden verlangten darüber hinaus die 
Zusammenführung von über 60 politischen Gefange¬ 
nen, die derzeit in 20 verschiedenen Justizvollzugsan¬ 
stalten in Frankreich einsitzen. 

(ND 11.12.2017) 


und Rheinmetall. „Beide Unternehmen haben von der 
Nachfrage nach Waffen in Europa, im Mittleren Osten 
und in Südostasien profitiert 44 , erklärte SIPRI-Forscher 
Pieter Wezeman. Der deutsche Wehretat ist von 35,1 
Milliarden im vergangenen Jahr auf rund 37 Milliarden 
Euro 2017 gestiegen und soll 2021 mindestens 42 Mil¬ 
liarden Euro erreichen. 

Die russischen Produzenten konnten ihre Verkäufe 
um 3,8 Prozent steigern, jedoch weniger als in den 
Vorjahren. Durch die zunehmende regionale Bedro¬ 
hung hat Südkorea mehr Waffen eingekauft, aber auch 
die eigene Rüstungsindustrie stärker angekurbelt. 

(jwv. 11.12.2017) 


Rüstungsindustrie profitiert von weltweiten Französischer Konzern soll IS finanziert 

Konflikten haben 


Nach einem fünfjährigen Rückgang ist laut dem 
schwedischen Friedensforschungsinstitut SIPRI im 
vergangenen Jahr der Umsatz der 100 größten Rüs¬ 
tungskonzerne auf 374,8 Milliarden US-Dollar (ca. 
316 Milliarden Euro) gestiegen. Angesichts der Viel¬ 
zahl militärischer Konflikte sei diese Entwicklung zu 
erwarten gewesen. Zudem sei in mehreren Staaten 
das Militär „modernisiert 44 worden bzw. neue Waffen¬ 
systeme eingeführt worden. Mehr als zwei Drittel der 
Rüstungseinnahmen sind an US-amerikanische Unter¬ 
nehmen gegangen - sie verkauften rund vier Prozent 
mehr. Mit den Waffen und F-3 5-Kampfflugzeugen 
konnte Weltmarktführer Lockheed Martin 10,7 Prozent 
mehr Umsatz machen, sagte Aude Fleurant, Direktorin 
von SIPRI. 

Profite machten auch europäische Rüstungsunter¬ 
nehmen: der Umsatz betrug rund 77 Milliarden Euro, 
allein in Deutschland 6,6 Prozent, insbesondere der 
„Leopard 44 -Panzer-Hersteller Krauss-Maffei-Wegmann 


Die Menschenrechtsorganisation Sherpa beschuldigt 
das französische Vorgängerunternehmen Lafarge des 
Zementkonzems Lafarge-Holcim, bewaffnete Gmppen 
in Syrien finanziell unterstützt zu haben. Rund 13 Mil¬ 
lionen Euro habe Lafarge bezahlt - so die Anwälte der 
Vereinigung. Ein großer Teil des Geldes sei direkt an 
die Terrororganisation „Islamischer Staat 44 geflossen. 
Hierbei beriefen sich die Anwälte auf Erkenntnisse der 
untersuchenden Staatsanwälte sowie auf einen internen 
Bericht, den die Anwaltskanzlei Baker & McKenzie 
für den Konzern Lafarge erstellt hat. 

(jwv. 14.12.2017) 

Reporter ohne Grenzen: 65 getötete Medien¬ 
schaffende in diesem Jahr 

Laut dem diesjährigen Bericht von „Reporter ohne 
Grenzen 44 sind 2017 mindestens 65 Medienschaffende 
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getötet worden, darunter zehn Frauen. 39 der Getöteten 
wurden wegen ihrer journalistischen Tätigkeit gezielt 
ermordet und nahezu die Hälfte der 65 starben außer¬ 
halb von Regionen mit bewaffneten Konflikten, z.B. in 
Mexiko oder auf den Philippinen. Die Staatengemein¬ 
schaft müsse endlich wirksame Mittel finden, um die 
„skandalöse Straflosigkeit“ für derartige Verbrechen 
zu beenden, erklärte Katja Gloger, Vorstandssprecherin 
von „Reporter ohne Grenzen“. Denn in viel zu vielen 
Ländern könnten die Täter damit rechnen, ungeschoren 
davonzukommen. Syrien, Mexiko, Afghanistan, der 
Irak und die Philippinen gehörten zu den gefährlichs¬ 
ten Ländern für Journalistinnen. Die Organisation 
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wies in ihrem Bericht auch daraufhin, dass sich welt¬ 
weit 326 Medienschaffende in Haft befänden, knapp 
die Hälfte davon in lediglich fünf Ländern: China, der 
Türkei, Syrien, dem Iran und Vietnam. Besonders in 
der Türkei halte die Justiz Journalisten systematisch 
über längere Zeiträume in U-Haft und bestrafe sie 
damit, ohne ein Gerichtsurteil abzuwarten. „Reporter 
ohne Grenzen“ sprach sich erneut für die Einsetzung 
eines UN-Sonderbeauftragten für den Schutz von Jour¬ 
nalisten aus. 

(ND. 19.12.2017) 


DEUTSCHLAND SPEZIAL 


EINERSEITS: Behördlicher Eifer bei Jagd auf 
Öcalan-Bilder und YPG/YPJ-Fähnchen 
ANDERERSEITS: 500 gesuchte Neonazis 
untergetaucht oder verschwunden 

Während die Strafverfolgungsbehörden alle Energie 
darauf verwenden, Fähnchen mit dem Bild von Öcalan 
oder Emblemen kurdischer Organisationen wie PYD, 
YPG/YPJ auf Demonstrationen, Facebook, bei Ver¬ 
anstaltungen oder Wohnungsdurchsuchungen ausfin¬ 
dig zu machen und zu ahnden, können sich Neonazis 
offensichtlich darauf verlassen, unbehelligt zu bleiben. 

Wie aus der Antwort der Bundesregierung auf eine 
Anfrage der Bundestagsfraktion DIE LINKE hervor¬ 
geht, ist die Zahl nichtvollstreckter Haftbefehle wie¬ 
der gestiegen: Ende September 648 Fahndungen gegen 
501 gesuchte von den Behörden als Neonazis einge¬ 
stufte Personen. Doch die sind untergetaucht, ver¬ 
schwunden oder konnten nicht aufgegriffen werden. 
Grundlage der Informationen über rechte Gewalttäter 
sind die Polizeidatenbanken INPOL-Z sowie SIS II 
(Schengener Informationssystem, wobei in keinem 
Fall mit Prioritätsstufe 1 (Terrorismus) gesucht worden 
sei, sondern „nur“ nach den Stufen 2 und 3 (Gewaltde¬ 
likte / Sonstiges). 

In einer weiteren Anfrage ging es um Angriffe auf 
Flüchtlinge. Laut Bundesinnenministerium betrug die 
Zahl von Attacken auf Personen außerhalb ihrer Asy¬ 
lunterkünfte im ersten Quartal 318, im zweiten 324 
und von Juli bis September 425; 76 Menschen wurden 
verletzt. Somit sind 2017 bislang bei insgesamt 1.067 
derartiger Angriffe 230 Personen verletzt worden. 

(jwv. 4.12.2017) 


GBA 2017: Fast 1000 Ermittlungsverfahren 
wegen islamistischen Terrorismus eingeleitet 

Wie aus der Antwort der Bundesregierung auf eine 
Anfrage der Linksfraktion hervorgeht, hat der Gene¬ 
ralbundesanwalt (GBA) in diesem Jahr bislang 959 
Ermittlungsverfahren nach §129a/b StGB (Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen Vereinigung im Aus¬ 
land) eingeleitet, die im Zusammenhang stehen zum so 
genannten islamistischen Terrorismus. Darüber hinaus 
hat der GBA seit Jahresbeginn 151 Ermittlungsverfah¬ 
ren mit Bezug zum internationalen - nicht-islamisti- 
schen - Terrorismus eingeleitet, sechs davon betreffen 
den Rechtsterrorismus in Deutschland. 

(NDv. 11.12.2017) 

Gruppe Osmanen Germania, AKP-Abgeordne- 
ter Metin Külünk und Ankara-connections 

Die Stuttgarter Nachrichten und das ZDF-Magazin 
„Frontal 21“ berichteten am 14. Dezember über die 
politischen Hintergründe der Gruppe Osmanen Germa¬ 
nia Box-Club, (https://www.stuttgarter-nachrichten.de/ 
inhalt.tuerkisches-netzwerk-im-suedwesten-erdogans- 
vertrauter-bezahlt-waffen-fuer-tuerkenrocker.087639d1- 
5eaa-4d96-8eb6-b2d8b44d49ef.html) 

Nach Auffassung des Landeskriminalamts (LKA) 
Baden-Württemberg müsse davon ausgegangen wer¬ 
den, dass der Konflikt zwischen türkischen und kur¬ 
dischen Gruppen politische Hintergründe habe. LKA- 
Direktor Klaus Ziwey meinte, es sei zu klären, ob die 
rockerähnliche Gruppe politisch vom Ausland gesteu¬ 
ert werde: „Deshalb haben wir zum ersten Mal auch 
den Staatsschutz bei den Ermittlungen gegen diese 
Gruppierungen ins Boot geholt.“ Es sei sicher, dass die 
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Osmanen Kontakte hätten zur Union Europäisch-Tür¬ 
kischer Demokraten (UETD), die Angaben des Innen¬ 
ministeriums zufolge als inoffizielle Auslandsorganisa¬ 
tion der AKP des Recep T. Erdogan gilt. 

Der türkische AKP-Abgeordnete Metin Külünk mit 
besten Beziehungen zu Erdogan soll intensive Kon¬ 
takte zu der Osmanen Germania geknüpft haben und 
Geld an führende Mitglieder übergeben haben oder 
übergeben lassen. Dies sei aus Abhör- und Observa¬ 
tionsprotokollen der Sicherheitsbehörden hervorge¬ 
gangen. Nach Auffassung der Ermittler seien von dem 
Geld auch Schusswaffen angeschafft worden. Ziel der 
Gruppe sei die Einschüchterung von Kurden und Geg¬ 
nern des AKP-Regimes. 

„Die Bundesregierung muss dazu Stellung nehmen, 
inwieweit der Verdacht des staatlich gelenkten Ext¬ 
remismus und Spionage gerechtfertigt ist,“ so Armin 
Schuster, innenpolitischer Sprecher der Unionsfraktion 
im Bundestag gegenüber den Stuttgarter Nachrichten. 
Sollte sich das bestätigen, „dann wäre das ein Fall für 
den Generalbundesanwalt“. 

„Es darf nicht sein, dass aus Rücksicht auf die heik¬ 
len deutsch-türkischen Beziehungen diesen Vorgängen 
nicht energisch Einhalt geboten wird“, meinte der ehe¬ 


malige Vorsitzende des Bundestagsinnenausschusses, 
Wolfgang Bosbach (CDU). 

Grünen-Vorsitzender Cem Özdemir nannte den 
Medienbericht „alarmierend“, denn: „Der lange Arm 
Erdogans hat in Deutschlands nichts verloren“. 

Burkhard Lischka, innenpolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion zeigte sich überrascht, „wie 
tief verstrickt offenbar Erdogan und sein Umfeld ins 
kriminelle Milieu in der Bundesrepublik sind“. Er 
halte es für erforderlich, „dass ein Verbot von Symbo¬ 
len und einzelnen Chaptern der Osmanen Germania 
in Betracht“ gezogen und „im Zweifel der gesamte 
Rockerclub verboten“ werden müsse. 

Sevim Dagdelen, Abgeordnete der Linkspartei im 
Bundestag, sprach sich für die „sofortige Einbestel¬ 
lung des türkischen Botschafters durch das Auswärtige 
Amt“ aus. 

Laut Bundesinnenministerium sei gegen Mitglieder 
der Osmanen ein Ermittlungsverfahren bei der Staats¬ 
anwaltschaft Darmstadt anhängig. Hinweisen auf einen 
möglichen Einfluss des türkischen Staates würde nach¬ 
gegangen. 

(Stuttgarter Zeitung v. 13.12.2017/Azadi) 


GEFANGENE 


Im Monat Dezember erhielten die kurdischen politischen Gefangenen insgesamt einen Betrag 
von 824,- € für Einkauf in den JVAen. 
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